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VORWORT. ÄURSG 


Das Erscheinen des Werkes, von dem dieses Buch ein Teil ist, wird 
keinem Papyrologen eine Überraschung bereiten; denn die Verfasser haben 
ihre Absicht, eine Einführung in die Papyruskunde herzustellen, schon vor- 
längst verlautbart. Es scheint sogar einer Rechtfertigung zu bedürfen, daß 
sie ihr Versprechen nicht schon früher eingelöst haben. Indessen darf von 
einer solehen wohl abgesehen werden im Hinblick darauf, daß die Ver- 
zögerung im Interesse der Sache selbst keineswegs zu bedauern ist. 

Es ist das im Wesen eines jugendlichen und sich rasch entwickelnden 
_ Wissenszweigs, wie die Papyruskunde ist, von selbst begründet. In den 
Anfängen dieser Disziplin haben sich ja ihre Grundlagen von Jahr zu 
Jahr verändert und verschoben; was hätte ein Buch zu bedeuten gehabt, 
welches den ursprünglichen Stand unserer Kenntnisse wiederspiegelte ? 
Wer den rapiden Zuwachs miterlebt hat, den das Urkundenmaterial im 
letzten Dezennium erfuhr, der wird nicht verkennen, daß ein vor zehn. 
Jahren geschriebenes Lehrbuch schon binnen kurzer Zeit an jedem Punkte 
versagt hätte. Nun geben wir uns ja keiner Täuschung darüber hin, daß 
auch das heute verfaßte von dem Fortschritt der Wissenschaft bald über- 
holt sein wird; doch dürfte das kaum in dem Maße der Fall sein, als es 
sonst geschehen wäre. Denn an vielen Stellen sind heute unsere Kennt- 
nisse schon so weit befestigt, daß sie einer eigentlichen Umwälzung nicht 
mehr ausgesetzt sind. 

Im einzelnen ist freilich überall noch große Vorsicht erforderlich, und 
ich hoffe, daß ich es an derselben nicht habe fehlen lassen. Meine Auf- 
merksamkeit war in erster Linie darauf gerichtet, dem Leser nicht Vor- 
stellungen einzuflößen, welche im Augenblick, wo er das Buch liest, schon 
widerlegt sein könnten. Ganz läßt sich ja diese Gefahr nicht vermeiden, 
wenn man um den Stoff nicht bloß herumgehen, sondern ihn ernstlich 
angreifen will, und schon darum wird auch in Hinkunft dem Unerfahrenen 
die Leitung eines sachkundigen Lehrers unentbehrlich bleiben. Im übrigen 
aber habe ich vor allem die Vorsicht beobachtet, ganz unsichere Gebiete 
lieber überhaupt nicht zu betreten, als den Unkundigen der eminenten 
Gefahr der Irreführung auszusetzen. Aus diesem Grunde habe ich davon 
abgesehen, alles zu erörtern, was sich in den Bereich des juristischen 
Teils hätte einbeziehen lassen. Wichtige Lehren, wie die von der Natur 
des Eigentums und sonstiger dinglichen Rechte im gräko-ägyptischen 
‚Recht, von der Geschäftsfähigkeit nach peregrinischem Recht, vom Straf- 
prozeß und Asylrecht u.a., habe ich beiseite gelassen oder doch nur ge- 


streift und mich darauf beschränkt, eine Anzahl der wesentlichsten und 
q* 
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IV Vorwort. 


dabei schon jetzt annähernd übersehbaren Institutionen in geschlossenen 
Gruppen vorzuführen. 


Besondere Reserve ist stets dort geübt, wo es sich um etwaige Zu- 


sammenhänge der griechisch-römischen mit der national-ägyptischen Rechts- 
entwicklung handelt. Da ich des Demotischen nicht mächtig bin, hätte ich 
auf diesem Gebiete doch bloß eine eklektische Wiedergabe fremder For- 
schungen geboten, die zu kontrollieren ich nicht in der Lage war, und 
die weitgehenden Meinungsverschiedenheiten, welche bei den Interpreten 
demotischer Urkunden noch immer hervortreten, mahnen zu besonderer 
Vorsicht. Ich habe darum auf die Literatur des ägyptischen Rechts zwar 
an den Hauptpunkten hingewiesen, mich aber jeder Stellungnahme zu 
ihren Resultaten enthalten. Wenn mancher finden wird, daß ich hier zu 
weit gegangen bin, so ist dem zu entgegnen, daß durch die beigegebenen 
Literaturzitate jedem ermöglicht ist, sich über den Stand der demotischen 
Wissenschaft näher zu informieren. 

Größer als nach der ägyptologischen Seite hin war für mich die Ver- 
suchung, die Zusammenhänge zwischen dem Recht der Papyri und dem 
des klassischen Griechenlands zu verfolgen; hier war ein festerer Boden 
gegeben. Wenn ich mir auch dieses Ziel derzeit noch nicht gesteckt habe 
— einzelne Verweisungen finden sich übrigens mehrfach —, so lag der 
Grund teils darin, daß dadurch die an sich schon nicht geringe Aufgabe 
allzusehr erweitert worden wäre, und mehr noch in der vielfach bestehen- 
den Unsicherheit darüber, an welches der griechischen Partikularrechte 
anzuknüpfen war. Denn im Gebiete des Hellenismus laufen die verbin- 


denden Fäden vielfach durcheinander und es wird noch mancher Unter- 


suchungen bedürfen, bis hier die Entwieklungsreihen im einzelnen fest- 
gestellt sein werden. >; 


Innerhalb des so gesteckten Rahmens war es allerdings mein Bestreben, 


jede Lehre möglichst vollständig darzustellen. Nur legte mir die Rücksicht 
auf einen erträglichen Umfang des Werkes manche Beschränkung auf; 
hätte ich untergeordnetes Detail oder Streitfragen nicht in Anmerkungen 
oder auch durch Verweisung erledigt, so wäre der Umfang der Grundzüge 
leicht auf das Doppelte angeschwollen. Die riehtige Grenze zwischen den 
Anforderungen der Kürze und jenen der Deutlichkeit einzuhalten ist frei- 
lich sehr schwierig. Beispielsweise hätte es gewiß seine Vorteile gehabt, 
jedem Stück in der Chrestomathie eine Darstellung des zugrundeliegenden 
Tatbestands zu geben. Aber auch dies hätte das Buch zu sehr belastet. 
Auch mußte es vermieden werden, dem Leser das Studium allzusehr zu er- 
leichtern; er soll vielmehr die (zu jedem Stück an der Spitze angeführte) Lite- 
vatur selbst nachschlagen, ebenso die Einleitungen der Herausgeber (welche 
ich regelmäßig nicht besonders zitiert habe). Vor allem empfiehlt es sich 
natürlich, bei jeder einzelnen Urkunde die Partie der Grundzüge, zu deren 
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Illustration sie dient, nachzulesen; öfters ist schon [in der Überschrift 
der Nummer auf dieselbe hingewiesen. Bei fundamentalen oder schwer zu 
interpretierenden Stücken ist übrigens die Einleitung eine ausführlichere. 

Außerdem sind schwierigere Worte der Texte in den Fußnoten erläutert. 
Da es jedoch nicht zulässig war, die Erläuterung für dasselbe Wort an 
jeder Stelle zu wiederholen, möge der Anfänger, wo sie fehlt, nach dem 
den Grundzügen beigegebenen Register die Stelle nachschlagen, wo sie 
gegeben ist. 

Eine der wichtigsten Aufgaben war die Kritik der Texte. Was mir 
an Nachträgen zu diesen bekannt war, ist bei jeder Urkunde an der Spitze 
angegeben und je nach dem Grade seiner Sicherheit im Text oder den 
Anmerkungen aufgenommen worden. Dabei mag ich allerdings manches 
übersehen haben, was in Rezensionen oder Monographien verstreut liegt 
und werde für bezügliche Nachweisungen sowie für jeden sonstigen Hin- 
weis auf wünschenswerte Verbesserungen im Hinblick auf die Möglichkeit 
einer späteren neuen Auflage sehr dankbar sein. Natürlich ergaben sich 
bei der Nachprüfung der Texte auch manche neue Vorschläge; einige 
Urkunden, namentlich aus der benachbarten Berliner Sammlung, konnte 
ich auch am Original revidieren. Die Änderungen, welche sich nach alle- 
dem gegenüber den Editiones principes ergeben, sind dort, wo es sich um 
bereits veröffentliche Nachträge handelte, grundsätzlich bei der einzelnen 
Stelle nicht mehr vermerkt. Das Gegenteil gilt von unveröffentlichten; 
denn hier war es geboten, die Abweichungen von den gangbaren Lesungen 
als gewollte zu erklären. 

Herzlichen Dank spreche ich den Gelehrten aus, welche bei der Nach- 
prüfung zweifelhnafter Stellen an den von ihnen verwalteten Urkunden mir 
hilfreiche Hand geliehen haben; A. S. Hunt, F. Kenyon und H. J. Bell, 
G. Vitelli, F. Preisigke, P. M. Meyer und W. Schubart haben meinen An- 
fragen stets aufs bereitwilligste entsprochen und U. Wilcken hat mir die 
Ergebnisse seiner auf vielen Studienreisen unternommenen Revisionen 
namentlich ptolemäischer Papyri sowie manchen sonstigen Vorschlag zur 
Verfügung gestellt. Besonderer Dank gebührt G. Smyly und J.C. Naber. 
Der erstere hat auf mein Ersuchen den P. Petrie 3, 21(g) einem erneuten 
Studium unterzogen und es dadurch ermöglicht, daß die Chrestomathie 
denselben (unter 21) in einer Gestalt bringt, in der dieses wichtige Stück 
an den Hauptpunkten durchsichtig geworden ist. Der letztere hat mir in 
entgegenkommendster Weise noch vor anderweitiger Publikation die Neu- 
lesungen überlassen, welche er jüngst an den lateinischen Papyri BGU 
611 und 628 (370 und 371 der Chrestomathie) nach den in Berlin be- 
findlichen Originalien hergestellt hat. 


Leipzig, im Juli 1911. 
LUDWIG MITTEIS. 


INHALTSVERZEICHNIS. 


Seite 
DESLOTENS u m a ae te ee II | Nachträge und Berichtigungen. . . 
Inhaltsverzeichnis. . . . : .. . - N: | Erklärung der Zeichen ..... 
EINLEITUNG . . . Dres 
Kar. L. PROZESSRECHT DER PTOLEMÄERZEIT. 

I. Gerichtsverfassung. Gerichts- B. Einzelbeamte; fraglich ob sie 
herrlichkeit des Königs mit stän- eine wirkliche Gerichtsbarkeit 
diger Delegation bestimmter Be- ausüben ww ee 
hordan'ı.. 1.10 EMI 1 C. Spezialkompetenzen .... . 

Die bei der Ausübung der Ge- II. Das Verfahren vr 
richtsbarkeit funktionierenden Be- 1. Die Eingaben: &vrevfsıg und 
hörden: DrMOWvNiLTO 0 
A,"Spruchköllegien.. .. .. vn 3 2. Verfahren über die &vrevgsıs . 

a) in deryag« (Laokriten, Chre- 3. Die Ladung: zeöoxAncıs und 
matisten, xowwodixıov, Zehn- amtliche Ladung. ...... 
männergeficht .... ..» 3 4—6. Weitere Entwicklung des 

b) alexandrinische Gerichtshöfe Prozesses, Urteil, Zwangsvoll- 

und der &eyidıxaoıns . .. 8 streckung . .„ 2 See mr 
Anhang. Strafprozeß ....... 


Kar. I. RÖMISCHER KOGNITIONSPROZESS (IN ZIVILSACHEN). 


I. Gerichtsverfassung.. .... . 
1. Der Praefectus Aegypti 

2. Beschränkte jurisdiktionelle 

Kompetenzen (Juridieus, ’Aeyı- 

DINRELEEN 1. 

3. Beamte mit polizeilicher oder 

friedensrichterlicher Funktion . 

. Der Exirgomog Tod idiov Adyov 

SBHilisbeamter 4 eg 
. Der Defensor Civitatis . 

7. Kirchliche Gerichtsbarkeit 

HADnaaVersahren. ri nr 

A. Die verschiedenen Arten der 

_ Libelle 


oo ar 


WR a a ee 


24 


1. Die Eingaben um polizei- 
lichen oder friedensrichter- 
lichen Schutz. ; 

2. Eingaben behufs isjeitane 
des gerichtlichen Verfahrens 
(Ladungen auf den Konvent, 
Eingaben an den Präfekten) 

Veränderungen im 4. Jahrh. 

B. Die Entwicklung des Verfah- 
rens im einzelnen 

1. Ladung , „(ER 

2—3. Beginn der Verhandlung 

4. Judices pedanei. ..... 

5—6. Urteil und Zwangsvoll- 
streckung 


u. m 


ee Se BE Bis 


16 


18 
21 


32 


Inhaltsverzeichnis. 


Kır. III. DIE URKUNDE. 


Berherntung. . .-... 2:2... 
Zeugnis- und Dispositivurkunden 
Objektive und subjektive Ur- 

kunden 

Öffentliche und private Urkunden 

I. Die einzelnen Urkundsarten 

der ptolemäischen und der 

früheren Kaiserzeit 

1. Die demotischen Urkunden . . 
2. Die griechischen Urkunden . 

A. Privaturkunden (Syngrapho- 

phylaxurkunde und ovyyoa- 

pN EEaudervoog; xsıEöyor- 

pov, ündurnue) 

B. Öffentliche Urkunden (Ago- 

ranomen- resp. yo«pelov-Ur- 

kunde und deren Verwah- 

rung; 0vyXaeno1S- re 

dıLayoapn roanegns) . 
3. Römische Urkunden 


u, u en e 


warnen a, .% 


wreglar dee 


Seite 


52 


II. 


IV. 
. Innen- und Außenschrift . 77 
. Besteuerung und Registrie- 


vo 
Seite 
Nomenklatur und Stil der : 
Urkunden: tr NN er, 73 
Begriff von ovyyoa@gprn und öuo- 

N ee er 73 
Signalement der Parteien . . 75 
Stipulationsklausel. ... . . 76 
Lokale Stildifferenzen . . . . 76 

Fiskalmulten. 2: 76 


rung der Urkunden .... 78 
Das EyxoxAıov und die dvayoapn 79 
Alexandrinische dnuociwscıg der 

zsıodygapa (seit Beginn der 


Kar. IV. DAS GRUNDBUCH. 


Die Bıßlodrien Eyarjoeov und ihr 
Gegensatz zum Steuerkataster. 

I. Äußere Organisation derBi- 
Bebisorneken vi „I... 20% 
II. Aufgabe der Bßıßkıodnan 

Bad... 2... nn 
III. 
VorBaltmiB80 . . 2 2 20.20. 
Verfahren bei der Eintra- 
gung 
1. Hoooayyekta 
2. ’Eniorolua . 


IV. 


ee ac te ei re 
Be en in ea a Ne 


ee N Here 


Erster Teil. Schuldverschrei- 
ne ie 
I. Subjekte des Schuldverhältnisses. 

Alımkeyyvor 
| II. Übertragung der Forderung . . 
. Abstrakte Versprechen. Das fin- 

BERIS dErOR ati. 
. Zinsen und njuıdAıov 
\ V. Die Exekutivurkunde 
| 1. Ihre Formulierung 
2. Ihre Herkunft 


a ee 


Muse * 


TEILE 


Die zu verbuchendenRechts- 


90 


93 


96 


96 


97 


97 
98 


Kar. V. SCHULDVERSCHREIBUNGEN UND PFANDRECHT. 


Kalserzpi kant "% 82 
Bedeutung derselben. .. . . 82 
Die beiden alexandr. Archive 84 
Zweifelhafte Stücke... . . 86 
VO. Die Urkunden der byzanti- 
BIncheshalt., Bee rare, 87 
3. Das ovyyonuerigev. . . . . 99 
A. Aroypaon 2 en en. 99 
5. Eintragung. Innere Einrich- 
tung der Bibliothek. Urkun- 
densammlung und dJiaorew- 
RE Er ee 101 
6. Gesuche um rzaod#ecıg . 103 
7. Die General-&royoagati . 105 
V. Rechtliche Bedeutung der 
Binbragung 7. 0.0 106 
VI Von den Katökengrund- 
stücken insbesondere... 111 
3. Sie verschafft parate Personal- 
und Realexekution. Die &yo- 
DENTR By oo 121 
5. Verfahren aus der Exekutiv- 
urkunde. Das dıaoroAındv und 
dessen Erledigung und Zu- 
stellung. Avtigencıs. Voll- 
streckung rechtskräftiger dı«- 
DE RLA PER REETEITERTE LE 122 
Zweiter Teil. Das Pfandrecht 129 
Kinletung st ne 129 


va 
Seite 
I. : Terminologie...» : : eo.» 131 
II. Gegenstand des Pfandrechts. . 132 
II. Arten des Pfandrechts 132 
A. Fiduziarische Eigentums- 
übertragung . . .»... - 135 
B. Hypothek und Hypallagma 141 
C. VerhältnisvonHypothekund 
Sicherungsübereignung 151 
IV. Nutzung des Pfandes. .. . - 152 
V. Verpfändung für mehrere For- 
derungen desselben Gläubigers 
und Pignus Gordianum. . . 157 
Kar. VL 
A. Kauf von Immobilien 167 
I. Nationalägyptisches Recht 167 
II. Gräko-ägyptischer Kauf. Ge- 
spaltener und einheitlicher 
ER 172 
1. Gespaltener Kauf; &v7 (me&- 
cı) und araypapr oder 
TRERXBENUS. 2 re. 174 
2. Einheitlicher Kauf . 179 
AVorkommen., u 2, 179 


= 63 


Inhaltsverzeichnis. 


VI. Wirkung von Teilzahlungen. . 

VII. Pfandvollstreckung. ..... 

1. Erfordernis eines Vollstrek- 

kungstitels 

2. Vollstreckung in das md 

Aayua. Seorolndv mit mög- 

licher &vrigenoss. "Evsyvgaoie 

3. Vollstreckung in die özo- 

run. Keine Evsyvoaole. Jux- 

oroAnov mit möglicher &v- 

tioonsıs. "Eußadeie. ’Em- 
naraßoAn Y% 


KAUF. 


B. Form und Inhalt .. . 

3. Perfektion desKaufs. ’Aoga- 

Bor. SW Bee 

4. Vollziehung der Leistungen 

5. Die Psßeiocıg insbesondere 

B. Kauf von Mobilien..... 
1. Kauf von Mobilien außer 
Sklaven 

2. Kauf von Sklaven. ..... 


ou 0 #0. . ee ee 


Kır. VII. GRUNDSTÜCKSPACHT. 


1. Form der Pachtkontrakte 


195 | 2. Inhalt derselben 


Kır. VII. EHERECHT. 
I. VomenchorischenEherecht 200 | IV. Von der Mitgift insbeson- 


1. "Eyyoxgpos und &yoapog yauos. 
Probeohe... ur 2 wage ee 
"A. Der &yoagog yduos . . . 

B. Der Eyyoaupos yduos . . 
II. Die reingriechischen Ehe- 
ERNETDEIE nen 
1. Aufzählung der hierhergehöri- 
Ben BADyTE 5.00 0 
2. Inhalt derselben . ..... 


II. 
kontrakte der Kaiserzeit . 


Kar. 


I. Das enchorische Recht . 

II. Griechisches und gräko- 
ägyptisches Recht. Einlei- 
tendes 


a He I a De a a Te N a N 


Die gräko-ägyptischen Ehe- 


217 


dere. . „U Vs 
1. Degvn und nugdpeove.. . . 
2. Rückstellung der geov7 . . 
3. Keine fiktive gpsevj nach- 

weisbar: „ 2 See 
4. Bsovn) und Erbrecht. 

V. Eheschönkungr 
VI Verfügungsgemeinschaft.. 
VI. Das Eherecht der byzanti- 

nischen Papyri 


IX. ERBRECHT. 


231 | 


2. Erbvertrag und elterliche Tei- 
lung 

1. Erbvertrag TPrrrEEE 

2. Elterliche Teilung. .. . 

II. Römisches Erbrecht ... 


Inhaltsverzeichnis, 


Kar. X. VORMUNDSCHAFT. 


Seite 
I. Arten und Terminologie IV. Berufung zur Vormund- 
der Vormundschaft . 248 schaft er ee 
I. Voraussetzungen der Vor- V. Führung der chandı 
ndschaft .. ...... 251 AAN er Be 
II. Fähigkeit zur Vormund- 
20 Fer EEE 252 
Kar. XI. VERSCHIEDENE RECHTSGESCHÄFTE. 
eDenositum, .. .-. . 257 VI. Freilassung 
II. Receptum nautarum. . .. 259 FErAdoptiontli.. x > 
IH. Vollmachten und Stellver- | VII. Diverses. Auslobung. a 
LE ER 260 vieh- Vertrag. Kompromisse. 
IV. Bürgschaft. . 264 | Erbzinsrecht. Emphyteuse. Kre- 
wererlamgaveriräge ... .. 270 ditentziehung . 
Kar. XII. GESETZE. 
Berrelemäisch.. ... . 277 und Caracalla über die &x- 
1. Lille 29 (über das Sklaven- ET: 9 ae aa 
Be. ic 277 8. P. Amh. 83. Reskripte der- 
nn. gg selben Kaiser, unbestimmten 
N EI Inhalts. t 
2. BGU 611. Orationes prineipum 9. Reskripte BeleinenKaifer her 
über das Alter der Rekupera- ERAAERAI, Se 
: gung vo ge 
voren und die Tergiversation 10. Giss. 40. Die Constitutio An- 
im Strafprozeß . 279 a 
3. BGU 628. klicken Rdikt 11. Teb. 285. Be von a 
über die Appellation . 280 dian III. über die Professio 
4. P. Cattaoui 1 Recto. Verbot liberorum 
der Soldatenehen . ..... 281 12. Amh. 27. Zwei Be aus 
5. BGU 140. Epistola Hadriani der diokletianischen Zeit 
über das Erbrecht der Sol- 13. Lips. 44. Reskript von Diokle- 
datenkinder at 0 286 tian und Maximian an eine 
| 6. P. Straßb. 22 Verso. Bestim- Synodus xysticorum et thyme- 
| mungen über die Praescriptio NOTE a EN 
lonsatemporie.. »..2... 286 14. Cairo 67 024—29. 
7. BGU.473. Reskript von Severus sche Reskripte . . 
INDICES. 


I. Wörterverzeichnis 


292 | I. Quellenverzeichnis. ... . 


IX 


271 
274 


275 


287 


288 
288 


288 


290 


290 


290 


290 


NACHTRÄGE UND BERICHTIGUNGEN. 


8.11 Anm. 5. Eine weitgehende Exemtion von der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
(und Unterstellung unter die Administrativgerichtsbarkeit) wird jetzt für 

| die BaoıAınoi yewoyol von Rostowzew, Kolonat S. 69 fg. angenommen. 

S, 14 Ziff. 2. Zu dem dem Prozeß vorausgehenden Vergleichsversuch s. auch die 
Inschrift aus Aegina (2. Jahrh. v. ©.) bei Dittenberger, Syll. Or. Nr. 3291.11, 
wo vom dsıordrng von Aegina rühmend berichtet wird, daß er die meisten 
Angelegenheiten zu schlichten versuchte, und nur wo dies versagte auf die 
mooordyuare nel robg vouovg verwies (T& utv mAsiora |meılowusvov avAdeıv, 
todg Ö8 u[n] SvAAvousvovg dvantvnov[ros]). Vgl. auch Wileken, Arch. 3, 335. 

8. 14 Anm. 2 lies &midodEv statt &midwdEv. 


. Dr 
nk a ee ee 


8.28. Zu den Epistrategen vgl. neuestens Martin, Les epistratöges (Genf 1911) 


bes. p. 157 fg. 

S. 33. Zu den Eingaben mit der Bitte um Ansetzung auf den zareyweıouög vgl. 
jetzt auch Zucker, Philolog. 69, 449, welcher sich zu meiner in den Sächs. 
Sitz.-Ber. und im Text vertretenen Ansicht zustimmend äußert, jedoch 
in manchen Stücken auch die Bitte um Autorisation zur Haussuchung er- 
blicken will (a. 0. 456—8). 


| 


4 


& 
2 


S.33 Anm. 2. Zu den von mir in den Sitz.-Ber. S. 63 angeführten Doppelein- | 


gaben können auch die auf denselben Tatbestand bezügliehen Papyri Gen. 16 
und Cattaoui II (ed. Barry, Bull. de l’Inst. frang. d’archeol. orient. 3 p. 1—-16 
[Sep.-Abdr.]) gezählt werden, von denen der erste an den Centurio, der 
zweite an den Strategen gerichtet ist. Im Wortlaut bestehen hier freilich 
beträchtliche Differenzen. 

S. 47. Zur Literatur über das Urkundenwesen ist mittlerweile die eingehende 
und gründliche Schrift von Berger, Die Strafklauseln in den Papyrus- 
urkunden, Leipzig u. Berlin 1911, hinzugetreten. ee 

8.51 Anm. 2. Fraglich bleibt es, ob man den in Oxy. 722,31 (358) auftretenden 
yvaorng ig EAevdegw|oewg| als Identitätszeugen betrachten darf; er be- 
zeichnet sich eben nicht wie der yv@ore duportowv in Oxy. 496,16 als 
yvoorno der Parteien. 

Der Schlußsatz dieser Anmerkung soll natürlich nicht sagen, daß ich 
die Auffassung des ümoygagpevg als Identitätszeugen billigen würde; denn 
dieser erscheint nur bei den Rechtsgeschäften der Schreibunkundigen und 
ersetzt nur den in ihrer Handschrift liegenden indirekten Identitätsbeweis. 

5.58 Z.16 von unten. Hinter den Worten „in der Thebais“ schalte ein „und 
im benachbarten hermupolitischen Gau“. Denn die von mir selbst 8.61 A.4 
Alinea 2 angeführten anonymen hermupolitanischen Akte der Sammlung 
Reinach Nr. 8. 12. 23. 25. 26 müssen für agoranomische Notariatsakte an- 
gesehen werden, zumal Nr. 12, 5. 13, 8. 25, 8 solcher für Hermupolis (in 
referierender Weise) Erwähnung tun. 

3. 64 Anm. 3 Z.2 von unten: lies „unseren“ statt „unserem“. 

8.65 2. 3fg. von oben. Zu den sioöusve oder &voygapel (ich glaube eher zu 
den ersteren) ist jetzt auch das jüngst von Preisigke, Griech. Urk. des ägypt. 
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Mus. zu Cairo, 1911 (= Schr. der wiss. Ges. in Straßburg, Heft 8) unter 

Nr. 31 veröffentlichte umfangreiche Stück anzuführen. 

65 Z. 13 von oben: lies „Notariatsämtern“ statt „Notaritätsämtern“. 

78 Z. 24 von unten. Die Worte „und die Verpfändung“ sind hinter die Worte 
„des Objekts“ zu stellen. Denn die Verpfändungssteuer beträgt nur 2%, 
(8. 142). 

79 Anm. 2. Weitere Ausführungen über den Zeitpunkt der &yxVxAıov-Zahlung 
beim Kauf s. S. 183/4. 

95 A. 3. Aus dem erst jetzt von Vitelli und Wilcken in Bd. I unter 341 voll- 
ständig publizierten Florentiner Papyrus ergibt sich, wie Wilcken Bd. I 
S. 306 bemerkt, daß idımrıann und idıöxrnros yij nicht, wie wir bisher an- 
nahmen, identisch sind, sondern letztere eine Unterart der ersteren ist. 

96 Anm. 5 Z.1 von unten: 1. RPR statt CPR. 

106 fg. Über die juristische Bedeutung der Eintragung im Grundbuch s. neuer- 
dings noch Partsch, GGA 1910, 754 fg. und Costa, Rendiconti dell’ Accad. 
di Bologna Cl. di sc. mor. sezione giur. vom 20. Januar 1911. 


.114 Alinea 2. Die beiden Sätze: „Dagegen ist — für den Rest als Bürge“ 


sind zu streichen, da ich mich (vgl. S. 268) schließlich doch dafür ent- 
schieden habe, der griechischen Bürgschaft noch für die spätere Zeit einen 
wenn auch nicht mehr stark ausgesprochenen Charakter der Subsidiarität 
beizulegen. Die übrigen a. O. gegen Bortolucei vorgebrachten Argumente 
bleiben natürlich bestehen und reichen vollkommen aus. 


.129. An Literatur des Pfandrechts vgl. neuestens noch B. Schwarz, Hypothek 


und Hypallagma, Leipzig 1911- 


. 150. Ein weiterer Fall, wo einem Schuldner behufs Sicherung der Einbring- 


lichkeit bloß die Veräußerung einer Sache (ohne ausdrückliche Verpfändung) 
verboten wird, findet sich in dem neuerdings von Milne publizierten P. Ha- 
wara 224 (Arch. 5, 389). 


.163. Einen auf die dvav£ooıg der Hypotheken bezüglichen Papyrus bringt so- 


eben P. Oxy. Bil. 8 in Nr. 1105 (lin. 20/1); daselbst wird für die d. eine 
Jährliche Steuer gezahlt. Das würde mit dem 8.163 A.1 Alin.2 erwähnten 
französischen System gut übereinstimmen. 


.175. Ein mit Zmgiero beginnendes einfaches Protokoll zeigt neuerdings auch 


P. Cairo 37 (ed. Preisigke), 3. Jahrh. v. C., Herkunft unbekannt. 


.192 Anm. 7 Alin. 2. Zu Lond. 229 vgl. auch Schulten, Hermes 32, 274 fg. 
.194 Anm. 2. Wichtig für die &re«py-Frage ist der unedierte P. Straßb. 79, wel- 


chen Kübler mir eben (nach Lesung von Preisigke) mitteilt und in Sav. Z 
Bd. 32 besprechen wird. 


Erklärung der Zeichen. 


[ ] bedeutet Ergänzung einer Lücke im Papyrus. 

< > bedeutet die Einschiebung ausgefallener Buchstaben. 

<% > bedeutet Buchstaben, die im Original unrichtigerweise stehen. 

E ] bedeutet Buchstaben, die schon im Original gestrichen sind. 

Fette Ziffern bedeuten die Nummern der Chrestomathie; normale und aufrechte 


‚die Seiten der Grundzüge, normale und schrägstehende jene der Chrestomathie. 


EINLEITUNG. 


I. Schon in der Pharaonenzeit ist die Bevölkerung Ägyptens keine 
vollkommen einheitliche, sondern von einem Einschlag fremdländischer 
Elemente, wie Perser, Juden u. a. durchsetzt. In viel höherem Maße je- 
doch setzt die Verschiedenheit der Nationalitäten mit der griechischen 
Eroberung ein. Seit dieser Zeit ist es namentlich der Gegensatz des 
griechischen und des nationalägyptischen Volksstammes, welcher sich im 
Rechtsleben überall bemerkbar macht. 

Denn beide Stämme gehen vom Prinzip der Personalität des Rechts 
aus, und dieses Prinzip wird auch durch die ptolemäische Regierung voll- 
kommen anerkannt, was sich unter anderem auch darin äußert, daß es 
den Ägyptern gestattet blieb, vor einheimischen Notaren in demotischer 
Sprache zu kontrahieren (8. 52/3), sowie daß für rein ägyptische Prozesse 
die nationalen Gerichtshöfe der “Acoxgiraı” kompetent blieben (8. 3). 
Demgemäß unterscheidet die ptolemäische Jurisprudenz zwischen dem 
nationslagypläschen, enchorischen Recht, welches 6 tg x&oag oder Exı- 
x&gL0g oder Eyywgrog vöuog genannt “ und den zoAırıxoi vduoı.!) 

Letzterer Begriff ist freilich nicht auf den ersten Blick durchsichtig. 

Bis vor kurzem betrachtete man, unter Ablehnung älterer Deutungen ?), 
die zoAırıxoi v6woı als das vom ptolemäischen Staat ausgehende Recht. 
Das griechische Personalrecht dachte man sich dabei als von den „poli- 
tischen Gesetzen“ mit eingeschlossen, aber nicht mit ihnen identisch. 

Neuerlich ist jedoch der ansprechende Vorschlag gemacht worden, iz 
den moAırıxot vöuoı nicht das Recht des Gesamtstaats zu erblicken, son- 
dern bloß die von diesem nur anerkannten Ordnungen der griechischen 
Bevölkerung. Ausgangspunkt ist dabei die an sich einleuchtende Ve 
mutung, daß der Ptolemäerstaat nach der Besiedlung des Landes mit grie- 
chischen Kolonisten Anlaß hatte, wie den Ägyptern (s. unter II), so auch 
den Griechen ihr Recht zu verbriefen. Und zwar soll dies, wie weiter 


1) Der Gegensatz ist besonders deutlich in Tor. 1 Col. IV 17. VI 3 und VI 9% 
cf. Teb. 5, 216--220. S. noch Oxy. 237 VIII 34. An Literatur vgl. Brunet de Presle zw 
P. Par. p. 355; Robiou, Me&moire p. 340; Revillout, Chrest. dem. 1 p. 106; Mitteis 
Reichsrecht p. 50; Naber, Arch. 3 p. 7; Bouch6-Leclereq, Hist. des Lagides 4, 7öfg 

2) Ältere unrichtige Erklärungen bei Peyron zu Tor. 1 p. 164 und Lumbroso | 
Recherches p. 84. ; 
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angenommen wird, nicht für die Nationalität als ungeteiltes Ganzes ge- 
schehen sein. Vielmehr setzt der Begründer unserer Hypothese, W. Schu- 
bart!), voraus, daß die Kolonisten nach örtlichen Ansiedlungsgruppen zu 
Verbänden zusammengefaßt worden sind, deren jeder seine Satzungen (reli- 
giösen und rechtlichen Inhalts) erhielt. Diese Satzungen, die übrigens 
keineswegs eigentliche Autonomie in sich schließen?), mochten eben wegen 
ihrer Beziehung auf jene Verbände moAırızoi vouoı genannt werden. In 
der Tat ist es einleuchtend, daß sich das Beiwort ‘woAırıxdg’ auf solche 
Organisationen sehr wohl beziehen läßt, während es für das Recht des 
Gesamtstaates auffallend wäre. Denn der Staat ist keine zöAıe. 

Mitunter werden von den zo4ırıxoi vduoı die dLayoduuere, TOOOTEY- 
uer« und dıogd@uare unterschieden.?) Diese sind zweifellos königliche, 
für den Staat als solchen geltende Gesetze. Daß sie den vouoı entgegen- 
gesetzt werden, erklärt sich vortrefflich, wenn diese bloß bestätigte Sta- 
tuten der Kolonistengruppen waren. Faßt man freilich mit der bisher 
gangbaren Lehre auch diese als Staatsgesetze, so ist ein Gegensatz zu den 
dıeyoduuare usf. nicht zu finden. Aber gerade dies ist ein Indiz für die 
Richtigkeit der bezeichneten Hypothese.*) 

II. Die Kodifikation der xoAırıxol vöuo: ist uns nicht direkt bezeugt. 
ae en das enchorische Recht von den ptolemäischen Königen einer 


1) Klio 10, 41 fg. 
2) Solche ist vielmehr nur einzelnen rein griechischen Städten verliehen worden 
(Bd. IS. 13 und 17). 

j 3) Am ausführlichsten Par. 62 16/7: xar& rovg vouovg xal r& diel|yoduuare xal 
_ T& woloordyuare nel ra dıogdmucre; vgl. ferner Petr. 3, 21 (g), 46 fg. [21]: öo« re u 
 £orıv Ev rois dınyoduuaoım, [KAA’ Ev roig molAırıxois vöwoıs; cf. Lille 29 I 10—12 (369). 
Vgl. auch Grenfell zu Revenue laws p-91; Jouguet und Lefebvre zu P. Lille 29 p. 131. 
4) Über die weitere Frage, wie sich die Begriffe von dıdyozuue, modorayug, 
 diöedoux untereinander verhalten, sei hier nur kurz bemerkt, daß der Gegensatz 
der beiden ersteren (deutlich in Teb. 5, 264: xar& T& mooordyuare nal T& dıayodu- 
were) vielleicht zunächst ein formeller ist. Das wooorayu« (entsprechend dem römi- 
' schen Mandatum) dürfte durch die Form der an einen oder alle Beamten adressierten 
 Instruktion gekennzeichnet gewesen sein, wie z.B. in den Inschriften aus Durdurkar 
_ (Dittenberger, Syll. Or. 1 n. 224, 3 cf. 13 fg.) und Didymoi (Dittenb. 1. c. 225, 33 fg.) 
solche Instruktionen so genannt werden. ZJıayoauue ist vermutlich im Gegensatz 
dazu ein nicht an die Beamten, sondern an das Volk gerichtetes Edikt. Ob freilich 
_ dieser Sprachgebrauch durchgängig ist, läßt sich fragen; insbesondere in der römi- 
| schen Zeit werden auch Edikte der Statthalter meoor«yuar« genannt (z.B. das Edikt 
des Gn. . Vergilius Capito, Dittenb. 1. c. 665, 2 cf. 15 fg.). — Wahrscheinlich ist ferner, 
| daß man ein Regulativ desto eher als nei abfaßte, je mehr es über das Gebiet 
_ des internen Dienstes hinaus in die Verhältnisse der Untertanen unmittelbar eingriff; 
doch ist die Grenze auch hier keinesfalls als bindende zu denken, wie das A 
‚über die Verjährung, Tor. 1 IV 30, zeigt. — Unter diogdwuare scheint man die perio- 
‚disch wiederkehrenden Revisionen gewisser Verordnungen zu verstehen, deren Inhalt 
_ wechselnden Verhältnissen angepaßt werden mußte, wie z. B. der Regulative über 
Monopolpachtungen u. ä. (vgl. Wilcken, Ostraka 1, 514). — Zweimal (Tor. 1 VII 9, 
-Teb. 6 I 23) heißen Verordnungen auch ınplsuaere, was Schubart a. 0. 45 fg. auf die 

' Beschlüsse von politischen Organisationen der Griechen bezieht. 
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solchen unterzogen worden ist, lehrt Tor. 1 IV 17fg.; hier werden in 
einer Verhandlung ‘ufon dx tod rg yaoas vouov’ zur Verlesung ge- 
bracht. Dies kann wohl nur eine von der damaligen Regierung her- 
rührende Sammlung der von ihr anerkannten ägyptischen Gesetze sein. 
Zwar hat es schon in der Pharaonenzeit ägyptische Kodifikationen oder 
doch Teilkodifikationen gegeben, unter denen namentlich jene des Königs 
Bokchoris (Bekenranf) aus dem achten Jahrhundert einen beträchtlichen 
und nachwirkenden Einfluß auf das Vertragsrecht (wsol r®v ovußoAalov) 
genommen hat.!) Daß aber der Turiner Papyrus eine Neuredaktion durch 
die hellenistischen Könige voraussetzt, ergibt schon der Umstand, daß die 
Gesetze vor einem griechischen Beamten verlesen werden, also jedenfalls 
in griechischer Sprache; außerdem wäre die Anerkennung der Gesetze, 
welche von einer gestürzten Staatsgewalt herrührten, auch aus staats- 
rechtlichen Erwägungen befremdend. 

Eine Fixierung des ägyptischen Rechts hat auch in der römischen 
Zeit noch bestanden?); in Oxy. 237 V1 17, VII 33fg. wird der Auszug‘ 
einer solchen das einemal einer Parteischeift beigeschlossen, das andere- 
mal vor Gericht verlesen, und Hinweisungen auf das ägyptische Recht 
kommen in der Zeit vor Caracalla noch öfter vor (z. B. Oxy. 706, 7; 
CPR 18, 16). Vielleicht haben die Römer die ptolemäische Kodifikation 
einfach neu bestätigt. 

Von den übrigen im Land lebenden Nationalitäten wissen wir noch 
zu wenig, um über ihre Rechtslage bestimmte Grundsätze aufstellen zu 
können. Doch ist stellenweise bereits zu erkennen, daß auch für sie Be- 
sonderheiten gegolten haben müssen. So wird sich zeigen (S. 46), daß 
für die II&oo«ı tig &nıyovng Besonderheiten in der Personalexekution be- 
standen haben, was doch wohl mit einer nationalen Sonderstellung in 
Zusammenhang gebracht werden muß, so wenig wir auch sonst über 
diese Personenklasse sicher zu urteilen vermögen. 4 


III. Für den Fall, daß Griechen mit Ägyptern in Rechtsbeziehungen 
traten, war natürlich zunächst weder das ägyptische noch das oriechische 
Recht allein anwendbar. Wie die daraus entspringenden schwierigen Fragen 
in den beiden ersten Jahrhunderten der Ptolemäerherrschaft gelöst worden 
sind, wissen wir nicht; es ist uns nur überliefert (Kap. I $. 6), daß im 
dritten Jahrhundert v. Chr. ein. „gemeinsames Gericht“ (xowodlıov) be- 
standen hat, von dem wir wohl nach dem Namen annehmen dürfen, daß es 
eben für Prozesse unter Parteien verschiedener Nationalität bestimmt war. 
Nach welchen Grundsätzen es aber zu entscheiden hatte, liegt im Dunkeln 

Unter Euergetes II erfloß dann das berühmte Edikt, welches in Teb 


\ ) Diodor 1,79. 94,5. Andere Gesetzgeber zählt der Historiker in c. 9495 auf. 
2) Hierzu vgl. Momrmsen, Das ägyptische Gesetzbuch (Jurist. Schr. 2, 144 fg.). 
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5, 207—220 enthalten ist und im wesentlichen!) die Sprache der Urkunde, 
aus welcher Klage erhoben wird?), sowohl für die Kompetenz der (helle- 
nistischen oder nationalen) Gerichte als auch für das anzuwendende Recht 
für maßgebend erklärt. 

IV. Eine der wichtigsten, aber auch schwierigsten Fragen auf dem 
Gebiet der Rechtsnationalität ist die, inwiefern das Nebeneimandergelten 
der beiden Rechtsordnungen zu einer Modifikation derselben geführt hat.°) 

Eine wechselweise Beeinflussung hat man sowohl für das griechische 
wie für das ägyptische Recht vielfach vermutet. So wird z. B. angenommen, 
daß die ägyptischen Frauen erst von Ptolemäus Philopator nach Analogie 
des griechischen Rechts unter Geschlechtsvormundschaft gestellt worden 
seien, von der sie nach einheimischem Recht frei waren, und das dürfte, 
wenn auch die Datierung nicht sicher ist, einen richtigen Kern enthalten; 
ebenso die Annahme, daß die durch Bokchoris abgeschaffte Personal- 
exekution durch die ptolemäische Regierung auch für die Ägypter wieder 
eingeführt wurde. Auch abgesehen von gesetzlichen Eingriffen wird man 
geneigt sein, die Rezeption griechischer Rechtsinstitute durch die ein- 
heimische Nation anzunehmen, wo diese Bräuche befolgt, die dem griechi- 
schen Recht entsprechen, im altnationalen dagegen keine nachweisbaren 
Anknüpfungspunkte finden; diese Rezeption mußte mächtig befördert 
werden einerseits durch den Umstand, daß die Ägypter, wenngleich nicht 
ausnahmslos (S. 3fg.), so doch vielfach den griechischen Gerichten und 
Friedensrichtern unterworfen waren‘), andererseits dadurch, daß es ihnen 
freistand, sich statt ihrer einheimischen auch der griechischen Notariate 
zu bedienen, welche die Kontrakte im Sinn des griechischen Rechts redi- 
‚gierten.°) Auch dürfte bei Lücken des enchorischen Rechts das griechische 
oft als subsidiäre Rechtsquelle angewendet worden sein.‘) 


1) Näheres, insbesondere über zweifelhafte Punkte, s. unten 8. 7. 

2) Schon hieraus sieht man, daß auch Griechen mit Ägyptern öfter in ägyptischer 
‚Sprache kontrahieren, und das bestätigt sich mitunter auch im einzelnen; z.B. Rein. 7, 19. 
3) Die vielfachen in der Literatur zerstreuten gelegentlichen Bemerkungen über 
diese Frage können hier nicht zusammengestellt werden; im allgemeinen vgl. Reichs- 
u. Volksrecht b4fg.; Wessely, Sitz.-Ber. der Wien. Akad. 1891 IX 1—71; Tauben- 
schlag, Arch. 4, 43 fg. 

4) In Grenf. 1, 11 finden wir in einem Prozeß, der unter zwei Ägyptern vor der 
griechischen Behörde eingeleitet wird, die griechische Z$&y@yr; (deductio quae mori- 
bus fit) gehandhabt (Mitteis, Sav. 2. 28, 287; Taubenschlag, Arch. 4, 46). 

5) Kontrakte von Ägyptern vor den griechischen Agoranomen‘ sind sehr häufig; 
in der Kaiserzeit ist die demotische Urkunde überhaupt im Absterben begriffen. Ob 
aber auch schon der IIeyvoößıs, der in P. Gizeh 10388 (Arch. 1, 63) vor dem Agora- 
nomen ein Testament errichtet, ein Ägypter ist, halte ich für zweifelhaft Schon 
nach dem Patronymikon (T&0x00); nach dem Verzeichnis der Zeugen, welche sämt- 
lich Il&goaı rijg Emıyovijg sind, scheint er mir der Klasse der Ieocı anzugehören. 

6) Ein Beispiel gibt Oxy. 706 (ca. 115 n. C.), wo für das Patronatsverhältnis 
die &orıxol vöwoı angewendet werden, weil das zunächst anwendbare ägyptische Ge- 
setz hierüber nichts bestimmt. 
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Im einzelnen aber bleibt die Frage, wie das ägyptische Recht durch 

das griechische beeinflußt worden ist, oft noch sehr zweifelhaft. | 
Dasselbe gilt auch umgekehrt von der Einwirkung des ägyptischen | 

3 das griechische Recht. Ob die einseitige Homologieurkunde (Kap. II 
S. 74/5) dem enchorischen Stil der einseitigen Urkunde nachgebildet; ob 
die beim Kauf oft eintretende Errichtung zweier getrennter Urkunden — 
einer über das obligatorische Kaufgeschäft (ovn), einer zweiten über die 
Auflassung (xareyoa@py) — von den Griechen dem ägyptischen Muster 
entlehnt ist; ob die griechischen Hypothekarverträge rein hellenistischer 
Herkunft oder vom ägyptischen Pfandrecht beeinflußt sind, dies und 
vieles andere im Vermögens- und Familienrecht bildet den' ee 
widerstreitender Hypothesen.') Eine Entscheidung zu treffen, ist derzeit. 
oft nicht möglich. Als methodischen Standpunkt wird man jedoch fest-" 
zuhalten haben, daß Erscheinungen im griechischen Rechtsverkehr, 
welche dem altedrokerien Recht entsprechen, eher aus diesem als aus) 
enchorischer Beeinflussung zu erklären sein werden.?) 
V. In der Kaiserzeit tritt zu den bisher genannten noch das römische 
Bevölkerungselement hinzu. Daß der Römer auch in Ägypten zunächst. 
sein Personalrecht festhält, ist nicht bloß selbstverständlich, sondern tritt 
auch in den Urkunden scharf hervor bei allen Rechtsgeschäften, die dem 
reinen Jus civile angehören. Hier ist schon die Sprache (und umsomehr‘ 
die Form?)) der Urkunden die lateinische, wie in den (aus dem Lateini-' 
schen nur übersetzten) Testamenten des G. Longinus Castor vom J. 189° 
(BGU 326 [316]) und des Aurelius Heron vom J. 222 (Lips. 10 I 12 
[189]); in der Freilassungsurkunde des M. Aurelius Ammonion vom J. 221 
(Proceedings of the Soc. of bibl. Archeology 26, 145fg. = Bruns, Fo.’ T 
p. 369 [362]); in der Kretionserklärung der Sarapias vom J. 170 (Nouv. 


1) Die Untersuchung wird dabei noch dadurch erschwert, daß sich die Natio-) 
nalität der Parteien oft nicht mit Sicherheit feststellen läßt. Aus der griechischen 
Namensform läßt sich durchaus nicht immer auf griechische Nationalität schließen, 
da öfter auch Einheimische griechische Namen annehmen und viele Personennamen 
sind aus Bestandteilen beider Sprachen gemischt. Vgl. Spiegelberg, Äg. und griech. 
Eigennamen auf Mumienetiketten der röm. Kaiserzeit (Demot. Stud. I [1901]); Crönert 
in "Wesselys Stud. 2, 39 fg. | 

2) Darum wird man z.B. die Vermutung von Taubenschlag, Arch. 4, 45, wonach 
die Schiedseide, welche Griechen in Ägypten sich zuschieben, dem ägyptischen Vor-. 
bild (Diodor. 1,79) nachgebildet sind, erst dann für gesichert erklären können, wenn 
es feststeht, daß dem makedonischen Recht dieses Institut fremd ist, was man bis‘ 
jetzt nur (nach Analogie des sonstigen griechischen Rechts) für wahrscheinlich 
halten darf. Im übrigen bin ich auf die Lehre von den Eiden im gräko-ägyptischen 
Prozeß (vgl. Revillout, Rev. Egyptol. 4, 140 fg.; 5, 23 fg.; Wilcken, 2. f. äg. Sprache‘ 
u. Alt.-Kunde 48, 168 fg.) in diesem Werk geflissentlich nicht eingegangen, weil wir 
über dieselbe noch nicht genügend klar sehen können. 

3) Das Öimiou« des römischen Vormunds in BGU 1113, 9 ist allerdings nicht 
spezifisch römisch, da in BGU 913 auch kleinasiatische Arie es kennen, aber in 
Ägypten sonst Krebs heimisch (BGU 388 II 32 kann sich auch auf Römer ee 
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Rev. hist. 30, 479 fg. [327]); in der Professio liberorum vom J.148 (ebenda 
S. 483fg.) und in dem Gesuch um Datio tutoris (Oxy. 720 [324]) usf 
Ferner empfängt der Römer in Ägypten seinen Vormund, wie es scheint 
bis auf Caracalla, immer vom Statthalter, während für den Peregrinen 
die lokalen Magistraturen kompetent sind!), und höchst charakteristisch 
ist, daß eine mit einem Griechen verheiratete Römerin nicht ihren Ehe- 
mann zum Geschlechtsvormund nimmt, wie es sonst in Ägypten durch- 
gängig ist, sondern einen Extraneus, der die Zivität besitzt. ?) 

Wie sehr überhaupt der römische Bürgerkreis auch in der Provinz 
nach seinem Recht lebt, zeigt besonders deutlich die Anerkennung einjähriger 
Usukapion von Mobilien, wenn Usukapient und Eigentümer Römer sind.?) 

Daß aber auch Geschäfte, die dem Jus gentium angehören, einen vom 
sonstigen provinziellen Typus abweichenden Charakter annehmen, wenn 

| sie unter Römern errichtet werden, läßt sich nicht ohne weiteres be- 
 haupten. Man hat zwar z.B. für Hypothekarurkunden, die unter Römern 
‚ errichtet werden, gewisse Unterschiede gegenüber den peregrinischen 
| Hypothekeninstrumenten konstatieren zu können geglaubt, doch ist diese 
Behauptung noch unsicher*) und mitunter ist im Gegenteil klar, daß die 
‚ Römer in Ägypten auch untereinander die hellenistischen Geschäftstypen 
, verwenden.) 

Und jedenfalls passen sich die Römer im Verkehr mit Nichtbürgern 
unbedingt dem hellenistischen Recht an. Das Jus gentium, welches in 
Ägypten gehandhabt wird, ist nicht durchaus identisch mit dem, was wir 
in Rom als solches bezeichnen, sondern hat mehrfach lokales Sonder- 
gepräge. So ist der Gebrauch der hellenistischen Exekutivurkunde auch 
‚von den Cives nachweislich geteilt worden‘), ebenso wird die hellenistische 
‚Syngraphe mit ihren fiktiven Empfangsbekenntnissen von ihnen aus- 
gestellt”), während umgekehrt die Stipulation keine Rolle spielt. 

| VI Eine tiefgreifende Wirkung hat auch in Ägypten die Constitutio 
‚Antonina geübt. Es ist durch den glücklichen Umstand, daß dieselbe 
vor kurzer Zeit in einem wenn auch nicht unversehrten, so doch das 
Wesentliche verdeutlichenden Papyrus (Gieß. 40 I ed. P. M. Meyer [377]) 
lim Original aufgefunden worden ist, uns ermöglicht, den Inhalt dieses 
IGesetzes bestimmt zu erkennen, wobei sich gegenüber den nach der bis- 
Üherigen Überlieferung bestandenen Anschauungen noch Fortschritte er- 


1) Unten S. 254. 2) Unten S. 253. 
3) Straßb. 221II 31 (ed. Preisigke) mit meinen Bemerkungen ebenda p. 85. 
4) Vgl. unten S. 130. 
5) So ist die Indemnitätserklärung eines römischen Mündels an seinen gewesenen 
Vormund (BGU 1113 [169]) in Stil und Inhalt den peregrinischen Urkunden voll- 
ommen gleichartig. 
1} 6) BGU 888 (239). 7) P. Cattaoui R. VI 18 fg. (372). 
| 
| 
| 
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xvm Einleitung. 


Das Nähere über diese ist unten 8.288 und Bd. I 8.57 auseinander- 
gesetzt. An dieser Stelle ist demnach nur soviel zu bemerken, daß, wie 
wir jetzt mit ziemlicher Wahrscheinlichkeit annehmen dürfen, der Kreis 
der auch nach Caracalla noch von der Zivität ausgeschlossenen Personen 
ein sehr viel größerer gewesen ist als man bisher glaubte. Ir 

Das hat nun für die Geschichte des Privatrechts unverkennbar die 
Bedeutung, daß das römische Recht auch durch diesen Kaiser noch nicht 
das allgemeine geworden ist, vielmehr die Nationalrechte in großem Umfang. 
auch formell noch in Geltung geblieben sein müssen, Der Fortbestand 
derselben erscheint für die von der Constitutio Antonina nicht begünstigten 
Reichsangehörigen jetzt nicht mehr bloß als eine Folge des Schwergewichts 
der Gewöhnung, sondern geradezu als juristische Notwendigkeit. 

Allerdings aber ist die heute wohl anerkannte Fortwirkung des 
hellenistischen Volksrechts und sein weittragender Einfluß auf die 
Umbildung des Reichsrechts aus diesem Gesichtspunkt nicht zu erklären; 
denn gerade das hellenistische Volkselement ist im ganzen Orient städtisch 
organisiert, und darum müssen gerade diejenigen Griechen, deren An- 
schauungen nach sozialem Stand und Bildungsgrad für das Rechtsleben 
vorwiegend in Betracht kommen, schon durch Caracalla die Zivität erlangt 
haben. Die in der frühbyzantinischen Zeit eingetretene Hellenisierung des 
römischen Rechts hat also mit den Grenzen der ©. Antonina nichts zu tun. 


KAPITEL I. 


PROZESSRECHT DER PTOLEMÄERZEIT. 


Literatur: Die ältere beschränkt sich, dem ihr bekannten Material entsprechend, 
. auf die Erörterung einzelner Punkte der Gerichtsverfassung oder bestimmter Ur- 
- kunden; so der (grundlegende) Kommentar von A. Peyron, zu Tor. 1 p. 91—102 
(über die Chrematisten); ferner Revillout, Chrestom. d&mot. 1, 121—-6, Rev. Egyptol. 
1, 883—9; Wilcken, Obseryv. ad hist. Aeg. 9—10; Gött. G. A. 1895, 143; Mitteis, 
Reichsr. 47 fg.; Gerhard, Philol. 63, 545 fg. (bes. zum Hermiasprozeß); Krebs, Nach- 
richten der Gött. G. d. W. 1892, 536—8; Wenger, Arch. 2, 41fg, 483 f. (Kommentare 
zu den prozessualen Amherst- und Tebtynispapyri bietend). 

Die Anfänge einer systematischen Bearbeitung des Prozeßrechts beginnen erst 
mit der Publikation der Magdola-Papyri durch Jouguet-Lefebvre, bull. corr. hell. 26 
(1902) 95—127; 27 (1903) 174—205; vgl. hier bes. den Appendice der Hgg 26, 127—8. 
Sodann Laqueur, quaest. epigraph. et papyrol. (Straßb. 1904) (über &vrst&sıs und ömo- 
wviuere); P.M. Meyer, Klio 6, 459 fg.; 7, 289—291; Gradenwitz, Arch. 3, 22—43 
(über das Chrematistenverfahren); Taubenschlag, Arch. 4, 1—46 (über die ptole- 
mäischen Schiedsrichter); Waszyhski, Arch. 5, 1—22 (über die Laokriten); Schubart, 
Arch. 5, 57 fg. (über die alexandrinischen Gerichtsbehörden). Eine umfassende und 
materialreiche, wenngleich der juristischen Gesichtspunkte entbehrende Darstellung 
gibt Bouch6-Leclercg, hist. des Lagides 4, 196—275. — Einzelheiten noch bei 
Jouguet-Lefebvre, Revue des &t. anciennes 1905, 69; M&l. Nicole 281fg.; Wilcken, 
Arch. 4, 176-7; Moret, Recueil des trav. relatifs ä la phil. &gypt. et assyr. 17 (1895) 
44—49; derselbe l’appel au roi (Ext. des Actes du X* congr&s internat. des Orienta- 
listes 1894 p. 141—165); Boulard, les instructions &erites du magistrat (Paris 1906) 
89—104; Lumbroso, Arch. 4,70; Preisigke, Klio 7, 259; Engers, de Aegypt. 
»au@v administratione (1909) 49 fg.; 70fg; 82fg. — Über die Zwangsvollstreckung 
insbes. Lewald Die Personalexekution im R. der Papyri (Leipz. 1910). 


Die Erörterung des ptolemäischen Prozesses muß in vielen Punkten 
hypothetisch gefaßt werden, weil wir über wesentliche Fragen noch un- 
zulänglich unterrichtet sind. Wir haben eine Anzahl von technischen Aus- 
drücken aus den Papyrusurkunden der Ptolemäerzeit kennen gelernt; der 
Versuch jedoch, die zugrunde liegenden Einriehtungen scharf zu erfassen, 
scheitert vielfach an der Dürftigkeit des Materials. Es läßt sich jedoch 
erkennen, daß über das Prozeßrecht ausführliche Verordnungen, dıeyodu- 
uera, bestanden haben; insbesondere wird häufig ein dıdyocuue (Singular) 
zitiert, u. z. schon im Jahr 262 a. C., welches einen umfassenden Inhalt 


gehabt haben muß.) 


1) Vgl. Schubart, Arch. 5, 68 A. 2; die Datierung vor 262 ergibt sich aus Hib. 
88, 14 und 92, 22 (23). 
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Die nachstehende Darstellung hat fast ausschließlich den Zivilprozeß 
zum Gegenstand, bezüglich dessen wir wenigstens einige Grundlinien zu 
erkennen vermögen. Vom Strafprozeß jener Zeit wissen wir nur ganz 
Weniges, das zum Schluß dieses Kapitels zusammenzustellen ist. 


I. GERICHTSVERFASSUNG. 


Der Gerichtsherr des gesamten Landes!) ist in der Ptolemäischen Zeit?) 
der König, was sich daraus ergibt, daß die Rechtsschutzgesuche zu allen 
Zeiten an ihn gerichtet werden.°) Allerdings aber ist, wenigstens in Zivil- 
rechtssachen, die Anrufung des Königs nur eine Formel®); denn in Wahr- 
heit werden die Gesuche, wie die darauf ergehenden Subskriptionen zeigen, 
bei bestimmten Gerichten oder Beamten eingereicht und von diesen ohne 
weiteres in Behandlung genommen. Das ist juristisch so aufzufassen, daß 
diese Behörden vom König zur Annahme und Erledigung der Gesuche 
ständig delegiert sind. Infolgedessen hat. die Nennung des Königs nur 
eine theoretische Bedeutung, ähnlich wie wenn heutzutage die Gerichte 
‘im Namen des Königs’ Recht sprechen. 

Die Behörden, welche bei der Behandlung von zivilen und krimi- 


nellen Rechtssachen in Betracht kommen, sind teils kollegialisch organi- 


siert, teils einzelne Beamte. Inwiefern mit dieser Einteilung auch jene 


1) Eine Ausnahme von diesem Prinzip muß man nur insofern statuieren, als 


die griechisch organisierte Stadt Ptolemais (Bd. I S. 16) sicher eine selbständige Ge- 


richtsbarkeit gehabt hat. In einer Inschrift aus der Zeit des Euergetes (285—247) 


[Dittenberger, Inse. Or. 1, 48 1. 14] wird von dix«orn|oı« aiesic(?)|Oaı durch den Önwog 
von Ptolemais gesprochen. Wie weit sich diese jurisdiktionelle Autonomie erstreckte, 
und wie lange sie erhalten geblieben ist, wissen wir ebensowenig, als ob auch die 
andere Griechenstadt Naukratis und die Reichshauptstadt Alexandria einer gleichen 
teilhaftig war. 

2) Das Gleiche wird für die Pharaonenzeit behauptet; vgl. Moret, l’appel au 
roi p. 144, 147—153; über die Gerichtsbarkeit dieser Zeit überhaupt vgl. Arch. 5, 9 
A. 4 und Zitt. 

3) Näheres unten S. 13—14. 

4) Anders in Verwaltungssachen. Wo eine Eingabe tatsächlich an den König 
eingereicht wird — was sich aus der daraufgesetzten Subskription der königlichen 
Kanzlei ersehen läßt —, handelt es sich stets um religiöse oder sonstige Verwaltungs- 
sachen, wie in dem Serapeums-Papyrus Leyd.B. (auch einige von .den nicht subskri- 
bierten Exemplaren der an den König adressierten Serapeumspapyri gehören sicher 
hierher, wie Par. 22. 26. 29. 38; Lond. 1 p. 36 u. 38); C.1.G. 4896 — Dittenb. Or. 1 
Nr. 138. 139) oder in Leyd. G.H.I. (Bitte eines Archentaphiasten um eine ihn schützende 
allgemeine Verordnung); in der Inschrift Fay. towns 1 p. 48 (Anerkennung eines. 
Asylrechts). Auch Amh. 33 ist deutlich Verwaltungssache (Aufsichtsbeschwerde). 
Teb. 43 (46) ist disziplinarische Selbstanzeige eines mit Unrecht beschuldigten Be- 
amten. Bei Lond. 1 p. 60 (Beschwerde eines Soldaten über einen Quartiermeister), 
ist es zweifelhaft, ob das Stück direkt an den König gegangen ist, da in 1. 26 fg., 
wie schon Wilcken erkannte, wahrscheinlich meoord£aı ro Öelvı zu ergänzen ist, die 
bekannte Formel der Eingaben, bei denen die Königsadresse nur eine nominelle ist. 
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in richtende und bloß vorbereitende Behörden zusammenfallen mag, wird 
die folgende Darstellung erörtern. 

Von kollegialischer Organisation (Spruchkollegien) sind die Laokriten, 
die Chrematisten, das xowwodixıov und das Zehnmännergericht — diese 
sämtlich in der yao« — sowie die alexandrinischen Gerichtshöfe. 


A. DIE SPRUCHKOÖLLEGIEN. 
a) In der xyooo. 

1. Die Laokriten — nicht zu identifizieren mit dem von Diodor 
1, 75. 76 beschriebenen Gerichtshof der Pharaonenzeit, welcher wahr- 
scheinlich nur eine höchste Instanz darstellt — sind das für die nationale 
d. h. für die ägyptische Bevölkerung in der y&o« (Bd. 1 S. 8/9) bestehende 
Gerichtskollegium. Es kann wohl angenommen werden, daß sie aus der 
pharaonischen Gerichtsverfassung herübergenommen sind. Vielleicht haben 
sie auch manche Züge derselben bewahrt: als solche könnten etwa in Be- 
tracht kommen: Besetzung mit Angehörigen des ägyptischen Priester- 
stands‘) und wohl auch manche Besonderheiten des Prozeßverfahrens. 
Aber wir sind im einzelnen über die Zusammensetzung und Organisation 
der Laokritengerichte für die Lagidenzeit nicht unterrichtet. Anzunehmen 
ist, daß die Laokriten nicht einen einheitlichen Gerichtshof darstellen, 
sondern der Name nur ein Sammelname für eine größere Anzahl von Ge- 
richten ist, die über das Land verteilt gewesen sein werden. 

Von ihrer sachlichen Zuständigkeit wissen wir nur nach dem S. 7 
zu Erörternden, daß sie in Privatrechtsstreitigkeiten urteilten; jede weitere 
Kompetenz, insbesondere auch eine solche in Strafsachen der Ägypter, 
ist zweifelhaft. ?) 

2. Die Chrematisten. Ihre Einrichtung geht nach einem Bericht 
des Pseudo-Aristeas $$ 110 sq.?) auf Ptolemäus Philadelphus zurück), der 


1) Für die altägyptischen Gerichte wird solches behauptet von Revillout, 
Cours 137. 

2) Wenigstens für das dritte Jahrh. wird ihnen Strafgerichtsbarkeit zugeschrie- 
ben von Jouguet-Lefebvre Mel. Nicole 287 auf Grund des das. veröffentlichten 
P. Magd. (8), zustimmend Taubenschlag 9 A. 1, zweifelnd Wenger Arch. 3, 491 A. 2; 
Waszynhski Arch. 5, 15; Wilcken Arch. 4, 176). Magd. 8 ergibt nur soviel, daß der 
Anspruch wegen privater Injurien vor die Laokriten kommen konnte (vgl. für die 
Chrematisten S. 6 A. 2). Eine wirkliche Kriminalgerichtsbarkeit der Laokriten halte 
ich für unwahrscheinlich. — Unrichtig ist es, wenn Taubenschlag a. 0. den P. Magd. 21 
in diese Frage mit hereinzieht; denn das daselbst genannte xowodixıov ist mit den 
Laokriten nicht, wie er meinte, identisch. Vgl. S. 6 A. 3. 

3) Pseudo-Aristeas ad Philocratem $$ 110—111: “al roig Em) av yosıöv Öwolag 
dr Eyyodarav draorordg Eöoxsv (sc. 6 IlroAsucdos), Eiv Kvaynaiov N naranahocaı, dia- 
xoivsıv Ev Nueouıs mente. Iloo moAlod ÖE moLodusvog, Aal yonuarıorag nal Tovg Tov- 
tav Ümmoetaug Emerade nari vouodg, Önag un mogLouov Arußdvovres oil yemoyol nal 
mooordraı rg noleng Elarracı v& rausie, Ayo ÖE T& TÜS yEwgylag mME6Cpog«. 

4) Ohne positiven Anhalt wird die Genauigkeit dieser Angabe von manchen 

1* 
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sie als Wanderrichter geschaffen haben soll, damit die der Feldbestellung 
abträglichen Reisen der landbauenden Bevölkerung zu einem entfernten 
Gerichtshof entfallen könnten.!) Wie die Laokriten bilden sie keinen ein- 
heitlichen Gerichtshof, sondern bestehen in einer Mehrheit von Kollegien. 
Aus einer Inschrift von Ghazin (2) ist zu ersehen, daß jedem der Chre- 
matistenkollegien eine gewisse Anzahl von vouol zugewiesen war.?) Das | 
Chrematistenamt scheint kein dauerndes und darum wohl auch kein Staats- 

amt gewesen zu sein; denn wo die Mitglieder eines Chrematistenkollegiums 
aufgezählt werden, führen sie keinen Amtstitel. Vielleieht sind sie darum 
bloß Privatleute, die für bestimmte Zeit (zwei Jahre?)?) vom König zur 
Ausübung des Richteramts berufen wurden. | 

Jedes einzelne dieser Kollegien umfaßt, soviel die bis jetzt bekannten 
Beispiele (Tor. 13, 1fg.; Inschr. von Ghazin eit.) zeigen, drei Mitglieder; 
zu ihnen kommt, wie der ebengenannte Stein lehrt, noch ein Sekretär 
(yoxuuerevs), ein Diener (Öxnoerng), und vor allem ein eioaywyevs (Tor. 1 
I 6; 3, 37, Petr. 2, 38c=3, 25; Inschr. v. Ghazin; Grenf. 1, 40; Amh. 
33, 9; Tor. 13, 26). 

Dem letzteren‘) kommt eine beträchtliche Rolle zu, was schon darin 
hervortritt, daß, wo in Eingaben von Privatpersonen u. dgl. eine einzelne 
Chrematistenkommission identifiziert werden soll, dieses einfach durch 
Nennung ihres &isayoyevg geschieht, z. B. Amh. 33, 9: ol &v zo zooye- 
yocuusvo voudi ... yonuctıorei, bv eloayoyedg As&ıög. Sicher ist auch, 
daß er das Äußerliche des Geschäftsganges leitet (bes. Grenf. 1, 40 [25]) 
und für die Kommission die Amtskorrespondenz führt. Ob er bei den 
gerichtlichen Verhandlungen mitwirkte, ist ungewiß, nach dem Namen 
liegt der Schluß nahe, daß ihm wenigstens, wie den altgriechischen Ge- 
richtsmagistraten°), die Binführung (eiodysır) der einzelnen Prozesse®) in die 


bezweifelt und die Möglichkeit angedeutet, daß ein ähnliches Kollegium schon in der 
Pharaonenzeit bestand; so Peyron a. a. 0. 98—99. 

1) Eine altgriechische Parallele zu diesem Gedanken bei Lumbroso Arch. 4, 70. 

2) Inschr. von Ghazin lin. 7—10 (2). In Tor. 1, II 5 (81) ist von oi &v 15 On- 
Baidı yenueriorei die Rede, in Tor. 3, 35 von oi dd roö IavoroAltov weygı Dv- 
nvns. Wie die erste und dritte dieser Stellen zeigen, ist es nur zufällig, daß laut 
der zweiten einmal der Sprengel eines solchen Kollegiums eine ganze Epistrategie 
umfaßte. 

3) In der Inschrift von Ghazin nennen sie sich oi rd n xl ® (Erog) xegonuerı- 
nOTEg yonuarioral. 

4) Über die sio«yoysis im weiteren Bereich des Hellenismus vgl. etwa ephes. 
Re Rec. des Insc. Iur. gr. 1 p. 311. 5/6, dazu die Hgg .p. 501 (richtiger 
als p. 44). 

5) Meier-Schoemann-Lipsius, att. Proz. 1, 95; Lipsius, att. Recht u. Rechtsver- 
fahren 1, 45; Hitzig, altgriech. Staatsverträge über Rechtshilfe 55. 

6) Denn sicher ist, daß als Objekt zu seinem eioayeıw nicht etwa die Chrema- 
tisten selbst zu denken sind (etwa so, daß sie unter seinem Vortritt den Verhand- 
lungsraum betreten würden); das zeigt Grenf. 1, 40: 6 elodymv Tolg yonuerıotaig 
(Dativ, nicht Akkussativ!). 
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Sitzung obgelegen habe, vielleicht auch die formale Leitung der Ver- 
handlung. Daß er an der Urteilsfällung teilnahm, ist wenig wahrschein- 
lich, weil er in der Inschrift von Ghazin erst hinter den CUhrematisten 
genannt und somit von ihnen getrennt wird. 

Es ist die Annahme aufgestellt worden!), daß die eben geschilderte 
Organisation der Chrematisten im zweiten Jahrhundert eine Änderung 
erfahren habe. Sie stützt sich vor allem darauf, daß wir in dieser Zeit 
einmal (Amh. 33) die Chrematisten zusammen mit dem &mıueinnig (Bd. 1 
Kap. 4) und ßaoıkıxög yoruucrevg (Bd. 1 Kap. 1) tagen sehen. Indessen 
handelt es sich daselbst um Verhältnisse der ßaoılızai mo6000doı und eine 
Verwaltungssache?); es ist möglich, daß in solchen Fällen, soweit überhaupt 
die Chrematisten hier zu fungieren hatten (s. sofort), von jeher ge- 
_ mischte Kommissionen bestanden, und es ist daher nicht notwendig hierin 
eine neue Ordnung zu erblicken. Auch daraus, daß es in dieser Zeit 
Beamte gibt, welche oi &ni r@v xpırnolov genannt werden?), ist eine 
solche nicht mit Sicherheit zu erschließen, da damit besondere, nament- 
lich die stadtalexandrinischen Gerichte gemeint sein können.‘) Daher be- 
steht derzeit noch kein zwingender Grund zu der Annahme, daß im zweiten 
Jahrhundert die Chrematisten-Kollegien dem Vorsitz und der Mitwirkung 
der Beamten unterstellt oder letzteren sonstwie Teile der Gerichtsbarkeit 
übertragen worden seien. 

Über die sachliche Zuständigkeit der Chrematisten erhalten wir einen 
Fingerzeig dadurch, daß sie öfters oi ra Baoılına zul moo00dırd al Idı- 
@TıX& xolvovreg genannt werden.) Mit ersteren beiden Bezeichnungen 
scheinen Ansprüche des Staats auf Steuern, Geldbußen und ähnliches 
gemeint zu sein; doch kann diese Kompetenz nur mit gewissen Be- 
schränkungen gegolten haben, da für viele dieser Ansprüche vom Staat 
der gewöhnliche Verwaltungsweg eingehalten worden sein muß, und auch 
dort wo die Chrematisten zuständig waren, ist vielleicht für solche ein 
aus ihnen und Beamten zusammengesetztes Kollegium gebildet worden 
(s. oben). ’Idiwrıx& sind reine Privatrechtsansprüche, und diese scheinen 
ihnen ohne obere Grenze überwiesen zu sein; in Tor. 13 (29) entscheiden 
sie über einen Betrag von 1268 Silberdrachmen. 

Streitig ist es, ob sie auch Strafgerichtsbarkeit besaßen. Es läßt sich 
darüber wenig sagen, weil die Überlieferung bisher fast nur Strafanzeigen 
oder Voruntersuchungen, nicht auch Verhandlungen und Urteile umfaßt. 


1) von P. M. Meyer, Klio 7, 289 fg. 

2) Genauer: Anklage wegen Unterschlagung erhobener Steuergelder. 

3) 8. Teb. 7 (7) und den Amtstitel des Aoyıdınaorijs, unten 8. 9. 

4) Anders P, M. Meyer, Klio 7, 291. 

5) In Petr. 3, 25, 3 (30) heißen sie oi r& zeoorintovre nelvovres; vielleicht 
ist dies eine ältere Er aene 
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Daß die Chrematisten in den ersteren nicht genannt sind, beweist nicht, daß 
die Verhandlung nicht schließlich an sie kam. Zweifellos scheint aber 
nur soviel, daß Ansprüche auf Geldbußen wegen schätzbarer Privat- 
delikte (bes. der Injurienklagen, ygapai Üßgeog)‘) von ihnen abgeurteilt 


werden konnten.?2) Daß sie dagegen auch über öffentliche Delikte er- 


kennen und Freiheits- oder Kapitalstrafen verhängen konnten, ist unwahr- 
scheinlich. 

3. Das xoıvodtzıov. Die Existenz eines dritten Kollegialgerichts 
lernen wir für das dritte Jahrhundert, aber auch nur für dieses, aus 
zwei von den Magdolapapyri (21, 10 [10] und 23, 9 [9]) kennen.?) Aller- 
dings ist dessen Name nur in der abgekürzten Form xowwvodı( ) über- 
liefert, so daß es zweifelhaft ist, ob die Auflösung in xowwvodi(xıov) — diese 
Form wird hier gewählt — oder xoıwö(v) dır(aornjeıov) oder xoıwodıx(a6- 
tiieıov) erfolgen soll. Nach zwei Inschriften aus Hierapytna und Anaphe‘) 
ist ersterer Name auch für Kreta als der des allen dortigen Städten ge- 
meinsamen Gerichtshofs bezeugt. Was er in Ägypten bedeutet, können 
wir nur vermuten. Als Gegenstand dieses Kollegiums erscheinen nämlich 
in den genannten Magdolapayri Zivilprozesse zwischen Parteien verschie- 
dener d. h. griechischer und ägyptischer Nationalität?); der Name könnte 
sich also daher erklären, daß dieser Gerichtshof beiden Nationen gewisser- 


r . 
en 


maßen gemeinsam war. Daß übrigens auch das xowvodrxıov, wie die Lao- 


kriten und Chrematisten, in verschiedenen über das Land verteilten Kol- 
legien funktionierte, also keine einheitliche Behörde mit einem einzigen 
Amtssitz darstellte, wird man ohne weiteres voraussetzen dürfen. 

Im zweiten Jahrh. v. Chr. ist dieses Gericht nicht mehr nachweis- 
bar, und man darf sogar mit einiger Wahrscheinlichkeit annehmen, daß 
es wenigstens gegen Ende desselben nicht mehr bestanden haben wird. 
Denn die sofort zu besprechende Regulierung der Kompetenzgrenzen 
zwischen Laokriten und Chrematisten etwa v. J. 118 läßt für dasselbe 
keinen Raum. 


1) Beispiele solcher auch in Magd. 6, 24; Tor. 3, 48 — Par. 14, 48. 

2) Dies wird bewiesen durch a 12 (15), vgl. vielleicht auch Hib. 32, 7 (87). 
Doch darf man nicht überall da die Kompetenz des Chrematisten- (resp. bei Ägypten 
Laokriten-)Gerichts als gegeben ansehen, wo es in einer Anzeige heißt, sie soll über- 
mittelt werden denen, “oig »adrneı?, wie Teb. 16 (44). 39. 44—46 (40-41). 47; denn 
dies ist eine ganz allgemeine Floskel, welche auch bei reinen Verwaltungseingaben 
vorkommt (Magd. 9. 36) und bloß die zuständige Stelle bezeichnet, die nicht not- 
wendig ein Kollegium sein muß (vgl. Tor. 6 1. 21 mit 1. 30). 

3) Über dieses Gericht s. bes. Waszyhski a. a. 0. 3fg., welcher gegen die von 
anderer Seite versuchte Identifizierung desselben mit den Laokriten unter dem (zu- 
treffenden) Hinweis darauf polemisiert, daß derselbe Beamte an einem Tage eine 
Klagschrift (Mel. Nicole 287 (8) vor die Laokriten, eine andere (Magd. 23 [9]) an das 
#oLvodinov verweist. Dadurch ist Synonymie sicher ausgeschlossen. 

4) Michel, Recueil 16 und 439. 
5) So nach Magd. 23 (Magd. 21 ist zu lückenhaft). 
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Zu 1—3. Was endlich die Kompetenzteilung zwischen den drei bis- 
her genannten Gerichten betrifft, so ist sie im dritten Jahrhundert viel- 
leieht so gewesen, daß vor das xoıvodixıov die Zivilprozesse von Parteien 
gemischter Nationalität, vor die Laokriten jene der Ägypter, vor die Chre- 
matisten jene der Griechen untereinander gelangten. Gegen Ende des 
zweiten Jahrhunderts ist sie, indem jetzt das xowwod/xı0ov anscheinend ver- 
schwunden ist, zwischen den Laokriten und Chrematisten durch ein in 
Teb. 5, 207 fg. (1) erhaltenes etwa in das Jahr 118 fallendes Dekret 
von Euergetes II. genau geregelt worden: 

a) sind beide Prozeßparteien Ägypter, so ist den Chrematisten 
untersagt zu judizieren; folglich besteht hier nur die Kompetenz der 
Laokriten. 

b) Für den Fall, daß beide Parteien Griechen sind, ist nichts be- 
stimmt, offenbar, weil hier die Kompetenz der Chrematisten als selbst- 
verständlich galt (was gleichzeitig darauf hindeutet, daß Übergriffe des 
ägyptischen Gerichts in die Ohrematistenkompetenz weniger zu besorgen 
waren, als umgekehrt). 

c) Sind die Parteien verschiedener Nationalität, so kommt es auf die 
Sprache der Urkunde!) an, auf die der erhobene Anspruch sich stützt. 
Ist es eine griechische, so muß auch der Ägypter vor den Chrematisten 
Ümeysıv rei Aaußdvsıv TO Ölxcıov, d. h. als Beklagter wie als Kläger 
Recht nehmen. Ist sie eine ägyptische, so muß der Grieche sich vor 
den Laokriten belangen lassen (Öüneysıv ro dlxawov), — wie es steht 
wenn er als Kläger auftritt, sagt die Überlieferung nicht; doch ist 
vielleicht das Gleiche gemeint und das Agußdveıv xal vor Unmeyeıv TO 
Ölxcıov nur durch Kopistenfehler ausgefallen. 

Für die Deliktsklagen ist eine Kompetenzgrenze nicht aufgestellt. 


4. Das Zehnmännergericht. Ein Gerichtskollegium von 10 Män- 
nern, d.h. 9 Richtern (dıx«orel) und einem Vorsitzenden (medsdoog), be- 
Sa in der Zeit vom 21. bis 25. Jahr des Euergetes I. in den Petriepapyri 


1) Das Dekret spricht aber nur von ovvalldyuere, d.h. Vertragsurkunden. 
Zwar pflegt man den Ausdruck ausdehnend zu interpretieren, so daß er z. B. auch 
Testamente umfaßt. Offenbar aber hätte das oft zu Zweifeln führen müssen: wie 
wenn sich eine Rei Vindicatio teils auf ägyptische teils auf griechische Erwerbstitel 
der Vormänner stützte? Oder wenn beide Teile Erwerbsurkunden in verschiedenen 
Sprachen vorbrachten ? Und was ging im Grunde den Beklagten die Sprache an, in 
welcher dritte Personen die Übertragungsurkunden errichtet hatten? Darum wird es 
rätlich sein bei den ovvalldyuar« bloß an Verträge unter den Prozeßparteien zu 
denken und andere Fälle als ungeregelt anzusehen, wie es ja bei den Deliktsan- 
sprüchen unter Angehörigen verschiedener Nationalität sicher der Fall war. Die 
Praxis scheint in solchen Fällen dahin gegangen zu sein, daß der Grieche den 
Ägypter wahlweise vor den Chrematisten oder den Laokriten belangen konnte, vgl. 
Tor. 1, II 5 mit VII 3. Das Umgekehrte allerdings wird schwerlich zugelassen 
worden sein. 


u: 
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3, 21 (a)—(g) (8. 21) zu Krokodilopolis im Faijüm. Die Mitglieder er 
a Amtstitel, dürften also keine Beamte gewesen sein. Der Vorsi 

wechselt; ob der Vorsitzende mitstimmt, ist fraglich. !) Neben dem Vor- 
ie kommt noch ein slo«ywyevg vor.?) Bezeugt ist hier ein gesetz- 


liches Recht der Parteien, einzelne Richter abzulehnen.?) Es handelt sich“ 


stets um Zivilstreitigkeiten, da wohl auch die in Petr. 3, 21d genannte Klage 
wegen Ayyei eine privatdeliktische dm Üßgeog ist. Auffallend ist, daß 
die Beteiligten regelmäßig Soldaten oder Angehörige der &zıyovj sind; 
nur einmal (21g) ist eine jüdische Frau die Beklagte. Daß das Gerichh 
— mit einer Ausnahme (21g) — immer zu Versäumnisurteilen gelangt, 
muß Zufall sein. Näheres über dasselbe läßt sich nicht sagen“) 

Im zweiten Jahrhundert ist dasselbe nicht mehr nachweisbar. Es 
läßt sich also, da das Gleiche auch vom xowodtxıov gilt, als Ergebnis 
unserer heutigen Urkunden bezeichnen, daß in den beiden letzten 
Jahrhunderten v. Chr. in der yöo« von Kollegialgerichten nur 
die Laokriten und Chrematisten beglaubigt sind. 


b) Alexandrinische Gerichtshöfe. 


Die bisher genannten Kollegien fungieren in der yoga. In Alexan- 
dria hat es andere Kollegialgerichte gegeben. Als solche sind bis jetzt 


f 


das »oıioıov Ev ti abAn?’) und mindestens noch ein anderes bekannt, 


welch letzteres in den bis jetöt bekannten Urkunden kurzweg zo xo,noLov 


genannt wird.°) Jedes dieser Gerichte hat seinen Vorsteher (6 &wi od - 
xgıtyoiov), womit es zusammenhängen wird, wenn in Teb. 7 von oi &mi. 


töv »grrnolov gesprochen wird. Des Näheren sind wir über die Organi- 
sation desselben nicht unterrichtet. 
Unklar ist auch, wie sich zu diesen Gerichten der Yoyıdıraorng ver- 


1) Man kann gegen sein Stimmrecht auf die Analogie des altgriechischen Rechts 
verweisen, welches die Zahl von neun Richtern liebt (vgl. Wilhelm, österr. Jahres- 
hefte f. Archäol. 12, 130). Immerhin läßt sich der im Folgenden verwendete Ausdruck 
“Zehnmännergericht’ auf alle Fälle vertreten. Zu bemerken ist dabei, daß diese Be- 
zeichnung sich auf die einzelne Spruchkammer bezieht; der Gerichtshof als Ganzes 
mag größer gewesen sein; für das Jahr 21 des Euergetes I. sind 19 Richter nach- 
weisbar; Schubart, Arch. 5, 67 A. 1. 

2) Petr. 3, 21 (g), 33 (21). 

3) Petr. 3, 21 (g), 10 (21); dazu Schubart, Arch. 5, 68 A. 2. 

4) Für ein Ausnahmegericht, welches zur Aufarbeitung rückständiger Prozesse 
im Faijüm zeitweise eingesetzt ist, hält es Bouch6-Leclerg 4, 238 fg.; diese Annahme 
ist sehr wenig ansprechend. — Schubart Arch. 5, 53 denkt an ein Wandergericht, 
nach Art der Chrematisten. Auch darauf ist Gewicht gelegt worden, daß dasselbe 
bis jetzt nur für das Faijüm bezeugt ist und mit der Sonderstellung desselben 
zusammenhängen kann. 

5) Dieses in BGU 1098. 1127. 1146. 1156 (zwar schon der Zeit des Kaisers Au- 
gustus angehörig, aber einen sicheren Rückschluß auf die frühere Zeit gestattend). 

6) S. vor allem die Protarchos-Urkunden BGU 1050—1061; 1098f.; Schubart, 
Arch. 5, 57 fg. 


Be 


I. Gerichtsverfassung. B. Einzelbeamte. g 


"halten hat. Dieser Beamte ist in den Papyrusurkunden bisher nur für 
, die römische Zeit erwähnt, wo er jedoch eine, wenngleich wichtige, so 
\doch ganz andere Stellung hat, wie in der Ptolemäerzeit. Für diese ist 
die Existenz eines Amts unter diesem Namen bis heute nur aus einem 
|Bericht des Strabo (17, 1, 12) und einer Inschrift des zweiten Jahrh. v. C. 
‚(Dittenberger, Inser. Or. 1, 136 [4]) bekannt, doch sind diese letztern No- 
tizen ganz dürftig. So können wir auf die Bedeutung des Amts für die 
‚Ptolemäerzeit nur aus dem Titel schließen, welcher in der Kaiserzeit 
lautet: (lsosÜg el) doyidızaorng xal Ent 17 Eriueicle TÖV yonuatıorov 
mal Tov &hlov xgırnoiov. Dies ist nun für die römische Zeit nur 
‚Titulatur, da der A. hier höchstens eine beschränkte, keine “Erzgerichts- 
barkeit’ mehr hat (unten Kap. II 5. 28) und es weder Chrematisten noch 
#gırYoıe (Gerichtshöfe) mehr gibt‘) Um so mehr muß diesen Prädikaten 
ursprünglich, d. h. also in der Ptolemäerzeit, eine Funktion entsprochen 
haben, wonach etwa dem Hoyıdınaoryg die Oberaufsicht über die Chre- 
matistengerichte und alexandfinischen Gerichthöfe, vielleicht auch die Zu- 
|sammensetzung dieser Kollegien zugestanden hat. Ob er etwa Vorsitzender 
eines unbekannten höchsten Gerichtshofs gewesen ist, wissen wir nicht, 
wobei übrigens zu bemerken ist, daß wir von der Existenz eines Instanzen- 
zugs für die Ptolemäerzeit überhaupt?) keine Nachricht besitzen. Der Amts- 
sitz des Aoyıdıraorjg muß natürlich in Alexandrien gewesen sein. 


B. EINZELBEAMTE. 


Gehen wir von den Kollegialgerichten zu den in Rechtssachen tätigen 
Beamten über, welche, wie zu betonen ist, stets nur als einzelrie, wenn- 
gleich unter Umständen unter Zuziehung eines beratenden Konsiliums?) 
funktionieren, so muß die Frage zunächst die sein, ob ihnen überhaupt 
— von den Spezialfällen privilegiarischer Beamtenjudikatur für gewisse 
Fälle (S. 11) abgesehen — eine wirkliche Gerichtsbarkeit zusteht. In 
‚Betracht kommen vor allem der &xıorodrnyos, der org«ınyög, der Eniord- 
‚ng tod vouod, der Eniordryg vig zaung und der zwuopoauuerevg.‘) Von 
andern Beamten, wie z. B. dem oixovduog oder dem &miordıng tov xarol- 
*0v inneov, ist es von vornherein klar, daß sie höchstens eine Spezial- 
jurisdiktion im Gebiet ihres Ressorts gehabt haben können (S. 11), keine 
‚allgemeine. Soweit es sich dagegen um die obengenannten Beamten der 


1) Abgesehen von der Übergangszeit unter Augustus; s. die oben $. 8 A. 5-6 
angeführten Urkunden. 

2) Für die Pharaonenzeit (19. Dynastie) wird mitunter ein solcher aus der In- 
schrift des Mes gefolgert; vgl. Bouch6-Leclereg 4, 207—209. 

3) Ein solches hat der &miordrng roö vouoö in Tor. 1, I 3 fg.; Par. 15 I 2 fg. 

4) Über den Charakter dieser Ämter s. Bd. I 8. 9 fg. 
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allgemeinen Verwaltung handelt, ist zunächst zwischen Zivil- und Straf 
gerichtsbarkeit zu unterscheiden. | 

Was die erstere anlangt, ist es möglich (bestimmte Behauptunge 
sollen nicht aufgestellt werden), daß es eine Beamtengerichtsbarkeit i 
Zivilsachen überhaupt nicht gegeben hat 

Dafür spricht zunächst schon der Bestand der Gerichtshöfe, mit deren 
Vorhandensein eine Rechtsprechung der Beamten sich wenig vertragen 
würde. Insbesondere ist auch die Annahme einer elektiven Konkurrenz 
beider mit den Quellen nicht wohl vereinbar. Für das dritte Jahrh. 
v. Chr. sehen wir in den Magdolapapyri stets (Sfg.), daß zwar die Klage 
beim Strategen eingereicht wird, dieser aber, wenn ein (von ihm persön- 
lich oder durch seinen Delegatar, den emıorarng ig xwung, vorgenom- 
mener) Vergleichsversuch scheitert, die Sache sofort an die Laokriten 
oder das xowwodi(xıov) verweist. Darnach ist die magistratische Tätigkeit 
hier nur eine vermittelnde.') Aber auch für die spätere Zeit ist derzeit 
keineswegs unwahrscheinlich, daß die Beamten in Privatstreitigkeiten 
höchstens eine vermittelnde, keine entscheidende Funktion üben konnten. 
Man hat zwar hier darauf hingewiesen, daß einerseits in Amh. 33 Be- 
amte mit den Chrematisten in einem Spruchgerichtshof vereinigt sind 
und andererseits im sog. Hermiasprozeß (Tor. 1) Verhandlungen vor dem 
&xıordeng tod vouod geführt und anscheinend mit Urteil beendet würden. 
Aber im ersteren Falle liegt eine Verwaltungssache vor. Gegen die Be- 
weiskraft des letzteren aber ist zu bemerken, daß ihm bereits ein ganz 
gleichartiges Verfahren vor einem andern erıordrng vorausgegangen war 
(Par. 15), wo der Kläger abgewiesen worden war; daß die Sache trotzdem 
zu einer zweiten Verhandlung gelangt, zeigt, wie wenig solche Sprüche 
zu bedeuten hatten.?) Gegen jede zivilrechtliche Kompetenz der Beamten 
spricht denn auch die Art, wie im Dekret des Euergetes II. (8. 7) die 
Gerichtsbarkeit der Chrematisten und Laokriten geregelt wird; man hat 
hier den Eindruck, daß es außer diesen eine weitere Instanz nicht gab. 


1) Beispielsweise hatte in Rein. 7, 17 (16) der Strateg schon vor der Zvreväıg 
an den König interveniert. — Hib. 34, 3 (34), wo eine Vollstreekung xar« 
noboreyur Tod Emiordrov stattfindet, kann sich aus dem unten erwähnten Anerken- 
nungsurteil im Vergleichstermin erklären. 

2) Man darf sie auch nicht als xeiscıg (arbitria) der “Öi#n? (iudiecium) — dazu 
Recueil Inser. Iur. gr. 1 p. 44 — entgegenstellen; die xeicıg ist immer noch vollstreck- 
bar, diese Sprüche nicht. — Auch darauf ist kein Gewicht zu legen, daß in Magd. 
24, 7; 25, 7; 26, 13 dem Strategen Beweise durch Zeugen resp. Eid angeboten werden; 
denn daß auch ein bloß vermittelnder Funktionär die Sache erheben kann, ist selbst- 
verständlich. — Beachtenswert ist endlich auch die Form, in welcher die Beamten 
ihren Bescheid über die Rechtssache abgeben. Während die Chrematisten ihr Urteil 
einleiten mit Eyvouev oder ovvsxeivausv (21 1. 11, 29 1. 23), sagen die kogno- 
szierenden Beamten des sogenannten Hermiasprozesses in Par. 15 II 69; Tor.1 X 1 (81) 
bloß “eizausv’, vgl. Taubenschlag a. 0. 30 A. 1. 


I. Gerichtsverfassung. C. Spezialkompetenzen. 1 


Was die Strafjudikatur betrifft, ist daran zu erinnern, daß wir hier 
on einer Zuständigkeit der Spruchkollegien nichts Bestimmtes wissen 
nd eine solche wenigstens dort nicht wahrscheinlich ist, wo es sich um 
reiheits- und Kapitalstrafen, nicht um bloße Geldbußen handelt. Freilich 
olgt daraus noch nicht mit Notwendigkeit die Kompetenz von Einzel- 
beamten, da man, namentlich für schwerere Straftaten, noch an irgend- 
welche uns unbekannte Gerichtskollegien denken kann. Möglich ist, daß 
leiehtere Kriminalfälle von den Strategen abgeurteilt wurden. Aber sichere 
Behauptungen lassen sich aus den Urkunden noch nicht ableiten, auch 
nicht aus Stellen wie Par. 36, 20fg.; 40, 48, 41, 31; Grenf. 1, 38, 16; 
Rein. 17, 14fg.; Teb. 15, I, 15 (43); Petr. 3, 28e, wo zwar überall der 
tratege in Strafsachen intervenieren soll, ohne daß jedoch der Inhalt 
seiner Tätigkeit ersichtlich ist. Zu bemerken ist auch, daß die Adresse 
er Strafanzeigen nicht immer die gleiche ist; manchmal richten sie sich 
an den Strategen oder untergeordnete Gaubeamte!), manchmal aber auch 
an den König (Petr. 2, 17, 1 mit der Erläuterung 5 pag. 51 unten.?) Hier 
bleibt alles unklar.?) 


| Ü. SPEZIALKOMPETENZEN: 


Schließlich greifen bezüglich bestimmter Personenklassen privilegi- 
arische Vorschriften ein, nach welchen dieselben den ordentlichen Kom- 
petenzen ganz oder teilweise entrückt sind. So sollen Beschwerden gegen 
die Beamten der Zentralfinanzverwaltung (Örorerayuevor A dLoıxjosı) nur 
der Kognition des droızyrijg unterstellt sein (Petr. 3, 36 V. 11fe. [5], neu 
eingeschärft laut Teb. 7)*). Ferner genießen die Pächter des königlichen 
Bodens (yswoyoüvrss zıjv Baoılıxmv yiv), die Öroreieis und alle anderen 
im staatlichen Finanzinteresse tätigen (&mimemieyuevor Tais xE000ÖoLs) 
eine Ausnahmestellung gegenüber dem Dekret des Euergetes II. über die 
Kompetenz der Chrematisten und Laokriten.) Jedenfalls hat in Pro- 


N 


1) Kouoygauucreög: Teb. 16 (44). 39. 44fg. (40/1). 47; Aoyıpvleriens: Teb. 41. 43 
120. Daß die Anrufung des ersteren ein Privilegium der ßasılınol yawoyoi war (Meyer, 
‚Klio 7, 291) ist nicht unmöglich. 

2) So auch Teb. 43, wo jedoch eine disziplinarische Selbstanzeige vorzuliegen 
scheint. Eine solche geht aber in Leyd. A auch an den Strategen. 

3) Einzelheiten: Teb. 14 (42) (der Baoılırög yoxuueredg requiriert einen wegen 
Mords Beschuldigten) wird bloße Voruntersuchung bedeuten. Hib. 72, 14 (das Ver- 
schwinden des Siegels eines Tempels wird dem Strategen angezeigt) kann mit der 
Oberaufsicht über den Tempel zusammenhängen. In Petr. 3, 32 gb soll der Strateg 
wohl bloß die Schadenshöhe feststellen; hierzu soll er durch den oinovouos beauf- 
tragt werden (Verwaltungssache). 

4) Ich führe diese Vorschrift hier an, weil sie herkömmlich unter den Privilegia 
fori genannt wird. Im Grunde ist sie aber weniger ein solches, als die Durchführung 
des Gedankens, daß hier Verwaltungssachen vorliegen. 

5) Teb. 5, 210 (1); das Nähere bleibt unklar. Man hat die Vorschrift dahin 
ausgelegt, daß diese Personen stets vor dem griechischen Chrematistengericht Recht 
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zessen über Domanialpachtungen die ausschließliche Kompetenz der D 
mänenbehörde platzgegriffen (vgl. Einleitung zu 32). Vielleicht hat aue 
für aktive Soldaten ein besonderes Forum bestanden.') Daß dagegen e 
solches für alle Kleruchen und Katöken bestanden habe, ist nicht zu e 
weisen.?) 


II. DAS VERFAHREN. 


Die Darstellung des gerichtlichen Verfahrens muß sich fast a ı 
schließlich auf den Zivilprozeß beschränken, weil die Überlieferung fü 
den Strafprozeß so gut wie vollständig fehlt. Außerdem ist zu bemerker 
daß sich das Nachfolgende auf das Verfahren in der y&o« bezieht. Vo 
jenem vor den alexandrinischen Gerichten haben wir keine Nachrichter 
und wenn man auch annehmen kann, daß die eigentlichen prozessualische 
Grundgedanken hier wie dort dieselben gewesen seien, so fehlt es docl 
für manche Einrichtungen des ländlichen Verfahrens in Alexandrien schor 
am Parallelismus der tatsächlichen Voraussetzungen, wie besonders füı 
das einleitende Verfahren vor dem Strategen und ENIOTEING TÜS “aung 
(8. 14 fg.). 

1. Die Eingaben. Für die Erkenntnis des zivilen Prozeßgangs ist 
auszugehen von den ziemlich zahlreichen Eingaben an Behörden, in 
welchen über erlittenes Zivilunrecht Beschwerde geführt wird. Dabe 
empfiehlt es sich, für diese Eingaben den Ausdruck ‘Klage’ zu vermeiden, 
weil derselbe in sich unklar ist und sowohl die Eingabe an das Gericht 
als die Ladung, als auch den in der mündlichen Verhandlung vor Gericht 
gestellten Antrag bedeuten kann. Übrigens erwächst hier der Unter- 
suchung eine Schwierigkeit daraus, daß es bei vielen Eingaben zweifelhaft 
ist, ob es sich um einen Privatrechtsstreit oder um eine Strafanzeige odeı 
um eine Verwaltungssache handelt. Man muß darum von ‚jenen Stücken 
ausgehen, wo das erste sicher ist. 


zu nehmen und zu geben hätten, was kaum ganz korrekt ist. Denn für die ömorsAsig 
insbesondere beachte Petr. 2, 18, 13 (6) (dazu Wilcken, Arch. 3, 516), wo ein solche; 
sich auf den Standpunkt stellt, daß er überhaupt nicht dem ordentlichen Gericht 
untersteht. Für die Baoıkızoi ysweyoi freilich ist ein soweit gehendes Privileg miı 
noch recht zweifelhaft; sie genießen jedoch Begünstigungen im Prozeß (s. zu 26 
und vielleicht(?) nach einem wohl nur auf sie bezüglichen (arg. l. 15) dıdygauue (voX 
Ptolemaeus Philadelphus?), Petr. 3, 26 (Grenfell, Rev. Laws p. 95), eine Spezialkompe- 
tenz bei Prozessen wegen Viehschadens; außerdem auch bei Prozessen über die ge- 
pachtete Baoıkınn yi) selbst (Grenf. 1, 11) (32). — Worauf sich die Kompetenz in BGU 
1006 bezieht, sieht man nicht. 

1) In Rein. 7, 27 (16) wird in einem Prozeß zwischen solchen um die Judikatuı 
des Zmiordıng tav xeroinov inneov gebeten; vgl. auch Teb. 54 (17), wo allerdings 
nur der Beschwerdeführer eine militärische Stellung hat und vielleicht auch kein 
eigentlicher Prozeß bezweckt ist 

2) Die bez. Annahme von Jouguet-Lefebvre, bull. corr. hell. 26, 128 beruht auf 
einer überholten Lesung von Magd. 4 i. f. (vgl. Wilcken, Arch. 4, 48). 1 


A 
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T II. Das Verfahren. he 
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| 
| Die Eingaben in Zivilsachen sind entweder an den König adressierte!) 
ävreväeısg oder an einen Beamten adressierte Örouviuare; bei letzteren 
lautet die Adresse bald an den Epistrategen?) oder Strategen°®), bald 
kommt auch der &miordrng Tod vouod, und jener rg *&ung, sowie 
der xwuoyoauuerevs vor.) Außerdem wird mitunter berichtsweise auch 
von einer “Evreväıg an die Chrematisten’ gesprochen; da jedoch die er- 
haltenen Örginalexemplare von solchen (Fay. 11 und 12 (14/5); Tor. 5) 
‚stets die Königsadresse haben, sind auch die nur berichtsweise genannten 
Eingaben an die Chrematisten jedenfalls an den König adressiert ge- 
wesen. Damit stimmt es auch überein, daß die im al überlieferten 
e mit Adresse an den König und die nur relationsweise er- 
wähnten an die Chrematisten gleichmäßig den Namen vreväıg führen. 
Die Regel ist eben einfach diese: "Evrsväıg ist jede an den König adres- 
sierte Eingabe, während jede an einen Beamten adressierte als ürdurmue 
bezeichnet wird.°) 
Dabei ist aber daran zu erinnern, daß die Königsadresse nur nomi- 
nell ist und in Wahrheit die evrsd&sıg entweder beim Strategen oder 
den Chrematisten überreicht werden (vgl. oben 8. 2)°), sodaß die könig- 
liche Kanzlei mit ihnen gar nichts zu tun bekommt. 


. 


I) Daher “Evrev£fıs eis To Too BaoılEog Övouc’, Petr. 2, 2, 11.3; 2, 12 EE 4 (p. 32); 
3, 64 (e). 
| 2) Tor. 1116 II 29 (31); Lond. 2 p. 13 (18). Dagegen sind Tor. VI-VIH Gesuche 
in Verwaltungssachen. 

j e) Par. 13; Tor. 1 1 14. 
ie 4) iron tod vowoö: Tor. 8; 11; auch im Hermiasprozeß (Tor. 1 cf. Par. 15) 
ird die Verhandlung von diesem gerihrt, Der ’Erıorarns tig “aung-in Par. 13, 28 
ar Ind in Leyd. A. 3—15 könnte vom Strategen delegiert sein, nach dem Schema der 
Mi agdolapapyri (vgl. S. 14 A. 3); beweisend aber Magd. 12,8. Der xouoyorzuuereds 
srscheint in Teb. 49 und 50; öfter wird er in Strafeingaben angerufen (40 fg... Wo 
andere Beamte angeführt werden, wie z. B. der oixovöuos (bes. Petr. 3, 32 (g) Recto b 
p. 70]), handelt es sich immer um Verwaltungssachen (im angef. Fall um Feststellung 
bi ner Feldbeschädigung auf der Domäne), oder um privilegierte Personen (Petr. 2, 18, 1 
Beschwerde über einen ünorsArjs). Zu Rein. 19 vgl. Einl. zu 27. — Eingaben an den 
koyıpvlanieng sind stets polizeilicher Natur. 

5) Davon braucht auch in Magd. 6, 9 und 17, 2 keine Ausnahme vorzuliegen; 
lenn wenn hier in &vrev&sıs von Älteren, beim Strategen überreichten, &vrsd&sıs die 
Rede ist, so sind die älteren Zvredgsıs gewiß gerade so auf den Namen des Pa- 
19205 stilisiertt gewesen wie alle übrigen Magdolapapyri. Allerdings ist Laqueur, 
ler die obige Unterscheidung richtig erkannt hat, geneigt, dieselbe erst dem zweiten 
Jahrhundert zuzuschreiben, und für das dritte auch &vrsdäsıg an die Beamten als 
pi öglich anzunehmen; aber von seinen Beweisstücken sind Petr. 2, 12 (3) und 2 (2) 
sicher auf Königseingaben zu beziehen und Petr. 2, 4 (9). 13 (18b) sind durchaus 
Imsicher. Vgl. auch Wilcken, Arch. 4, 224. 
| 6) Ersteres zeigen die Magdolapapyri, wo die Subseriptio stets vom Strategen 
aerrührt; ersteres und letzteres der Umstand, daß sowohl beim Strategen als bei den 
Dhrematisten die £vredgsıg ins &yysiov geworfen werden (8.16 A. 6). Vgl. auch 
P. eisigke, Klio 7, 259. — Effektive Überreichung beim Könige mag vorgekommen 
sein, wo es sich um hochstehende Personen handelte, und natürlich ist sie häufig 
n Verwaltungssachen u.ä. Vgl. noch P. Meyer, Klio 7, 291. 
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Wahrscheinlich ist übrigens die Unterscheidung zwischen &vrevät 
und Ömduvmue noch durch ein inhaltliches Merkmal, also in viel sach 
licherer Weise als durch die bloße Verschiedenheit der Adresse gerecht 
fertigt. Wenn es nämlich richtig sein sollte, daß die Beamten überhaug 
keine Gerichtsbarkeit besaßen (S8. 10), sondern höchstens durch eine Ar 
von friedensrichterlicher Tätigkeit Streitigkeiten schlichten durften, 
wäre der Gegensatz von &vrevfıg und Öndwvnue nicht bloß der äußer 
der Adresse, sondern auch ein innerlicher, nämlich jener der auf Recht: 
schutz und Gerichtsverfahren hinzielenden und darum an den König al 
Quelle des Rechts gerichteten Eingabe einerseits, andererseits der bloße 
Anrufung behördlicher Autorität, um den Gegner durch diese zu fre 
willigem Nachgeben zu bestimmen.') 

2. Für das weitere Verfahren über die &vreväıg, welche bei de 
eben ausgesprochenen Annahme allein zu einem wahren Zivilprozeß führe 
und unter festen Regeln stehen würde, geben uns die Magdolapapyri 
die Mitte des dritten Jahrhunderts ein deutliches Bild.2) Die an d 
König adressierte &vreväıg wird beim Strategen überreicht. Der Strateg 
nimmt zunächst und zwar, falls der Beklagte in der Gaumetropole wohn 
persönlich, andernfalls Naar den &mıordrng tig #oung?), d.h. den Vorstehe 
des Dorfes, den er hierzu durch eine auf die &vrsväıg gesetzte UroyoRY 
delegiert, einen Vergleichsversuch vor.) Und zwar wird im Fall der Ve; 
weisung an den exıorarng diesem durch die bzoyoapn) aufgegeben, 
Parteien bei mißlungenem Vergleichsversuch an den Strategen zurückzi 
verweisen. Dabei wird mitunter (nicht immer) der Zweck der Rückve 
weisung folgendermaßen bezeichnet: “damit sie beim zuständigen Geriel 


1) In der Tat ist bei allen örouvnjuar« diese Annahme durchführbar. Daß d 
Beamten mitunter mit den Parteien sehr eingehend verhandeln und sogar merit 
rische Erkenntnisse fällen (bes. in Tor. 1 der &miordrng), beweist nicht, daß dies 
Erkenntnisse wirkliche Urteile, also der Rechtskraft fähig und vollstreckbar ware 
Richtig Taubenschlag, Arch. 4, 1fg. Es ist hierbei auch auf die Analogien aus di 
römischen Zeit zu verweisen (8. 34), wo die bloß friedensrichterliche Natur solch 
Erkenntnisse sehr deutlich hervortritt. Näheres oben $. 10. 

2) Wie weit dieses Verfahren geschichtlich zurückreicht, wissen wir nicht. Wen 
die Ladung in Hib. 92 (23) dasselbe voraussetzen sollte (8. 19), so wäre sein älteste 
Zeugnis das Jahr 263/2, also noch einige Jahrzehnte hinter die Magdolaeingaben zı 
rückgehend. Wahrscheinlich aber gehört,es zu den ältesten Einrichtungen des ptol 
mäischen Reichs. 

3) Letzteres meist in den Magdolapapyri. — Die Einleitung des Vergleich: 
versuchs vor dem £&xiordrns dürfte dabei dem Parteibetrieb obgelegen haben, d.h.“ 
war Sache des Klägers, demselben die vom Strategen subskribierte &vrsväıg vorz 
legen und um Ladung des Beklagten zum Vergleichstermin zu bitten. Das zeig 
Petr. 2, 2, (2) (22) und so kann vielleicht auch Leyd. A. 1. Afg. verstanden werder 
das Emidodtv Ömournue kann die Eingabe gewesen sein, womit der Kläger die & 
revgıs mit der Subscriptio des Strategen dem &misrarns vorlegte. — Auf Vergleich: 
versuch beim Strategen selbst bezieht sich wohl Petr. 2, 12 (3) (12); 3, 29 (e—h) (18 

4) Vgl. dazu das Notstands-Ges. von Ephesus Recueil 1, p. 31 1. 8; 38 1. 87/8. 
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(statt dessen kommt auch vor: bei den Laokriten oder beim xovodlxıov) 
Recht finden’.') Die Bedeutung des Ganzen ist klar: der Strateg sucht 
stets zunächst einen Vergleich zu bewerkstelligen; bei dessen Mißlingen 
verweist er die Sache an das Spruchkollegium. Die erste den Vergleichs- 
versuch betreffende Erledigung wird dabei öfter yonueari£sv, die so er- 
ledigte Eingabe Evreväıg zexonueriouevn genannt.?) 

| Uber den Inhalt der für dieses Verfahren bestimmten &vrevksız ist 
E bemerken: Sie enthalten die Angabe des Klagegrundes, aber kein 
ziuque wis Olans (8. 17) und keine Ladung an den Beklagten, vielmehr 
die Bitte um amtliche Verfügung. 

Doch ist hierbei sofort eine Einschränkung zu machen, welche uns 
gleichzeitig daran erinnern muß, daß unserer Erkenntnis hier noch enge 
Sehranken gezogen sind. Es muß nämlich festgestellt werden, daß in den 
N u kunden niemals eine Überweisung : an die Chrematisten er- 


ücklich genannt wird, erscheinen immer nur entweder die Laokriten 
oder das xoıvoöixıov, außerdem in Petr. 3, 21(g) einmal das Zehnmänner- 
gericht?), und es ist möglich, daß auch in den Fällen, wo ein bestimmtes 
tericht der Überweisung nicht genannt ist*), nur eines von diesen ge- 
meint ist. Insbesondere ist bezüglich der Ohrematisten auch hervorzu- 


’ 


daß bei ihnen Eingaben auch direkt überreicht werden konnten.?) Natür- 
ich wird dadurch nicht ausgeschlossen, daß das Eingreifen der Strategen 


Kehren wir noch einen Augenblick zu dem Vorverfahren der Magdola- 


papyri zurück, so ist noch die Frage aufzuwerfen, ob schon in diesem 


| ergleichsverfahren (also vor dem Strategen, beziehentlich &miordrng rs 
1) Letzteres in Magd. 21. 23. Mel. Nicole p. 287; das ‘zuständige Gericht? ohne 
nähere Determination wird mit “ois xastıjneı? bezeichnet. 
| 2) Petr. 2, 2 (2)1.1. Der Ausdruck ist übrigens ein allgemeiner, der auf jede Er- 
ledigung durch irgend eine Behörde oder auch den König Anwendung findet, cf. Par. 
30, 6; Tor. 3, 38; Rein. 7, 27; Lond. 1 p. 40 1. 67; Magd. 6, 8; Fay. 12, 28. 
| 3) S. meine Einl. zu dieser Urkunde (21). 
| 4) S. Anm. 1. 
| ) Tor. 1 II 5: zoig &v zj Onpaidı yenuariorais Eveßahov Evreväıv eig To moo- 
redtv dm’ Morov dyysiov; Fay. 11. 12. — P. Meyer, Klio 6, 462; 7, 590 2. 6 nimmt 
sogar an, daß bei den Chrematisten direkte Einreichung von Höher obligatorisch 
war, was jedoch eine verfrühte Behauptung ist. 
6) In BGU 1004 (88) sieht es beinahe so aus, als ob der Petent an ein Ver- 
gleichsverfahren dächte, und es handelt sich dort um eine Chrematistensache. Aber 
Aa dort der Prozeß Achon in einem vorgeschrittenen Stadium steht und außerdem 
die Erledigung des Gesuchs nicht ersichtlich ist, darf aus diesem Stück nicht viel 


l 
seschlossen werden. 


| 
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eines Anerkenntnisurteils und sofortiger Vollstreckbarkeit erfolgen konn 
Diese Frage ist ziemlich bestimmt zu bejahen. Es zeigen dies die 
Magd. 23, 6 (9); 21,7 (10); 25, 7; 34, 4, vgl. 18,5 (etwas anders g 
faßt) und 41, 5. 6 vorkommenden Petite yodyaı zo Emiordın, dvanaleo 
usvov aörov (den Beklagten), &&v usv ÖuoAoyron, moKtaı abrov o.ä.) ( 
auch ein in diesem Termin geschlossener Vergleich (ovyy&onsıs)?) vo 
streckbar war, läßt sich deshalb nicht sagen, weil über die Wirkung ein 
vor dem Gericht geschlossenen Vergleichs nichts bekannt ist. Daß i 
Vergleichstermin ein Versäumnisurteil möglich war, ist kaum anzunehmen. 

Wie lange das eben geschilderte Vorverfahren vor dem Strateg 
in Geltung gestanden hat, ist nicht sicher. Von Einzelnen wird es a 
das dritte Jahrhundert beschränkt, aus welchem die Magdolapapyri stamme 
Jedoch ist zu bemerken, daß auch in Rein. 18, 27 (26) aus dem End 
des zweiten Jahrhunderts v. Chr. von einer Ingerenz des &mıordıns vi 
xoung die Rede ist*), und wir daher keinesfalls ausschließen können, 
jene Verfahrensart während der ganzen ptolemäischen Zeit gegolten hat 
allerdings nur mit der Beschränkung (S. 15), daß sie in den vor die Chr 
matisten gehörigen Prozessen keinesfalls obligatorisch war, mindesten 
nicht im zweiten Jahrhundert. | 

Hier kann vielmehr der Prozeß so eingeleitet werden, daß der Kläge 
seine — an den König adressierte — Eingabe direkt bei den Chrematiste 
überreicht, worauf diese ohne weiteres mit der Ladung vorgehn.’) 

Als Äußerlichkeit ist schließlich zu bemerken, daß die Überreichun 
der Eingaben an den Strategen oder die Chrematisten nicht durch Einhä 
digung an Unterbeamte, sondern durch Einwurf in einen zu diesem Zweck 
aufgestellten Behälter («yyeiov) geschieht.®) 

3. Die Ladung. Von dieser sind zwei sehr deutlich zu untersche 
dende Formen zu erkennen: die zedoxAncıg im altgriechischen Stil uı 
die amtliche Ladung. 


a) Erstere liegt vor in Hib. 30 (20) und Petr. 3, 21(g) (21). Cha 


1) So ist es vielleicht auch zu erklären, wenn in Hib. 34, 2 (34) ein mosorayL 
Tod £misrarov als Vollstreckungstitel genannt wird. Das mag ein Anerkenntnisurtei 
gewesen sein. 

2) Tor. 1 T i1 (31). 

3) Aus Hib, 92 (dazu S. 19) läßt sich dafür nichts ableiten. 

4) Ich will damit nicht sagen, daß dieses Stück auf unser Verfahren bezogeı 
werden muß; aber denkbar ist diese Beziehung. | 

‚5) Das war wohl auch praktisch, da man das Eintreffen dieser Wanderricht 
an einem bestimmten Ort nicht immer genügend lange vorher erfahren haben wird 
um noch das Vergleichsverfahren durchzuführen. 

.. 6) Für die Ohrematisten Tor. 1 II 5; Petr. 3, 20 R II 4; für den Strategen (we 

mit das von Peyron a. O. 100f. Gesagte entfällt) Petr. 2, 12 EE4 1. 2 (p. 32); &% 
PlePAn»e] (erg. von Wilcken). — Vgl. noch Leyd.F. 11. | 
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/ rakteristisch ist in beiden Fällen: Der vom Kläger ausgehende Schriftsatz 
richtet sich nicht an eine Behörde, sondern an den Beklagten; es ist also 
/ Privatladung durch Zustellung eines Schriftsatzes. Dieser enthält die An- 
gabe des Klagegrundes, ferner, da es sich in beiden angeführten Stücken 
um sogen. Ölzcı tıuntel im Sinne des griechischen Rechts handelt‘), das 
zlunue vg Ölnng, d. h. die Angabe des Streitwerts; sodann die Erklärung 
N Ölan 601 yoapyoesraı Ev co Ev (Ortsangabe) dızaormoloı Evamıov’, also 
Ankündigung der späteren mündlichen Klageedition im Termin; endlich 
die Anführung der Ladungszeugen (xArjrogss). Es entspricht das ge- 
nau der moö6xAnoıg des altgriechischen Rechts?); wir haben es 
also mit einer Anwendung klassischer Prozeßformen zu tun. 

Ich vermute darum, daß diese Ladungsform erst dann einsetzt, wenn 
es sich nicht mehr um ein Vorverfahren (vor dem Strategen oder &rıord- 
zung tig »&ung) handelt, sondern erst wenn nach fruchtlosem Verlauf des- 
selben es sich herausstellt, daß es nun zur richtigen Ö(fxn vor dem Ge- 
richt kommt.) Daher ist sie meiner Vermutung nach nicht schon auf 
' das Vorverfahren anwendbar. 

b) Amtliche Ladung. Diese greift Platz im Vorverfahren vor den 
Beamten; d. h. also, wo dieses einzutreten hat, ladet der zum Vergleichs- 
versuch berufene Beamte die Parteien hierzu von sich aus; Petr. 2, 2 (2) 
(22); Leyd. A. 1. 13—17. 

Ferner findet sie (mindestens im zweiten Jahrhundert) dort statt, wo eine 
Zvrsväıg direkt bei den Chrematisten überreicht wird, also ein Vorverfahren 
überhaupt nicht stattfindet. So sehr man gerade in diesen Fällen eine 
private m006%Anoıg vor die Öhrematisten erwarten und begreifen würde, 
steht dem doch der Inhalt dieser Art von &vrevgsıg entegen; denn es 
wird darin gebeten, daß die Öhrematisten "@vaxulsodusvoı oder 7000%47- 
odusvoı*) (TOV Evaydusvov) aolvooı”’ usf. 

Die Einzelheiten des Ladungsakts entziehen sich unserer Kenntnis. 
‚ Bei der privaten zodoxAmoıg wird wohl der Kläger mit seinen #Anrogeg 
‘ die Zustellung an den Belangten vollzogen haben. Die amtliche Ladung 
mag vielleicht öfter durch Vermittlung des Eevıröv modrog erfolgt sein, 
wenigstens erscheint in Rein. 7 (16). 19 (27) dieser Beamte mit den Ladungen 
in Zivilsachen beschäftigt.) Bei den Chrematisten erscheint zweimal als 


1) Über diesen Begriff Meyer-Schömann-Lipsius, att. Proz.? 208 fg. 

2) Att. Proz.? 770fg; vgl. auch die ebenda 213 A. 33 zit. Stücke und die Inschr. 
von Knidos, Recueil des Insc. Iur. Gr. 1 p. 156, bes. 162 B. 

3) Die Richtigkeit dieser Annahme muß allerdings erst durch die Zukunft be- 
stätigt werden. 
4) Mit Rücksicht auf letzteren Terminus mag man auch diese Ladung als 
m060xAnsıg bezeichnen; aber dem attischen Prozeßrecht würde diese Terminologie 
nicht entsprechen. — Man vgl. auch die wo6sxAnsıs durch das Gericht in Tor. 13, 19. 

5) Vgl. auch Hib. 92 (28) 1. 21. — Über den &evıxav wednrag S. 8. 19, 


Mitteis-Wilcken, Grundzüge. II. 2 


18 Kap. I. Prozeßrecht der Ptolemäerzeit. , a 


Ladungsorgan der Aoysvrnjg (Fay. 11,29; 12, 30). Doch mag es wohl 
daß mitunter die Zustellung der Ladung dem Kläger überlassen 

Der Belangte hat bei der Ladung Bürgen für sein Erscheinen zu 
stellen, welche in Hib. 92 (23); Rein. 7,35 (16) die Haftung für das 
Kapital, die Zinsen und Nebengebühren (r& yıvöueve) und einen (wohl 
mit dem unter 5 erwähnten identischen) Zuschlag von 10%, für den Fall des 
Ausbleibens übernehmen und sich dabei der zo&&ıg xar& To dıdyoauue 
— d. i. wohl sofortiger Exekution — unterwerfen. In wessen Hand dieses 
Versprechen geleistet wird, ist bei Hib. 92 nicht ganz klar; in Rein. 7 ist 
ist es der £svıxöv modxtwo. Wurde die Bürgenstellung verweigert, so 
ging der Ladungsbeamte wohl mit Haftnahme des Geladenen vor; dies 
dürfte der Sinn von zagaAcußdvsıv in Rein. 19 sein, s. Ein]. zu dieser Nr 

Baoıkınol yenpyol genießen, wie ich aus Rein. 18 und 19 (26. 27, 
s. die Einl. zu diesen Stücken) zu entnehmen glaube, das Privileg, daß sie 
während der Saatzeit nicht geladen werden dürfen. 

4. Von der weiteren Entwicklung des Prozesses wissen wir nu 
Einzelnes. Ersichtlich ist, daß im (ersten) Termin vor Gericht ein &vo- 
zıov Ölxnv yodypeıv gegenüber dem Beklagten stattfand (Hib. 30, 25; Petr. 
3, 21g, 32—34). Dieses entspricht wohl dem edere actionem vor dem 
Prätor, wie es im römischen Zivilprozeß stattfand. Der Ausdruck yodyeıv 
ist dabei vielleicht so zu verstehen, daß die Edition durch Verlesung eines 
(mit der zugestellten xo66oxAnsıg identischen, s. 20 und 21) Schrift- 
satzes stattfand. Ob die Wirkungen des Prozeßbeginns erst hieran ge- 
knüpft waren oder sich schon an die vollzogene mo60xinoıg anschlossen, 
wissen wir nicht. — Vom Ührematistenverfahren insbesondere hören wir, 
daß es daselbst eine duelopn) r&v Evrsvksov gab, und es wird einmal be- 
antragt, bei dieser dıeAoyrj; dem Gegner die Vertretung durch Anwälte zu 
untersagen (Amh. 33, 23).') Da dieAopn Auswahl oder Prüfung bedeutet, 
könnte man hierbei an einen Termin denken, in welchem nicht sowohl zur 
Sache verhandelt, sondern nur das Vorhandensein der Prozeßvoraussetzungen 
(u. zw. für alle angemeldeten Prozesse auf einmal) untersucht wurde, etwa 
analog der altgriechischen &vdxgısıg?), doch ist diese Auslegung nicht 
zwingend, und ich bin mehr geneigt, die dı«Aoyrj einfach als Verhandlung 
zu verstehen. — Sicher ist endlich, daß bei den Chrematisten Versäumnis- 
urteile®) gefällt werden konnten, und zwar droht dem säumigen Beklagten 


1) Letzteres bezieht sich aber nur darauf, daß es sich im gegebenen Fall um 
eine Fiskalangelegenheit handelt; in gewöhnlichen Prozessen ist die Zuziehung von 
Anwälten durchaus erlaubt und üblich. 

2) Was freilich der Beamte zoög raig &vaxgloccıv (Teb. 86 II 1/2) in Ägypten. 
für eine Bedeutung hat, weiß ich nicht. 

3) Der technische Ausdruck für die Versäumnis ist ‘dixn Fenuwog” (Petr. 3, 21 
a—f; BGU 1004 II 21 u. ö,) 
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Prozeßverlust (Tor. 13, 21 (29); Petr. 3, 25 1. 53fg. (30), der säumige 
‚ Kläger hat dem Beklagten die essen zu ersetzen (Petr. 3, 25 eit.). 
"Das Urteil wird in der Sitzung verkündigt und vom sisayoyedg ausge- 
erg (Tor. 13, 26/7). Der technische Ausdruck für die Fällung des Ur- 
‚teils ist Huyxolvsıv (zusammensprechen, vgl. das lateinische Con-demnare).!) 
‚ Wie sich dazu die gleichfalls vorkommenden Termini yıyvaoxsıw (21 1.11; 
281.8), »aradızdgeıv (3b lin. 3. 10, f lin. 3. 9), dre&dyeıw (11.219) und 
x#olvsıv verhalten, ist noch nicht festzustellen. 
5. Was den Inhalt des Urteils betrifft, so wissen wir nicht, ob das- 
selbe Naturalkondemnation enthalten konnte oder (nach Art des römi- 
schen Geschwornenspruchs) immer auf Geldentschädigung lauten mußte.?) 
 Wiederholt finden wir der Kondemnationsumme einen (Sukkumbenz-) 
zuschlag von 10°, hinzugefügt.) Das Tempus iudicati dürfte 10 Tage 
betragen haben.*) 
6. Die Zwangsvollstreckung gefällter Urteile ist gleichfalls durch das 
| grundlegende ProzeB-dıeypauue (S. 1) geregelt. Sie ergeht im Auftrag 
| des Gerichts?) durch den zod#roo Esvın&v (oder Esvıxög).) Der Name 
} dieses Beamten, der für je einen Gau bestellt ist und außerdem auch noch 
mit gerichtlichen Zustellungen und Ladungen beschäftigt scheint, ist noch 
' erklärt”), ebensowenig sein Verhältnis zu dem in Hib. 34, T genannten 


1) Dem Göynguue steht sonderbarerweise der Ausdruck "örzoyeagpn’ (eigentlich 
die Unterschrift auf eine Eingabe) gleich; s. zu (31) VII 33. 

2) Letztere Möglichkeit angedeutet "bei Gradenwitz a. O0. 36. Doch handelt es 
sich in Fay. 12, worauf er verweist, schon von vornherein nur um Schadensersatz, und 
auch in Tor. 3 kann eine gesetzliche Buße gemeint sein, wobei die Naturalrestitution 
"noch übrig bleibt. Allerdings aber läßt sich eine Naturalkondemnation durch die 
Chrematisten nicht erweisen; denn in Hib. 34, 2 fg., wo teilweise diese oder Geldent- 
'schädigung auferlegt wird, und in Amh. 30, 42, wo reine Naturalrestitution erfolgen 
soll, handelt es sich nicht um Chrematistensprüche (vgl. A. 4). 

3) Hib. 32, 9 (37). 92, 19 (23); Lille 29 I 7. 

4) Denn in Tor. 13 liegen die Daten des Vollstreckungsbescheids und des Urteils 
um 10 Tage auseinander (vgl. für die Kaiserzeit die 10 Tage in Flor. 56, 9/10; CPR 
19, 13). — Wenn Wenger, Arch. 2, 14, darauf aufmerksam macht, daß in Amh. 30 die 
‚ Räumungsfrist besonders erbeten wird, so wird das keine wahre Judikatsfrist sein; 
denn es liegt wohl Beamtenkognition vor (über letzteren Punkt Taubenschlag, Arch. 
4,30 A. 1). Daß auch sie 10 Tage beträgt, ist wohl Anologiebildung. 

5) Vgl. Tor. 13, 24 (für die Chrematisten). Die vollstreckbare Ausfertigung gibt 
daselbst der elaayayeds. — Über das moöorayua des dmiordrng in Hib. 34 vgl. 8.16 A.1. 
Die Verhaltung im Auftrag des »ouoyoauuereög Teb. 34 bezieht sich schwerlich auf 
eine Zivilsache. 

6) Dieser Beamte wird genannt in Tor. 13 1.15 und 24; Magd. 41,5; Rein. 7, 35. 
19, 17; Teb. 5, 221/2. 165; vielleicht sind auch die wodxrogss in Hib. 30, 18. 92, 22 
1a. hierher zu stellen. Öfter auch in römischer Zeit; Oxy. 286, 15. 712,1 u. 8. 825; 
BGU 970, 26. 1038, 13; Lips. 120, 1. 

k)) An Liter. vgl. Poyron, P. Tor. 2 p. 50 fg.; Revillout, Rev. Egypt 2, 94; Grenf.- 
Hunt, P. Oxy. 2 p. 279 u. 4 p. 178; Teb. 1 p. 56; Jouguet-Lefebvre zu Magd. 41; 
Gradenwitz, Arch. 3, 30; Reinach in 'P. Rein. p. 40; Bouche-Leelercq 3, 389; Tanben- 

92# 
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zodarog Idiorixöv. Die Vollstreckung kann sowohl Personal- als Real- 
exekution sein. Die Personalexekution®) besteht in Verhaftung (regaAcu- 
Bdveıw) und Abführung in das Schuldgefängnis (pvAanıj, desuwrijguon): 
ob sie sich bis zur Verknechtung steigern kann, ist zweifelhaft.?) Ent: 
zogen sind ihr im fiskalischen Interesse durch Dekrete von Euergetes 1 
die BusıAızol yeopyoi, brorelsig und verwandte Klassen (Teb. 5, 221 fg.). >) 
Die Vermögensexekution erfolgt durch Pfändung‘); deren weiteren Verlauf 
kennen wir nicht. Auch hier haben übrigens die eben bezeichneten Per- 
sonenklassen ihre Privilegien; es soll den Bu yeopyol ein Haus mit 
zugehörigem landwirtschaftlichen Inventar, den staatlichen Monopolarbeitern 
der Webstuhl usf. belassen werden.?) 

Ob neben dieser amtlichen Vollstreckung auch noch private Voll: 
streckung möglich war, ist nicht allseits mit Sicherheit zu sagen. Die 
Personalexekution ist wohl stets durch den zedxroe vollzogen worden®) 
worauf schon der Bestand des öffentlichen Schuldturms deutet; nur be 
züglich einer Personenklasse, der ITeooaı rg Exıyovnjg, scheint auch pri- 
vate Duktion zulässig gewesen sein, wenigstens wenn sie in einer voll 
streckbaren Vertragsurkunde direkt verabredet wurde”) (Kap. II S. 46) 


schlag, Arch. 4, 11 A. 1; Wenger, D. Lit.-Ztg. 1909 p. 692. Über den xedxrog im 
allg. Wilcken, Ostr. 1, 564. 611. 622 A. 1. 

1) Hib. 34 (34). Außerdem s. die Klausel der Schuldscheine; n we@ıs Eoro E 
te abrod tod Ösdavsındrog xal Er r@v bmaeyövrov aörh. Besonders häufig erscheint 
die Personalexekution bei Fiskalschuldnern, Insc. Rosett. (Dittenb., Insc. Or. 90) 1. 13/4; 
Petr. 2, 4 (7). 5 (e). 19 (1b); Hib. 94. 95; Bull. de la soc. Archeol;: d’Alex. 2 p. 66% 
Auch die in Rein. 19, 18 drohende Verhaftung (oben A. 18) wäre ohne die Personal- 
exekution nicht denkbar. — Im Pharaonenreich soll letztere durch Bokchoris abge- 
schafft gewesen sein (Diod. 1, 79); sie ist also unter den Ptolemäern wiederhergestellt 
worden; wie man wohl annehmen darf, durch das umfassende dıdyoruun über das 
Prozeßrecht (S. 1). Darauf deutet die Wendung: wedoosıw xar& To dıdyoauue iM 
Hib. 88, 14; 89, 17; 90, 16; 91, 13; 92, 20fg.; Amh 43, 12. Schwer zu sagen ist, was 
es bedeutet, wenn in Privatkontrakten mitunter eine ze&fıs &g mwoog Basılınd verab- 
redet wird. Dies nimmt man gewöhnlich an für Hib. 124; 126 (in Petr. 1, 16 [2]; 
Hib. 94 95 bezieht sich die Klausel auf Fiskalschuldner). Wenn die Tatsache richtig 
ist — da die Kontrakte unvollständig sind, ist nicht absolut sicher, daß es sich 
daselbst um reine Privatschulden handelt — müßte die Fiskalexekution irgendwie 
verschärft gewesen sein. Vgl. Einl. zu (36) und im ganzen Lewald 39 fg. und Zitt. 
insb. auch die daselbst S. 40 A. 2 beigebrachten Parallelen aus dem langobardischen 
und älteren französischen Recht. \ s 

2) In Rein. 7, 4 (16) sagt ein Schuldner 'xımdvvsdoav Kur’ ELevdeoov Jovhog 
ysveohaı’; aber das kann Redensart sein. 

3) Reinach p. 40 findet einen Widerspruch zu dieser Vorschrift in Rein. 19, 17 
wo ein ß. y. anläßlich eines bevorstehenden Prozesses bittet, daß der ze«xrwe 
Sevın@v ihn nur während der Saatzeit mit dem magwAcußaveıv verschonen soll. Doch 
darf der Ausdruck nicht wörtlich genommen werden; es wird die gewöhnliche 
Ladung gemeint sein; s. die Einl. zu 27. | 

4) Hib. 32; vgl. Hib. 63, 8. 

5) Teb. 5, 231 fg. (36). 
6) Daher wohl auch nur auf Grund vorgängigen Vollstreckungsdekrets. 
7) Erforderte sie dann ein besonderes Vollstreckungsdekret? Vgl. 8. 46, 


——_ 


Anhang. Strafprozeß. 21 


Von der Vermögensexekution dagegen ist es zweifelhaft, ob sie nicht stets 
auch durch private &vsyvoaoi« stattfinden konnte, wie im altgriechischen 
Recht.) 

Endlich können außer den Urteilen auch noch vollstreekbare Ur- 
kunden als Vollstreckungstitel dienen, von welcher wichtigen Erscheinung 


in Kap. V zu sprechen ist. 


ANHANG. STRAFPROZESS, 


Vom Strafverfahren läßt sich nur folgendes sagen. Strafanzeigen 


 (woo0apyeiteı)”) erfolgen entweder beim Strategen (Petr.3,28e; Par.36 u.a.) 
‚ oder beim ämiordrng rüg xoung (Teb. 285 fg., auch 52; Hib. 72, 4), xowo- 


87 


 Yoauuareög (Petr. 2, 33a; Teb. 44. 45 u. a.), doyipviaalıng (Par. 6; 11(?); 


Teb. 41; Petr. 3, 28e 1.14; Rein. 17), kurz bei jeder Person, welche poli- 
zeiliche Funktionen ausübt. Solche nehmen wohl auch die dringlichsten 
Erhebungen und Verfügungen vor; doch scheint die weitere Untersuchung 
in der Hand des Strategen zu liegen (Teb. 15 I 15; Rein. 17, 14; Hib. 
72, 14 [wenn Strafsache]).?) Öfter werden provisorische Maßregeln er- 


‚griffen: Untersuchungshaft (Petr. 2, 19, 1a 1.9; Teb. 15 I 13. 53. 25—26; 


Petr, 3, 28e V.b 1.4 [p. 60]*); Vermögenssequestration (Teb. 14, 9—10). 
Die einfache Ladung zum Untersuchungsbeamten erfolgt unter Gestellungs- 
bürgschaft (Teb. 156)°) oder gegen Geldkaution (?).°) 


Daß der Strateg die Untersuchungen zu führen scheint, ist eben ge- 


sagt worden; doch bleiben dabei die eigentlich strafprozessualischen Fragen 


offen. Wir wissen nicht, ob das Verfahren auf dem Akkusations- oder, 
was wahrscheinlicher ist, auf dem Inquisitionsprinzip‘) beruhte und eben- 


1) Vgl. Lille 8; Hib. 63 dazu Lewald 42 A. 2. 

2) Auch Evrsvgsıg an den König werden in Strafsachen vorgekommen sein, und 
vielleicht sind uns in Lond. 1 p. 60 und Petr. 2, 17, (1) solche erhalten. Daß aber im 
dritten Jahrhundert die Form der Zvreväıs in Strafsachen sogar die vorwiegende ge- 
wesen sei (Bouch&-Leclereq 4, 275), ist eine nicht genügend fundierte Annahme. 

3) Vor wem die fragmentiert erhaltenen Verhandlungen in Petr. 2, 17 (3, 22) 
und 2, 18, 2 (a) (b) erfolgten, wissen wir nicht. Daß es sich um Strafsachen handelt, 
ist wenigstens bei der zweiten wahrscheinlich. 

4) Die letzte Stelle ist freilich unklar. Vom Gerichtsdiener wird daselbst aus- 
gesagt: Außov (douyuas) Z Kpiinev, waosdödn dE Ilaarı Ösouopviexı, d.h. er ließ den 
Beschuldigten (gegen Kaution?) frei, dieser wurde aber dem Kerkermeister übergeben. 
Liegt Korrektur vor? 

5) Nicht hieher Hib. 93, wo es sich entweder um Garantie für einen provisorisch 
aus der Schuldhaft entlassenen handelt (Partsch, Bürgschaftsr. 212) oder um eine 
Verwaltungssache. 

6) Ist so der Bericht in Petr. 3, 28e V.(b) lin. 4. 6. 11. 15 zu verstehen? 

7) Der Fall Amh. 35, wo die Priester des Tempels in Soknopaiu Nesos gegen 
den Asoövıg wegen betrügerisch in ihrem Namen erhobener Steuern Klage führen, 
kann nicht für das Gegenteil herangezogen werden, weil kein reiner Kriminalfall 
vorliegt. 


22 Kap.I. Prozeßrecht der Ptolemäerzeit. — Anhang. Der Strafprozeß. 


sowenig, welches das zuständige Forum war. Daß öfter — bei gering 
Vergehen — von. einem dıeyvövcı des Strategen gesprochen wird, 1ä 
nicht einmal den Schluß mit Sicherheit zu, daß er hier, ein Urteil Fall 
obwohl das möglich ist; es könnte die dıayvocıg auch auf die Erhebung 
einer Anklage hinauslaufen. Bei schwereren Straftaten ist man schon von 
vornherein nicht geneigt, an Judikatur eines Einzelbeamten von mittlerem 
Rang zu glauben; welche Instanzen hier zuständig: waren, davon besitzen | 
wir nicht einmal eine Andeutung in den Papyri. | 

Erwähnung verdient noch, daß wenigstens im Steuerprozeß die Tor- 
tur (weıdevdyan) Anwendung findet!); wahrscheinlich ist sie also, wie 
auch im altgriechischen Recht, auch gegen freie Angeschuldigte zulässig 
gewesen. 


1) Amh. 31 II 11. Verboten wird durch Euergetes II. ihre Anwendung gegen- 
über den zeosornxores rav ieowv noooödw» (Teb. 5, 58). 
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KAPITEL 1. 


RÖMISCHER KOGNITIONSPROZESS 
(IN ZIVILSACHEN), 


„Literatur: Zusammenfassend (mit Ausschluß der Gerichtsverfassung): Mitteis, 
zur Lehre von den Libellen und der Prozeßeinleitung nach den Papyri der früheren 


Kaiserzeit, Leipz. Sitz.-Ber. 1910, 61—126 (im folgenden zitiert mit „Sitz.-Ber.“), worin 
') meine sämtlichen früheren Schriften über diesen Gegenstand (CPR 1, 74—99; 270—3; 
, Hermes 30, 567—82; 34, 98—102; Sav.Z. 27, 350—4; 28, 383—93; 29,471/2) als bloße 


mehrfach abgeänderte Vorarbeiten aufgegangen sind. Spezialarbeiten: Gradenwitz, 
Hermes 28, 321 fg.; Einführ. 7—24; Wenger, Actio judicati 153—162; Rhist. Pap. 


‚Stud. (1902), (bes. über Gestellungsbürgschaften, Vadimonien und Gerichtsverfassung; 
"dazu Wilcken, D.Lit. Zeit. 1902, Sp. 1241—5; Erman, Sav. Z. 22, 241 fg.; Graden- 


witz, Arch. 2, 571); Brasslof, zur Kenntnis des Volksrechts in den Ostprovinzen 


, (1902), 27—69 (dazu Wenger, D. Lit. Zeit. 1903, Sp. 612—4); A. Stein, Arch. 1, 


445—9; Partsch, Die Schriftformel im röm. Provinzialprozeß (1905); Boulard, les 
instructions Ecrites du magistrat au juge-commissaire, Paris 1906 (dazu Wenger, 
Berl. Phil. Wochschr. 1907, Sp. 142 fg.; Koschaker, Gött. G. A. 1907, 807 fg.); Fli- 
niaux, Nouv. R£v. hist. 33, 535 fg. 

Zur Gerichtsverfassung insbesondere: Hirschfeld, Verwalt.-Beamte 345 fg.; vgl. 
auch Jung, Wiener Stud. 14, 227 fg.; Wilcken, Arch. 4, 366— 422. 

Über den Anwaltstand insbesendere Reichsrecht u. Volksrecht 189fg.; Conrat, 
melanges Fitting 13fg.; Wenger, Stellvertretung im R. der Papyri 150—6. 


Das Verständnis des Prozeßverfahrens in Ägypten bereitet für die 
römische Zeit kaum geringere Schwierigkeiten als für die ptolemäische. 
Dies aus verschiedenen Gründen. Vor allem hat im römischen Ägypten 
nie der ordentliche Zivilprozeß mit seinen uns bekannten Regeln gegolten, 
sondern nur das Kognitionsverfahren, dessen Grundsätze uns selbst für 
den klassischen Rechtskreis großenteils unbekannt sind und dessen größere 


‚ Freiheit die Ermittelung der an sich gewiß auch hier vorhandenen Normen 


erschwert. Zweitens ist das überlieferte, wenn auch an sich nicht dürf- 
tige Material fast stets unvollkommen, weil wir nirgends vollständigen 
Prozessen, sondern überall nur herausgerissenen Bruchteilen von solchen 
begegnen. Endlich leiden namentlich die Eingaben der Parteien, die 
wohl nur selten von gebildeten Juristen verfaßt sein mögen, vielfach an 
großer Unklarheit und Unbestimmtheit, während in den von den Ge- 
richten ausgehenden Schriften vieles als bekannt vorausgesetzt wird, was 
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wir erst zu wissen verlangen. Deshalb kann hier nur ein unvollständiges, 
überall der Ergänzung bedürftiges Bild gegeben werden. 3 

Im nachstehenden ist übrigens bloß der reine Zivilprozeß, d.h. das 
Verfahren in Privatrechtsstreitigkeiten in eigentlichen Betracht gezoge 
nicht auch der Strafprozeß und das Verwaltungsverfahren, bei denen ein 
systematische Erörterung nach den Papyri noch weniger durchführbar ist 
als beim ersteren. Doch ist zu bemerken, daß eine scharfe Trennung 
derselben vom Zivilprozeß nicht überall möglich ist. Insbesondere ist es 
im konkreten Fall oft schwer zu sagen, ob man es mit einem Zivil- oder 
Strafverfahren zu tun hat, da z. B. aus Delikten, Eigentumsvorenthal> 
tung u.ä. beide abgeleitet werden können und der einzelne Papyrus 
fach die Natur des in ihm bezeugten Verfahrens nicht erkennen läßt; 
wozu noch kommt, daß die Biegsamkeit des Kognitionsverfahrens eine 
Vermischung ziviler und krimineller Elemente in ein und demselben Pro- 
zeß als durchaus denkbar erscheinen läßt.!) — Außerdem grenzt auch das 
Verwaltungsverfahren oft so nahe an den Kognitionsprozeß in Privat 
rechtsstreitigkeiten, daß auch hier eine scharfe Trennung nicht übera 
möglich oder selbst nur wünschenswert ist, zumal da seine Formen oft 
auf die des ersteren zurückschließen lassen. Aus diesen Gründen sin E 
auch einzelne Stücke nicht rein privatrechtlicher Natur im folgenden ein- 
bezogen worden. | 


2 
| b 
I. GERICHTSVERFASSUNG. | | 


Als oberster Grundsatz ist hier festzuhalten, daß das Geschworenen- 
institut und die durch dasselbe bedingte römische Teilung des Prozesses 
in die beiden Hauptstücke „in jure“ und „in judieio“ in Ägypten nie zur 
Anwendung gekommen ist. Der Zivilprozeß ist also hier immer Kogni- 
tionsprozeß, d.h. der Inhaber der Gerichtsgewalt hat sich nicht, wie es 
die republikanische und klassische Ordnung des streng römischen Pro- 
zesses vorschrieb, auf die bloße Feststellung der Prozeßvoraussetzungen 
und die Überweisung der sachlichen Verhandlung an die Geschworenen 
zu beschränken, sondern er ist berufen, den Prozeß selbst durch Verhand- 
lung und Urteil zu erledigen, wodurch freilich weitreichende Delegatione 
nicht ausgeschlossen werden (8. 42 fg.). 


1) Ein sehr deutliches Beispiel bietet P. Flor. 61 (80): Schuldprozeß, aber gleich- 
zeitig hat der Statthalter dem Gläubiger wegen Eigenmacht Schläge angedroht. Oder 
P. Straßb 41 (93): Prozeß über ein Legat, aber die Schuldnerin ist verhaftet worden 
(Begründung s. A. 14 zu 98). Besonders häufig ist diese Konkurrenz bei den Eingaben 


an den Strategen (116fg.), die freilich nicht zum eigentlichen Prozeßverfahren 
gehören. 4 


I. Gerichtsverfassung. 1. Der Praefectus Aegypti. 25 


1. DER PRAEFECTUS AEGYPTI. 


Der Inhaber der Gerichtsbarkeit ist der Statthalter (£xaxeyog, 
peu). Da über die Natur und Geschichte dieses Amtes bereits an 
anderer Stelle gesprochen ist (Bd. I S. 31f.), ist hier nur hinzuzufügen, 
daß in den ersten drei Jahrhunderten der Kaiserzeit die Gerichtsbarkeit 
in Äoypten grundsätzlich und mit bloßem Vorbehalt der etwa dem Juri- 
', dieus Alexandriae, vielleicht!) auch dem deyıdızaorrig eingeräumten 
, Spezialkompetenzen, sowie der besonderen Befugnisse des &tiroorxog toü 
i0lov Aöyov,, dem Praefectus Aegypti allein zusteht, und zwar sowohl in 
\ wie in Strafsachen. Alle anderen Beamten, insbesondere die Epi- 
' strategen und Strategen entbehren der jurisdiktionellen Befugnisse. °) 

| Die Ausübung der statthalterlichen Gerichtsbarkeit erfolgt auf dem 
Konvent (dieAoyıouss)°), auf dem übrigens gleichzeitig auch die sonstige 
Inspektion des Konventssprengels durch den Statthalter sich vollzieht. 
Die regelmäßigen Konventsorte‘) sind nur drei: Alexandrien für den 
Sprengel des westlichen Delta, Pelusium für das östliche Delta und 
Memphis für die Thebais und Heptanomis. An jedem dieser Orte wird 
der Konvent anscheinend jährlich abgehalten, und zwar treten als übliche 
“Perioden hierfür derzeit hervor: für Alexandrien etwa Juni/Juli, für Pelu- 
‚ sium der Januar, für Memphis Ende Januar bis April, was allerdings 
noch auf dürftigem Beobachtungsmaterial beruht. Doch sind in örtlicher 
Beziehung Ausnahmen vorgekommen, indem gelegentlich der Konvent 
auch in anderen als den offiziellen drei Städten abgehalten wurde, so 
‚sicher in Arsinoe im zweiten Jahrh.’) Wonach sich übrigens die Zu- 
‚ gehörigkeit der Rechtssachen zu einem bestimmten Konventssprengel in 
Zweifelsfällen richtete, wissen wir nicht. 


1) Über die Frage, ob auch dem Aexidınaorrjg eine gewisse (jedenfalls sehr be- 
‚ schränkte) Gerichtsbarkeit zukommt, s.u. S. 27 fg. 

2) Das wird in den Urkunden mitunter sogar ausdrücklich betont; so heißt es 
in Lond. 2 p. 172, 16 (52): roüde Tod modyuaros ÖsouEvov ig Tod Auumpordrov Nye- 
w6vog ... dıayvaoews; Oxy. 486, 8 (59) verweist der Epistrateg einen Prozeß an den 
Nysuav; vgl. noch Oxy. 7113 (62), Flor. 36 1. 1 fg. (64) u. a. 

3) Vom eigentlichen Konvent ist die &miönui« zu unterscheiden, welcher Aus- 
druck die Inspektionsreise bedeutet und auch z.B. bei den Epistrategen (BGU 168, 
19 [121]) und auch noch in der nachdiokletianischen Zeit (Lips. 37, 26), ja selbst noch 
nach Justinian (Aphrod. 67009, 20 [1 p.37]) vorkommt. 

4) Das Verdienst, diese Orte und Sprengel festgestellt zu haben, gebührt 
Wilcken (Arch, 4, 367), der sie hauptsächlich in Oxy. 709 im Zusammenhalt mit Flor. 
61, 46 (80) erkannt hat. Die früher herrschende Ansicht ging dahin, daß der Kon- 
vent für jeden vouös in dessen Metropole stattgefunden habe. 

5) BGU 908; Teb. 569; vielleicht auch Amh. 80 (drittes Jahrh.), doch rechnet 
Wileken mit der Möglichkeit, daß Arsino& im 2. Jahrh. sogar offizielle Konventsstadt 
geworden ist. — Zweifelhaft ist, ob auch die laut Straßb. 5, 7 in Hermupolis parva 
gehaltene Verhandlung auf dem Konvent stattgefunden hat. 
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Auf dem Konvent finden sich außer dem Statthalter auch der Epr 
strateg und die Strategen der zum Konventsbezirk gehörigen vouor | 
wohl auch die hohen Beamten der alexandrinischen Zentralverwaltun 
(Juridieus, doyıdıraorig, drorunenig, Entroonog Too ldlov A6byov) ein. | 

Die Frage, wie es möglich war, daß der Statthalter in der Konvent 
zeit die Rechtsangelegenheiten so ausgedehnter Bezirke erledigte, ist dahı 
zu beantworten. Zunächst ist ein großer Teil aller Streitigkeiten ge 
nicht an ihn gelangt, sondern von den Unterbehörden zwar nicht kra 
eigentlicher Gerichtsbarkeit, aber doch kraft einer polizeilichen oder friedens 
richterlichen Tätigkeit geordnet worden. Außerdem aber verweist er d 
Mehrzahl der Streitsachen durch Delegation (&venourr) an die ihm unter 
stehenden Beamten, sei es zur Entscheidung selbst, sei es wenigsten 
zur Vorbereitung derselben. ? 

In der nachdiokletianischen Zeit ist Agypten in mehrere Provinze 
zerlegt (Bd. I S. 72fg.), deren Vorsteher jetzt den Titel Hpsu&v!) führe 
während die ursprünglich damit gleichbedeutende Bezeichnung Zr«oyo 
nur dem Praefectus Aegypti in Alexandrien (seit etwa 380-382 praefeetv s 
Augustalis genannt) zukommt, der gleichzeitig die Oberaufsicht über die 
Teilstatthalter führt (I. 8.73). Diesem scheint dabei im vierten Jahrh. di 
Zivilgerichtsbarkeit auch in den Teilprovinzen konkurrierend mit den 
nysuöveg im vollen Umfange zuzustehn?), und auch von der Strafgerichts- 
barkeit ist das Gegenteil in den Urkunden nicht ersichtlich. Jedoch 
werden jetzt anscheinend keine Konvente mehr abgehalten; wahrscheinlie h 
üben die Statthalter ihre Jurisdiktion vorwiegend an ihrem ständigen 
Amtssitz, was allerdings nicht ausschließt, daß sie gelegentlich auch auf 
ihren Inspektionsreisen (&xiöyuiar) Prozesse erledigen.®) 


2. BESCHRÄNKTE JURISDIKTIONELLE KOMPETENZEN. 


a) Der Juridieus. 


Neben dem Präfekten, aber ihm im Rang untergeordnet, steht der 
Juridicus Alexandreae oder dıxauoödrng*), welcher nach Analogie der legati 
iuridiei dem Präfekten vom Kaiser beigegeben war; wie sein Name und 
die Äußerung des Strabo 17,1,12 p.797, er sei T&v noAl&v xoloenv #VoLoS, 
beweist, ist er ursprünglich spezifisches Organ der Rechtspflege, wobei 
sein Mandat vom Kaiser selbst ausgeht. Allerdings kann seine Kompetenz 


1) Seltener ist &ey@v. Doch kommt es sowohl in den Papyri (z.B. Lips. 33 I 
16 [55]; 34, 19; 37, 27) als in den Rechtsbüchern gelegentlich auch für den Statt- 
halter vor. Gewöhnlich bedeutet es die städtischen Behörden. 

2) Mitteis, Sitz -Ber. 106. 

3) Oben $S. 25 Anm. 3. 

4) Dazu Collinet-Jouguet, Arch. 1, 305; Wilcken, ebenda 312. 


De 
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‚nur eine beschränkte gewesen sein, da als der allgemeine Richter des 
Landes in den Urkunden überall der Praefectus erscheint (vgl. 8.25 A. 2). 
Insbesondere ist, wenn laut Oxy. 237 VI6/7 die Präfekten wiederholt 
‚verordnet haben, man solle ihnen in Privatrechtsangelegenheiten keine 
&mioroAcl überreichen, hierbei die Betonung sicher nur auf das Wort &uı- 
oroAci zu legen: d.h. nicht etwa die Anrufung des Statthalters, sondern 
‚nur die Form der den ordentlichen Geschäftsgang umgehenden Immediat- 
eingabe (Sitz.-Ber. 86 fg.) soll abgestellt werden. — Welches übrigens 
‚die vorbehaltene Kompetenz des Juridicus war, ist derzeit noch nicht mit 
"Sicherheit ermittelt; man nahm oft an, worauf der Titel Juridieus Ale- 
'xandreae hinwies, daß sie sich auf Prozesse bezog, die mit hauptstädti- 
‚schen Verhältnissen in Zusammenhang standen; doch kommt auch der 
Titel ‘Jur. Aegypti’ vor (Hirschfeld, Verw.-Beamte 351). Immerhin ist 
‚eine Spezialkompetenz für Römer und Griechen denkbar.) 

Außerdem jst der Juridicus durch Marc Aurel auch zur selbständigen 
Bestellung von Vormündern für römische Bürger kompetent erklärt worden 
(DB. 1,20, 2). Nebenbei finden wir ihn aber auch mit einzelnen Verwal- 
tungsgeschäften befaßt.?) Daß er vom Statthalter auch zur Leitung von 
Prozessen, die nicht in seine Spezialkompetenz fallen, delegiert werden 
kann, ist sicher.) Durch die diokletianische Verwaltungsreform ist er 
nicht beseitigt worden.‘) 


| ß) Der doyıdızaorıs. 


| Dieser Beamte, dessen voller Amtstitel in römischer Zeit lautet: 
‘(iegedg zal) dogıdınaorig zul moög ri) &rıuskeig Tov yonuauorav zul ToV 
dAAov xoırmolov’, war unter den Ptolemäern ein stadtalexandrinischer 
Beamter; in der Kaiserzeit ist seine Kompetenz auf die ganze yoga er- 
streckt worden, doch ist uns der Inhalt seines Amtes für beide Perioden 
noch nicht genau bekannt. Sicher ist, daß ihm die Leitung der Urkunden- 
‚archive in Alexandrien zusteht (Kap. III) und daß er in dieser Funktion 
mit der Registrierung von Urkunden befaßt ist; bei der Geltendmachung 


l 


1) Charakteristisch — wenn auch zunächst auf eine Verwaltungssache bezüg- 
lich — ist Gen. 4, wo ein in Arsinoö wohnhafter Grieche, der fälschlich in die dörfische 
Kopfsteuerliste eingetragen worden ist, den Juridicus um Wahrung seiner arsinoi- 
tischen &vayoaypr; bittet. — In Oxy. 237 VII 39 fg. hat der Juridieus allerdings auch 
mit. Ägyptern zu tun; doch kann dies auf Delegation zurückgehen. — Eingaben an ihn 
sind übrigens selten; insbes. in BGU 327 (61) erhält er eine solche nur als dıiadsyo- 
Wevog v& nord chv Myswoviaev. In BGU 378 (60) wird er bloß als Delegatar des Statt- 
'halters angegangen. Unbestimmt BGU 1042, 5. 

2) Mitteis, Leipz. Papyri S. 180. In Flor. 89 vertritt er den dtoinneig (Arch. 4, 453). 

3) Obwohl es durch BGU 1019, 8 nicht bewiesen wird (es könnte sein, daß 
dieser Prozeß eben in die Kompetenz des Juridieus fiel), folgt es doch aus BGU 378. 

4) Vgl. D. 1, 20; C.J. 1,4, 30 und den vor dem Juridicus geführten Prozeß aus 
dem A. Jahrh. in Arch. 1, 298 fg. 
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von Exekutivurkunden bildet er eine Zwischeninstanz zwischen dem Statt 
halter und dem Strategen (Kap. V). Außerdem wird er mitunter vor 
Statthalter zur Durchführung von Prozeßverhandlungen delegiert, BGU | 
'136 (86).') Eine generelle selbständige Jurisdiktion hat ihm im all 
gemeinen, ebenso wie dem Juridicus, sicher gefehlt. Doch wird mitun er 
auf Grund von Oxy. 281 (66) (cf. 260 |74]) — dazu neuestens auch BGUF 
1155 (67) —, wo Eingaben an ihn gerichtet sind, eine spezielle Kom: 
petenz (etwa für Prozesse aus 6vyy&pnsıs-Urkunden, Oxy. 281 1.7) fü 
ihn vermutet?), welche freilich theoretisch mehr als ständige Delegation 
aufzufassen wäre. Der Amtssitz des deyıdızaorng ist Alexandrien; die, 
früher aus BGU 136 abgeleitete Meinung, daß er auch einen zweiten 
solchen in Memphis gehabt habe, ist heute allgemein aufgegeben. °) 


3. BEAMTE MIT POLIZEILICHER ODER FRIEDENSRICHTERLICHER ° 
FUNKTION. 


a) Hierher gehören zunächst die Epistrategen (&miorodınyoı oder 
Exiroonoı rüg Eniorgarnylas), d.h. die Vorsteher der drei Hauptteile, in 
welche das Land Ägypten jetzt (Bd. I 8. 36) administrativ zerlegt ist. Sie 
sind reine Administrativbeamte, denen die Aufsicht über die politische 
(und finanzielle?) Verwaltung ihres Gebietes zusteht (I 8.37). Mit der Ge- 
richtsbarkeit haben sie also an sich nichts zu tun. Doch werden sie 
vom Statthalter häufig als Delegatare zur Entscheidung von Prozessen 
verwendet; außerdem werden sie als Inhaber einer Polizeigewalt oft vo 
den Parteien in Privat- und Strafsachen um Abhilfe angerufen‘), was den, 
jedoch unrichtigen, Schein einer ihnen zustehenden richterlichen Befugnis 
hervorrufen kann (S. 34). 

Mit der Zerschlagung Ägyptens in Teilprovinzen durch Diokletian ist 
das Amt des Epistrategen untergegangen. | 

b) Ferner gehören hierher die Strategen, das sind die Vorsteher 
der vowol, in welche das Land zerfällt. Diesen — im Rang unter den 
bisher genannten Funktionären stehenden — Beamten kommt die polizei- 
“ liche und finanzielle Administration ihrer Bezirke, seit Anfang des 3. Jahrh 
allerdings nur mit Ausnahme der — jetzt munizipalisierten — Metro- 


1) Unklar ist seine Stellung in Straßb. 5, 7, wo er in einem Prozeß eine Partei 
rolle inne hat. 
2) Koschaker, Sav. Z. 28, 280; Wilcken, Arch. 4, 406; Schubart, Arch. 5, 69. 
Vgl. jedoch die Einl. zu 66. — Dunkel bleibt BGU 614, wo er gleichfalls angegangen 
wird. — In der augusteischen Zeit wird er einmal in einer Darlehnssache angerufen, 
BGU 1155, 6 fg. | 
3) Vielmehr erscheint er daselbst nur anläßlich des Konvents und im Gefolge 
des Statthalters. In BGU 136 ist er delegierter Richter. 
4) Die Beispiele sind zahlreich; vgl. Oxy. 70; 486, 27 (59); BGU 168 (121) u.a 
Sitz.-Ber. 79 fg. | = 


| 


| 
| 
| 
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polen!) zu, wobei sie der Aufsicht und dem Befehl der Epistrategen unter- 
stehn. Auch sie werden kraft ihrer Polizeigewalt oft zur Intervention in 
Privat- und Kriminalsachen angerufen; aber eigentliche Gerichtsbarkeit 


"hat ihnen ebenso wie dem Epistrategen gefehlt.?) Selbst die an sich 
naheliegende, oft vertretene Annahme, sie seien zur Entscheidung kleinerer 


Rechtssachen ständig delegiert gewesen, findet in den Urkunden keine 


| Stütze. 


Dagegen erscheint der Strateg berechtigt zu gewissen Akten der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit: Aufsicht über die bei den Agoranomen depo- 
nierten Privattestamente?), welche auch bei ihm zu eröffnen sind®); zur 


"Vormundsbestellung über die Peregrinen seines Bezirks’); zur amt- 


lichen Zustellung empfangsbedürftiger Willenserklärungen.®) Ferner wird 


‘er oft als Delegatar des Statthalters zur Entscheidung von Prozessen oder 
"Vorbereitung der Entscheidung verwendet. 


Seit dem vierten Jahrh. verschwindet der Strateg aus den bekannten 


Prozeßurkunden.’) In den Rechtsbüchern ist jetzt oro«rmyog?) die Be- 
zeichnung für die städtischen Magistrate; und wo der Name in den Papyri 


noch vorkommt°), hat er gleichfalls veränderte Bedeutung. In den 
Prozeßurkunden werden jetzt mehr die woAırsvöusvoı (Decuriones) 


der Bezirksmetropolen genannt, welche auch im Gebiet der Verwaltung 


bekanntlich teilweise an die Stelle der Strategen getreten sind, wenn- 


‚gleich nicht vollständig. Jurisdiktion steht ihnen ebensowenig zu, wie 
‚sie*jenen zugekommen war, und selbst eine ständig delegierte Nieder- 


gerichtsbarkeit ist nicht nachzuweisen'"), dagegen werden sie öfter zur 


1) wobei jedoch auch diese wenigstens noch der Aufsicht des Strategen unter- 
stellt sind (Bd. I S. 42). 
2) Daß dem Strategen (ebenso wie dem Epistrategen) ein Tribunal (Bju«) zu- 


‚ geschrieben wird (Oxy. 37; 237 V 13; BGU 361 II 12), steht nicht entgegen. 


3) Oxy. 106 wird die Rückgabe desselben an den Erblasser von ihm bewilligt. 

4) Lond. 2, p. 176, 10 fg., cf. CPR 95, 9; 102, 11; BGU 592 II 6. Daher dürfte in 
BGU 448 der Umweg über den Präfekten überflüssig gewesen sein. 

5) Oxy. 56. 

6) Lond. 3 p. 108 n. 1231 stellt er eine Pachtkündigung zu. Man vgl. auch 


‚die in Flor. 99 anscheinend durch ihn verkündete Verwahrung der Eltern gegen die 
Bezahlung der Schulden eines verschwenderischen Sohnes. 


7) In einem Prozeß-örduvnue vom Jahre 303 (Oxy. 71 118 [62]) wird er noch 


' genannt. 


8) Gloss. graec. lat. 438, 44: sre«rmyög magistratus, duumvir. Fr. Sin. 19, 52 (K.) 
0.1.4, 1, 30 pr.: 6 zig nölewg Indınog N orearnyös. Vgl. Mitteis, Abh. d. Berl. Akad. 
1905 p. 53. 

9) Wessely, Prolegomena ad papyr. graec. novam collectionem (Wien 1883), 
p. 13fg.; Magirus, Wien. Stud. 1886 unter Nr. 14; Gelzer, Stud. 51 fg.; cf. Bd. 15020 

10) In Lips. 64, 29 u. 37 kommt ein yauaıdıraorıs Odsewg vor, der vielleicht 
ein ständiger Delegatar des Statthalters für kleinere (nicht auch größere, arg. Lips. 36) 
Rechtssachen in dieser abgelegenen Gegend ist, aber kein städtischer Beamter zu 
sein scheint. 
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Entscheidung der in den Metropolen stattfindenden Prozesse delegiert! 
namentlich der zoomoAırsvousvog, worunter vielleicht der jeweilig 
Princeps curiae zu verstehen ist?), wird oft so verwendet. Außerhalb de 
Städte scheinen die Praepositi pagi delegiert zu werden.?) Auch sin 
wohl die einen wie die andern öfter als Friedensrichter um Vermittlu ıf 
angegangen worden.*) 

c) Auch die niederen Organe der Polizeigewalt (Gensdarmen) in de) 
xBucı wie Enarovrdoyaı, Ösxaddoyaı, Erıordrar av pvAaxıröı 
werden öfter um Abhilfe gegen geschehenes Unrecht angerufen; natürlich 
hat auch ihr Einschreiten nur provisorischen Charakter. 


4. DER ENITPONOZ TOT IAIOT AOTOT. 


Schließlich ist noch des Exitoonog Tod Idlov Aöyov (kurzweg auch 
(dog A0yog genannt) zu gedenken.°) Er steht allen den hier genannten 
Beamten dadurch selbständig gegenüber, daß ihm ein besonderes, selbst 
der Ingerenz des Präfekten entzogenes Ressort überwiesen ist, zu dem 
insbesondere die Einziehung gewisser dem Kaiser gebührender Heimfällig 
keiten wie Bona vacantia und caduca gehört. Deshalb fallen die bezüg- 
lichen Prozesse, in denen das kaiserliche Interesse oft durch Delatoren 
vertreten ist, in seine ausschließliche Kompetenz. Um den gewöhnlichen 
Privat- und Strafprozeß handelt es sich dabei aber nieht mehr. 


* 


5. HILFSBEAMTE. 


Außerdem sind noch gewisse niedere Beamte zu nennen, welche für 
die eigentliche Judikatur in keiner Weise in Betracht kommen können 
Hierher gehören zunächst die Esvızav zodxrogss (Kap. 1 8.19), die 
auch in dieser Periode (bis auf Diokletian) noch vorkommen und, soviel 
wir sehen, mit der Vollziehung gefällter Urteile befaßt werden‘), obwohl 
bei derselben auch andere Beamte verwendet werden (8.45 A. 5). 
Ferner hat jeder höhere Beamte eine Anzahl Hilfsbeamter, deren Ge- 
samtheit insbesondere auch beim Statthalter Offieium (rd&ıg) genannt wird 


1) Oxy. 67, 8fg. (66); Lips. 38 I 18 (97); CPR 19,1 (69). 
2) Mitteis zu CPR 1 p. 61—2. Anders Brassloff, zur Kenntnis des Volksrechts 
(Wien 1902) 58: Stellvertreter der mokırevöusvor. Aber dagegen vgl. Lond. 2 p. 273, 
3—4: moVTavıg mgomoAırsvousvog. Die von Grenfell-Hunt zu Oxy. 671.2 ausgesprochene 
Ansicht, wonach rgomoATEvVöuEvog einen gewesenen Dekurionen bezeichnet (das 


müßte zgonolırsvodusvog lauten), ist später von Grenfell-Hunt (zu Oxy. 913, 4) zu- 
gunsten meiner Auffassung aufgegeben worden. 


3) Z.B. Lond. 3 p. 129, 19 (95). 

4) So der Praepositus in Flor. 36, 15 (64). 

5) Über ihn speziell P. Meyer, Festschr. f. Hirschfeld 148 fg. 

6) Vgl. Oxy. 712. Lip. 120. BGU 970, 26. 1038, 15 und andere oben $, 19. 
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Unter den Officiales der Magistrate spielen namentlich die Ünmoetaı eine 
besondere Rolle; sie werden betraut (&£8oyovreaı) nicht bloß mit Zustel- 
ungen, sondern auch mit der Entgegennahme des Gestellungsversprechens 
(vgl. das officio cavere in Paul. sent. 1, 13a, 1a) und anderer Kautionen 
‚(ixeve naoaoyesiv; BGU 388 III 8—10 [91], 592 II 9; 613, 13 [89]), Auf- 
nahme von Inventaren er 18, 35 [84]), Vollzug von gt 


in 42); vielleicht sind auch einzelne der en »gıral xl en Be 
Ienei) bestellten Personen aus ihnen entnommen worden, was selbst 


© 5, 1, 82).!) Ferner an sie mit bei der Ausfolgung amtlich depo- 
nierter nente (Oxy. 1, 106), vollziehen polizeiliche Rückstellung ge- 
'raubter Gegenstände (BGU 467) oder Arrestierung von Schuldnern (Oxy. 
259, 14 [101]; CPR 20 II 14) u. a. 


6. DER DEFENSOR CIVITATIS. 


In der byzantinischen Zeit wird für kleinere Rechtssachen der De- 
fensor plebis oder civitatis (2xdixog oder Önprivowe) eingeführt. Die 
Schaffung dieses Amtes fällt nicht, wie man gewöhnlich meint, erst in 
das Jahr 364, sondern schon vor dar Jahr 319°), obwohl es um diese 
Zeit noch nicht in allen Provinzen bestanden hat; denn in Illyrieum 
wurde es wirklich erst 364 eingeführt. In Ägypten ist es, wie neuestens 
Oxy. 901 (70) zeigt, schon im Jahre 336 als ständiges Amt vorhanden 


Die Aufgabe des Defensor, zu welchem Amt nach den Papyri (vgl. 

. Th. 1, 29, 3) häufig oyoAcorıxol, d.h. Anwälte berufen zu sein scheinen, 
ist zunächst der Schutz der niederen Bevölkerung gegen Ungerechtigkeiten 
der Potentiores; seit dem Jahre 365 (C. Th. 1, 29, 2) auch die Recht- 
sprechung in “minores causae’ (durch Justinian auf 50, später auf 300 So- 
idi erweitert).) Demgemäß finden wir in den Papyri Schutzgesuche an 
den Defensor und zwar auch in wirklichen Zivilsachen, außerdem aber 
um Befreiung aus rechtswidriger Schuldhaft (Oxy. 902 [72]; Lips. Inv. 
244 [? 1} *) Auch in Ehesachen interveniert der Defensor, teils zur Unter- 


1) Direkte Anhaltspunkte hiefür geben die Papyri nicht; vielmehr werden zu 
Pedanei meist distinguierte, oft die höchsten Beamten bestellt. 

2) 0.1,6, 1,5, dazu Mitteis, Sav. Z. 30, 401 (auf Grund von Oxy. 901). 

3) Über das Einzelne Bethmann- Hollweg, Zivilproz. 3, 107 fg., Seeck, Art. De- 
fensor civitatis bei Pauly-Wissowa 8, 2365 fg. 

4) Ebenso PER Inv. 4204 (Führer Nr. 343), an den !udınog ‘Hoankkovs mölsos, 
betr. eine Erbschaft, mit dem Schlußpassus: dıd naganaAo rw omv maldsvow, neLeüoaı 
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drückung des Ehebruchs (BGU 401), teils durch Zustellung von Scheidungs. 
briefen (Oxy. 129). - 


7. KIRCHLICHE GERICHTSBARKEIT. 


Einen weiteren Charakterzug der byzantinischen Zeit bildet die jetzt 
allmählich anerkannte Gerichtsbarkeit der Kirche; sie tritt auch in den 
Papyri hie und da hervor. Besonders wichtig ist der in Lips. 43 (98) 
enthaltene, derzeit älteste Richterspruch (dieır«) eines Bischofs, der noch 
dem vierten Jahrh. angehören dürfte. Andere hierher gehörige Stücke 
sind Oxy. 903°); BGU 103; vielleicht auch Grenf. 2, 99(a).?) 

Außerdem treten in der spätesten Zeit noch auffallend oft Schieds 
gerichte in Tätigkeit; z. B. Oxy. 893 (99); B&U 315; Lond. 3 p. 2% 
Wien. Stud. 9, 266fg. Inwiefern dies mit dem Verfall der weltliche 
Gerichtsbarkeit oder mit kirchlichen Anschauungen zusammenhängt, blei 
weiteren Untersuchungen vorbehalten. 


I. DAS VERFAHREN. 


A. DIE VERSCHIEDENEN ARTEN DER LIBELLE. 


Die Darstellung des Rechtsganges muß unbedingt von den Libeller 
ihren Ausgang nehmen, weil dies der Punkt ist, für den wir das weita 
umfassendste Material besitzen, und weil neben den erhaltenen Libelle 
die Amtskorrespondenzen, Dekrete und gerichtlichen Verhandlungen stark 
zurücktreten. 7 

Innerhalb der Libelle sind wieder zu unterscheiden: 

1) solche, die auf Einleitung eines wirklichen gerichtlichen Verfahrer 
abzielen, und 

2) solche, welche bloß polizeilichen oder friedensrichterlichen Schu 
bezwecken, einschließlich einer besonderen Gruppe von solchen, die sie) 
vielleicht am besten als Anzeigen bloß rechtserhaltender Natur bezeichnen 
lassen. 

Unter den ersteren lassen sich unterscheiden die Eingaben an de 
Präfekten selbst, resp. was dem gleichsteht, an den Juridieus und selb: 


1) Dazu Wenger, Wiener Eranos (1909) 274. 

2) Dazu Wilcken, Arch. 3, 126; 5, 272. Allerdings enthält das Stück keine 
direkten Hinweis auf kirchlichen Charakter des Verfahrens und könnte die dl 
(l. 6) auch privates Schiedsgericht sein; aber der Inhalt der gestellten Kautio 
(l. 10—12) scheint mir mit einem solchen nicht vereinbar. — Wegen Nov. 34 c. 
wonach Frauen in Zivilsachen nicht verhaftet werden sollen, möchte ich die Ur- 
kunde noch vor das Jahr 556 ansetzen. 
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\ Archidikastes"), andererseits die an den Strategen gerichtete Bitte um Zu- 
| stellung einer Ladung auf den Konvent. Die Stücke der zweiten Kate- 
| ‚gorie dagegen sind stets an den Strategen oder untergeordnete Polizei- 
ı organe, allenfalls auch an den Epistrategen gerichtet, niemals an die 
eigentlichen Träger der Jurisdiktion. Wir betrachten zunächst diese 
weite Gruppe, also 


' I. DIE EINGABEN UM POLIZEILICHEN ODER FRIEDENSRICHTERLICHEN 
SCHUTZ RESP. ZUM ZWECK DER RECHTSERHALTUNG. 


’ 
Adressaten sind im einzelnen der Strateg in seiner Eigenschaft als 


/ mitunter auch der Decurio (dez«ödoyng) oder auch der &uisrdıng tüv 
\ gQvAazırav, sämtlich Organe der niederen Ortspolizei. 

| Dabei unterscheiden sich die eigentlichen Schutzgesuche von den 
bloß rechtserhaltenden Eingaben schon durch das Petit. Dieses lautet 
nämlich bei den ersteren etwa so: 

OdEv 0b Övvdusvog zadmovyaev, EIS dydivar aördv Eal 68 mo0g 
zıv Öeovsav Enebodov o.ä. 

- Der Typus der rechtserhaltenden Eingabe ist dagegen beim Petit 
dieser: | 
08V Eridldmucı al Ein Ev zaraymgıou® yevsodaı toüro ro BıßAl- 
‚dlov modg To uEvsıv wor tov Adyov zodg Todg pavnoousvovg aitlovg o.ä. 
ı Die Stücke der ersten Gruppe werden in ziemlich gleicher Verteilung 
bald an den Strategen, bald an die niederen Polizeiorgane adressiert. Jene 
der zweiten ganz überwiegend an den Strategen, viel seltener an die 
Polizeibeamten. Indessen ist der Unterschied in der Adresse nicht von 
‚ durchgreifender Bedeutung, diese liegt vielmehr lediglich im Inhalt des 
‚ Petits selbst, und dieses ist wieder durch die jeweilige Sachlage bedingt. 
1 1. Wo um Ansetzung auf den z«reywgıouög gebeten wird, also bei 
den Stücken der zweiten Gruppe (rechtserhaltende Eingaben), handelt es 
‚sich beinahe immer um Fälle, wo ein Verfahren gegen den Angeschul- 
‚digten, sei es polizeilicher, sei es zivilprozessualer Natur, der Sachlage 
‚nach ausgeschlossen ist.) Prüft man nämlich die Tatbestände der Schriften 


‚im einzelnen, so ergibt sich in der überwiegenden Mehrheit der Fälle, daß 


‚der Gegner des Gesuchstellers entweder nach seiner Person oder nach 
re 

B 1) An beide natürlich innerhalb der Grenzen der ihnen zustehenden Spezial- 
‚gerichtsbarkeit; vgl. oben 8. 26 fg. y 
I% 2) Vgl. Mitteis, Leipz. Sitz.-Ber. 66/7; 69—76. Material: BGU 2 (113). 35. 45. 
46 (112). 72. 242. 331 (114). 651 (111).731 II; Gen. 28 (109); Grenf. 2, 61; Lond. 2 Nr. 363 
Fb 170; Teb. 330 (110); Fay. 108 (wobei unvollständige und deshalb nicht sicher zu 
‚bestimmende Stücke nicht mitgerechnet werden). Über Teb. 333; BGU 651; Flor. 9 
vel. a. 0. 65/6. 

_ Mitteis-Wilcken, Grundzüge. II. “ 
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seinem Aufenthalt unbekannt ist.!) Demgemäß ist der Zweck diese; 
Eingaben nicht auf Einleitung einer Verhandlung gerichtet, sondern geh 
dahin, die Behörde möge die Anzeige zur Kenntnis (wörtlich „in ih: 
hun , x0raywpıoudg) nehmen. Der weitere Zweck desseı 
kann entweder darin gesucht werden, daß sie nunmehr Recherchen zur 
Ermittlung des Gegners einleite; nr möglicherweise auch darin, dab 
durch die Eingabe eine etwaige Voraus des Anspruchs ausgeschlosse | 
werden soll.?) 

2. Die Eingaben der zweiten Kategorie, also die auf dyanvaı (odeı 
ustaxeupPnjvaı) gerichteten, setzen einen bekannten Gegner voraus und 
bezielen eine unmittelbare polizeiliche oder friedensrichterliche Intervention 
der angerufenen Beamten.”) Es ist hierbei geflissentlich der Ausdruck 
Entscheidung vermieden und bloß von Intervention gesprochen. Dent 
entscheiden im Sinne des römischen Zivilprozesses können diese Be- 
amten aus eigener Macht heraus, und sofern sie nicht vom Statthalter! 
delegiert werden, nicht. Wohl ae können sie kraft ihrer doch immer- 
hin bestehenden obrigkeitlichen Autorität wenigstens provisorisch Ord: 
nung schaffen oder die Parteien zu einer Anerkennung oder einem Ver- 
gleich drängen. So ist es, wo es sich um Störungen des Öffentlichen 
Friedens handelt, ihre polizeiliche, wo reines Zivilrecht in Frage steht, ist 
es eine Art friedensrichterlicher Tätigkeit, die sie entfalten. Hierbei ist 
die Tätigkeit des Strategen mit jener des Centurionen im wesentlichen 
gleichartig; vielleicht daß von diesem mehr nur der allernächste brachiale 
Schutz, von jenem eine mehr sachliche Schlichtung erwartet wurde 
aber bindende Entscheidung einer Rechtsfrage war die eine so wenig wie 
die andere. So läuft denn ihre Tätigkeit, wenn die Parteien nicht gut- 
willig parieren, darauf hinaus, dieselben an den Statthalter zu verweisen 
und allenfalls bis zur Eröffnung des Konvents ein Provisorium zu schaffen. 
Nach BGU 467 scheint in solchen Verhandlungen sogar die Vertretung 
durch Sklaven möglich gewesen zu sein. 4 

Die rein friedensrichterliche unverbindliche Natur dieser Tätigkeit 
wird in den Urkunden öfter dadurch verdunkelt, daß auf das Verfahreg 


1) Den Nachweis im einzelnen s. bei Mitteis a. O. 73/4. | 

2) Letzterer Punkt bleibt fraglich; Sitz.-Ber. 72/3. — Zu bemerken ist noch, daß 
in manchen Fällen der sofort zu besprechenden ‚unwar- -Eingabe, wenn sie an den 
Enarovrdeyns gerichtet ist, noch ein xareyweıouds-Gesuch an den Strategen parallel 
geht (BGU 221—2). Dies hat dann nur den Zweck, bei beiden Behörden Anzeige zu 
erstatten; manchmal sind solche Doppelanzeigen aber auch wörtlich gleichlautend 
stilisiert. Vgl. Sitz.-Ber. 65/6. 

3) Material: Eingaben mit Petit d&ydnwaı Emil od BGU 22. 36 (125). 98. 322 (124). 
759. 1036 (118); Oxy. 282 (117); Amh. 78 (123); Lond. 3 p. 135 1.15; 2 p. 166,7; 
Teb. 331; Gen. 3 (122). 16; Pap. zitiert in der Introd. zu Amh.125; mit anderer Fassung 


BGU 467; Fay. 296; Gen. 6 (120); Oxy. 285.898; Wessely, Speckal tab. 11 Nr. 20. 215 
ef. tab. 11 Nr. 1771.13 $e. 
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\@. B. vor dem Strategen) Ausdrücke angewendet werden, die eigentlich 
- dem ordentlichen Prozeß entsprechen.‘) Daß dieselben jedoch nicht ernst 
E nehmen sind, sehen wir daraus, daß die Parteien die Entscheidung des 
6ro@ımyög gar nicht zu respektieren brauchen. Dann wird an einen 
‚'höheren Magistrat gegangen.”) Dieses muß, wenn eine endgültige Ent- 
‚scheidung herbeigeführt werden soll, der Statthalter?) sein. Mitunter finden 
wir allerdings auch, daß man sich vom Strategen an den Epistrategen 
 wendet#), aber das deutet nicht, daß dieser etwa Gerichtsbarkeit hat, 
vielmehr ist auch seine De entian juristisch genau so zu De 
wie die des Strategen; nur daß man, weil er der Gauverwaltung über- 
geordnet ist, von seiner höheren Nrkörıtat auch noch dort eine friedliche 
‚Schlichtung erwartet, wo die der Gauverwaltung zu versagen scheint. 
‚Wie wenig aber auch das Verfahren vor dem Epistrategen auf das Prä- 
dikat der Endsültigkeit Anspruch hat, zeigt z.B. Oxy. 486: hier ist dieser 
angegangen, aber er sieht sich genötigt, die Sache an den Statthalter zu 
verweisen, weil die Parteien zu keiner Einigung zu bringen sind. 
Das Resultat ist, daß jede definitive Entscheidung nur in der Hand 
‚des Präfekten liegt, und dies wird auch durch direkte Äußerungen in den 
‚Urkunden bestätigt.°) 


N 
I 


Der Grund, weshalb man in so vielen Fällen sich zunächst an die 
‚Unterbehörden wendet, ist der, daß es sich hier regelmäßig um Bagatell- 
sachen handelt, wie Diebstahl, Raufhändel, Feldbeschädigung. Dabei bleibt 
es bei der mangelhaften juristischen Formulierung, die diese Stücke zeigen, 
meist auch zweifelhaft, ob Schadenersatz oder Strafe gefordert wird, so 
daß eine Unterscheidung zwischen Zivil- oder Strafeingaben schon aus 
diesem Grunde hier undurchführbar ist, abgesehen davon, daß sie in diesem 
Verfahren auch keine Berechtigung hätte. 


Schließlich ist noch zu fragen, in welcher Weise die Strategen usf., 
falls eine Weiterverweisung der Sache an den Statthalter nötig ist, diese 
bewerkstelligen. In einzelnen Fällen kommt es vor, daß sie den Parteien 
direkt befehlen, vor dem Statthalter zu erscheinen‘); auch können dies- 
bezügliche Vadimonien abgeschlossen werden.”) Doch scheint dies nicht 
die Regel gebildet zu haben; überwiegend läuft die Sache darauf hinaus, 


1) Z.B. % &ml oroaemyod dvrınardoracıg’ Oxy. 260,8 (74); vgl. BGU 168, 11 (121); 
Oxy. 71 110 (62) usf. Sitz.-Ber. 77/8. 

2) BGU 168 (121); Gen. 31 (119); Oxy. 711 9/10 (62). 97; Par. 69D 1. 20. 

3) Respektive — innerhalb seiner Spezialkompetenz — der Juridieus (vielleicht 
auch der Archidikastes, vgl. S. 27—8). 

4) Z2.B. BGU 168. 

5) Sitz.-Ber. 80/1; vgl. oben S. 25 Anm. 2. 

6) Oxy. 486, 28—31 (59). 

7) Oxy. 260 (74). 
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daß der Strateg seine Tätigkeit einfach einstellt und es dem Beschwerten 
überläßt, den Statthalter anzurufen. 4 


II. EINGABEN BEHUFS EINLEITUNG DES GERICHTLICHEN VERFAHRENS, 


1. Ladungen auf den Konvent. 


Eine Anzahl von Eingaben ist darauf gerichtet, den Beklagten auf 
den Konvent zu laden. Adressat dieser Eingaben ist stets der orgarnyog. 
Das Petit lautet auf Zustellung eines Exemplars der Eingabe an der 
Gegner, damit er auf dem Konvent erscheint.!) Dieser ist also hier als 
Ziel der Eingabe ausdrücklich genannt. Terminologisch ist hierbei zu be 
merken, daß einige dieser Stücke, Amh. 81, Teb. 303. 434 die bezweckte 
Zustellung als zaoayyeAl« oder zagayyeiksıv bezeichnen, so daß man sich 
versucht fühlt, auf Eingaben dieser Art den Ausdruck zagayyeii«, der 
bekanntlich den Parallelterminus zur lateinischen Litis denunciatio dar 
stellt, anzuwenden. Im einzelnen’ lautet das Petit wie folgt: 

aEıö, Tovrov td Loov di ÜrnosTov uerWdornjvaL Eon iv eiön TagEod- 
usvov abrdv Ent To lEoW@rerov Tod 7yeuovog hun, Orov ERv Tov Tod vouod 
dıakoyıouov m dınaodoolev zoıftaı 0. A. 

Daraus ersieht man: die Ladung geht vom Kläger aus, nicht etwa 
vom Strategen, sie ist also nicht Evocatio, d.h. amtliche Ladung, sondern 
nur eine amtlich zugestellte Privatladung. Der Strateg hat nur eine 
die Ladung beurkundende Funktion, wie sich denn gelegentlich auf 
solchen Stücken der Zustellungsvermerk seiner Offizialen findet (BGU 226, 24): 

Die Wirkung der Ladung ergibt sich aus dem Wortlaut der Ur 
kunden: er geht auf aoeivaı Eni ro Tod NYsuovogs Pruc, 6rov Tov Toü 
vouod dıakoyıoudv zoınraı, also auf Erscheinen zum Öonventus juridieus, 
Im dritten Jahrh. heißt es einmal (Amh. 81 [54]) noch ausführlicher: 
"zageivaı nal mo008ÖEEVEv TO Priuarı Tod Arunrpordrov NUov mysudvog 
EoT’ av Ta modg abrov Imrodusva mwegag Adßn, also auf Erscheinen und 
Abwarten der Verhandlung und des Urteils, und diese Verpflichtung der 
Belangten kehrt auch in einigen anderen Stücken wieder, welche auf den 
Prozeß wenigstens indirekt Bezug haben. Die gleiche Tätigkeit des ao: 
eivaı al mg008dgEVeıv obliegt aber auch der Klagepartei, Oxy.486,9 (59) 
Der Sachverhalt ist eben dieser: die Konventsladung lautet nicht 
auf einen bestimmten Tag, sondern auf die Konventsperiode, 
GBErRaNDE: deshalb haben is Parteien beim Beginn des Konvents zu | 


1) Material: BGU 226 (50); Teb. 434 (dese.) (61); Lond. 2 Nr. 358 p. 172 529; 
Teb. 303 (53);‘ Amh. 81 (54). Zeugenladung mit ähnlichem Inhalt: Oxy. 484. | 
Nicht immer ist der Konvent als Ladungszeit ausdrücklich genannt, sondern im 
zweiten und letzten Stück das Prju« rod nysuövog schlechthin, das aber in der aa 
wohl auf den Konvent zu deuten ist. 
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‚ erscheinen und dann so lange dort zu bleiben, bis ihre Sache aufgerufen 
‚ und zu Ende verhandelt wird. Dieses beiderseitige Warten kann recht 
‚ lange dauern, weshalb z.B. in Oxy. 486 die klägerische Partei bittet, sie 
wegen dringender Erntearbeiten vorläufig zu entlassen und die Sache &ml 
zoog tomovs, d.h. an die Lokalbehörde zu delegieren. Andererseits lassen 
‚ wohl die Parteien, um nicht übersehen zu werden, ihr Erscheinen und 
die Verhandlungsbereitschaft auf dem Konvent amtlich feststellen.*) 
Unklar bleibt, ob und in welcher Weise der Statthalter von den auf 
dem Konvent zu erwartenden Sachen im voraus informiert wurde. Es ist 
wohl möglich, daß er eine Übersichtsliste derselben schon vor Beginn 
‚des Konvents erhielt, doch ist uns hierüber nichts überliefert.?) 
Selbstverständlich und auch durch die Urkunden bezeugt ist es, daß 
‚die Ladung vor den Statthalter außer durch die hier besprochene De 
| | ugayyehle in den ersten drei Jahrhunderten auch noch durch amtliche 
"Zitation (Evokation) des Statthalters selbst erfolgen konnte.?) In den 
\ Rechtsbüchern erscheint für diese Zeit die Evokation sogar als die ein- 
zige Form der Ladung zum Kognitionsprozeß, neben welche nunmehr 
allerdings die oben dargestellte zao«yysile (litis demunciatio) als neue 
‚Erscheinung und Vorläufer des späteren Denunziationsprozesses tritt. 


2. Eingaben an den Präfekten. 
Solcher Eingaben, welchen die an den Juridieus (dix«wodorng)*) ge- 
‚ziehteten gleichzustellen sind, sind uns schon aus den ersten drei Jahr- 
‘hunderten mehrere erhalten, teilweise allerdings nur in indirekter Über- 
lieferung.°) Hierbei ist jedoch zwischen zwei verschiedenen Kategorien 
'zu unterscheiden, nämlich den drouvriuar«e und den &mioroicl.°) Der 
Unterschied zwischen beiden liegt natürlich nicht bloß in der äußeren 
Stilisierung, obwohl allerdings die Epistola im Briefstil (6 dsiva zo nye- 
ur. 4alosıv), das Hypomnema im hypomnematischen Stil?) (TS nyeuorı 
TaOL ToÖ ‚deivog) gehalten ist. Vielmehr ist der wesentliche Unterschied 


1) Wessely, specim. tab. 8, 11, 16 (68). 

2) Ich habe ursprünglich geglaubt, daß die zara«yweısuog-Gesuche (S. 33) gerade 
diesem Zweck dienen (Hermes 30, 573fg.), bin aber angesichts des heute vorliegenden 
Materials zu der oben (8.33 fg.) dargelegten Auffassung derselben gekommen, wonach 
sie mit dem Konvent nichts zu tun haben (Sitz.-Ber. 69 fg.). 

3) Lond. 2 p. 153, 4/5 (87); Giss. 34 (= Arch. 5, 137) 5/6 (75); ef. Oxy. 281, 23—5 
(66); Lond. 2 p. 149, 12 fg. 

4) Und auch, wenn und soweit der deyıdıraorng eine Spezialkompetenz gehabt 
haber sollte, Eingaben an diesen. 

5) Vgl. Mitteis, Sitz.-Ber. 85 fg. Material für die ersten drei Jahrh.: Lond, 2 
p. 168 (57). p. 172 1. 14 (52); Amh. 81, 4, 5 (54); BGU 327 (61). 64> (? ob nicht an 
den Epistrategen?); Straßb. 41, 18 (93); Oxy. 38 (58). 237 V 6. VI 12. — An den di- 
»auodorng BGU 378 (60). 1042, 5. — An den deyidınaoıng Oxy. 281 (66); cf. BGU 1155. 
6) Näheres Sitz.-Ber. 86 es 

7) Über beide Stilarten vgl. Kap. III S. 55 und 57. 
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Bevollmächtigten desselben in einer Sitzung (Sessio de plano oder auecl 
pro tribunali)!) zu eigenen Handen überreicht, daher auch nur in de 
Zeit, welche für die Rechtspflege bestimmt ist. Dieses ist (nebst de 
Konventsladung) die einzige korrekte Form der Anrufung des Statthalters 
Die Epistola dagegen, welche eigentlich unzulässig ist und von den Statt 
haltern öfter durch Edikte verboten?), praktisch freilich, wie wir seheı 
auch ebenso oft geduldet wurde, ist ein nicht persönlich in der Sitzung 
vielmehr unabhängig von der Geschäftszeit dem Statthalter überreichte 
oder zugesendetes Schriftstück, welches die Einleitung eines eigentliche 
Prozesses nicht zur Folge haben kann. 

Was nun den Zweck dieser Eingaben betrifft, so läßt sich. für di 
Episteln eine juristische Bedeutung derselben nicht formulieren, weil si 
eben überhaupt außer der Ordnung sind und der Statthalter berechtig 
wäre, sie zurückzuweisen. Wenn das, wie gesagt, nicht immer geschieht 
so ist es nur Konnivenz gegen den öfter in angesehener Stellung befind 
lichen Briefschreiber.°) Der Statthalter verfügt dann wohl Untersuchung 
der Sache durch den ‚Strategen oder Ähnliches, was aber schließlich nu 
auf einen Versuch friedlicher Beilegung hinauslaufen kann. 

Über den Zweck des Hypomnema, der unzweifelhaft ein juristischer 
gewesen ist, sehen wir nicht recht klar. Es wäre denkbar, daß der 
Hypomnema eine der oben bezeichneten Konventsladungen parallel lie 
und daß es bezweckte, den Statthalter auf die Ladungssache vorzubereiteı 
Doch stehn dieser Annahme Bedenken entgegen“) und ist es wahrschein 
licher, daß dem Hypomnema noch keine Ladung des Beklagten entsprich 
vielmehr der Kläger dadurch eine amtliche Verfügung des Statthalter 
(Evokation des Beklagten, Bestellung eines Delegatars) veranlassen wollte, 

Die Erledigung des Hypomnema erfolgt durch droye«py. Diese ürc 
yoaprj; wurde vom Statthalter entweder sofort in der Sitzung oder erst 
später erteilt), in welch letzterem Fall er sich in der Sitzung auf die 


1) Vgl. Vat. fr. 156. 163. 
2) Oxy. 237 VI 7. Vgl. Libanius adv. assistentes magistr. c.11 (Förster 4 p. 11); 
adv. Eustath. c. 61 (Förster 4 p. 97); Sitz.-Ber. 87. \ 
3) Bei den Episteln in Osy. 237 (oben 8. 27) ist der Briefsteller Ratsherr v 
Hermupolis. | 
4) Denn diese Libelle enthalten nie eine Erwähnung einer gleichzeitig erfolgte 1 
Ladung; auch sind die Faijümer Stücke dieser Art alle von einem Tag datiert, wo 
der Faijümer Konvent mindestens schon zu Ende gehen dürfte, während, wenn 
einer Konventsladung entsprachen, zu erwarten war, daß sie kurz vor dem Konye 
(in Alexandrien) überreicht wurden. In einem einzelnen Fall hätte diese Erschei ng 
natürlich nichts zu bedeuten; aber daß sie oft vorkommt, wäre bei jener Auffassung, 
auffällig. 
5) Letzteres wohl dann, wenn der Fall zu kompliziert war, um sofort eine Ver- 
fügung zu treffen. Fu 
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Entgegennahme des Stücks beschränkt haben wird. Zugestellt wird die 
Ausfertigung der öxoye«pi; dem Kläger auch vielleicht stets erst nach 
der Sitzung und zwar im Wege des Aushangs.!) 

Der Inhalt der öroyo«py ist wiederum ein verschiedener. 

a) In vereinzelten Fällen lautet sie bloß folgendermaßen: ‘Ei u di- 
#a10v Eysis, ToVTW® yonodaı Ovvaoaı’.”) Der Zweck dieser fast nichts- 
sagenden Erledigung ist nicht ganz durchsichtig. Möglicherweise fand 
sie statt, wenn der Kläger den Statthalter nicht auf dem zugehörigen 
Konvent, sondern z. B. in Alexandrien (während der Beklagte z.B. i 
memphitischen Konventssprengel wohnte) aufsuchte, und bedeutete dann 
Verweisung auf den zuständigen Konvent. Doch lassen sich auch andere 
Gründe denken.°) 

- _b) Der regelmäßige Inhalt der öxoyoapyj ist jedoch die Verweisung 
an einen Unterbeamten des Präfekten. Diese beginnt immer mit &vrvye 
(tö Ödeivı). Hierbei ist wieder zwischen zwei Fällen zu unterscheiden. 

«) Entweder lautet die öxoygagpn einfach: Evruye (T& deivı), ohne 
weiteren Zusatz. Als der Beamte, an den der Kläger sich zu wenden hat, 
wird hierbei stets der Epistrateg‘) bezeichnet. In solchen Fällen ist, 
wie es scheint, eine eigentliche Delegation des Epistrategen zur Verhand- 
lung und Entscheidung der Angelegenheit gemeint. Der Statthalter hat 
dann mit der Sache nichts weiter zu tun. Es ist möglich’), daß dann 
dem Epistrategen auch das Recht zukam, die Sache zur Entscheidung 
weiter zu delegieren, z. B. an den Strategen des Gaues, dem die Parteien 
angehörten. Dies entspräche zwar nicht den gewöhnlichen Regeln, da die 
übertragene Jurisdiktion sonst nicht weiter übertragbar ist, könnte jedoch 
durch allgemeine Regulative oder spezielle Instruktion den Epistrategen 
(und gleichgestellten Funktionären) besonders eingeräumt worden sein. 

ß) In anderen Fällen haben die Worte &vruye r@ Ödeivı noch einen 
weiteren Zusatz, wie ‘ög, dv rı tig &uijg diayvaosong xoraldpn, Em Eus 
&vameupeı.®) Durch diesen Zusatz wird eine eigentliche Delegation der 

1) Sofortige Zustellung, d. h. Rückgabe des subskribierten Libelles in der 
Sitzung mußte oft deswegen ausgeschlossen sein, weil die Verfügung des Präfekten 
(wenn sie überhaupt sofort erfolgte) doch erst in die Akten eingetragen werden mußte. 

2) BGU 614, 18--19; Oxy. 237 V 37. 


3) Das Nähere Sitz.-Ber. 98/9. 
4) Oxy. 486, 37 (59); BGU 582 (wenn Zivilprozeß); BGU 51 17; Lond. 2 p. 172 


1.18 (52); ähnlich, d. h. mit dem inhaltlosen Zusatz ög r& goornovr« moınoeı BGU 


256, 33. Über nicht hierher gehörige Fälle Sitz.-Ber. 98 A.2; 100 A.1. — Übrigens 
ist es selbstverständlich, daß auch an den Juridicus oder andere hochgestellte 
Funktionäre in gleicher Weise verwiesen wurde. Nur würde ich in BGU 1019, 9/10 
keinen sicheren Beleg dafür erblicken; denn möglicherweise fiel dieser Rechtsfall 
schon an sich in die Kompetenz des Juridicus und war beim Präfekten nur irrtüm- 
lich vorgebracht worden. 

5) Näheres darüber Sitz.-Ber. 103/4 und in der Einl. zu 93. 

6) Oxy. 237 V 7, BGU 871, 10; (Verwaltungssache: BGU 1085). Hermes 30, 581; 
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Entscheidung ausgeschlossen und die Verweisung auf ein bloßes Kom- 
missariat beschränkt. Der Adressat soleher Subskriptionen ist niemals 
der Epistrateg, den man vielmehr nur mit Volldelegationen betraut zu 
haben scheint, sondern regelmäßig der Strateg. Seine Aufgabe ist es 
dann, auf Grund des ihm erteilten Auftrags die Parteien zu vernehmen 
und nach gepflogener Erhebung der Sache das Aktenmaterial dem Statt- 
halter zur weiteren Verfügung, insbesondere eventuellen Einleitung des 
ordentlichen Prozesses, zu unterbreiten. 

Veränderungen im vierten Jahrhundert. In dieser Zeit haben 
sich die Libelle insofern verändert, als es jetzt Strategen und Epistrategen 
nicht mehr gibt und auch die Konventeinteilung hinweggefallen ist. Doch 
besteht der Unterschied zwischen polizeilichen resp. friedensrichterlichen 
Eingaben und solchen an den Statthalter auch jetzt noch fort. Nur richten 
sich die ersteren jetzt an die neuen an Stelle der Strategen und Epi- 
strategen getretenen Ortsbehörden.) Gänzlich hinweggefallen ist die 
Konventsladung. Die Ladung des Beklagten geschieht vielmehr jetzt ofhi- 
ziell durch Litis denuneiatio (zugayyeii«) im jüngeren Sinn des Wortes. 
Von einer solchen finden wir ein sehr vollkommenes Exemplar erhalten 
in Lips. 33 I, 11fg. (55). Es unterscheidet sich von den Parangelien der 
ersten Jahrhunderte dadurch, daß es nicht an die Behörde mit Bitte um 
Zustellung an den Beklagten stilisiert ist, sondern der Beklagte direkt an- 
geredet ist; allerdings ist es entsprechend der Verordnung von Konstantin 
0. Th. 2,4,2 (zumal es eine Denunciatio ex auctoritate enthält) bei der 
Behörde (im gegebenen Fall der 7yeu®v) überreicht, welche die Zustellung 
beurkundet. Nach den Angaben der Rechtsbücher würde man erwarten, 
daß dies im vierten Jahrh. die einzige Form der Ladung bildet. Auf- 
fallenderweise finden sich daneben auch Eingaben, welche an den Statt- 
halter adressiert sind und diesen um Evokation des Beklagten bitten.?) 


Sitz.-Ber. 99. Über die entsprechende Verfügung durch Dekret in mündlicher Ver- 
handlung s. unten S. 43. - 

1) Praepositus pagi Amh. 141 (126); vurrooredenyog Lips. 39 (127); romorneneis. 
BGU 670; auch Offiziere: Ex«gyog eidng oreariorav Lond. 2 p. 281 (128) (diese nament- 
lich bei kleineren Strafsachen) ; Lond. 2 p. 271, —4, —5, —6, — 7/8, — 79/80, — 82 u.a. 
Bo Theorie der Amtsorganisation der Ortspolizei ist m. E. für diese Zeit noch nicht 
möglich. 

2) So Oxy. 67 (56). 71 (62); Grenf. 2, 78 (68); Flor. 36 (64); Amh. 142 (65). 
Hierbei wird allerdings in Oxy. 67 die Eingabe vom nysu&» faktisch als Litis denun- 
ciatio behandelt (l. 8—12; Sitz.-Ber. 108); ob bei den anderen Stücken das Gleiche 
geschehen ist, läßt sich nicht feststellen, und ich halte eg nach Amh. 146 (76) sogar 
für sehr zweifelhaft; denn die dort stattfindende amtliche Evokation entspricht so 
genau dem Antrage in Amh. 142, daß sie wohl als Paradigma für die Erledigung 
solcher Evokationsanträge gelten darf. Der scheinbare Widerspruch zu der Litis- 
denunziationstheorie der Rechtsbücher erklärt sich wohl so, daß in derartigen Fällen 
das Verfahren als halbkriminelles aufgefaßt worden ist. 
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B. DIE ENTWICKLUNG DES VERFAHRENS IM EINZELNEN. 


1. Wie wir bereits gesehen haben, beginnt das Verfahren mit Ladung 
es Beklagten, sei es durch Litis denunciatio (des älteren oder jüngeren 
tils), sei es durch Evokation. Ob der Beklagte beim Empfang der De- 
ıunziation für sein Erscheinen Kaution stellt, ist zweifelhaft, und ein- 
‚elne Stücke sprechen dagegen.') Die Evokation konnte wohl auch 
'on zwangsweiser Vorführung begleitet sein?); inwiefern andernfalls Kau- 
‚ionsstellung obligatorisch war, ist den Papyri gleichfalls nicht sicher zu 
‚ntnehmen; doch dürfte sie oft verlangt worden sein.®) 

' Daß nach der Ladung beide Parteien sich zu den Gerichtssitzungen 
/inzufinden und daselbst bis zur Erledigung ihrer Angelegenheit zu warten 
aben, wurde für die ersten drei Jahrhunderte bereits bemerkt (S. 36/37). 
m vierten Jahrhundert, dem Zeitalter des eigentlichen Denunziations- 
rozesses, ist diese Wartepflicht dadurch gemildert, daß vor Ablauf von 
ier Monaten nach Zustellung der Denunciatio der Antrag auf Einleitung 
es Kontumazialverfahrens nicht gestellt werden kann. Daraus ergibt sich 
leender Zustand: Die Parteien brauchen erst am letzten Tage des vierten 
[onats zu erscheinen. Ausbleiben an diesem Termine zieht für den Be- 
lagten Einleitung des Kontumazialverfahrens, für den Kläger dagegen 
achfälligkeit mit sich. Übrigens steht es den Parteien auch frei, früher 
erscheinen und zu verhandeln, so daß der obige Zeitpunkt nicht als 
gentlicher gesetzlicher Verhandlungstermin gelten kann.*) 

In welcher Weise die Reihenfolge der Verhandlungssachen vor dem 
atthalter bestimmt wurde, ist nicht bekannt. 
2. Über den Fortgang der Verhandlung werden wir erst durch Ur- 
unden des vierten Jahrhunderts) näher informiert, während wir aus der 
'üheren Zeit nur unzulängliche Bruchstücke von Verhandlungsprotokollen 
sitzen. Die Protokolle des vierten Jahrhunderts geben das Bild einer 
emlich scharf formalisierten Einleitung, welche in wesentlichen Punkten 


Ferne 
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1) Sitz.-Ber. 113. 

2) Das in den Urkunden häufig vorkommende Begehren um &y#njvaı deutete ich 

Sitz.-Ber. 63 A. 1 auf zwangsweise Vorführung; auf bloße Ladung unter Androhung 
r Zwangsgestellung bezieht es Wenger, R. hist. Pap. Stud. 112 A. 4. Für letztere 
fassung fällt jetzt der jüngst erschienene P. Aphrod. 67926, 13 ins Gewicht, wo 
In dyaysiv Endreoov ufoosg die Rede ist; denn beide Parteien wird man nicht 
vangsweise vorführen. Anderseits aber vgl. Anm. 3. 
| 3) Man vgl. dazu 77 und 78; auch werden kleine, kautionsunfähige Leute bei 
“r Ladung verhaftet. Vgl. Einl. zu 71. 
| 4) Mitteis, Sav. Z. 27, 351 fg.; Sitz.-Ber. 114. 
5) Material: Lips. 38 (97); Lond. 3 Nr. II 971 p. 128 (95); CPR 233 (letztere beide 
‚derdings verwaltungsrechtlich, aber doch wohl analog zu verwenden); P. Bouriant, 
‚eh. 1, 298 fg. (96). — Der P. Kairo, Arch. 1, 340, sowie die Protokolle der älteren 
lit bieten wenig. 
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den Grundsätzen des ordentlichen klassischen Zivilprozesses nachgebilde 
ist, obwohl es sich hier immer um Cognitio extra ordinem handelt. | 

a) Die Protokolle!) konstatieren zunächst, wer von den Parteien um 
ihren Vertretern anwesend ist, Lips. 381 2fg. und P. Bouriant (Ar 
1, 298 1.2fg.). Sodann wird in den nach dem Jahr 382 fallenden P: 
tokollen, wenn für eine Partei ein Prozeßprokurator erschienen ist, dess 
Vollmacht verlesen und zu den Akten genommen. Das entspricht de 
dem genannten Jahr entstammenden Vorschrift C. Th. 2, 12,3, mag übrige 
schon früher üblich gewesen sein. Darauf kommt es im Fall der 
kuratur noch zur erforderlichen Prozeßkaution, also beim Prokurator & 
Beklagten zur Cautio iudicatum solvi. Jedoch findet die Kaution dabe 
nicht für eine Actio iudicati gegen den Prokurator statt, wie es den 
klassischen Recht entsprechen würde, sondern für eine solche gegen di 
vertretene Partei selbst. Das hängt offenbar damit zusammen, daß in de 
späteren Zeit der mit schriftlicher (wenn auch nur privatschriftliche 
Vollmacht ausgestattete Prokurator dem Kognitor gleichgestellt wirt 
Eine Kautionsbestellung auf Seite des schriftlich bevollmächtigten kläge 
rischen Prokurator (Cautio ratam rem haberi) wird aus dem gleiche 
Grund, wenigstens in späterer Zeit, nicht mehr verlangt.?) 

b) Nach den Regeln des klassischen Prozesses müßte es nun 2 
Editio actionis kommen, was in P. Bouriant auch tatsächlich der Fall # 
und auch sonst die Regel zu bilden scheint. Doch kommt es auch v 
daß der Statthalter schon vor erfolgter Edition einen Iudex pedaneus be 
stellt, was jedenfalls eine aus praktischen Gründen stattfindende Irregul 
rität ist.®) In solchen Fällen bleibt es dem Judex überlassen, nicht bl 
die Edition vor sich vollziehen zu lassen, sondern auch Eixzeptionen nacl 
freiem Belieben zuzulassen (Lips. 38 II 3—5 [97]). £ 

Wo dagegen die Regel befolgt wird, hat nach der Edition die Im 
petratio actionis unter Feststellung der zus Einreden zu erfolge 14 
Erst darauf vollzieht sich die Bestellung des Judex pedaneus, falls de 
Präfekt die Sache nicht persönlich in der Hand behält. 

c) Bei dieser Bestellung ist es in der früheren Zeit und bis in d 
vierte Jahrhundert hinein nicht selten, daß dem Judex der Streitpun 
vom Statthalter durch eine formelähnliche Instruktion bekannt gegeb 
wird, wie es z.B. in BGU 136, 24fg. lautet: 6 tod vouod oroaıny 


1) Über die Führung und Form der gerichtlichen Protokolle im allgemein: 
Mommsen, röm. Strafr. 512 fg.; Wilcken, Abh. der sächs. Ges. 27 (1909), Nr. 23; v 
auch Harnack, Berl. Sitz.-Ber. 1910, 122 fg. 

2) Über dieses alles Mitteis zu Lips. 38 (p. 120 fg.); Sitz.-Ber. 115 fg. 

3) Lips. 38 1 i. f. (97); näheres Sitz.-Ber. S. 118 fg. 

4) Dies ist aus den Urkunden nicht unmittelbar zu belegen, folgt jedoch au 
den Rechtsbüchern und Lips. 38 (Sitz.-Ber. 118 fg.). 
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Eberdosı nel TOVToV, nv Yavhcı ol meol TOVv Davouyda xar& vadınv ııv 
‚ airlav Avrsiinuusvor TOV TATEWOWV TÜg EunaAovong, KnoxataotediVe KÖTH 
| zoımosı z& nooonxovre.‘) Wahre Prozeßformeln im Sinne des klassi- 
‚schen Rechts sind solche Instruktionen natürlich nicht.) Seit dem Jahre 338 
finden wir sie nicht mehr. 

Von der Bestellung eines eigentlichen Judex pedaneus ist wieder die 
Bestellung eines bloßen Kommissars zu unterscheiden. Sie entspricht 
‚genau der oben 3.40 besprochenen Bestellung von Kommissaren durch 
‚Subscriptio und erfolgt mit denselben Worten?), aber natürlich mündlich 
zu Protokoll. Hier ist daher der Kommissar nur dazu bestellt, die Sache 
zu erheben und dem Statthalter zu einem späteren Verhandlungstermin 
' wieder vorzulegen. 

4. Die Personen, welche in obiger Weise zu Judices pedanei bestellt 
werden, sind verschiedene. Niemals ist es der Epistrateg, da man diesen 
zur durch öxoyoapnj in der Weise delegiert zu haben scheint, daß auch 
schon die Einleitung des Prozesses (Edition usf.) bei ihm zu erfolgen 
‚hatte, vgl. S.39b«. Häufig dagegen finden wir Strategen, Offiziere und 
sonstige Beamte.*) Im vierten Jahrhundert insbesondere die mgomoALrevö- 
‚uevoı der Bezirkshauptstädte. Alle diese Beamten werden so häufig be- 
stellt, daß sie ganze Protokollbände über ihre Verhandlungen zu führen 
pflegen.) 

Nicht selten ist es dabei, daß auf die Auswahl des Judex pedaneus 
‚den Parteien Einfluß - gestattet wird. Sie machen also dem Statthalter 
einen Vorschlag, welchen dieser berücksichtigt. Doch ist er, da der Judex 
| pedaneus kein Geschworener ist, hierzu nicht verpflichtet; auch sind ver- 
ich nur Beamte in dieser Weise zur Wählbarkeit zugelassen worden. 
| 


Der von den Parteien übereinstimmend vorgeschlagene Judex wird regel- 
mäßig als usoteng xel xoıris (arbiter et judex) bezeichnet, während der 
vom Statthalter einseitig ernannte schlechtweg xgırjg heißt.°) 

| 

| 


1) Gradenwitz, Hermes 28, 333; Mitteis, Hermes 30,580; Boulard a. O.; Partsch, 
Schriftformel im Prov.-Prozeß 72 fg.; Mitteis, Sitz.-Ber. 121 A. 1. 

2) Diesen selbstverständlichen Satz hat besonders Boulard a. O. mit großer Breite 
‚ ausgeführt; ziemlich überflüssigerweise, da nie jemand das Gegenteil behauptet hat. 
| 3) P. Cattaoui Verso IT4fg. III 20fg. V 20fg.; BGU 245 II 2—4; 388 II 9; Straßb. 
5, 18; Wessely, Specim. tab. 11 Nr. 18 (cf. Lond. 2 p. 149); BGU 613, 14 (?); Oxy. 237 
V 7fg.; Hermes 30, 581. Über die Bestellung von Rechnungssachverständigen (Aoyo- 
Percı) insbesondere Sitz.-Ber. 122. 

4) Material: CPR 18 (84) (ein Kohortenpräfekt); Oxy. 653 der yılıdoyns; BGU 
114 I 4/5 der orearnyds von Alexandrien; Oxy. 37 (79), ef. 38 (58); BGU 136 (?) (86). 
245 II(?) der Gaustrateg; BGU 592 II 2 ein gewesener Gymnasiarch; Lond. 2 p. 153 
1.12fg. (87) ein gewesener Exeget; Lond. 3 p. 129 (Verwaltungssache): der Präpositus 
pagi. Unbekannte Personen: BGU 19 (85); Rein. 44 (82). Unsicher sind die Funktio- 
nen des örouvnucroyodpog in Straßb. 22 IT 28. Näheres Sitz.-Ber. 124. 

5) Sitz.-Ber. 125. 

6) Sitz.-Ber. 124 fg. 
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5. Über das Urteil bieten die Urkunden wenig Aufschlüsse; doc 
ergibt sich nirgends eine Spur von Condemnatio pecuniaria, die auch ii 
Kognitionsprozeß nicht zu erwarten wäre (vgl. bes. Oxy. 1,37 [79] u.a 

6. Die Zwangsvollstreckung, welche nach Ablauf des Tempı 
iudicati?) eintritt, ist, gemäß den allgemeinen Grundsätzen des römische 
Zivilprozesses, Personal- oder Realexekution. | 

Die erstere?) entspricht sowohl dem römischen als dem vorrömiscl 
ägyptischen Landesrecht, wie es sich in der Ptolemäerzeit (8. 20) gestalte 
hatte und ist wohl nie ganz aufgehoben worden. Wir finden Zeugniss 
für sie zunächst aus der Zeit des Augustus in BGU 1138 (100) vom Jahr 
19/18 v. Chr. und der des Tiberius in Oxy. 259 (101). Im J. 68 n. Chr. aller 
dings äußert sich der Praefectus Aegypti Ti. Julius Alexander in seinem 
bekannten Edikt (102) so, als ob die moädıg & T&v Hmudrov von Augustu 
vollständig aufgehoben worden wäre; doch wird man wohl berechtigt sein 
dies nicht wörtlich zu verstehen, sondern auf die von Augustus eingeführt 
Möglichkeit der Cessio bonorum zu beziehen.”) Nur ist die Anwendung 
privater Schuldhaft — abgesehen etwa von dem singulären Fall des 
ayoyıwos, Ss. unten 8.46 — jedenfalls von jeher als unzulässig betrachtet 
worden*); wir sehen in den oben angeführten Quellen stets den öffent 
lichen Schuldturm (pvAaxyrj oder mo«xtögsıov) in Verwendung stehn. 

Die Fortdauer der Personalexekution in der späteren Zeit ergibt sick 
sowohl aus der ständigen Klausel der Schuldverschreibungen, wonach die 
Vollstreckung stattfinden soll, "x re tod broygEov (xal &% tov Ines 
yovrov aörh), wie aus dem Umstand, daß bei der Ladung zum Prozeß 
stets auch das äysıv (ducere) zulässig geblieben ist (8.41 A. 3); ferner 
aus dem Parallelismus der außerägyptischen Praxis®); besonders in dem 
byzantinischen Papyri endlich tritt sie wieder ganz direkt hervor. Sehr 
bezeichnend, wenn auch scherzhaft, sagt ein Brief aus dem vierten Jahrk, 
(Fay. 135, D): iv« un ö6En uoı orgarıoreg dnooriieı Eni oc (= ob) 
xal 6vyrAodig üygı Av mAmonons. Oxy. 902 vom J.465 zeigt einen im 


1) Ein solches dürfte allerdings für das Kognitionsverfahren nicht gesetzlich 
festgelegt gewesen sein, wurde aber wohl von Fall zu Fall vom Richter nach freiem 
Ermessen anberaumt; Wenger, Actio iud. 246 fg. 

2) Reichsrecht 444458. 

3) Reichsrecht 447 A.5 war ich geneigt, für eine wörtliche Auslegung des 
Edikts einzutreten; aber seit dem Erscheinen von Oxy. 259 bin ich anderer Ansicht» 
Arch. 1, 552/38. | ı 
4) Ausdrückliche Verbote derselben bringt die nachklassische Zeit; C. Th. 9, 11,9 
9,5,1.2. | 

5) Reichsr. 452 fg. — Die Angabe von Bethmann-Hollweg, Ziv.-Proz. 3, 314: 
„Schuldhaft trifft, abgesehen von Insolvenz, nur den fiskalischen Schuldner“, ist un- 
richtig. In C. Th. 11, 7, 3 (a. 320) enthalten zwar die beiden ersten Sätze ein all- 
gemeines Verbot von Carcer und Verbera; aber der dritte Satz läßt sofort für con 
tumaces debitores die “aperta et libera custodia militaris’ zu. Was diese praktisch 
bedeutet, zeigen die sonstigen Quellen. 
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ch Lond. 1 Nr. 113, 12(d) (p. 227, 8 fg.). 

Abusiv ist übrigens neben dem öffentlichen Schuldturm stets die 
Privathaft gehandhabt worden‘), und die Behandlung der Schuldner war 
uch im Öffentlichen Schuldgefängnis mitunter eine sehr rauhe.?) — Nur 
onnte sich der Schuldner durch Cessio bonorum, unter den für dieselbe 
bestehenden Bedingungen, von der Schuldhaft befreien, wofür jetzt Lips. 
Iny. 244 (71) ein Beispiel aus dem fünften Jahrhundert bringt. 


n uorijgıov verhafteten Schuldner, ebenso Lips. Inv. Nr. 244 (71), ähn- 


Die Realexekution ist in den Papyri Spezialexekution, wie sie dem 
Kognitionsverfahren eigentümlich ist. Von der Generalexekution (missio 
'n bona) des Ordinarverfahrens findet sich in Ägypten keine Spur, obwohl 
aatürlich im Fall des Konkurses Missio in bona auch hier verfügt worden 
sein muß. Übrigens sind die überlieferten Fälle der Vermögensexekution 
ER insofern eigentümlich gestaltet, als sie regelmäßig nicht zur Voll- 
streckung von gerichtlichen Urteilen stattfinden, sondern behufs Voll- 
streckung der sehr verbreiteten Exekutivurkunde. Und da es sich bei 
lieser wieder fast immer um Vollstreckung in bestellte Konventional- 
Yänder handelt, wird die Darstellung dieses Punktes besser im Anschluß 
ın die Lehre vom Pfandrecht gegeben (vgl. Kap. V). Allgemein läßt sich 
edoch schon hier bemerken, daß ein privater Zugriff des Gläubigers 
srundsätzlich als ausgeschlossen gilt und ein amtliches Vollstreckungs- 
lekret verlangt wird°®); das ist bezüglich der Realexekution vielfach be- 
‚eugt (s. Kap. V), folgt aber auch bezüglich der Personalexekution von 
jelbst daraus, daß sie eben im öffentlichen Gefängnis vor sich geht. Auch 
lie einzelnen Vollzugshandlungen sind durch Beamte vorgenommen worden. 
ls solche erscheinen am häufigsten die $svız@v modxtogsg, welches ptole- 
äische Institut sich also auch in der Kaiserzeit erhalten hat.) Doch 
ommt es auch vor, daß der Stratege in solchem Zusammenhange ge- 
annt wird.) 


1) Die das Verbot des Privatkerkers einschärfenden Konstitutionen C. Th. 9, 11,1; 
‚5,1 sind gerade nach Ägypten adressiert. Auch in Lips. Inv. Nr. 244 (71) werden 
ie 1olaı £orieı in 1.6 ein Privatgefängnis des Gläubigers bedeuten. Das Bild einer 
ahren Folterkammer in einem solchen gibt jetzt Aphrod. 67005, 15—19. 

2) In dem oben (A.1) angeführten P. Lips. beschwert sich der Schuldner: „Oxsg 
zunyoosvusvov tois vöuoıg (gemeint ist ©. Th. 11, 7, 3) &ßaoaviodnv .... nal Ev Tfj 
nuocie siontj“. 

3) Dasselbe ist natürlich vom Inhaber der Gerichtsbarkeit zu erbitten, also vom 
tatthalter resp. Dikaiodotes (und Archidikastes?) auf Grund etwaiger Spezialkom- 
etenz. Doch mag der Statthalter unter Umständen die Prüfung der Vollstreckbar- 
eit einem Delegatar überwiesen haben; hierauf bezieht sich vielleicht BGU 613, 4—6 
gl. 0.1. 7,53,6); ob auch der in Oxy. 237 VIIL3 genannte „Iragyos oroAov nal [Emi 
ö|v ealvan“? 

4) Belegstellen in Kap. I S. 19 A. 6, sowie 8. 30 A. 6. 
5) BGU 378, 23 fg. (ob nur als vermittelndes Organ zwischen dixauodorng und 
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Eine Besonderheit wird allerdings bezüglich jener Schuldner 
nehmen sein, welche in einer (Exekutiv-)Urkunde zugesagt hatten, daß s 
bei Nichterfüllung als &yoyınoı gelten sollten; diese Klausel, jedenfal 
schon aus der ptolemäischen Zeit herrührend (8.20), ist in vielen al 
xandrinischen Urkunden der augusteischen Zeit ersichtlich.) Die Wir! 
samkeit derselben scheint allerdings nur bei Ileooaı ng Exıyovng?) stat 
gefunden zu haben, denn die Kontrahenten jener Urkunden werden a 
solche bezeichnet.°) Sie muß von der gewöhnlichen Personalexekutio 
verschieden gewesen sein und zwar offenbar im Sinne einer Verschärfun; 
denn es steht noch neben der dy@yıuog-Klausel stets die (bei Nich 
Persern allein übliche) Verabredung ‘7 d& mo&&ıs Eorm Ex te aurod... 
xadeneo Ex Ölang’. Ihre Bedeutung darf etwa darin gesucht werden, da 
die Vollstreekung noch über die gewöhnliche Personalexekution hinaı 
beschleunigt war*), auch läßt sich fragen, ob nicht in diesem Fa 
private Schuldknechtschaft (und Arbeitszwang) eintrat. Doch ist übe 
all dies noch nichts Bestimmtes zu ermitteln. 


Sevınav modnrag?). Vgl. ferner die Eveyvomv Afwipıg durch den Strategen in Ox 
71 118 (62) und die orgarıoreı in Fay.135, 7; allerdings lauter recht unklare Stelle: 
1) BGU 1052—7. 1106. 1115—9. 1121—2. 1142—3. 1145—7. 1150—1—6. 
2) Über diesen Begriff s. Bouche-Leclereq, hist. des Lagides 4, 36fg.; Ott 
Priester und Tempel 1, 224 fg.; Schubart, Arch. 5, 112 fg. 
3) Hierzu noch Oxy. 271, 10—11; Lips. 120, dazu Lewald a. O. 29, A. 2. 
4) 2.B. wird das Mahnverfahren (Kap. V) entfallen sein. Ob auch das gerich 
liche Duktionsdekret (so Lewald 52)?. 


® 


KAPITEL M. 


DIE URKUNDE. 


‚ Literatur: Allgemeine Übersicht, zunächst vom Standpunkt des römischen 
‚echts, mit nachfolgender Vergleichung der gräko-ägyptischen Urkunde: Mitteis, 
öm. Privatr. 1, 290—314. — Für die römische Urkunde speziell grundlegend: 


schichte der röm. und germ. Urkunde 44—66. Siehe außerdem noch Voigt, Röm. 
\.-Gesch. 2, 378—386 und die daselbst S. 381 Anm. 14 Zitt. Spezialuntersuchungen 
nterschrift und Zeugenzahl) bei Bruns, Ges. Schr. 2, 37—128. — Für die byzan- 
nische Zeit: Bethmann-Hollweg, Ziv.-Proz. 3, 168—175; 279—287. — Das alt- 
riechische Urkundenwesen ist in neuerer Zeit mehr für die öffentliche Urkunde 


räko-ägyptische Privaturkunde Wertvolles. Für die altgriechische Privaturkunde 
l. etwa Gneist, Formelle Verträge (1845) 421 fg.; Dareste, Nouv. &tudes du droit 
902) 96—108 und Keil, Anonymus Argentoratensis 192—3; 305 A. 1 (letztere beide 
'esonders auf die Öffentliche Verwahrung der Urkunden Rücksicht nehmend); Kera- 
{opullos, Klio 4, 18—28 (über die Unterschriften. Zusammenfassend Beauchet, 
ist. du droit priv. de la republ. Athen. 4, 46—82 mit Angaben älterer Literatur. 
jgl. noch Wilhelm, Österr. Jahreshefte f. Archäol. 12, 125 mit Literatur; Dziatzko, 
tt. „Archiv“ und „Buch“ in Pauly-Wissowa; Deissmann, Licht aus dem Osten 
909) Kap. II. 

| Speziell für die Papyrus-Urkunden: 

| 1. Demotisches Urkundenwesen: Revillout, Authenticite des actes (Rev. egyp- 
1.2, 103 fg.): Les obligations, 2° lecon; Preeis 1, 595 fg. u. ö.; Lumbroso, Recher- 
hes 258 (über die uovoyodgoı); Bouch&-Leclercgq, Hist. des Lagides 4 (128—133); 
‚tto, Priester und Tempel 2, 295 fg. (über die uovoygdgo:); Griffith, The Rylands 
apyri 3, 32fg. und passim: Bry, Essai sur la vente dans les papyrus Gr&co-&gyptiens 
Paris 1909) 27 fg. 

2. Griechische Urkunden der Ptolemäerzeit. Im allgemeinen: Bouch&-Leclerceq 
133fg.; P. Meyer, Klio 4, 28—31; 6, 420ff.; Reinach, Pap. Rein. 8, 43—51; 
‚ubensohn, P. Elephant. S. 6-17; Wilcken, Arch. 5, 202—7; Bry a. O0. 77—95. 
Über die Syngraphophylax-Urkunden insbesondere: Lumbroso, Recherches 
‚58ff.; neuere Literatur dieser Materie (beginnend mit der Veröffentlichung der 
jebtynis-Papyri): Grenfell-Hunt zu Teb. 105 p. 462; P. Meyer, Klio 6, 451—465; 
Yilcken, Arch. 3, 522; 4, 187 fg.; 5, 204 fg. 

3. Ptolemäische und römische Urkunden gemeinsam. Im allgemeinen: Graden- 
ritz, Einführung 91—94; 110—112; 122—150 (dazu Wilcken, Deutsche Lit.-Zeitg. 
900 Sp. 2466-8); Waszyhski, Bodenpacht 9-36 (dazu P. Meyer, Berl. Phil. 
Vochenschr. 1906 Heft 51 u. 52; Wenger, Arch. 4, 190 fg.); Gentilli in den Studi 
i filol. class. 13, 276—289, vgl. auch Wessely, Denkschr. der Wiener Akad. 1902 IV 
0fg.; Ferrari, i documenti greci medioevali di diritto privato dell’ Italia meri- 
ionale e loro attinenze con quelle bizantini d’ oriente e coi papiri greco-egizii 
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(Leipzig, Teubner 1910) 112 fg. (dazu Rabel, Sav. Z. 31, 472 fg.); Preißigkäl G 
wesen im griech. Ägypten (Straßb. 1910), 272—-536 (dazu Partsch, Gött. G. 4 
1910, 737—44; 749—51. Diese in allen wesentlichen Punkten zutreffende Kritik « 
Preisigkeschen Aufstellungen erschien erst während der Korrektur und konz 
den einzeluch Punkten nicht mehr zitiert werden). 
Agoranomische und Grapheions-Urkunden insbesondere: Peyron zu P. To 
p. 83; Wessely, Die ägyptischen Agoranomen als Notare in den Mitteil. E. R. 5, 7 
Mitteis, Hermes 30, 591—602; Gerhard, Philol. 63, 501 fg; Erman, Arch. 2, 455- 
Koschaker, Sav. Zeitsch. 28, 283 fgı 
Synchoresis-Urkunden : Koschaker, Sav. Z. 28, 270fg.; Schubart, 
5,47 fg.; Lewald, röm.-ägypt. Grundbuchrecht 87—91. 
Cheirographa: Grenfell-Hunt, Introd. zu P. Oxy. 719; BreIzigke P. Stra 
1 p. 108fg.; Koschaker, Sav. Z. 29, 1 fg. 
Bank-dıaygap7: Mitteis, Sar. Z. 19, 220 fg; Gradenwitz, Arch. 2, 1061 
Festgabe für R. Koch (1903) 254 fg.; melanges Nicole 19%fg.,; Erman, Arch. 
458—462; Wenger, Stellvertretung in den Papyri (1907) 81. 209; Preisigk 
Girowesen 8. 0.; vgl. noch Platon, les banquiers dans la legislation de Justini 
Nouy. Rev. hist. 1909/10 (nicht unmittelbar einschlägig). MM 
Registrierung und Versteuerung der Urkunden: Buttmann, Abh. der Bi 
Akad. 1824, 89fg.; Droysen, Rhein. Mus. f. Philologie 3 (1829) 491fg.; Lumbro 
Rech. 303 g.; 343 fg.; Revillout, Rev. Egypt. 2, 113fg.; Mitteis, Hermes %% 
592 fg.; 34, 91fg.; Naber, Arch. 1, 8öfg.; 313 fg.; 2, 32fg; Gradenwitz, Fes 
f. R. Koch 264 fg.; Koschaker, Sav. Z. 28, 254fg.; Schubart, Arch. 5, 57 fg. 
4. Für das Urkundenwesen der byzantinischen Zeit kommt außer der vergl& 
chenden Heranziehung der Literatur über die frühmittelalterliche Urkunde besond: 
in Betracht: W. Ed. Schmidt, die griech. Pap.-Urk, der kgl. Bibliothek zu Berli 
1842, 305fg.; Wessely, Denkschr; der Wiener: Akad. XXXVI (2. Abt.) 98—1 
Waszyüiski a. 0. 86 fg.; J. Pfaff, Tabellio und Tabellarius (Wien 1905). — Ol 
Berücksichtigung der Papyri handelt über die Urkunde dieser Zeit Saboular 
etude sur la forme des actes de droit priv en droit Romain (Paris 1889) 74 fg.; : 
die Vollziehungsformel insbes. Brunner a. O. 67—79; vgl. auch Gaudenzi in Atti 
Congresso internaz, di scienze storiche (Roma 1903) vol. IX sez. V, 419 fg. — Ü 
Scheda und Authenticum: derselbe, sulla suplice redazione del docum. ital. 
medio evo (Florenz 1908) Appendix 8. 37 364. 


I. EINLEITUNG. 


I. Im gräko-ägyptischen Rechtsverkehr ist es überaus beliebt, ( 
Abschluß von Rechtsgeschäften durch Erriehtung einer Urkunde zu ver 
briefen. Diese Sitte ist eine so beherrschende, daß die Erwähnung bloß 
mündlich geschlossener Verträge eine große Seltenheit darstellt. Sie sind 
eigentlich nur auf folgenden Gebieten nachweisbar: | 

1. bei Realkontrakten (Darlehen); hier war schon für das altägyp- 
tische Recht von Bokchoris (Diod. 1, 79, 1) die Vorschrift aufgestellt 
worden, daß bei nicht beurkundeten Darlehen der Eidesbeweis zuläs i 
sein solle, und ähnliche Vorschriften dürften auch die eingewanderten 
Makedonier aus dem altgriechischen Recht mitgebracht haben (vgl. d 


p. 242, 19). Demgemäß finden wir nicht beurkundete Darlehen erwäh 
in BGU 183, 23; Lond. 2, p. 204, 11 und wohl auch Oxy. 494, 10; Magd. 
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25, 2(?), sowie eine bloß realiter vollzogene Hingabe in Sequestration in 
Lips. 32, 4. 

| 2. Auch Kaufverträge kommen mitunter in rein mündlicher Verein- 
ung zustande, aber bei einigermaßen namhaften Objekten doch nur so, 
‚daß der mündliche Vertrag durch Arrha bestärkt wird") (Lond.2 p. 204,11; 
ı wohl auch CPR 19, 4. 24 (69), wobei die Wirkung dieses Vertrags 
‚ näherer Untersuchung bedarf (s. Kap. V]). 

Ki, 3. Endlich wird oft der &yoapog yduog erwähnt; hierüber unten 
‚ Kap. VI. 

| - Im übrigen wird natürlich die Erwägung nicht übersehen, daß der 
unschriftliche Vertrag uns nicht direkt überliefert sein kann. Aber wenn 
er alltäglich wäre, würden wir öfter von ihm gesprochen hören, und 
| außerdem kommt die ungeheuere Menge geschriebener Verträge in Be- 
‚ tracht. 

II. Was nun die Urkunden betrifft, so sind zunächst einige allge- 
meine Begriffe zum leichteren Verständnis des Nachfolgenden festzustellen. 
a) Der Jurist teilt die Urkunden nach ihrem Inhalt ein in Zeugnis- 
‚urkunden und Dispositivurkunden. Erstere sind solche, in welchen 
‚ein rechtlich relevanter Vorgang, der sich bereits vor der Errichtung der 
| Urkunde zugetragen hat, durch diese nur bestätigt und dadurch leichter 
‚beweisbar werden soll; z. B. über ein bereits gegebenes und darum 
hon an sieh rechtsverbindliches Darlehen wird ein Schuldschein aus- 
| gestellt oder über ein mündlich errichtetes Testament wird zur Festhal- 
‚tung des Testamentsinhaltes ein Protokoll errichtet. Dispositiv sind 
solche Urkunden, wo das Rechtsgeschäft gerade erst durch die Errichtung 
‚der Urkunde zustande kommt, z. B. ein Kauf, Ehevertrag oder Testament, 
‚bei welchen, sei es kraft gesetzlicher Ordnung, sei es kraft Parteiverab- 
|redung, erst die Vollziehung der Urkunde das Geschäft ins Leben rufen 
/soll. Inwiefern eine Urkunde der ersteren oder der letzteren Kategorie 
angehört, läßt sich, da mündliche Rechtsgeschäfte in Ägypten jedenfalls 
‚nicht gänzlich ausgeschlossen sind (oben 8. 48), oft schwer sagen; in 
manchen Fällen ist jedoch die dispositive Natur vollkommen klar, wie bei 
‘ Urkunden über einen Eyyoapos yduog (Kap. VIII), und wahrscheinlich 
sind auch jene über Testamente und Konsensualverträge regelmäßig als 
ı dispositive anzusehen’) 

b) Ihrer Stilisierung nach werden die Urkunden eingeteilt in ob- 
jektive und in subjektive, je nachdem über den beurkundeten Hergang 
|vom Standpunkt eines unparteiischen Beobachters in der dritten Person 
| referiert wird (z. B. öwoAoysi 6 deive) oder die Parteien selbst, in der 


| 1) So auch Gradenwitz, Einführung 82, 104; vgl. noch Oxy. 67; dazu Eger, 
Grundbuchwesen 101 A. 1. 
2) Vgl. zu der Frage auch Rabel, Sav. Z. 28, 335—7. 
Mitteis-Wilcken, Grundzüge. II. 4 
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ersten Person redend, die Urkunde redigieren (z. B. öwoAoyö). Mit den 
Gegensatz von Zeugnis- und Dispositivurkunden hat diese Einteilung nicht 
gemein; denn jede der beiden letzteren Urkunden kann ebenso gut 3 
jektiv als subjektiv stilisiert werden (2. B. — Zeugnisurkunde —: 1. X 
bestätigt ein Darlehen erhalten zu haben; 2. ich bestätige usf.; — Dis 
positivurkunde —: 1. X. errichtet hiermit sein Testament; 2. ieh errichte 
hiermit usf.). j 
Von den ägyptischen Urkunden sind vor allem das ysıoöyoapov und 
das Önduvyue subjektiv stilisiert; alle übrigen Urkunden sind objektive, 
c) Eine dritte Einteilung ” die in öffentliche und private Ur- 
kunden. Erstere werden vor einem öffentlichen Funktionär errichtet, 
letztere ohne Zuziehung eines solchen. Die Beweiskraft der ersteren ist 
nach den meisten Gesetzgebungen eine höhere, indem sie (solange nicht 
unrichtige Beurkundung nachgewiesen wird) bezüglich des in ihnen ver: 
brieften Vorganges vollen Glauben genießen, während den letzteren Be. 
weiskraft nur nach Maßgabe richterlicher Würdigung zukommt. Zwar 
wird diese stets dahin führen, wenigstens die von einer Partei unter- 
schriebene Erklärung auch als von ihr abgegeben anzusehen‘), und dies 
kann sogar positiver Rechtssatz sein; aber wo solche Unterschrift nicht 
vorliegt, wo also z. B. nur Zeugen ohne Parteiunterschrift be- 
stehn oder wo die Echtheit der letzteren bestritten wird, sowie auch hin- 
sichtlich der die Erklärung nur begleitenden Umstände, wie Zeit und Ort 
der Ausstellung, ist das richterliche Ermessen notwendig ein freies. 
Inwiefern das Gesagte auch für Ägypten Geltung beanspruchen de 
ist nicht unzweifelhaft. 
Sicher ist, daß der Gegensatz von Öffentlichen und Privaturkunden 
auch hier eine Rolle spielt, und zwar eine sehr beträchtliche. Dieselbe 
kommt auch in der Terminologie zum Ausdruck, insofern für die öffent 
lich errichtete Urkunde der Ausdruck Önusoıog gonuerıoudg technisch ist 
Aber ob der juristische Wert dieses Begriffes auf das Gebiet des pro- 
zessualen Beweises zu erstrecken ist, ist nicht absolut gewiß. Sicher 
ist vielmehr nur, daß in den Quellen eine ganz andere Funktion 
der Öffentlichkeit der Urkunde hervortritt: die Kraft der reinen 
Privaturkunde ist nämlich in Ägypten eine beschränkte, indem vor allem | 
die Fähigkeit, als Beweismittel produziert zu werden, bei ihr mindestens 
restringiert, wenn nicht ganz ausgeschlossen ist (S. 83fg.). Insofern ist also 
der Gegensatz beider Urkundenarten zunächst nicht auf dem Gebiet der 
Beweiskraft, sondern vor allem auf dem Gebiete der Produktions- 
fähigkeit zu suchen. 


1) Darauf beruht die von der späteren Ptolemäerzeit ab immer mehr vordrin- 
gende Ubung persönlicher Unterschrift. 
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Wenn demgemäß die Öffentlichkeit einer Urkunde in Agypten nicht 
deren Authentizität bedeutet, sondern deren Publizität, so knüpft 
ı hieran die weitere Mukcke; daß auch die Frage, wann eine Urkunde 
ker der Publizität hat, sich nicht bloß nach der Form ihrer 
irrichtung (d. h. ob notariell oder nicht) bestimmt. Publizität genießt 
vielmehr jede Urkunde, sobald sie in das von den hierzu berufenen staat- 
hen Behörden geführte Urkundenregister eingetragen ist — das antike 
alogon zum Document enregistre des französischen Rechts. Solche Ein. 
agung kommt natürlich den vor staatlichen Notaren auch errichteten 
Urkunden schon kraft der Errichtung zu; diese, wie oben gesagt dnudaroı 
werıouol genannt, sind also notwendig registriert (dvaysyoauu£ve). 
steht aber den Parteien frei, auch Urkunden, die rein privat errichtet 
sind, nachträglich registrieren zu lassen (vgl. das Nähere unter IV). Da- 
lurch erlangen dieselben die Publizität, sind zwar nicht eigentliche ö7- 
5101 yomuarıouol, aber doch dvaysygauudva oder Ösönuoowueve") und 
tehen in der Produktionsfähigkeit jenen vollkommen gleich. 

F Von der Beweiskraft der Urkunden dagegen wird in den Papyri 
‚überhaupt nicht gesprochen. 

L In dieser Beziehung erscheint mir nun zunächst soviel sicher, daß die 
en: als solche der Urkunde einen erhöhten Beweiswert nicht 
verschafft. Denn im Registrierungsvorgange an sich liegt nichts, was für 
die Authentizität derselben Garantien leisten würde: die Herenirkundd wird 
12. B. nachweislich ohne Prüfung ihrer Authentizität auf einseitigen An- 
trag des Destinatärs registriert und kann durch diesen Vorgang um 
ın ichts beweiskräftiger geworden sein, als sie es ohne das Register war. 
IE Die Frage kann daher nur die sein, ob den dnudaroı yomuerıouol 
Jim engeren Sinn, d.h. den von einer Behörde nicht bloß registrierten, 
‘sondern auch errichteten Akten, eine absolute Beweisstärke zukam. 
Prima fatie würde man das als selbstverständlich voraussetzen. Es 
erhebt sich freilich dagegen ein wesentliches Bedenken; nämlich dieses, 
55 in den notariellen Urkunden die Identität der Parteien so gut wie 
e amtlich konstatiert wird?), wozu noch hinzukommt, daß die gerade bei 
hen Urkunden in manchen Gauen (8.75 A.6) ganz alltägliche Angabe 
des Signalements der Parteien (S. 75) fast zwecklos erscheint”), wenn 


| 
1 


1) Der Unterschied beider Ausdrücke wird unten 9.82 fg. auseinandergesetzt werden. 

5% 2) In einem Ehevertrag (Oxy. 496, 16) wird einmal ein yvworng duporigwv (Tüv 

ne namhaft gemacht, der vielleicht eine Amtsperson ist; dagegen ist 
on der yvweitov in BGU 581,14 kein Beamter (und vielleicht überhaupt nur Zeuge 

der Zahlungsfähigkeit, nicht der Identität). — Anders stände es freilich, wenn man 
n oft auftretenden ömoyoapevs als Identitätszeugen ansehen wollte. 

3) Höchstens die Rücksicht auf mögliche Homonymien bleibt dann noch übrig; 

aber dieser konnte durch Angabe der Patronymika und Metronymika hinreichend 

'entsprochen werden. 

2 4* 
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der Notar ihre Identität durch eigene Bekanntschaft oder Identitätszeuge 
festgestellt hätte. So wenig man jedoch diese Tatsachen übersehen dar 
so ist doch die Annahme, daß öffentliche Beamte tagtäglich niederge 
schrieben hätten, bestimmte Personen hätten etwas erklärt, ohne daß da 
irgendwie hätte wahr zu sein brauchen, überaus anstößig'), und ebensc 
müßte man fragen, welchen Wert dann die Önudsroı Yonuerıouor für di 
Parteien hatten? Denn da, wie wir später sehen werden, Zeugen bei ihnei 
nur selten zugezogen werden, ja in der ptolemäischen Zeit sogar di 
Unterschrift der Parteien fehlt, hätten solche Akte einen viel geringere: 
Beweiswert gehäbt als das einfache, nachträglich registrierte Chirographum.” 
Ich neige daher, obwohl ich den Punkt nicht für ganz zweifelsfrei ansehe 
doch zu der Meinung, daß der Önuösıog Yonuerıouög in jeder Hinsich 
den Beweiswert einer öffentlichen Urkunde hatte.?)} 


II. DIE EINZELNEN URKUNDSARTEN DER PTOLE 
MÄISCHEN UND DER FRÜHEREN KAISERZEIT. 


1. DIE DEMOTISCHEN URKUNDEN, 


Das enchorische Urkundswesen der Ägypter läßt sich nach den Dar 
legungen der heutigen Ägyptologen etwa folgendermaßen schildern. Die 
Rechtsgeschäfte werden von den Parteien vor einer offiziellen Urkunds2 
person errichtet, welche von den Griechen uovoygdgpog genannt wird) 
da diese sich entweder selbst als Priester oder doch als “schreibend im 
Namen der Priester’ bezeichnet), hat es den Anschein, daß den Tempelı 
das Recht notarieller Beurkundung zustand. Außerdem werden Zeugen 


1) Ja man kann fast sagen, in sich widersprechend; denn in der Angabe: “A 
hat etwas erklärt’, liegt doch auch die Angabe: “der Erklärende war A. und niemand 
Anderer’. Doch dürfte diese Erwägung nicht für jedermann zwingend sein; denn 
wirklich findet sich in der Spezialliteratur über das Notariat mitunter die Behau 
tung, daß “ohne direkte Beurkundung der Parteienidentität das Notariatsdoku 
ment die Identität der Parteien nicht nachweisen würde’ (Oesterley, Das deutsche 
Notariat [1845] 2, 350). Freilich wird ihr von anderer Seite widersprochen (Weißler, 
Das Notariat der preuß. Monarchie 1896, 243—4). m 
2) Ihre Beweiskraft hätte nämlich erst dann eingesetzt, wenn die Identität der 
Parteien zugestanden ‚oder sonst bewiesen war, während beim Chirographum die, 
Handschriftenvergleichung auch den Identitätsbeweis herstellen kann. 
3) Man wird dabei anzunehmen haben, daß der Beamte sich über die Identität 
doch irgendwie zu informieren hatte und nur nicht verpflichtet war, diese besonders 
zu konstatieren und die Quelle seiner Kenntnis anzugeben. 
4) Über die Erklärung dieses Wortes s. die verschiedenen Ansichten bei Bouch® 
Leclereg 4, 132 A 2. Nennungen des uovoyedyog z. B. in Lond. 1 p. 45, 29/30 (129): 
Petr. 2, 32, 2 (a) (p. 110) 1.13 mit der Verbesserung in 3 p. 69; Grenf. 1, 17,26; % 
25, 12; Par. 49, 18. 65, 12; Magd. 12, 5 (130); Teb. 1, 189. 209. 
5) Dazu vgl. Otto, Priester und Tempel 1, 30. 32 A.1; 2, 295 fg. 


— und zwar bei Immobiliar-Verkaufsurkunden (einschließlich der Hypo- 

thezierungen) meist in der Zahl von 16 — zugezogen; doch kommen 
Jauch geringere Zahlen vor.') Die Stilisierung beginnt in objektiver Form: 
„Es spricht N. N.“?); sodann wird die Parteierklärung in direkter Rede 
und in der ersten Person formuliert; außerdem oft durch Eides- und Ver- 
wünschungsformeln (letztere gegen die Zuwiderhandelnden) unter den 
‚Schutz der Götter gestellt. Das Datum steht bei dieser, wie überhaupt 
‚bei fast?) allen Objektivurkunden, an der Spitze des Kontextes. 
‚Die Urkunde wird ganz vom uovoyodpog geschrieben; die Parteien und 
"Zeugen setzen keine Unterschrift bei; wohl aber werden ihre Namen, 
da Zeugen wie Parteien die Urkunde von außen versiegeln, den Siegeln 
‚hinzugefügt. Der Mangel der Siegelung durch die Yerpficiitite Partei 
scheint nach Magd. 12,5 (130) als ein wesentlicher zu gelten.*) 

In der Ptolemäerzeit, ja vielleicht schon seit der Regierung des 
Königs Bokehoris (8. Jahrh. a. ©.) soll nach Behauptung mancher Ge- 
lehrter das ursprünglich ausschließliche Beurkundungsprivileg der Priester 
zugunsten der Konkurrenz privater Urkundsverfasser gebrochen worden 
sein und sich nur in der Thebais erhalten haben. Aber jedenfalls sind 
‚von den demotischen Urkunden auch in dieser Periode die meisten noch 
von einem uovoyodpog verfaßt und kommt der Ausdruck auch außerhalb 
der Thebais vor.) 


2. DIE GRIECHISCHEN URKUNDEN, 
A. PRIVATURKUNDEN. 


Die griechische Urkunde, welche die makedonischen Eroberer bei 
ihren Rechtsgeschäften errichten, ist ursprünglich reine Privaturkunde, 
d zwar in zwei Arten. 
1 Die Syngraphophylaxurkunde. Sie ist eine objektive und wird 
ast®) ausnahmslos vor sechs Zeugen (daher ovpyoagpn EEaudorvoog Leyd. 
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1) Waszyhski 40. S. auch die demotischen P. Reinach. 

2) Dies ist singulärerweise einmal sogar in einer griechischen Agoranomen- 
rkunde aus Hermonthis nachgeahmt worden, Leyd. Mu 

3) Eine Ausnahme bilden nur die ovyywenjssis (S. 65) und die objektiven Miet- 
nd Pachtverträge aus Oxyrhynchos (S. 60 A. 2). 

4) Griechische Übersetzungen demotischer Urkunden, woraus auch der Nicht- 
igyptolog sich über den Stil authentisch informieren kann, enthalten: Leyd. P.; 
ond. 1 p. 46 (129); Wessely, Spec. tab. 5, 5; 6, 6.7; 9/10, 15. 16; 12, 24; 13, 29: 
4, 30; Teb. 1, 164; BGU 1002; vgl. auch Giss. 36 II 1. 10 fg. 

5) Mitunter wird behauptet, die nicht priesterlichen Verfasser demotischer 
rkunden seien ovvailayucroygdpo: genannt worden. Dem stünde es schon ent- 
egen, wenn bei Wessely, Spec. tab. 13 Nr. 29 ($. 6) die Ergänzung [dı« Aswvidov 
0voylodpov [xa]l ovvafiayuaroyodgpov] richtig sein sollte; das sieht eher so aus, 
ls ob ovvollayunroygdpos den Verfasser griechischer Urkunden bedeuten würde. 
Vgl. über den letzteren — sehr zweifelhaften — Begriff unten 8. 56 A. 7. 

6) Ausnahmen (7 Zeugen) vielleicht in Hib. 96 (und 90?). 
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A 11) errichtet. Sie wird eröffnet mit dem Regierungsdatum; 
folgt sofort der Kontext. Die Zeugen werden erst am Schluß aufgefü 
Sie pflegen die Urkunde nicht zu unterschreiben, ebensowenig tut dies 
der Aussteller; wohl aber wird dieselbe, oder genauer gesagt, das Innen 
exemplar davon (8. 77) durch die Zeugen und den Aussteller!) von außer 
versiegelt, wobei jedem Siegel der Name des Sieglers beigesetzt wird.) 
Einem der Zeugen wird die Urkunde in Verwahrung gegeben, weshalk 
dieser ovyyoapogvie& genannt wird; diese seine Stellung wird am Schluß 
des Kontextes z. B. mit den Worten ‘ovpyogapopvias 6 deiva’ o.ä. kom 
statiert, oft auch der Empfang von ihm bestätigt; sein Außensiegel steht 
auch immer an erster Stelle. Im Fall eines Prozesses hat er die Urkunde 
dem Gericht vorzulegen (28 1. 25feg.). 

Die Abfassung ah ovyyoepopvie&-Urkunde war reine Privitee 
und wurde daher von irgendeiner schreibkundigen Person, meist wohl von 
einem gewerbsmäßigen Urkundenschreiber?), vollzogen. Zwar kam es, seib 
die Vorschrift Platz gegriffen hatte, daß die Privaturkunden einem staat 
lichen Notariat zur Registrierung vorzulegen waren (8. 79), vor, dab 
dieses zu der vorgelegten Syngraphophylaxurkunde die sog. scriptura im= 
terior (8. 77) hinzuschrieb*), wenn die Parteien diese verabsäumt hatten; 
aber diese rein äußerliche Manipulation machte die Urkunde nicht zu 
einem eigentlichen dnudoıog yonuarıouög. Sie war jetzt zwar eine res 
gistrierte, aber noch immer keine notarielle. | 

In der Kaiserzeit ist die Sitte, die Urkunde einem privaten Syngra 
phophylax in Verwahrung zu geben, abgestorben.’) Das ist auch begreil 
lich, weil die jetzt eintretende Verwahrung der Urkunden in der ß:ıßAıo= 


1) Die Bemerkung von Bry 78, daß ursprünglich nur die Aussteller siegelm, 
wird durch die Papyri nicht ge,tüzt. Daß die Siegelung für die Beweiskraft de 
Urkunde resp. bei Dispositivurkunden für die Gültigkeit des Geschäfts erforderlic 
war, ist wahrscheinlich; beweisbar aber ist es m. E. nur für die ägyptische Urkunde 
da ich den hierher gehörigen P. Magd. 12 (130) von einer solchen verstehe. A. A. P 
Meyer, Klio 6, 457, welcher diesen Papyrus auf eine griechische Urkunde bezieht. 

2) Er steht im Genetiv, z. B. ’Emıw£vovg: (Siegel des) Epimenes. Die Beischrift 
ist jedoch keineswegs eine eigenhändige. \ 

3) Eine Amtsperson, wie man früher glaubte, ist der ovyyo«@popvies& nicht, som: 
dern Obmann der Zeugen. Doch schließt das nicht aus, daß etwa Privatpersoner 
welche die Verfassung von Urkunden als Gewerbe betrieben (Privatnotare), auc 
regelmäßig als Syngraphophylakes benutzt wurden. Hierauf müßte auch der Papyrus 
Wessely, Spec. isag. tab. 12 Nr. 27 bezogen werden, wenn die auffallende Unterschrü 
cvyyoa(Po)pbMaE) rerei(ene) (ein Beurkundungsvermerk des o. kommt sonst niemal 
vor) richtig gelesen ist. Manche Gelehrte sind geneigt, den wiederholt begegnen 
Ausdruck ovvallayueroyedpos (unten 8. 56 A. 7) auf solche Privatnotare zu bezic 
z.B. Bouch&-Leclereq 4, 130 Anm. 2. | 

4) Dies hat Wilcken, Arch. 3, 523 an-den Tenispapyri gezeigt. 

5) Daß Teb. 382 v. een eine Syngr.-Urkunde ist, ist. nach den it 
Arch. 5, 240 bekannt gegebenen nachträglichen Mitteilungen von Hunt wahrscheinlich. 
Aber jedenfalls haben wir kein späteres Beispiel. 
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lm E&yarıjosov (8. 94) sie durchaus überflüssig machte. Dagegen kommt 
‚Errichtung vor sechs Zeugen mitunter noch vor!), obwohl die Belege bei 
Rechtsgeschäften unter Lebenden?) verhältnismäßig selten sind, wie denn 
‚auch bis jetzt noch keine vollständigen Originalien dieser A son- 
‚dern nur auszugs- oder berichtsweise Erwähnungen derselben vorliegen 
 (BGU 260 [137]. 813. 989 [136] und das zu 989 gegebene Zitat von PER 
Nr. 1577, sowie P. Hawara p. 31. 303, 20). Jedenfalls ist ersichtlich, daß 
/ man diesen ESaudorvooı ovyyoapal a höheren Beweiswert beilegte als 
dem einfachen ysıo0yo«pov; in BGU 260 heißt es in einer chirographa- 
/ rischen Quittung: 60098 &uv «ion, Erdnomı oov (1.601) EEuudorvgov dnoyiv. 
Andererseits werden die &&&udorvoor anscheinend auch von den dn- 
w0010L yonuerıowoi unterschieden (BGU 260, 4). 

In welchem Sinne ist solche Unterscheidung zu verstehen? Wilcken 
\ Arch. 5, 206 ist geneigt, beide Typen sehr aneinander anzunähern. Nach 
seiner Vermutung hat die oben geschilderte Praxis, wonach die yo«psiov- 
Beamten bei Registrierung der Syngraphophylaxurkunde die etwa fehlende 
Seriptura interior ergänzten, allmählich dahin geführt, daß sie überhaupt 
/die ganze Urkunde aufsetzten. Es läge also eine “Zwitterbildung’ vor: 
Niederschrift durch das yoa«psiov, wobei aber “der private Charakter in- 
‚sofern bewahrt blieb, als der Zeugenapparat beibehalten wurde’. M. E. 
‚sind wir zur Annahme einer solchen Zwitterbildung derzeit noch nicht 
‚gezwungen. Es ist nicht: bewiesen, daß solche Urkunden in der Kaiser- 
zeit nicht von privaten Schreibern herrührten.?) Daß es von ihnen amtliche 
Abschriften gibt (BGU 989, übrigens bloßer Auszug, 8.64 A. 2), erklärt 
‚sich ja sehr wohl schon daraus, daß die Originale oft anläßlich der &veyoagpn 
(8.79) in amtliche Verwahrung gegeben wurden (vgl. $.82 A.1). Ich 
halte es derzeit für wahrscheinlicher, daß auch die ovyyoagpn ESaudorvoogs 
der Kaiserzeit eine wahre Privaturkunde ist, die einfache Fortsetzung der 
Syngraphophylaxurkunde, nur ohne den ovyyoapogpVig£. 

MH. Das gsıoöyoagyov ist eine Urkunde, welche im Briefstil, also 
‚subjektiv gehalten ist, daher auch ohne Zeugen. Sie beginnt mit der 
‚Grußformel (6 deiva 15 deivı yaiosıv)‘), das Datum steht am KEinde. 
Eerschrift des Ausstellers ist, wie beim Brief überhaupt, nicht üblich, 
| und wo sie ausnahmsweise vorkommt (BGU 69. 71. 520; Fay. 34), eigent- 


1) Eingehend Wilcken, Arch. 5, 205; vgl. auch schon Mitteis, R. P.-R. 1, 309 A.70. 
2) Bei Testamenten ist die Zuziehung von 6 Zeugen bis auf die Constitutio 
‚Antonina immer üblich geblieben, findet aber auch dann statt, wenn das Testament 
vor einer Behörde errichtet ist, und scheint gesetzlich erfordert gewesen zu sein 
Een Kap. IX). 

3) Testamente u. ä. (BGU 86) zählen nicht; vgl. A. 2. 

4) Das geieeıv fällt Jedoch mitunter weg; über diese verkürzte Formel s. Wilcken, 
Jahrb. der Altertumsfreunde im Rheinland 1886 LXXXVI und Ostraka 1, 84; Viereck, 
‚Hermes 30, 110; Gerhard, Untersuch. zur Gesch. des griech. Briefs (Heidelb. Diss, 1903). 
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wird sie händg Auch diese Urkundenart, weia man früher Hicht 
das erste vorchristliche Jahrhundert zurück nachweisen konnte, ist jetzt 
in den Papyri schon für die frühptolemäische Zeit erkenntlich (Hib. & 
a° 248; Leyd. © [p. 21] a 162/1 u. a.)‘) und reicht schon auf das klas 
sische Griechenland zurück.?) 

Mit den yeıodygape verwechsele man nicht die droyoepyj der Pa 
teien auf a Ar Es ist schon in der Ptolemäerzeit wi 


kunde nen Partei eigenhändig unterschreibt; in der Kaiser 
ist das bei Objektivurkunden sogar die Regel. Im Sinne des römischen 
Rechts würde allerdings auch diese Unterschrift, wegen ihrer Eigenhändi 
keit, als Chirographum zu bezeichnen sein (Röm. Priv.-R. 1,293); im gräko 
ägyptischen Sprachgebrauch aber nennt man xeıgöyoa@gpov nur selbständige 
Handscheine, welche Briefform haben (die Epistolae des römischen Rechts) 
Diese Form ist natürlich bei der ümoyo«pn ausgeschlossen, auch hat 
letztere keine selbständige Datierung. Sie stellt zwar fast immer?) ein 
wirkliche Erklärung dar, indem die Partei — mitunter mit großer Aus- 
führlichkeit — den Inhalt ihrer Willenserklärung resümiert; aber dai 
ist nur ein Annex der eigentlichen Urkunde. Da es ko daß auf 
einem Papyrus gerade der Kontext zerstört, die Unterschrift dagegen or 
halten ist, so ist es wichtig, aus den inneren Kennzeichen heraus diese 
von einem yeıpdyoapov zu unterscheiden.) 

Nach dem Namen erwartet man, daß das ysıodypoapov vom Aussteller 
stets eigenhändig geschrieben sein sollte?); und oft ist das auch der Fall 
jedoch sind viele Cheirographa allographisch, und in manchen derartigen 
Stücken ist nach ihrem sehr vollendeten Stil wahrscheinlich, daß sie durch 
gewerbsmäßige Urkundenschreiber®) aufgesetzt sein werden.”) f 


1) Hib. 94 a° 258 ist kein wahres Öhirographum, sondern ömoyoa«prnj; 50 viel- | 
leicht auch Hib. 87. 

2) Mitteis, Röm, Privatr. 1, 296 A. 17. 

3) Bloße Namensunterschrift (des Pächters) kommt unter den Privaturkunder 
bloß bei den Pachtangeboten in Form von örouviuar« (8. 57) vor, wo sie allerdings 
ziemlich häufig ist. Die Erklärung dessen s. 8. 58 A. 1. ri 

4) Bo ist z. B. Fay. 89, 7 fg. (166) bloße öroyeagy7j (vgl. zu dem Stück 8.64 A.2) 
ebenso BGU 989 (136) (oben 5.55). In Hib. 94 endlich ist 1. 3—15 wohl Amtsprotokoll 
welches der Bürge des Steuerpächters nur unterschreibt. 

5) Daher auch ysıoöygaporv ÄdLöygapov, vgl. Gradenwitz, Einführung 38 A.L 
Mitunter auch n deSıd (sc. yeie) genannt, Oxy. 533, 18; Fay. 124, 14; BGU 899, 135 
944, 11 (die beiden letzten Stücke byzantinisch). 

6) Anders (und abzulehnen) Gradenwitz, Einführung 126. 

7) So wahrscheinlich sonach die Existenz solcher Urkundenschreiber schon füi 
die ptolemäische und frühere Kaiserzeit erscheint, so ist doch ein bestimmter Name 
für sie nicht festzustellen. In Betracht kommt zunächst der Ausdruck Vvvarkuywa 
toygdgos (darüber Eger, Grundbuchwesen 113): in Oxy. 237 VIII 36—37 sieht es so aus, 
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Bei gegenseitigen Verträgen nimmt das Cheirographon mitunter die 
‚Form an, daß beide Parteien sich mit y«losıv anreden. Nicht so als ob 
lie Grußformel zweimal niedergeschrieben würde, sondern so, daß sie lautet: 
D deiva nal 6 deiva AAljkoıg yalgeıw. OuoAoyoduev dAAmAoıg usf.; vgl. 
7. B. Flor. 47 (146); Lips. 23 u.a. Doch ist das keineswegs unbedingt not- 
wendig; es kann auch der eine Teil allein die beiderseitigen Erklärungen 
formulieren und der andere sie z.B. durch Unterschrift oder stillschweigend 
annehmen; vgl. z.B. CPR 10 (145); BGU 71. 

Zu den genannten Hauptkategorien tritt noch eine untergeordnete 
bart der Privaturkunden hinzu, nämlich: 

III. Das ünourvnue. 

Unter einem Hypomnema versteht man eigentlich eine Eingabe an 
eine Behörde Es wird in der Art stilisiert, daß an der Spitze die Be- 
zeichnung der Behörde im Dativ, darauf die des Einreichers mit z«ed 
und dem Genitiv steht (z. B. AbonAlo Kvow vuxroorgeriyn tig "Epuod 
0AEwg nad tod Ösivog |Lips. 39]), und zwar stets ohne die Grußformel 
yelosıv, worauf der Kontext folgt. In dieser Form werden aber auch 
Angebote zu privaten Rechtsgeschäften gestellt, besonders wenn der eine 
Kontrahent eine sozial übergeordnete Person ist, welche derartige Kon- 
trakte mit niedrig stehenden Personen wie ein Patrimonialherr in größerer 
Anzahl zu schließen pflegt; darum ist die hypomnematische Form ganz 
alltäglich bei Pacht- und Mietkontrakten, und zwar in der Weise, daß 
die Pächter und Mieter dem Grundherrn den Pacht- resp. Mietantrag ein- 
eichen. 

An sich enthält dabei das özouvnu« nur eine Offerte, und der Ver- 


als ob darunter der Privatnotar verstanden würde (vgl. auch 8.54 A.3), weil ovvallayu- 
zoyodpog hier zu uvrjuw» (öffentlicher Notar) im Gegensatz steht. Aber Bedenken erregt 
wieder Teb. 386 1. 12--1 (dazu Eger a. OÖ). — Noch anders und gleichfalls noch un- 
iklar steht es mit dem Begriff des vouoyodpog (Koschaker, Sav. Z. 29, 17 A. 2; vgl. 
auch Naber, Arch. 2, 32; Grenfell-Hunt zu Oxy. 2 S. 84 A. 1; Preisigke, Girowesen 
1277). Er kommt vor in Ox. 34 I 9 (188); Gen. 42, 32; Fay. 24, 19. 28, 15. 36, 23; 
‚BGU 18, 27. 581, 16. 647, 16. 388, 4 (vouwoyodgpos tg &yogäs). 891 V 23 [und danach 
‚auch in R. 25 (vgl. Nachträge) zu ergänzen]; Teb. 384, 14. 397, 34 (dıenwv t& xar« 
‚cv vouoyogapiev). Im letzteren Papyrus macht die eben angeführte Bezeichnung es 
wahrscheinlich, daß hier der vouoyedgos ein Öffentlicher Funktionär ist, kein privater 
‚Schreiber; hier stellt er auch wie die öffentlichen Notare eine objektive Homologie 
‚her. Auch sonst ist zu bemerken, daß die vouoyodgpoı mehrfach Erklärungen an Be- 
‚hörden verfassen, und auch die von ihnen geschriebenen Verträge auffällig oft solche 
mit Behörden sind (BGU 581 sogar vom Apparitor nachgeprüft!), so daß man sie für 
Journalbeamte der Behörden halten könnte. Da aber die Stilisierung bei ihnen meist 
‚die des Chirographum ist (vgl. BGU 1135, 7: vouoygagırı) EmıoroA) und 1136 mit der 
‚Anmerkung des Herausgebers) und besonders mit Rücksicht auf Oxy. 34 19 (188) ist 
|die Frage nach ihrer Stellung sehr zweifelhaft. 
| Von den vouoyedyoı unterscheide man wohl die vownol (tabelliones); wie es 
scheint, obliegen diese der Abfassung der Rechtsurkunden der römischen Bürger 
‚(Koschaker a. O. 15 fg.); sie sind sicher Privatpersonen. 
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tragsabschluß kann dabei in einer beliebigen Urkundenform erfo F 
oft aber vollzieht er sich durch einen einfachen Vermerk auf dem « i 
uvmue, d.h. er wird durch die Unterschrift des Inhalts, man habe 
das Gesuch hin gepachtet"!) resp. verpachtet, bestätigt. Und zwar ist 
der Mehrzahl der Fälle nur die Unterschrift einer der beiden Parte 
(zumeist die des Antragstellers?) erhalten); wahrscheinlich unterschr 
jeder Teil nur die für den andern bestimmte Ausfertigung. 4 


B. ÖFFENTLICHE URKUNDEN (AHMOZIOI XPHMATIZMOD. 


I. Die Agoranomenurkunde. 

A) Sie ist bis jetzt erst von der ersten Hälfte des zweiten Jahrhu 
derts ab (Grenf. 1,10 a° 174) bezeugt, aber, da die Agoranomie in Ägypt 
schon um das une 265 nachweisbar ist?), vermutlich bedeutend älte 
Sie ist eine objektive und wird vor einem von den ptolemäischen König 
geschaffenen Beamten, dem Agoranomen*), errichtet; also ist sie auch ei 
öffentliche. Der Amtsbezirk des Agoranomen ist in der ptolemäisch 
Zeit entweder der ganze Gau oder eine Toparchie desselben; in der ı 
mischen Zeit umfaßt er stets den ganzen Gau und residiert der u 
in dessen Metropole. 

Man hat vermutet, daß diese griechische Notariatsbehörde?) als d 
hellenistische Parallelinstitut der den. Agyptern dienenden Monographe 
gedacht und dazu bestimmt war, der einheimischen Bevölkerung die Mö 
lichkeit gesicherter Kontraktserrichtung, an welche sie durch jene 9 
wöhnt war, in griechischer Sprache zu bieten. Wie dem auch sei, jede 
falls konnten sich Ägypter und Griechen gleichmäßig dieser Behörde b 
dienen und ihre Bedeutung ist, obwohl alle anderen Urkundsarten daneb 
bestehen blieben, bald eine sehr große geworden. Zu bemerken ist fre 
lich, daß agoranomische Urkunden für die ptolemäische Zeit bis jet 
nur in der Thebais nachweisbar sind®); doch ist dies möglicherweise mi 
durch die a EN. Fundverhältnisse bedingt. In den drei ersten Jah 


1) Hierin liegt auch die Erklärung dafür, daß in Pachtangeboten der Pächt 
oft bloß mit dem Namen unterschreibt (8.56 A.3). Er behält sich nämlich vor, w er 
der Vertrag zustande kommt, zum Namen das “Zuo9oodumv &g mooxsırdı? hinz 
schreiben zu können. Oft ist nur letzteres eigenhändig geschrieben, 

2) Erklärung dessen bei Mitteis zu P. Lips. 19, 29 (8. 59). Fälle, wo die Unte 
schrift des Verpächters vorliegt, z. B. in CPR 247; Gen. 10. 34. 66. 69; Straßb. 43 

3) Hib. 29 R. 3, ef. Magd. 31, 7 aus der Zeit des Philopator. 

4) Er ist unter den Ptolemäern ein Staats-, seit der Kaiserzeit ein turn her 
städtischer Beamter. Preisigke, städt. Beamtenwesen 5, 11, 31 fg. 

5) Doch kommen den Agoranomen auch noch andere Funktionen zu, vgl. Hib. 

6) Die Mehrzahl stammt aus Pathyris (= Gebelön). Ein Verzeichnis der pto 
mäischen Agoranomen gab (i. J. 1905) Gerhard a. O. 508 fg. 

I Jouguet, Revue critique 1906, 1, 107—108; aber auch Bouche-Lecler: 
4, 136 3 


u 
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sunderten der römischen Zeit finden sich Agoranomenurkunden auch 
wßerhalb der Thebais.‘) Im vierten Jahrhundert verschwindet die agora- 
ıomische Urkunde gänzlich.?) 

Mit der Agoranomenurkunde verwandt und wohl nur eine Unterart 
lerselben ist die yoapeiov-Urkunde; wir geben ihr diesen Namen deshalb, 
weil die Urkundsbehörde sich hier als ro yo«peiov bezeichnet. Da yo«- 
psiov ein allgemeiner Ausdruck ist, der eigentlich die Schreibstube be- 
leutet, ist es wohl möglich, daß das yo«geiov nur eine Filiale der Ago- 


j 


‚anomie oder mitunter gar nur ein anderer Name für dieselbe ist.) Im 
ıllgemeinen läßt sich beobachten, daß die Notariatsämter in den Dörfern 
zorwiegend als yo«pei« bezeichnet werden (viele Beispiele bietet das 
Faijüm), während in den Gaumetropolen die Notariate meist als Agora- 
ıomien erscheinen; doch kommen im herakleopolitischen Gau in der 
;everischen Zeit ‘erırnonrai dyooavouiag’ auch auf den Dörfern vor‘) 
ınd wird umgekehrt in verschiedenen Metropolen für die Urkunden- 
vehörde außer dem Titel dyopavousiov auch der Name “yoapsiov’ ver- 
wendet.°) Insbesondere die Fälle der letzteren Art sind es, aus denen man 
den Eindruck gewinnt, daß yo«psiov vielleicht bloß eine andere Bezeich- 
h ung (u.zw. Funktionsbezeichnung) für das &yoog«voustov darstellt.) Außer- 
lem ist es wohl begreiflich, daß in den xöu«ı, wo der Agoranom nicht 


1) Vgl. z. B. Oxy. 99. 375. 380. 577. 722. 723 und die Ermächtigung an die 
Agoranomen zur Beurkundung in Oxy. 241—3 (180) u. a.; BGU 177, 4; 193, 11; 
Par. 17; OPR 6-8; 59; 64; 67; 71 u.a. 

2) Eine der ihr verwandten (s. das im Text folg.) yoapsiov-Urkunden findet sich 
aoch i. J. 328 (Flor. 14). 

3) Das habe ich schon Hermes 30, 597 und Arch. 1, 190 vermutet; so auch 
Koschaker, Sav. Z. 28, 284; Preisigke, Girowesen 274/5. — So könnte sich auch der 
dıenov T& yonpia tig unreondiswg xal Tov roL@v ueoldwmv in Arsino& (Wessely, Wien. 
Sitzb. 153, 56) erklären. 

4) CPR 6-8 u. a.; einmal anscheinend ein &yooavousiov auch in einem Dorf 
des arsinoitischen Gaues (BGU 888, 11); wogegen BGU 193 1I 10 nach Grenfell-Hunt 
Teb. II p. 399 als Belegstelle ausscheidet und BGU 177, 3 lückenhaft ist. 

| 5) Im oxyrhynchitischen Gau zwar ist bis jetzt in der Hauptstadt auch für die 
römische Zeit noch kein yo«gsiov genannt, sondern nur in Komen resp. Toparchien, 
Oxy. 637. 808; Auson. 3 (184). Dagegen kommt zu Diokletians Zeit ein ygaysiov in 
'Hermupolis vor (Amh. 95 II 21; Lips. 5 II 9; Straßb. 51, 25); in der Zeit des Anto- 
minus Pius ein solches in Koptos (Lond. 2 p. 153, 22 (87) und ebenso im Jahr 95 v. 
(Chr. eines in Alexandrien (Lond. 2 p. 203 1.9). Auch in Arsino& (wo in den Dörfern 
‚die yoapsie massenhaft sind) ist für die Hauptstadt ein yg«gpsiov erwähnt (Wessely, 
‚Wiener Sitz.-Ber. 153, p. 56; Lond. 2 p. 215, 11). 

| 6) Dazu s. besonders Lips. 4, 30 vgl. mit 5 II 9. Letztere Stelle besagt, daß der 
(in Lips. 4 im Original vorliegende) Sklavenkauf vor dem ygapelov in Hermupolis zu 
‚errichten sei. In Lips. 4, 30 wird konstatiert, daß für diesen Kauf die Gebühren an 
die Agoranomia gezahlt sind. Damit wäre die Gleichung direkt bewiesen — wenn 
Inicht die Möglichkeit bliebe, daß beim Sklavenkauf die &yogavoui« auch noch in 
‚anderer Funktion wie als Urkundsamt intervenieren konnte, z. B. als Kontrollbehörde 
(vgl. Kap. VI), oder daß 4, 30 auf den obligatorischen Vorvertrag hinzielt. 
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persönlich dirigiert, sondern nur durch untere Gehilfen vertre ten 
ist, der verflachende Ausdruck “yoagsiov’ mit Vorliebe gebraucht wurde 
[Zu bemerken ist allerdings, daß die beurkundende Tätigkeit d 
yoagsia, in welcher sie, wie gesagt, den agoranomischen Funktionen vo 
kommen parallel gehen, erst für die Kaiserzeit nachweisbar ist; aus d 
ptolemäischen Zeit haben wir noch keine sicheren Belege für dies | 
sondern nur für die noch zu besprechende registrierende, die dar 
besteht, daß sie von bereits errichteten Privaturkunden, die man ihner 
zu diesem Behuf vorlegt, den Inhalt in ein Urbarium e Rechtsgeschäft 
eintragen. Doch mag es auf der Lückenhaftigkeit unserer Überlieferur 
beruhen, daß wir nicht auch für die notarielle Tätigkeit der älteren 
yoageia Zeugnisse besitzen.] | 
Das Mvnuoveiov. Außerdem finden wir noch andere Namen für 
Beurkundungsämter; so kommt z. B. in Tebtynis i. J. 106 a. C. em 
doysiov tov wvnucvov vor (Teb. 166); in ÖOxyrhynchos, wo es ei 
dyogevousiov gibt, auch noch der Name uvnuoveiov (Oxy. 483, 19); der 
Agoranom im Faijüm führt in BGU 177,6 auch den Titelzusatz ‘@v x@ 
uviuov”. Wie dies zu verstehen ist, ob das wvnuoveiov noch eine selb- 
ständige koordinierte Behörde neben dem «yogavousiov resp. YE«pEiod 
oder bloß eben die für die Beurkundung bestimmte Abteilung des 
ersteren ist, also eigentlich nur ein besonderer Name für dieses, bleibs 
ungewiß. 
Ein ganz neutraler Ausdruck endlich ist &oy oder &oysiov, welcher 
eigentlich die Behörde schlechthin, daher auch das Notariatsamt (BGU 
86, 25; 252, 11)') bezeichnen kann. 
B) Was die äußere Form der Agoranomen- resp. Graphen 
betrifft, ist folgendes zu sagen. Sie beginnen meist?) mit dem Datum 
(u. zw. angegeben nach dem Regierungsjahr des Königs oder Kaisers und 
dem Ausstellungsort). Des weiteren ist aber zu unterscheiden je nachder 
die Urkunde einen ausdrücklichen Legalisierungsvermerk des Notariats 
trägt oder nicht. 
«) Der ausdrückliche Legalisierungsvermerk besteht, wo als Urkunds- 
behörde die Agoranomie angegeben wird, regelmäßig in einem Zweifachen: 
««) gleich hinter dem Regierungsdatum und Ausstellungsort folgt die Be 
zeichnung. des amtierenden PRROnEN (resp. seines Gehilfen), z. B. &v 
Kooxoöilov nöAsı Emi Ilevioxov?) ayogavouov, worauf sich der Urkunden- 


1) Aber auch die ßıßkıodrjxn; Lumbroso, rendic. dell’ Acc. dei Line. 1903, 311 fg. 
2) Ausnahmen, wo das Datum zum Schluß steht, kommen in Oxyrhynchos, u. zw 
hauptsächlich in Pacht-, Miet- und Dienstverträgen vor (Oxy. 498/9; 725; 730). 
3) Über diesen (in Krokodilopolis residierenden) Paniskos, sowie rüber seiner 
in Pathyris exponierten und sehr häufig begegnenden, wegen seiner übel redigierter 
Protokolle bei den Papyrologen berüchtigten Substituten Hermias s. Gerhard a. 0. 
562 fg. 
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‚ext anschließt. — /ßß) Am Schluß dieses Textes folgt dann meist die 
Unterschrift des Agoranomen (oder seines Weslau) ‚2. B. IIavioxog 
sexon(udrıxa)" ); hierbei ist das Wort xzeyonudrıxa stereotyp. — Wo die 
Jrkundsbehörde sich als yoapeiov bezeichnet, lauten die betreffenden Ver- 
nerke: zu Anfang z. B. dia tod Ev Eönusoei« yoapelov, und die Unter- 
ichrift etwa: did "Howvog Tod zoös To yoapeio Eübmusgeiag (Faj. 98, 28). 
Vitunter findet sich jedoch die Legalisierungsklausel aus dem Kontext heraus- 
rerückt, so daß nur am Schluß oder auch an der Spitze der Urkunde die 
Notiz: Avaysypanıcı (oder Evreraxtaı)?) did Tod (z. B. &v “Howxicle) 
voa@pelov steht. 

Es ist übrigens einleuchtend, daß wir auf den angegebenen Stilunter- 
‚chied zwischen agoranomischen und yoapeiov-Urkunden kein besonderes 
ewicht legen dürfen; dies, abgesehen von seiner Geringfügigkeit, schon 
leswegen nicht, weil wir ja das pyo«peiov gar nicht scharf von der Agora- 
ıomie unterscheiden. 

Zuziehung von Zeugen pflegt — abgesehen von den Testamenten 
vgl. Anm. 3) — meistens zu fehlen; ausnahmsweise kommen jedoch Zeugen 
70r.°) Auch die Parteiunterschrift fehlt in den ptolemäischen Stücken, hat 
sich aber in der römischen Zeit zu einer allgemeinen Übung entwickelt. 
-  ß) Außer den eben besprochenen Urkunden, welche sich schon durch 
lie Nennung des dyooavousiov oder yoxgetov ausdrücklich als vor diesen 
Be htete bezeichnen, gibt es noch eine große Zahl solcher Objektiv- 


A EEE > 


1) Über Fälle, wo diese Unterschrift fehlt, vgl. Gerhard a. O. 515—17; Wenger, 
Stellvertretung 81—83; Bry a. O. 86. — Die Behauptung, daß sie in der römischen 
eit überhaupt nicht mehr nachweisbar sei (Bry 87) wird widerlegt durch Oxy. 99, 
1/12. Die Unterschrift in CPR 5 allerdings ist von sehr zweifelhafter Lesung. 

| 2) Ausnahmsweise kommt statt dessen auch vor »«reyw(olodn): Teb. 397, 1; 
'EPR 27, 32. Bloß ein Datum steht in CPR 11, 40; 29, 33, doch wäre Nachprüfung 
wünschenswert. 

3) Zwei Zeugen: Grenf. 1, 27. Daß freilich außerdem in agoranomischen Testa- - 
'menten sechs Zeugen vorkommen (P. Cairo Arch. 1, 64 und Grenf. 1,12), gehört nicht 
aierher, weil es mit der Besonderheit des Testaments zusammenhängt (oben S. 55 A. 2). 
4) Darauf hat zuerst Erman, Arch. 2, 455 fg. hingewiesen; weitere Ausführung 
bei Koschaker, Sav. Z. 28, 283 f. Die Zahl dieser anonymen Notariatsakte ist eine 
sehr große, ja Bberwiegende. Insbesondere in den oxyrhynchitischen Objektivurkunden 
wird eine Amtsstelle fast nie genannt. Dafür findet sich häufig die Notiz, die Ur- 
zunde sei &v &yvıd errichtet. Grenfell-Hunt zu Oxy. 4, 722, 12 (p. 202) Sind. geneigt, 
In dieser Angabe den Hinweis auf den (auf offener Straße amtierenden) Agoranomen 
resp. Agoranomiegehilfen zu erblicken; zustimmend Koschaker, Sav. Z. 28, 293 A. 4; 
Wilcken, Sav. Z. 30, 505 A. 3. (Vgl. noch Wilamowitz, GGA 1898, 683; Wenger, Stell- 
vert. 143 A. 1.) 

Gleiche durchgängige Anonymie der Notariatsbehörde zeigen ferner die ptole- 
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Es läßt sich nämlich zunächst zeigen, daß der Legalisierungsverı 
der Notariatsbehörden selbst auf sicher notariellen Urkunden fe 
kann. Denn es gibt mehrere Urkunden, die weder den Vermerk ‘dia 
yoagsiov’ noch eine entsprechende Unterschrift tragen und 
nachweislich aus diesem Bureau stammen, indem dies aus dem Kon! 
hervorgeht (BGU 196, 19 [162]; Lond. 2 p. 215, 11; Lips. 4, 30 
27,17)4); vgl. dazu die Einl. zu Nr. 162. 


Daneben kommen nun freilich, und zwar sehr häufig, auch s 
vor, welche nicht einmal einen snlahan indirekten Hinweis auf eine 
urkundende Behörde enthalten. 

Aber es ist kaum möglich, diese für rein private anzusehen; ı 
1. es fehlt absolut jeder Hinweis auf einen privaten Urkundsverf 
und es fehlen auch Urkundszeugen, während doch das ganze Wesen | 
Objektivurkunde gerade dadurch bedingt ist, daß sie vor irgendwelel 
Urkundspersonen errichtet wird (oben S. 49 fg.); 2, außerdem stimmen 
in der inneren Stilisierung mit den sicheren Notariatsurkunden vollkom 
überein; 3. für Urkunden, die sicher private sind, nämlich für 
yoxpe, ist in dieser Zeit eine besondere Nachbehandlung behufs 
gerichtlichen Verwendbarkeit erforderlich, nämlich die Önuoolwoıs (1 
S. 82), und von dieser ist bei den objektiven Urkunden (abgesehen ı 
einigen ganz vereinzelten Fällen, die gegenüber der großen Masse niel 
beweisen und auch anderweitig erklärbar sind [S. 86]) nie die Rede; 
dies spricht dafür, daß letztere keine bloßen privaten Urkunden sind. 4 Eı 
lich: wo auf Objektivarkunden der (sofort zu besprechende) Amtsve 
“avapeyparraı’ o.ä. mit dem Datum erhalten ist, stimmt letzteres i 
mit dem Datum des Kontrakts selbst überein; das deutet darauf, 


beides zusammenfiel.?) 


C. Verwahrung der Agoranomen- und Grapheionurkund 
Es ist selbstverständlich, daß ein Amtsexemplar der vor den &yooe 
usi« und poagei« errichteten Urkunde bei diesen verblieb; den Pe 


. mäischen Notariatsurkunden der Sammlung Reinach, Nr. 23. 26 und (ergänzt) 8. 127 
Aber auch in anderen Ausgaben findet man Beispiele in Fülle. ß 

Wie ist die an sich auffällige Erscheinung, daß so viele Notariatsakte ih 
Ursprung nicht angeben, zu erklären? Es ist zu bedenken, daß der Sachku 1d 
schon aus dem objektiven Stil auf die Herkunft vom Notariat des Ausstellur 
schließen konnte. Wie aber, wenn auch der Ausstellungsort nicht genannt war (z 
Oxy. 278 u. a.)? Für diese Fälle ist anzunehmen, daß solche Stücke nicht die 
die Parteien bestimmten Ausfertigungen, Amtsexemplare (d. h. Bruchstü 
der rouor svyrollnisıuoı oder der siedus»x, S. 63) darstellen; solche To 
lich die Angabe des Orts nicht. 

1) Nur sollte man dafür nicht auch Papyri zitieren, die unten abgerissen « 
wie BGU 86. 394, Amh. 110; da kann der Vermerk am Schluß gestanden h. 

2) Richtig erkannt von Koschaker, Sav. Z. 28, 286; vgl. bes. auch Auselbst A 
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» natürlich auf Verlangen je eine Ausfertigung ausgehändigt.') Das 
b Endıöövaı, die Ausfertigung wird &xödoıuov oder dvriygaypov genannt. 
Sodann werden bei jeder Urkundsbehörde 

1. die bei ihr verbliebenen Amtsexemplare in bestimmten Zeitab- 
shnitten zu einer Rolle (Töwog HVyxoAANoıuog) zusammengeklebt.?) 

‚2. Außerdem wird — mindestens seit Beginn der Kaiserzeit — 
m jeder Urkunde eine amtliche Abschrift genommen und es werden 
Abschriften gleichfalls zu einer Rolle vereinigt; eine solche Ab- 
;hriftenrolle heißt eigöusvov (von zlgsıv, also die Reihe). Ihr Zweck ist 
37: sie wird an die AıußAuodyien Eyaujoeov der Gaumetropolen (8. 92) 
geliefert.”) Das ist auch erklärlich; denn die Verwahrung der Origi- 
alien in den einzelnen Schreibstuben war nicht ausreichend verläßlich 
nd es empfahl sich, Kontrollexemplare in der städtischen Bibliothek zu 


pben. 


 Demgemäß ist die PıßAuodnan Eyurioeov ein Zentralarchiv ihres 
Jaues: an sie liefern sämtliche Notariate Urkundenkopien ab, ja, wie wir 
sehen werden, auch von den trapezitischen dieyoeget werden an 
ie Kopien abgegeben, welche "slodusva roumetırınd’, von den eben be- 
rochenen "siodusva yoapelov’ o.ä. wohl zu unterscheiden sind. — Bei 
Notariaten verbleiben dagegen die röuoı ovyroAkricıuoı. 

Entstand nachträglich für eine der Parteien das Bedürfnis, noch ein 
mplar von der Urkunde zu erhalten, so konnte nunmehr auch die 


1) Daß dies geschehen ist, wird gelegentlich auf dem Amtsexemplar vermerkt: 
eb. 397, 1: e 2&sdö(dnoav) Evl indorw: 5 Ausfertigungen erteilt. Wie in CPR 27, 32 
e Formel önu° &&2do [nach Lesung von Hunt GGA 1897, 464] aufzulösen ist, weiß 
‘a nicht; der Vorschlag von Preisigke, Girowesen 434 ist nicht anziehend. Vgl. 
ch Teb. 556; Oxy. 494, 25. — Die abweichende Auffassung der &#ödsıua bei Preisigke 
g. scheitert, wie derselbe eigentlich zugibt, an Teb. 556. — Die im Text ge- 
nten &xdooıua entsprechen dem, was in lateinischer Sprache Authenticum oder 
aplar heißt; das bei der Behörde zurückbleibende Konzept ist lateinisch die 
eda’. Vgl. dazu Gaudenzi, sulla duplice redazione del documento italiano nel 
dio evo (Florenz 1908) 357 fg. und Oxy. 1022, 29. — Gleiche &xdösıue finden sich 
Bi trapezitischen dıeygapai: Lond. 3 p. 157, 15; 160, 19; 163, 15. 
IR 2) Eine Ausnahme von der Rinverleibung in den röuog un sorksie tor dürften 
ohl die Testamente gebildet haben; denn wir sehen, daß sie vom Agoranomen dem 
tar auf Wunsch behufs Aufhebung zurückgegeben werden (Oxy. 106—7). Sie 
urden wohl separat verwahrt. 
I - 3) Wir haben über die Deposition der yo«pri« bei der PıßAuodrjan m. W. keine 
ekten Zeugnisse; denn P. Ausonia 3 (184) und Grenf. 2,41 (188) nennen die Biblio- 
ek nicht ausdrücklich. Aber es deutet auf sie ganz ausreichend die Analogie von 
8. 9, 21, wo die elgöweve der Bank-dieygagpei bei ihr erliegen, und in Flor. 46, 1 
) ist bei der gwgınn Pıßr. (wohl = Pıßl. Eyarijosov) das Gleiche der Fall. 
"Preisigke, der richtig darauf hinweist, daß die Bibliotheken Archive sind, hebt 
Satz dadurch wieder auf, daß er die den Gegenstand ihrer Verwahrung bil- 
eioöueve als bloße Auszüge betrachtet (unten 8.64 A. 3), während in Wahrheit 
hl die Bibliothek als das Notariat vollständige Urkunden besitzt, erstere die Ab- 
en, letzteres die Originale. 
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BıßArodyjun Eyrrıioeov aus dem bei ihr befindlichen elodusvov Ih. 


beglaubigte Abschrift (dvriygapov Ereoneuuevov) geben. a 

3. Endlich führt das Notariat über die aufgenommenen Urkun 
noch eine dvayoapı) ovußoAclov, d.h. eine Liste der von ihm aufgen 
menen Rechtsgeschäfte unter auszugsweiser Angabe ihres wesentlie 


Inhalts.®) Anscheinend wird auch diese an die BußALodrjan eingeliefer 

Die angeführten Regeln, welche freilich in der Literatur vielf 
verkannt werden, ergeben sich aus einem Papyrus von Antaiopolis 
von Vitelli Ausonia 1907 p. 139 sub Nr. 3 [184]), dann aus dem 
öffentlichten Münchner Papyrus Nr. 32, der die Überschrift “28 eioou&vov ; 


1) Diese Sorte von &rriyoape ist also wohl zu unterscheiden von den S.63 ( 
genannten, welche auch &xdooıu« heißen. Die letzteren sind nämlich juristisch 
nommen Originalausfertigungen der Urkunde, welche dabei eben vom Notari 
amt in mehreren Originalexemplaren (eins für das Amt, die anderen für die Parte 
hergestellt wird; sie tragen auch die Originalunterschriften der Parteien, welche | 
mehrmals unterschreiben müssen. Ganz deutlich ist dies z. B. in Lips. 3, wo 
&vriyeagpov (Col. II 13) einer Kauf-dıeygagpr) lauter Originalunterschriften trägt (Ce 
6—16); ähnlich in BGU 1065 (vgl. 1.1 mit 1.18). Wo dagegen ein &vriygapor ki 
Originalunterschrift hat (z.B. CPR 4 u. v. a.) dürfen wir annehmen, daß es sich 
ein von der ßıßAuo®rjan nachträglich erteiltes &vriygapo» Ersoxsuuevov handelt. 
von den meisten Urkunden schon das Notariat den Parteien &vriyeapa« (im Si 
von „Ausfertigung‘) gegeben haben wird, werden die &zsoxsuuev« hauptsächlich 
dann verlangt worden sein, wenn das ursprüngliche &vriyoa«po» verloren gega 
war oder wenn man gleichzeitig die Urkunde an verschiedenen Orten verwenden mu 

2) In einzelnen Fällen (Fay. 89; BGU 174; 189(?) und 989 — letzteres registrie 
££auderveov, 8.55) — finden wir statt einer Kopie des vollständigen Kontraktste 
bloß eine solche des Datums, &vaygapr-Vermerks und der öroypapnj. Diese 
scheinung läßt sich vielleicht so erklären, daß die BıßAıosrj«n statt vollständiger 
schriften (denn um solche, nicht um Originalien handelt es sich dabei nachweisl 
stets) mitunter nur eine Abschrift der özoye«pn gab, ähnlich wie in Flor. 46 & 
EyAnunbıs der bloßen droyo«prj einer dLayexgyr) erteilt worden ist. Daß man dage 
den Urkundentext auch auf dem Original durch eine dör0yoe«gpnj) ersetzen kon 
was Wilcken, Arch. 5, 205 A. 3 annimmt und als ‘verselbständigte ömoygapn’ 
zeichnet, halte ich für wenig wahrscheinlich. — Übrigens findet sich bei Fay 
und BGU 174 noch eine weitere Kuriosität. Ersteres Stück hat an der Spitze 
&vayoagpnj-Vermerk, dann großen freien Raum, dann örxoyeapn; ähnlich, nur mit we 
änderter Einteilung und abgerissener özoye«pr7j, das zweite. Ich vermute fast, 
hier bloß provisorische Abschriften vorliegen; d.h. daß man Parteien, welche etwa € 
waren, zunächst nur eine Kopie der Unterschrift, des Datums und &vayea«pr7j-\ 
merks gab, wobei man durch Freilassung des erforderlichen Raumes die Möglich 
vorbehielt, die Abschrift später zu vervollständigen. 

3) Thr Zweck ist leicht einzusehen: da die einzelnen ikundee vor der 
sammenklebung im röuog leicht verloren gehen können, hat der Beamte übe 
eine Übersichtsliste zu führen. Unrichtig erblickt Preisigke, Girowesen 413 in ihnen bh 
die Versandnachweise zu der Einsendung der Akten (8. 63 A. 3) an das Zentralarch! 
Irrig ist auch a. O. die Annahme, das sieöusvo» enthalte bloß Auszüge der Urkunde 
Der im nachfolgenden Text zitierte Münchener Papyrus enthält unter der Überschz 
&E sigouevov yoapslov einen vollständigen Text; ebenso ist nach Lips. 9, 22/3 
einem sieousvov (allerdings reamstırındv) ein vollständiges &vriyo@pov genom 
worden.) — Einen unserem &vaye«pei entsprechenden Index aus dem 6. Jahrh. fint 
man bei Marini, pap. diplom. p. 272—5. 
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a v trägt und der gleichen Überschrift in PER 138 (Wessely, Denkschr. 
E Akad. II 47, IV 11), sowie aus Grenf. 2, 41, 16#f. (183) und der 
allele der hitischen Praxis (S. 71/2). Der Münchner Papyrus und 
? 138 sind direkte Reste von ziodueve, aber auch Bruchstücke von 
yocpel sind erhalten (Flor. 51 [182]; PER Nr. 2080-84. 2045 bei 
y Mitt. E. R. 5, 107fg.; ob auch Oxy. 808 (von den Hgg. unrichtig 
Fragment eines didorgoue diagnostiziert; doch ist auch die Diagnose 
" dveygapn unsicher; vgl. Lewald, Grundbuch 18 A. 1)?') 
s Außer diesen Zeugnissen wird die hier dargelegte Auffassung auch 
urch das unten 8. 81fg. über das Verfahren bei dem dveyodpsıv von 
Bir rkunden zu sagende unterstützt und erläutert. 
LU. Die ovyyoonoıg-Urkunde. Außer den über die ganze yho« 
erteilten Notaritätsämtern der dyoguvoust« und yowpsi« treten auch in 
lexandrien Urkundsbehörden auf. Zwar reicht unsere Kenntnis von 
iesen nicht über die augusteische Zeit zurück?); aber natürlich werden 
je viel älter sein. Die Überlieferung läßt freilich auch noch für die 
ii ore Zeit manches zu wünschen übrig. 
_ Wir erfahren zunächst, daß es auch in Alexandrien dyogwvousie und 
woveie (was vielleicht identisch ist, oben S. 60) gegeben hat?); der 
rkundsstil dieser Ämter wird wohl derselbe gewesen sein, wie jener der 
ichnamigen Notariate auf dem Land. 
Aber daneben wird die Beurkundung auch noch von Gerichtsbehör- 
en geübt. 
Als solehe erscheinen 1. der Archidikastes; 2. ein zweites Gericht, 
relches in den Urkunden schlechthin zoırjoıov genannt wird; endlich 
. ein “gırygıov Exi ri abAr” (Hofgericht).*) Von den beiden letzteren 
sen wir übrigens nichts Näheres; nach dem Amtstitel des Archidikastes, 
lcher im vollen Umfang lautet: (Isosdg zul) doyıdızaorig zul moog Ti; 
min Aele Tov yonuerıorav zai av Üh),ov zoırnolov’), läßt sich vermuten, 
m sie diesem Beamten irgendwie subordiniert waren (Kap. I 8. 9). 


1) Dagegen halte ich Amh. 98 jetzt für das Verzeichnis der einer andern Be- 

srde als der Bıßluodrian vorgelegten Kontrakte. — Lips. 31 hat mit dem yoapeiov 

ichts zu tun; die erste mit zue& O&wvog anfangende Urkunde (l.1) schließt das aus, 
2) Für welche wir jetzt in den von Schubart herausgegebenen BGU 1050—61, 

098 fg. reichliches Material besitzen. Zvyy&onoıg- Urkunden der nachaugusteischen 

sind BGU 282; 542 (dazu Wilcken, Arch. 1, 176); 729; 741; 825; Oxy. 268; wohl 

uch CPR 5 (dazu Eger, Grundbuchwesen 106). Ob auch Giss. 51? $. dazu Mitteis, 
E27. 31, 391. 

3) Belege aus damals noch unveröffentlichtem, seither großenteils schon publi- 

iertem Material bei Schubart a. 0. 71-81. 

4) Die Belege für diese Ämter s. Kap. I 8. 8; für den Archidikastes speziell noch 
p- II 27 fg. 

5) Dabei stehen öfter noch andere Zusätze; vgl. Otto, Priester und Tempel 1, 


[e\1 


Mitteis-Wilcken, Grundzüge. LI. 


66 Kap. II. Die Urkunde. vr 


Li 


Außerdem sind sie — im Gegensatz zum deyıdıxaarjg und seinem 
zu nennenden Bureau — in der nachaugusteischen Zeit nicht mehr bezeug 

Die bei diesen Gerichten errichtete Urkunde nun ist die 6vyy@gnoi 
Urkunde. Sie hat ihren Namen davon, daß die Parteierklärungen bei il ij 
mit ovyywgei eingeleitet werden. Gegenstände derselben scheinen | 
Verträge unter Lebenden sein zu können. Stilistisch wird sie so gefaß 
als ob beide Vertragsparteien den Urkundsentwurf dem Gericht vorlegg 
charakteristisch ist dafür die stereotype Eröffnungsformel; sie lautet, wen 
beim Archidikastes überreicht wird: T& deivı iegei doyıdınaort arA. 00 
Tod Öeivog zul magd od deivog.!) Lvyywgei oder Gvyxwgoüscı xrA., als 
objektiv, manchmal auch subjektiv (Oxy. 268, 5; BGU 1001, 8. 1144, % 
mit ovyy00o& stilisiert. Zum Schluß steht die Wendung d3ioüuev?), 
gewiß eine Bitte um Legalisierung der Urkunde darstellen soll. Darat 
folgt das Datum, das also, im Gegensatz zu den andern Objektiv 
urkunden, am Ende en 

Die an eines der anderen xoırjore adressierten Stücke unterscheidei 
sich davon nur durch die Adresse, indem sie z. B. an IIowraoyog 6 &n 
tod xeırnolov (BGU 1054; 1059 u. ö.) gerichtet sind. Wie der Verme: 
x6A(Amue) zeigt, sind sie zur Aufnahme in die Registerbände bestimmt. 

Man muß jedoch m. E. nicht glauben, daß diese ovyywonjosıs, wi 
ihr Wortlaut anzudeuten scheint, von den Parteien selbst hergestellt un 
dem Gericht im fertigen Zustand zur: Beurkundung präsentiert würden 
Schon ihr sehr gleichmäßiger Stil deutet darauf, daß auch sie von eine 
Behörde verfaßt sind; außerdem zeigt der Umstand, daß sie objektiv: 
Urkunden sind, daß hier ein Dritter beurkundet, und das kann, da Zeugei 
nicht genannt werden, wohl nur eine Behörde sein.?) Die Sache steh 
also 50, daß die genannten Gerichte eigene Bureaux hielten, in denen di 


1) Also der Typus der Einleitung eines Öröuvnue (8. 57). 

2) Einmal heißt es: &v ö& roig mooxsıuevoıs on Evsorı owuar(Louög)' dionue 
og nadnası (Oxy. 268, 18) Meist faßt man auch dies als Urkundsformel und Be 
gründung des d&toöusr: “weil der owuerıowog fehlt, bitten wir (um ihn)’. Dabei ver 
steht man dann owouerıouög etwa als Eintragung in das Register der öffentlicher 
Urkunden o. ä., ohne jedoch diese Bedeutung belegen zu können. Es ist aber über. 
haupt zweifelhaft, ob die fraglichen, sonst nie wiederkehrenden Worte mit dem Be 
urkundungsvorgang irgend etwas zu tun haben. 

3) Schubart S. 45 läßt die von ihm herausgegebenen ovyywenjosıs aus Abus 
el-Mäläg aus diplomatischen Gründen dem Bureau“ eines Rechtsanwalts entstammeı 
und nimmt bloße Vorlage an den Archidikastes an. Gesetzt aber selbst, daß dies 
Papyri wirklich in einem Privatbüreau geschrieben sind, so beweist das nur, da 
jener Rechtsanwalt, ehe er mit seinen Klienten zum »araloysiov ging, Vertragsent 
würfe aufsetzen ließ, welche den Beamten die Urkundstätigkeit sehr erleichterten 
sie brauchten nur die Parteien an der Hand jener Konzepte über ihr Einverständnit 
zu befragen und konnten sofort mit der Reinschrift vorgehen, während sie andern 
falls auch die Konzepte hätten selbst entwerfen müssen. — Mit dem im Text 
sagten stimmt auch der Ausdruck “ovyy@ensıs reAeımdeica did Too narahoyelov (@ 
S. 67 bei A. 2) überein. 


E 
‚ vyyaonosıg verfaßt wurden; daß diese Bureaux die Parteierklärung stets 
nit einer Bitte an den al um Legalisierung des Akts ein- 
'eiten, ist nur äußere Floskel. Hs ist wohl möglich (obwohl nicht be- 
‚eugt), daß dieser zur Perfektion des Akts noch seine Unterschrift auf 
lie Urkunde setzte; aber die materielle Beurkundung!) konnte nur in 
ler Tätigkeit seiner Bureaubeamten liegen. Das bezügliche Bureau heißt 
m Archidikastes x«@r«Aoyetov; wir hören mehrfach von ovpyworjscıig?) 
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ıwWelocı dd Toü xurakoyelov oder dıc ig Epnusoldog?) tod xareako- 
elov (Oxy. 73, 33; 271, 7. 11; 263, 10. Wie die Bureaus der anderen 
«oıtnoıe geheißen haben, wissen wir nicht. 

Über den Ursprung dieser eigentümlichen Urkundenform ist die an- 
sprechende Vermutung aufgestellt worden, daß sie aus gerichtlichen Ver- 
zleichen hervorgegangen sei.*) Es wären also zunächst in dieser Form 
har wirkliche Prozeßvergleiche solennisiert worden. Die Erkenntnis, daß 
liese Onudcıoı yonuerıouol sind, hätte dazu geführt, auch ohne Rechts- 
ei, in der Form eines fingierten Vergleichs, diese Solennisierung an- 
zustreben. In der Tat stimmt der Name ovyywonoıs und die echo 
am Be Gerichte mit dieser Hypothese gut überein (vgl. Anm. zu 31 II 11). 
aB diese Urkundsform aber auch durch ein Gesetz besonders anerkannt 
Ein ist, zeigt die Bemerkung in BGU 1113, 24 (169): od xeol tüv 
Fuyywojosov xelusvov modsrıuov, wonach für ihre Übertretung eine be- 
"sondere Strafe fixiert war.°) 


| [Dafür, daß außer den bisher genannten Behörden noch andere zur 
"Beurkundung berechtigt gewesen wären, haben wir derzeit keine genügen- 
Men Anhaltspunkte. Denn wenn in Lond. 3 p. 117,17 von Beurkundung 
lurch den yo@ulu«redvs] von Hermupolis die Rede zu sein scheint, kann 
> das yo@peiov bedeuten. Teb. 317 (dazu Sav. Z. 28. 386) möchte ich 
‚jetzt eher auf ein vom Z&nynrig zu Alexandrien geführtes Vollmachts- 
register beziehen als auf eine besondere Beurkundungsart. °)] 

2 

It 1) Soweit die ägyptische Öffentliche Urkunde eine solche kennt (oben 8. 51): 
‚ie auf S. 50fg. behandelte Frage wiederholt sich auch hier. 

| 2) Einmal findet sich Scheine öwoAoyia rerelsiwuevn did TOO narakoysiov 
rwähnt (Oxy. 73, 33); das ist, da dieses Bureau sonst immer ovyywenseıs herstellt, 
wohl nur Schreiberversehen (zu erklären durch das 8. 73 zu A. 2 Gesagte). Nennt 
sich doch einmal eine ouyy&ensıs selbst: ovyyoapn) (BGU 1151 I 21). 

3) D. i. das Journalbuch (Protokollbuch) des xar«Aoystov. 

| 4) Schubart, Arch. 5, 49—52; P. Meyer zu P. Giss. Nr. 36 p. 4. 

5) Schubart a. 0. 51 A. 3. 

6) Die für Alexandrien einigemal erwähnte Urkunde mit dem Namen TÜERWOVN” 
endlich (die von Schubart, Archiv 5, 73 hiefür zitierten Urkunden sind mittlerweile 
| von ihm als BGU 1153 II-4 und 1139 veröffentlicht worden), ist nicht, wie Schubart 


anzunehmen scheint, eine besondere Urkundenform, sondern der Name ist hier vom 
Inhalt entlehnt. Die man rooginıg sagt statt ovyygapn Toogits, ist waganorı] eine 
suryeag oder Svyyaensıs magauovns (vgl.auch Oxy. 731, 14), u.zw. ist das ein Vertrag, 
durch welchen eine Person (bes. ein Kind) für eine Schuld in Dienst gegeben wird. 
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III. Die dıayoapn roanegns.‘) E- 

1. Die dı@yoaprj hängt mit der wohl in der BR griech ch 
und römischen Kulturwelt verbreiteten?), ın Ägypten aber vermöge der 
Papyrusfunde besonders deutlich hervortretenden Verwendung der Trape 
ziten als Kassenführer vermögender Privatpersonen zusammen. Esi 
ganz gewöhnlich, daß solche bei den Trapeziten Depots erlegt haben, a 
denen sie besonders bei Kauf- und Darlehnskontrakten und anderen 6 
schäften, bei welchen eine Geldleistung stattfindet, im Wege der Anweisung 
die Valuta auszahlen lassen. Die dıeyo«pei sind hierbei Noten, wele 
der Trapezit dem Anweisungsempfänger über die erfolgte Anweisung 
zustellt (Er ist also der Verfasser der dıeypagpy); wo er infolge derselben 
ihm die angewiesene Valuta auszahlt, wird der Empfang dieser oft a 
der diayoa@pnj-Urkunde selbst vom Empfänger durch seine Unterschri 
bestätigt.*) | | 

Die Stilisierung ist hierbei eine so charakteristische, daß man oft 
schon kleine Fragmente einer dı@yoagprj als solche erkennen kann.) An der 
Spitze steht das Datum und der Vermerk: ‘did ng od Ösivog roumeengn 
Darauf: ‘0 deiva (der durch den Trapeziten vertretene Anweisende) z@ dei. 
(dem Empfänger). Die Grußformel yalgeıw fehlt, vielmehr wird sofort; 
der Konstruktion des Accus. cum Infin. die Tatsache der Anweisung ein 
bestimmten Summe und der Rechtsgrund der Anweisung registriert. 

2. Unselbständige und selbständige dıayoapy. Eigentlich 
setzen solche dıiaypapar einen bereits errichteten Kausalvertrag voraus 
von dem sie nur einen Teil der Realisierung verbriefen. Darum ist 
es nur natürlich, daß neben ihnen auch eine (notarielle oder chirogr& 
pharische usf.) Urkunde über den Kausalvertrag errichtet wird, auf welche 
sie Bezug nehmen. Dann liegt eine unselbständige dıapoagr vor, u 
davon finden wir namentlich beim Kauf Beispiele; es steht hier. mitunteı 


1) Daß auch diese zu den öffentlichen Urkunden gestellt wird, ist durch ihre 
schließBliche Entwicklung zur selbständigen dıeyoaprj und den dieser allem Anschein 
nach innewohnenden Charakter als instrumentum quasi-publicum ($. 71) sein t 
fertigt. Die unselbstündige dıaygapr würde diese Klassifikation allerdings nicl 
vertragen. 

2) Darüber allgemein Mitteis, Sav. Z. 19, 212 fg. Vgl. noch die Inschr. v 
Ephesus im Rec. des Insc. Iur. gr. 1 p. 24 1. 52. Für Ägypten ist jetzt das Bank- 
wesen von Preisigke a. O. umfassend dargestellt worden. Förderliche Bemerkunge 
dazu noch bei Partsch a. 0. 737fg. | 

3) Der technische Ausdruck Fe Anweisen scheint. &$o0dıd&eıv zu sein; Lips. 
117 (171); Flor. 48, 13 u. a.; doch wird das Wort im Kontext der EN nich 
verwendet. 

4) Diese Bestätigung ist natürlich wie jede öxoyga«gpr subjektiv stilisiert. Aus 
nahmsweise (Teb. 398) nimmt die Bestätigung selbst die objektiv stilisierte Form 
einer dıeyoap) an. 


5) So die Fragmente in P. Flor. 24 (187). 25. Vgl. auch meine Bemerkung 
zu OPR 1, 17 in P. Lips. 1 p. 6, | 
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in einer ersten Kolumne eine notarielle Urkunde über den Kaufvertrag 
elbst, in der zweiten die dı«yoapy'), wobei die dıeygapr; nur vom Ver- 
äufer unterschrieben wird?), der die Zahlung empfängt; auch für das Dar- 
jehn haben wir gleichartige Urkunden.?) 

Etwa seit dem letzten Jahrzehnt des ersten Jahrh. n. Chr. treten 
uch die selbständigen dıeyoayal auf*); ihr Wesen besteht darin, daß 
m von der Errichtung einer Urkunde über den Kausalvertrag ganz ab- 
ht und sich damit begnüst, ihn in die diayoapn über die Valuta in 
entsprechender Art (s. sofort) mit hinein zu ziehn. Beim Darlehen heißt 
es also, der Empfänger habe vom Anweisenden erhalten z. B. 100, welche 
er als Darlehen zu bestimmten Bedingungen zurückzugeben habe. Etwas 
anders beim Kauf: hier wird zuerst konstatiert, daß der Empfänger einen 
Gegenstand verkauft hat, und erst dann wird die Überweisung des Kauf- 
preises berichtet. Dieser eigentümliche Stil, durch welchen nunmehr die 
dieyoaprj sich zu einem selbständigen Urkundentypus erhebt), findet sich 
emlich oft vertreten, bei Darlehen und Kaufverträgen u. a.°), was bei der 
Ausbreitung des Bankwesens auch keineswegs zu verwundern ist. Gänz- 
lieh verdrängt hat er allerdings die ältere Form der unselbständigen Dia- 
graphe nicht; namentlich beim Kaufvertrag”) läßt sie sich noch für die 
diokletianische Zeit nachweisen. 


ne 
k 


N 
N 


4) So ist es in Lips. 4 und 5 (171). Ebenso wird in Gen. 22, 4 auf eine Kauf- 
Jurkunde hingewiesen; Reste von dieser sind sogar zu sehen, wie Wilcken, Arch. 3, 390 
m itteilt. 
2) Vgl. Lips. 4 und 5. 3) Flor. 1; Teb. 389 (173); Straßb. 52. 

4) Wahrscheinlich solche selbständige dıay e«@pai sind gemeint, wenn es in BGU 
11047 II 4 heißt: r&s &vri svußohciov ysyovviag dr... |]. diayo@pas ?] roanetürv. 
5) Während ich in meinen Trapezitika erst für das Darlehen derartige Ur- 
kunden zur Verfügung hatte, konnte Gradenwitz in seiner vortrefflichen Untersuchung 
Mel. Nicole 193 fg. sie auch schon für den Kauf nachweisen, wobei er nur insofern 
zu weit ging, als er damit ein vollständiges Absterben der unselbständigen Kauf- 
dieyo@pr; annahm. Daß dieselbe neben er selbständigen fortbestand, zeigt Lips. 4 
und 5 (171) (Zeit des Diokletian), vgl. mein röm. P.-Recht 1, 312 A.80. — Preisigke, 
Girowesen 278 nimmt wohl mit Recht an, daß den Banken das Recht zur Errichtung 
selbständiger diaygapai durch eine besondere (zwischen d. J. 72—89 n. C. erflossene) 
Verordnung erteilt worden sei, während man bisher die Entwicklung als eine spon- 
sane betrachtete. 
| 6) Der Typus ist auf alle Geschäfte anwendbar, wobei ein Teil Geld leistet 
| (einen Überblick der Mannigfaltigkeit gibt Lond. 3 p. 156 fg.); also auch z. B. auf 
‚Mitgiftbestellungen. Es sind jedoch auch di@yoapai ohne Zahlung nicht ganz aus- 
geschlossen, wiewohl eigentlich sinnwidrig und nur als parasitäre Bildung zu be- 
Ir rachten; sie sind denn "auch äußerst a Zwei solche Fälle in Lond. 3 p. 148—50 
1d 166 k (a° 212). Es ist sehr charakteristisch, daß im letzteren Fall auch so- 
ort der Stil sich ändert, statt des hier unanwendbaren Eysıv aörov heißt es sofort: 
uoAoysi (l. 4); im ersleri wird der übliche Stil dadurch ermöglicht, daß ein Teil 
dem andern 8 Drachmen zur Deckung der Vertragskosten anweist. — Empfangsbe- 
stätigung in Form einer diayeapn 8. 8. 68 A. 4). 
79) Auch unselbständige Darlehnsdiagraphai kommen noch vor, so P. Flor. 1; 
Straßb. 52 und die von Grenfell-Hunt zu Teb. 389 zitt., BGU 445. 
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Natürlich muß bei der selbständigen Diagraphe nicht bloß das Kaus 
verhältnis in der di@ypapyj deutlich angegeben werden — denn dies @ 
schieht, wie bereits gesagt, auch in der unselbständigen —, sondern, ü 
dies bildet den inhaltlichen Unterschied zwischen beiden, die selbständ 
dieyoapij muß überhaupt alle Vertragsbestimmungen, auch die unte 
geordneten, enthalten (weil es ja eine andere Gelegenheit zu der 
Fixierung Die nicht gibt, indem die dıeypa«gpyj den Kausalvertrag in si 
aufnimmt). Dabei ist es üblich, diese Nebenbestimmungen in die om 
yoagpy des Verkäufers zu verlegen, so daß diese den eigentlichen Schw 
punkt des Kontraktes darstellt; ganz begreiflich ist es daher, daß z.# 
in Flor. 46 (185), wo eine amtliche Abschrift einer solehen dıayoapn &E 
teilt wird, bloß die dmoyoapr; wiedergegeben wird. Die unselbständiger 
dıieyoapel dagegen können alles Nähere der Haupturkunde überlasseı 
und sich begnügen, diese zu zitieren. 

Nach dem Gesagten ist ferner bei einer selbständigen Kauf-dıayoagı 
die Unterschrift beider Parteien wesentlich; bei einer unselbständig 
brauchte der Käufer die dıeyoagprj nicht zu unterschreiben. 

Selbstverständlich wurden von den so errichteten Kontrakten der 
Parteien Ausfertigungen (£xd6oıu«) erteilt. Vgl. Lond. 3 p. 157 1. 
16051119: 1652.913. 

In vereinzelten Fällen kommt statt dıayoapn roameing der Ausdrt 
disxßoAi) rouneing vor (BGU 445, 7/8; Teb. 389, 3 [173]; Giss. 32; P. Ha 
wara 31) und man hat daran gedacht (Grenfell-Hunt zu Teb. cit., anden 
Eger Arch. 5, 136 A.1), letzteres als eine besondere Bezeichnung für die 
unselbständige dı«yo«gprj anzusehen. Doch ist diese Auslegung noch nicht 
gesichert. !) 

3. Kaum einer Bemerkung bedarf es, daß eine Zahlung durch ( n- 
selbständige) dıeyoapj; auch dann vorkommen kann, wenn die Schuld 
begründung (z. B. Darlehen, Kauf) nicht durch Vermittelung des Trap 
ziten stattgefunden hat”) (z. B. BGU 246: trapezitische Zahlung des Kat 
preises bei einem durch ovyywonoıg-Urkunde errichteten Kauf; BGU 42: 
dteyowgpr; über Zahlung eines durch Syngraphe beurkundeten Darlehens) 
‘ Ebenso kann umgekehrt eine diagraphisch begründete Schuld bar (0 
ysıodg 5 0olxov) bezahlt werden. 

Wie endlich im bisherigen vorausgesetzt wurde, handelt es sich bei 


1) Neuestens bezieht Preisigke 234 die dıs“ßoi7 auf alle Fälle, wo infol, 
der Anweisung bare Auszahlung "erfolgt, nicht bloß Gutschrift auf dem Konto & 
Adressaten. Damit wäre alles im Text Gesagte in Frage gestellt; denn dasselbe ge 
ja davon aus, daß die Zahlung des Bankiers zu einer Seen führt. Zum Glü 
ist die Richtigkeit dieser Prämisse trotz P. außer allem Zweifel; man denke nur 
die dıeyoapai zum Darlehnszweck, wo der Darlehnsempfänger es gewiß nicht 3 
bloße Girogutschrift abgesehen hat. 

2) Früher bezweifelt von Gradenwitz, Einführung 121. 


den dieyoapal regelmäßig um Anweisungen auf Geld, und das ist nur 
‚natürlich, weil man beim Bankier meist eben Gelddepots hat. Doch 
kommen — wenngleich sehr selten — auch dieyoapet über Leistung 
von Naturalien vor; Fay. 96; Teb. 395 (cf. 394). Es muß hier der An- 
weisende Naturaldepots gehabt haben (a. A. Preisigke a. 0. 222 fe.).*) 

5. Die diaypapn wäre an sich bloße Privaturkunde, denn die Trape- 
‚ziten sind keine öffentlichen Beamten, sondern Kaufleute. Es ist jedoch 
‚wahrscheinlich, daß den bei ihnen errichteten Urkunden irgend einmal 
‚das Privileg erteilt worden ist, den Ödnudsıoı xonmuerıouoi gleichzustehn, 
dh. als registrierte Urkunden im Sinne des ägyptischen Provinzial- 
rechts?) zu gelten, und es ist wohl möglich, daß gerade darauf die Umbil- 
‚dung der unselbständigen dı@ypapr, die immer eine andere (Vertrags-) 
‚Urkunde voraussetzt, zu einer selbständigen zurückgeht (vgl. 8.69 A.5 i.f.). 

Es ist hierbei zunächst zu erwähnen, daß vielleicht — wenn näm- 
lich die Vermutungen von Grenfell-Hunt zu Oxy. 513, 37 das Richtige 
treffen — die Trapeziten oder wenigstens manche von ihnen keine ge- 
''wöhnlichen Kaufleute sind, sondern die Bankgeschäfte oder doch gewisse 
‚Banken?) ein Staatsmonopol bildeten, das zwar an Private verpachtet 
wird, aber natürlich nur an besonders vertrauenswürdige, die dann auch 
einer öffentlichen Kontrolle (s. unten) unterstehen und quasi-publizistischen 
Charakter haben. 

Auch der Beweiswert der trapezitischen Diagraphe muß gegenüber 
‚gewöhnlichen Privaturkunden mindestens ein gesteigerter gewesen sein, 
weil der Trapezit die Urkunde als Unparteiischer errichtet und wenigstens 
für die erfolgte Auszahlung des Geldes seine Handelsbücher alle Beweis- 
kraft haben, die man einem ordnungsmäßig geführten Handelsbuch zu- 
‚Izuschreiben pflegt. Auch die römischen Schriftsteller pflegen deshalb die 
I'mensae scriptura’ als ein bevorzugtes Beweismittel hinzustellen und 
‚ebenso ist das Kontrahieren vor den Trapeziten schon im klassischen 
Griechenland beliebt.*) 
| In Ägypten hat man die Vertrauensstellung der Trapeziten auch 
‚einer öffentlichen Kontrolle unterworfen; sie waren verpflichtet, die durch 
‚sie vermittelten Kontrakte in förmlichen Registern aufzubewahren und 
'‚Abschriften dieser Register periodisch den staatlichen Archiven einzulie- 
fern. Solche Registerabschriften sind erhalten; sie heißen, ähnlich wie 
(die des yoapeiov, siodusve (Flor. 67, 11.44 ff; Lips. 9, 22) und wurden 
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1) Häufiger jedoch hat man solche in den Staatsmagazinen, welche von den 
‚Sitologen verwaltet werden, daher Anweisungen auf diese in größerer Zahl vorhanden 
‚sind (Oxy. 516: 619/621; 625/626; 630/632; Lips. 112/117 u. a.). 

2) Oben S. 51. 
3) Vielleicht sind hierbei die Önudcızı rednegcı von den idıwrınal rodmesaı 


4) Mitteis, Sav. 2. 19, 236 fg. 


12 Kap. II. Die Urkunde. 


anscheinend periodisch der ßıßAuodran Eyarjoeov des Bezirks, w 


xaraxrelusvov Ev .taig nug buiv — SC. Tolg BıßAropviudı — Eyarnjoe 
sipdusvov roamekeırınöv]). Lond. 3 p. 156ff. ist ein sehr umfangreich 
Exemplar eines solchen‘), während Flor. 24. 25 nur auszugsweise List 
(dvaygapal) von dieygapel zu enthalten scheinen. Aus diesen zipdw 
wurden den Parteien auf Verlangen auch beglaubigte Abschriften (& 
oxsuusva Lips. 9, 21; EyAnuwsıg Flor. 46, 1 [185] ausgefolgt. / 


Do 


3. RÖMISCHE URKUNDEN. 


Solche wurden auch in Ägypten von den daselbst lebenden Röme 
errichtet und sind sogar obligatorisch, dafern es sich um Geschäfte & 
JIus eivile handelt. Davon wurde bereits in der Einleitung gehande 
Für die Abfassung derselben gab es im Lande besondere tabellion 
welche vouıxol, auch vouıxol Poucıxot genannt werden?) und wie d 
Tabellionen überhaupt Privatpersonen sind. 


III. NOMENKLATUR UND STIL DER URKUNDEN. 


a) Was die Nomenklatur betrifft, so wird bei den Vertragsurku 
den (Testamente haben natürlich eine besondere Stellung) vor alle 
unterschieden zwischen ovpyoapij und yeıpdyoaupov. Über letzteren B 
griff s. 8.5dfg. LBvyyoapnj dagegen heißt in der ptolemäischen wie in d 
römischen Zeit jede andere Vertragsurkunde, mag sie ägyptisch od 
griechisch, private (Syngraphophylaxurkunde) oder öffentliche (ägyptisck 
Monographen- oder griechische Agoranomenurkunde) sein; ausgenomme 
nur die ovpy&onsıg (und natürlich das Pacht-öxduvyue). . Da abgesehe 
von den xsıooyoape (und Ömouriucre) alle Urkunden objektiv stilisiert 
sind, ist die ovyyo«pr; immer Objektivurkunde. | 

b) OuoAoyi«. Mitunter wird der Ausdruck ÖuoAoyl« gebraucht. 

Er bezeichnet im antiken Sprachgebrauch nicht eine besondere U 
kundsart, insbesondere auch nicht eine Unterart der ovpyoapy, schei 
vielmehr letzterem Terminus gleichzustehn und sich von ihm nur darın 
zu unterscheiden, daß er mehr das Materielle der Willenseinigung, jener 
mehr ihre schriftliche Fixierung zum Ausdruck bringt. Wenigstens ist 
es so am besten zu verstehen, wenn Eleph. 2,1/2 sich ovpyoapn zul 
öuoAoyi« nennt oder in Petr. 3, 21b 1.5; Par. 13, 6; Lips. 27, 16 von einer 
suvyyoagpn ÖuoAoylag die Rede ist’); vgl. auch Pollux, Onom. 8, 140: & 


1) Oder, da es Originalunterschriften hat, eines ovyxoAAnjoıwos. 
2) BGU 326 1123; 61 III2; 388 126, 1129, III8S (91); Koschaker, Sav.Z. 29, 1519, 
3) Dazu noch Straßb. 40, 13. 25. Die Deutungen von m und Wenge 
Gött. G. A. 1909, 305 scheinen mir unbegründet. 


ee 
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Be meroyin. ‘') In diesem Sinne wird gelegentlich (wiewohl selten) 
sine FUyxW&gnsıg?) oder ein xeupdygapon?) als ÖuoAoyl« bezeichnet.t) 
Die heutigen Papyrologen gebrauchen den Ausdruck Homologie aller- 
ings oft in einem anderen Sinne, indem sie damit eine besondere 
a En: der Urkunden bezeichnen. Sie legen dabei Gewicht darauf, ob 
n Kontext die Parteierklärungen mit dem Wort öuoAoysi (resp. ua 
ngeleitet werden oder nicht. Das Gebiet dieser Unterscheidung be- 
hränkt sich übrigens auf die Urkunden, die vor dem Agoranomen, dem 
he pheion und dem Syngraphophylax errichtet werden, sowie die Chiro- 
rapha; bei ovyyworjosıs, dıappapal roaneing und Örownjuer« ist das 
JAoysiv schon durch ihre ganze Anlage ausgeschlossen.°) 

! Innerhalb der übrigen Urkunden jedoch ist allerdings jene Unter- 
eheidung möglich; es kann z. B. ein Cheirographon sagen: suoAoy& 
Veroaxevaı 001, aber ebenso auch mergax« 001. Ebenso eine Objektiv- 
‚rkunde ÖuoAoysi 6 deivaı ueuodwxeveı, aber auch "Eulodwoev.®) Danach 
mterscheiden manche Gelehrte’) weiter zwischen subjektiven Homo- 
en, d. h. Chirographa, die mit öuoAoy& eingeleitet werden, und ob- 
iven, d. h. Öbjektivurkunden, bei denen öwoAoyei regiert. Die Mehr- 
. allerdings nennt Homologie nur die objektive, also eine Unterart der 


foyyoapı. 
Es ist denn auch sofort zu bemerken, daß bei den Chirographa jene 
1) Für das attische Recht wird überhaupt für öwoAoyl« die Bedeutung als 
dliche) Willenseinigung angenommen, Meyer-Schömann-Lipsias, att. Proz. 678 
8. Auch sonst heißt der Vertrag als Ganzes oder auch die Vertragsurkunde 
yla oder öuöAoyov, z. B. Recueil 1 p. 162, 11; 276, 26; 278, 86; 284, 124; 286, 
L 04, 17, 306, 31. Auch einzelne Vertragserklärungen werden mit öuoloyel ein- 
eleitet. Recueil 1, 49, 8; 50, 18. 24; 314, 23. 
2) Oben 8. 67 A. 2. 
8) Oxy. 719, 26 (ergänzt); 7831, 13; OPR 155, 7; häufig ist dies erst im 4. Jahrh. 
Dr. 48, 18; 66, 8; 75, 28; BOU 917, 4; Gen. 11, 16 u. a.). 
- 4) Ein sehr vieldeutiger Ausdruck endlich ist oixovoul«. Er kann jede privat- 
d staats-Jrechtliche Maßnahme bedeuten; so die grundbücherliche Verfügung (CPR 
; 170, 12. 29; 206, 16; BGU 883); einen prozessualen Vorgang (BGU 888, 4, aller- 
nur ergänzt); den Kaufvertrag (Lond. 3 p. 161, 7; BGU 301, 14; 859, 14 u. Ö.); 
_ Miete (Lebas-Waddington, Insc. d. As. Min. 136 a, 36); die &royeagpn (Lond. 3 
25, 25) u. a. 
_ Xonuerisuds, gleichfalls ein mehrdeutiger Ausdruck, bezeichnet von Urkunden 
elmäßig die öffentlichen (dnudsıoı xe.), vgl. auch Recueil des Insc. Iur. Gr. 1, 
46 1. 8; 248 1. 15; daneben kommt es aber auch vor als Bezeichnung von amtlichen 
reten (Teb. 295, 12; 397, 18, vielleicht auch Flor. 56, 2; Oxy. 712, 10; Lond, 3 
6, 4); in Amh. 35, 37 steht es, um das Einreichungsprotokoll eines Beamten zu 
bezeichnen, also = xarayweısuös (die Hgg. haben vermöge eines, Lapsus calami sogar 
tzteres Wort eingesetzt, während das Faksimile yenuarıouos zeigt); cf, Par. 65, 15. 
5) Vgl. jedoch 8. 69 A. 6. 
6) Fälle der letzteren Art z. B. BGU 32. 153. 800. 758. 1093; Oxy. 724. Ein 
licher Gegensatz kommt auch in. den griechischen Urkunden des Mittelalters 
°; Ferrari, i documenti 27 fg. 41. 
7) So z. B. Waszyfiski, Bodenpacht. 


74 Kap. III. Die Urkunde. u 


Einteilung keine besondere Bedeutung hat. Ein inneres Gesetz, auf d 
sie beruht, ist nicht ersichtlich und der sonstige Bau des Chirographu 
wird dadurch nicht berührt, ob es mit öwoAoy& anfängt oder nicht. Ei 
mag daher hier oft lokale Gewohnheit oder individuelle Vorliebe für di 
Wahl der einen oder andern Form maßgebend gewesen sein. Nur ist 
bemerken, daß vom vierten Jahrh. n. Chr. ab die öw040p&-Form bei a 
führlicheren Chirographa das Übergewicht erlangt. 

Wesentlich größere Bedeutung kommt der Homologieform bei der 
Objektivurkunden zu. Hier verbindet sich nämlich mit ihr oft (vgl. jedo 
Anmerk. 3) eine andere und wichtige Erscheinung. Wo duo4oyei regie 
ist der ganze Kontrakt vom Standpunkt bloß der einen Partei redigiert, & 
dieses Wort in den Mund gelegt wird; sie formuliert die Vertragsbedingungen 
für beide. Z. B. beim Kauf: öwoAoysi (der Verkäufer) wemgaxevaı — % 
drsoyyrevan mv ruuiv — xel Beßewbosıv. Die Annahmserklärung di 
andern Teils wird im Kontext nicht formuliert und seine Ansprüche & 
geben sich nur indirekt aus den Erklärungen des Partners. Wo dageot 
öuoAoyei fehlt, gelangt die juristische Tätigkeit beider Parteien zum ge 
sonderten Ausdruck; z. B. beim Kauf: dw&doro (der Verkäufer) — Exolaz 
(der Käufer); bei Darlehen: &ödvsıoev (der Gläubiger) — roüro Öö’ £om 
to Ödvsıov 6 dvauoAoyijioaro Eysıv (der Schuldner) o. ä.; bei der Miete 
Eulo®o0ev (der Vermieter) — dnodotw dt to Evolxıov (der Mieter)!); b 
der Ehe: ’E&edoro mv Eavrod Övyarsoa (der Vater) — oreyeı dE 6 
uov mv peoviv.”) Die Zweiseitigkeit tritt also hier scharf hervor.°) 

Wie schon oben (8. 73) gesagt, pflegen viele der Heutigen die mit 
öuokoyei eingeleiteten Urkunden als Homologien schlechthin zu bezeichnen 
(wobei sie die objektive Fassung voraussetzen und den Ausdruck subjektive 
Homologie ablehnen); den Gegensatz dazu bilden ihnen die „Protokolle* 
(Stil: &medoro — Exolero). Doch ist dieser Sprachgebrauch logisch zu 
tadeln, da auch die (objektive) Homologie ein Protokoll ist. In diesem 
Buch wird daher zwischen Homologien (welcher Ausdruck auf die ob- 
jektiven beschränkt wird) und einfachen Protokollen unterschieden 
werden. 

Es fragt sich noch, welches Anwendungsgebiet jede dieser Stilarten 
besitzt? Diese Frage können wir nicht mit Zuverlässigkeit beantwortet 
Man hat, von der Tatsache ausgehend, daß beim Kauf von Immobilien 


1) Oxy. 278 (165). Doch ist bei Miete und Pacht der Stil am wenigsten scharf 
zu erkennen. 

2) Oxy. 496. 

3) Doch wird mitunter auch im öwoAoysi-Stil ein Gleiches erreicht, indem man 
sagt: "Ouoloyoöcıv KAlmAoıs, 6 wEv ... 6 d&. Es ist auch klar, daß die einseitige 
lisierung dort nicht recht paßt, wo beide Teile obligatorische Verpflichtungen auf 
sich nehmen. Für das Anwendungsgebiet der Homologieform (s. das im Text Folgende 
liegt hierin vielleicht wenigstens ein Teil der Erklärung; vgl. 8. 75 Anm. 2. 
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ler obligatorische Kaufvertrag von den Agoranomen als einfaches Protokoll 
tedigiert wird, die Auflassung als Homologie, daran die Vermutung ge- 
a üpft!), daß auch z.B. den Pachthomologien (als den definitiven Kontrakten) 
»in einfaches Protokoll (als eine Art Vorvertrag) vorangegangen sei usf. 
I Detzteres?) ist jedoch unwahrscheinlich; es gibt allerdings einfache Pro- 
‚okolle über Pachtung (s. 8. 74 A. 1), aber keinen Anhaltspunkt, diese 
i icht für definitive Kontrakte zu halten; und dagegen spricht auch, daß 
sei Darlehen Homologien (BGU 290) id einfache Protokolle vorkommen, 
)bwohl hier der Vertrag nur definitiv geschlossen zu werden pflegt usf. — 
Von anderer Seite hat man das einfache Protokoll für die rein griechische 
Stilform, die Homologie für eine durch ägyptischen Stil beeinflußte er- 
slärt.°) Doch kommt letztere schon so früh, und zwar in Kontrakten 
mit griechischen Behörden vor‘), daß auch diese Erklärung nicht befrie- 
diet. So ist hier die Abgrenzung ganz unklar; manches mag auf zu- 
fällige lokale Gewohnheit zurückgehen.’) Im allgemeinen scheint der 
'Homologiestil in der Kaiserzeit die Oberhand zu gewinnen. 

— e) Signalement der Parteien. Bei gewissen Urkunden ist es 
üblich, daß von den Parteien (und zwar an der Stelle, wo ihr Name das 
erste Mal erwähnt wird) eine steckbriefartige Personsbeschreibung gegeben 
wird, jedenfalls, um eine Fälschung zu erschweren; da wird Alter, Statur, 
Hautfarbe, Gesichtsform, und. womöglich (andernfalls erscheint die Notiz: 
onuos “ohne besonderes Kennzeichen’) noch ein der Person eigentüm- 
| iches Merkmal (Narbe, Warze u. dgl.) namhaft gemacht. Diese Persons- 
ehreibung tritt oft, aber nicht immer‘), bei agoranomischen und Gra- 
pheionsurkunden ein; ee den dıeyoagpel geschieht sie für den Empfänger 
des Geldes, nicht für den Anweisenden.”) Dagegen fehlt sie fast durch- 
aus bei den Syngraphophylaxurkunden, ovpyworjosıg, Chirographa und 
Hypomnemata.°) 

| Auf den Namen der Parteien folgt, wenn sie in einer Stadt wohnen, 
| 1) Wileken, D. Lit. Zeit. 1900 Sp. 2467 fg.; Arch. 2, 389. 

2) Für den Kauf ist der Gegensatz unzweifelhaft vorhanden und erklärt sich 
vielleicht daraus, daß bei der Auflassung die Tätigkeit des Verkäufers in besonderem 
Maß in den Vordergrund tritt, daher er allein redet. 

3) Gerhard, Philol. 63, 566; Revillout u. a. 

4) Vgl. Petr. 2, 25 ()—(f). 26; 3, 61 (8. Jahrh. v. C.). 

5) Dies Hehmen Grenfell- Hunt zu Oxy. 905 (p. 243) für die Ehekontrakte an, 
welche in Oxyrhynchos einfache Protokolle, im Faijüm Homologien sind. Zukünftiges 
‚Material wird vielleicht die lokalen Stilgepflogenheiten in helleres Licht setzen. 

6) Eine Ausnahme bildet vor allem Oxyrhynchos, wo sie, soweit ich sehe, selten 

‚ vorkommt. 
7) Diese Beobachtung und ihre einleuchtende Erklärung — der Anweisende ist 
‚als Kunde dem Bankier bekannt — wird Gradenwitz verdankt ‚ (Einführ. 129). Übrigens 
kommt es vor, daß auch der Anweisungsaussteller ein Signalement erhält. 


| 8) Ausnahmen (in Analogiebildung der agoranomischen und Grapheionsurkunden) 
|z. ‚B. CPR 31. 32. 38; Amh. 91; BGU 918 und in dem i$audervoov BGU 989 (136). 
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oft die Angabe des Stadtteils, in welchem sie wohnen, und zwar mit d 
Wort dvayoapousvog (zZ. B. Er’ dup6dov Yoovolov Außös, im Viertel We 
vorstadt). 

d) Die Stipulation kommt in Urkunden unter Peregrinen vor 
Constitutio Antonina kaum jemals (s. A. 1) vor, woraus wir sehen, ( 
sie, obwohl dem Ius gentium angehörig, doch in den intern-peregrinisch 
Verkehr nicht eingedrungen ist. Seit jenem Gesetz jedoch wird sie 
Ägypten allgemein verwendet. Aber gleichzeitig wird sie denaturie 
man hängt jetzt, als allgemeine Schlußwendung, jeder Urkunde die Wo 
zul Ensowrndeig &uoAdyno« an, es geschieht dies sogar beim Testament 

e) Lokale Stildifferenzen. Endlich ist die Beobachtung zu mach, 
daß öfter bei ein und derselben Urkundenart der Stil der verschiedene 
Gaue schwankt, eine Tatsache, die an sich leicht erklärlich ist und kei 
besondere Bedeutung besitzt, außer die methodische, daß man eben nick 
aus jeder Stilschwankung Schlüsse auf historische Entwicklungsprozes 
ziehen darf, sondern auch die Möglichkeit zufälliger, insbesondere lokal 
Entwieklungen in Rechnung stellen muß. Einige Belege für unsere A 
gabe werden in der Anmerkung mitgeteilt.?) 


IV. FISKALMULTEN. 


Für die Verletzung der in der Urkunde verbrieften Rechte werde 
oft besondere Strafen angedroht. Sie gehören eigentlich nicht sowohl di 


1) In der vorantoninischen Zeit finden wir dies nur einmal, Oxy. 905, 19 (ao 1 170 
denn CPR 22, 35 ist falsch gelesen (Hunt GGA 1897 8. 462). — Lit.: Mitteis, Reich 
recht 485 fg.; Gradenwitz, Einführ. 137 und Arch. 2, 573 (der das &meo. @uoA. mi de 
heutigen ‘vorgelesen und genehmigt’ vergleicht; Wenger, R. hist. Pap. Stud. 38%; 
Waszyhski, Bodenpacht 39 u. v. a.; neuestens bes. Ferrari, atti del ist. Veneto I 
(1909/10) II 743 fg. — Für den Okzident vgl. Hitzig, Sav. Z. 14, 208. E 

2) Der Stil der Ehekontrakte ist trotz eines bestimmten Parallelismus im ganz 
doch in Einzelheiten verschieden zwischen dem Oxyrhynchitischen Gau und. de 
Faijüm, wie schon Grenfell-Hunt, Introd. zu Oxy. 496, bemerken und jedermann du 
Vergleichung etwa von Oxy. 496 mit CPR 27 leicht verfolgen kann. — Betreffs d 
Signalements der Parteien nimmt Oxyrhynchos eine Sonderstellung ein (8. 75 A. 6). 
Bei der Vormundschaft ist die Bezeichnung eines nicht ganz nahe verwandten Vo 
munds als ‘%dgrog ovyyevjg’ anscheinend eine im Faijum beliebte Eigentümlichke 
(Weiß, Arch. 4, 87). — Wichtig ist ferner, daß auch das Anwendungsgebiet der Hi 
mologien und einfachen Protokolle lokal schwanken kann; Waszyhski, Bodenpacht 
31 fg.; anderes noch bei Waszyhski 16 u. a. 

Solche Stildifferenzen greifen übrigens auch außerhalb der Geschäftsurkunde 
nämlich bei Eingaben an die Behörden Platz. Die meooayysllaı an die BıßAuod7] 
&yuıjoeov (Kap. IV) werden in Hermupolis und Oxyrhynchos mit eidesstättigen Er 
klärungen beschlossen, im Faijüm nicht (Preisigke, Girowesen 306). Nur eine Woı 
differenz freilich ist es, daß die Gesuche an den Strategen um Zustellung des dıwor 
Aıxöv im Mahnverfahren in Oxyrbynchos mit 00 &nögıoa.. . beginnen, in Hermupolis 
und dem Faijüm mit 00 w«osxöuce (Mitteis, P. Lips. p. 328). 


IV. Fiskalmulten. V. Innen- und Außenschrift. DT 


rkundenlehre als dem materiellen Recht an; da jedoch eine vollständige 
techtstheorie in diesem Buch nicht gegeben werden kann, soll ihrer an 
'jeser Stelle gedacht werden. Es handelt sich dabei natürlich nicht um 
ie in Verträgen regelmäßig übernommene Schadenersatzpflicht oder Kon- 
entionalstrafe an die Gegenpartei') für den Fall des Kontraktbruchs, 
öndern um eine dazu tretende besondere Strafe. 

Als solche erscheint schon in der ptolemäischen Zeit eine Buße an 
en König für den Fall des Vertragsbruchs. Sie ist sehr häufig und 
ird in verschiedener Höhe festgesetzt, bleibt jedoch im Betrag regel- 
1äßig hinter der Konventionalstrafe um 60 Prozent zurück (vgl. Kap. VI). 
Vahrscheinlich waren die Ansätze dazu durch gesetzliche Bestimmungen 
jegeben?), welche die private Rechtsverletzung mit öffentlicher Strafe (an 
en Gerichtsherrn) bedrohten. In der Kaiserzeit dauert der Gebrauch 
ieser — jetzt an den Fiskus zu zahlenden — Multen fort; wir finden 
ier auch Anspielungen auf eine gesetzliche Grundlage derselben (BGU 
"82, 41: zo @oLouzvov modorzıuov, CPR 2, 8; 3,16; 5, 19; 6, 19; 64, 25; 
9, 14; 103, 24; BGU 542, 20; 1115, 24). Ihre Höhe steigt; in Kauf- 
'erträgen wird meist für mangelnde Garantie eine dem duplum pretii 
‚leiche Summe (eis zd dnudsıov tüs (o«g) normiert. In den nachklassischen 
Yhirographa spielen sie keine Rolle mehr; dagegen wird in den koptischen 
vechtsurkunden, allerdings jetzt auf durchaus neuen Grundlagen, bei den 
techtsurkunden (auch Testamenten) eine Strafe von 6 Unzen = 36 Solidi 
ür die Mißachtung angedroht.”) 


| 


N: 
| 
j 


V. INNEN- UND AUSSENSCHRIFT. 


| Eigentümlich sind der griechischen Objektivurkunde der Ptolemäer- 
‚eit die zur Sicherung gegen Fälschungen Platz greifenden Maßnahmen. 
‘n den ältesten Syngraphophylaxurkunden wird der Kontext auf dem- 
ben Papyrus zweimal geschrieben (z. B. Hib. 84a [131]; 91; 96; 
Amh. 42; Rein. 22 u.a.). Das Stück des Papyrus, auf welchem die erste 
Fassung steht, wird zusammengerollt, mit einem Bastfaden durchzogen 


i nd auf diesen werden die Siegel der Zeugen und Aussteller gesetzt, 


| 1) Die zugunsten der Gegenpartei versprochene Konventionalstrafe wird in 
‚den älteren Papyri unterschiedslos &xirıuov oder wodorıuov genannt. Im 6. Jahrh.n. C. 
dagegen heißt sie nur noch wedorıuov, während £rxirıuov (oder Erıriuov) jetzt nur 
noch die vom Gesetz fixierte Buße bedeutet; Lond. 1 p. 202 1. 36/7. 205 1.17 (erg.) 
nd 20; 234 1. 53/4 und so auch in den byzantinischen Rechtsquellen; Ashburner, 
'hodian sea law (Oxford 1909) 8. 99. 

2) Für die ouyy&ensıs ist dies nachweisbar (8.67). Auch sind von den im nach- 
Hl olgenden Text zitierten Urkunden BGU 282; 542; 1113; CPR 5 deutliche ovyywenj6sıs 
(Eger, Grundbuchwesen 115). 

3) Näheres und Lit. Reichsrecht u. Volksrecht 529 fg. 
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so daß es ohne Bruch der Siegel nicht möglich ist, diese „Innenschri 
zu eröffnen; sie wird erst im Streitfall eröffnet, um den authentise] a 
Text zu erhärten. Bis dahin genügt die „Außenschrift“, d. h. die zwe 
auf dem Papyrus stehende Ausfertigung, welche unverschlossen bleil 
dieselbe ist andererseits notwendig, damit sich jede Partei über den V 
tragsinhalt auch ohne Eröffnung der Innenschrift vergewissern kann. 

In der späteren Ptolemäerzeit wird die Innenschrift zu einer summ 
rischen Angabe der Hauptpunkte des Urkundsinhaltes verkürzt, und dies 
wird meist nicht mehr von den Parteien bei Errichtung der Syngraph 
phylaxurkunde beigesetzt, sondern vom Beamten des yo«peiov bei ihr 
Registrierung‘) In dieser verkürzten Form allein erscheint die 
schrift bei den agoranomischen Urkunden. In der römischen Zeit ist 8 
bald vollständig abgestorben. 


VI. BESTEUERUNG UND REGISTRIERUNG DER 
URKUNDEN. | 


Die ptolemäische Regierung legte nach dem Vorgang der phara 
nischen auf verschiedene Rechtsgeschäfte Verkehrssteuern, unter denen di 
&ynöxhıov für den Eigentumswechsel?) und die Verpfändung — ind 
periodisch schwankenden Höhe von 5 bis 10%, wom Werte des Objektes — 
am wichtigsten ist. Dasselbe wird nach Errichtung des Kontraktes b 
messen und bezahlt, und wir finden häufig Bestätigungen über die B 
zahlung dieser Steuer. Sie stehen oft auf der Urkunde selbst; doc 
kommen sie auch auf separaten Schriftstücken, teils auf Papyrus, teils at 


weil auf den älteren ptolemäischen Urkunden bei der Präsentation zu 
Versteuerung ein mit z&rroxev anfangender Vermerk beigesetzt wurde. 
Erst seit dem zweiten Jahrh. n. Chr. wird die Formel üblich: rer«xzo 


1) Nachweis bei Wileken, Arch. 3, 523. Über die manipulative Behandlun 
insbes. der älteren Syngraphophylaxurkunden und ihre Konservierung haben Eie 
1—4 neue Aufschlüsse gegeben; dazu Rubensohn in der Ausgabe 8. ee Ibsche 
Arch. 5, 192 fg.; Wilcken, ebenda 202. | 

2) Vgl. Bad. I Kap. V. 

3) U. z. schrieb man im 3. Jahrh. 'nertoxev sis row xıBorov’, d.h. das Stück i 
(behufs Versteuerung) in den Einwurfskasten der Behörde geworfen worden; Teb. 27 
mit der Einl. der Hgg.; vgl. auch Wilcken, Arch. 5, 230 (ef. 229). Diese Formel i 
also nur die Bestätigung über die Präsentation zur Steuerbemessung, nicht die Steue: 
quittung selbst; diese mußte vielmehr separat erteilt werden. Seit Anfang des 2. Jah 
schreibt man auf die Urkunde schon ‘rentwnev eig rıv tednetav....to natijnov (folge 
Geldsumme)” (Lond.3 p.2 a°192 oder 168); das ist bereits Quittung. Daran schlie 
sich bald die im Text genannte jüngere Quittungsform, die mit “reranrcı” beginn 
Vgl. noch Wilcken, Ostr. 1, 64. 
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nedial] (6 dsiva eis mv roanetev) “er hat gezahlt’. Ausgestellt sind 
ese Quittungen von den königlichen Banken, wobei dieselben Bezug 
ik men auf die von den Pächtern des &yxVxALov vollzogene und von 
mem Steuerkontrolleur (dvriyoapevs) kontrasignierte (Bemessung und) 
ıhlungsanweisung (dıeyeagpy) über den in concreto entfallenden Steuer- 
trag. ') — Paradigmen von zrouer« s. in 129; 152—5; 179—80. 
Damit hängt nun, wie gewöhnlich angenommen wird, das eigentüm- 
he Institut der Registrierung (@vayodpesıv) zusammen, das auf der ein- 
Inen Urkunde in dem (am Schluß oder auch an der Spitze zugesetzten) 
egistrierungsvermerk: “Datum; dvayeypanıcı did Tod Ev (Ortsangabe) 
&pelov’ o.ä. zum Ausdruck kommt. Wie schon der Turiner Papyrus 1 
ol. 4 1. 13—15 (31) gelehrt hat, bestand eine Vorschrift dahingehend, 
ıB die nicht registrierten ägyptischen (d. h. in ägyptischer Sprache und 
hrift verfaßten) Verträge ‘kraftlos’ (vgl. S. 83) sein sollen (rt un dve- 
auusva alyirrıa ovvaridyuare Üxvga eiveı). Wahrscheinlich wurde 
deswegen vorgeschrieben, damit nicht die ägyptischen Monographen 
'erträge ohne Wissen der Steuerbehörde beurkunden sollten. 
Nach obiger Stelle hätte die Vorschrift in der ptolemäischen Zeit 
ur für ägyptische Verträge bestanden; da wir aber auch bei griechischen 
ynugraphophylaxurkunden und ÜÖheirographa den Vermerk der avayoapr 
aden (Leyd. O; Teb. 104, 42; 105, 64; Rein. 9. 10. 14 [132]. 20/23; Petr. 
‚47; Rein. 29; 30 [139] u. a.) dürfen wir annehmen, daß diese auch bei 
riechischen Urkunden obligatorisch war. — Dabei sind Urkunden, die 
r griechischen Notariaten errichtet sind, wie wir bereits wissen (8. 51), 
shon von vornherein dvaysyoauusve. Nachträgliches avayodpsıv da- 
egen war vorgeschrieben bei allen Urkunden, die nicht vor griechi- 
ehen Notariatsbehörden errichtet (also nicht Onudoioı gonuetıouol) 
nd darum dem Verdacht der Steuerhinterziehung ausgesetzt waren; es 
ilt dies auch von Urkunden über Rechtsgeschäfte, die nicht dem &yxv- 


ov unterliegen?); letzteres ist schon deswegen begreiflich, weil man die 


! 


h 


| 1) Über das Nähere Peyron zu Pap. Tor. 1, 144 fg.; Lumbroso, Recherches 344; 
Tilecken, Ostraka 1, 639; Naber, Arch. 1, 87fg., sowie Reichsrecht und Volksrecht 
2 A.8 und die daselbst Zitierten; endlich auch Einleitung zu 129 und 152. 

2) Die Frage, in welchem Zeitpunkt das &yxöxAıov zu bezahlen war, d. h. ob 
or oner nach der &vayoaypı) (vgl. die in A. 1 angeführte Literatur), hat Schwierig- 
eiten bereitet (vgl. Naber, Arch. 1, 314 fg.). Ich kann dieselbe hier nicht erledigen, 
\öchte aber bemerken, daß der von Naber behauptete wiederholte Wechsel, den die 
ez. Verschriften in römischer Zeit erfahren haben sollen, mindestens durch die von 
hm 8. 315 angerufenen Urkunden (Oxy. 242 fg.) nicht bewiesen‘ wird. Denn wenig- 
sens für den Kauf scheint die Regel zu allen Zeiten zu sein, daß, wo über den- 
ben zuerst ein bloßes agoranomisches Verkaufsprotokoll und erst später die Auf- 
g vollzogen wird, die Zahlung vor der Auflassung erfolgt, und darauf können 
u Oxy. 242 sq. bezogen werden, N auch insb. für die römische Zeit Oxy. 96. 99. 
'ar. 17. Ob es davon Ausnahmen gibt (etwa Grenf. 1, 27 [156]), muß ich hier ebenso 
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Entscheidung, ob dies der Fall sei, nicht dem Gutdünken BB Parte 
überlassen konnte. — Auf diesen rein fiskalischen Gedanken gründet | 
also das allvemeine auch die Kaiserzeit bis auf Diokletian noch 
schende Prinzip, daß jede Urkunde, um vollwertig zu sein, einregis sin) 
sein muß (8. 50fg.). E 
Das Alter des Registrierungsinstituts wurde von jeher nach Par. 
wo es bereits in einer Korrespondenz zweier Beamten erläutert wird, n 
destens bis auf das 36. Jahr des Ptolemaios Philometor (146/45 a. ( 
zurück galierb); da es aber jetzt in Teb. 279 (179) schon für das Jahr ; 
heißt ‘nenıwxev eis nıBordov tb ovvdiAlayua’’), wird der Ursprung € 
Einrichtung heute noch viel weiter zurück verlegt.?) 2 
Die Behörde, bei welcher die ägyptischen sowie die privaten griee 
schen Urkunden nachträglich registriert wurden, nennt sich gewöl 
lich yoagpeiov.*) Doch ist es zweifelhaft, ob nicht di Nachtrags-Regist st 
behörden bloß in den Komen (wo sie also auch Stationen haben) yo«@ 
heißen, in der Metropole aber die Registerfunktion von der Zentrale ı 
dyooavousiov oder uvnuoveiov vollzogen wird (vgl. 8. 59). 
Die erfolgte N wird, wie schon S. 79 bemerkt ist, du 
den Amtsvermerk ‘dvaytyoarraı (oder Evreraxraı) did Tod Ev... p 
pslov’ auf der Urkunde konstatiert und seit der Kaiserzeit (anscheine 
aber auch nicht früher) auch das Amtssiegel (gdo«yu«) beigedrückt. V 
letzterem sind auf manchen Stücken (z. B. CPR 11; 170; Lond. 2 p. 20) 
Fay. 260; BGU 445; 859) noch mehr oder minder ourknledigh Überre 
erhalten. Darauf bezieht es sich, wenn in Abschriften es heißt: *“@2 
yoapov yaodyucrog’ (CPR 4 i. f. u. a.).?) { 
Über die behördliche Tätigkeit bei nachträglicher Registrierun N. 
gibt für die Zeit von 146—135 a. Chr. Par. 65 ein Brief eines Beam 
an einen Kollegen, enthaltend die Schilderung der vom ersteren geübt 
Registrierungspraxis, nähere Auskunft, die freilich nicht sehr deut 


dahingestellt sein lassen, wie die Frage, welche Vorschriften für trapezitische dıay 
pal, ovyywenosıs und demotische Urkunden bestanden haben. Dies alles bedar 
spezieller Untersuchung. 
1) Dazu Bouche-Leclercq 4, 187 A. 2. 2 
2) Parallelen zu dieser Formel Leyd. I 379 (p. 90), richtig ergänzt von Nab 
Arch. 1, 87; noch andere bei Revillout, Revue &gypt. 2, 114 und Lond.3 p.2. 
3) Vgl. auch Otto, Priester und Tempel II 296 ä. 2. } 
4) Nicht zu verwechseln mit der gleichnamigen Steuer; Grenfell-Hunt zu | 
66, 1/2. — Wenn in einzelnen Fällen im Anubis-Tempel registriert zu sein schı 
so kann ein daselbst stationiertes ye«gysio» gemeint sein; vgl. Otto, Priester und 
Tempel 2, 296 mit Belegen. Auch die in Leyd. O 36 enthaltene krayconki kann ent 
sprechend ausgelegt werden. 
5) Irrig ist es, den dvaygapıj-Vermerk selbst ydeayu« zu nennen (so Nal 
Arch. 1, 86). 
6) Über die dvaygagai in Altgriechenland vgl. Wilhelm, Beiträge 235 1g. 257 


z 
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Inu tet!): die Behandlung besteht in einem ‘ro MUEea pie al 
| ToÜg te O6vvnAAayötas rel MV nenolnvrai De ala xal To Övduat’ auTav 
 zaroödev EVTAOGEIV xal Unoyodpsv Nuüg Evreraykvaı eig LONMBELOLON, 
Ömiwoav|rels Tov re Boovou [ev ©] Uroysyodpausv .. zul rov dV ab- 
| ri tig OVyyoa@pns xoovov. Hier heißt zixovi£sıv nicht etwa bloß einen 
| Auszug herstellen?); denn in Oxy. 34 1. 12/16 ist von Beamten, welche 
“elxovıorel’” genannt werden, gesagt, daß sie dvriyoape, also vollständige 
Kopien, herstellen.°) Auch ist es grammatisch nicht möglich, die Worte 
‘Tovg TE HvvnAAayorag — Evraoosıv', die ja freilich von der en 
eines bloßen Summariums sprechen, als Explikation zu sixovi&av zu 
fassen (da müßte es &vrdooovres heißen). Das allein Richtige ist viel- 
iF mehr, daß erst letztere Worte sich auf die Herstellung eines Auszugs be- 
ziehen, während eixovifeıw die Anfertigung einer vollständigen Abschrift 
resp. da in dem bezeichneten Papyrus von demotischen Urkunden 
Rede ist, einer Übersetzung — bedeuten dürfte. Daraus ergibt sich 


‚ daß das yo«geiov die Urkunden doppelt registriert: das eine Mal 
vollständiger Abschrift — resp. wenn es sich um demotische Originale 
handelte: Übersetzung‘) — dann aber auch in einem kurzen Auszug. 


Nun erinnern wir uns aber sofort, daß wir solchen vollständigen 
Kopien einerseits, Auszügen andererseits schon früher begegnet sind, näm- 
lich bei den ziodusva und dvayoapel, welche die Notariate über die von 
‚ ihnen errichteten Onudoıoı yonuerıouol herstellen (S. 63). Es scheint mir 
j eimleuchtend, daß der in Par. 65 geschilderte Vorgang mit jenem voll- 
‘ ständig parallel geht, d. h. es ist ein und dasselbe Prinzip, welches auf 
die Onudoroı xonuerıouoi einerseits, die der Nachtrags-dvayoapy) unter- 
ı zogenen Privaturkunden anderseits Anwendung findet. Mit Rücksicht darauf 
| ist es auch möglich, daß die letztere Sorte von Abschriften und Auszügen 

von der ersteren äußerlich gar nicht getrennt gehalten wurde. Insbeson- 
More also seit in der Kaiserzeit die Urkundenverwahrung in der PıßAro- 
ı Ban Eyarıjosov vorgeschrieben wurde, werden in den dieser zu liefernden 
&i00ueve und dvayoapat (S.63fe.) die amtlichen Abschriften der dyuocıoı 
Aonuerıouot und der anagraphierten Monographen- und Sechszeugenurkun- 


1) Außerdem spricht der Verfasser nur von der Behandlung ägyptischer 
Urkunden; doch wird man das Gesagte wohl auch auf griechische entsprechend über- 
tragen dürfen. Für die Ersteren vgl. noch Einl. zu 181. 

2) So irrig Preisigke, Girowesen 426, dessen Darstellung des Registrierungs- 
verfahrens auch an anderen Punkten fehlgeht (8.63 A.1; 8.64 A. 2). Die obige 
one habe ich schon im Hermes 34, 97 entwickelt. 

3) In Fay. 36, 23 bedeutet sixovıx« sogar: ich habe den Kontrakt geschrieben. 
4) Gewiß geht es auch hierauf zurück, wenn wir öfters ein ‘&vriygapov aväg 
PNouUEVEVuUEUng nark& Övverov’ finden (Lond. 1 p. 46, 1 (129); Wessely, spec. tab. 6 
6). Dagegen ist das, was wir in Lond. 2 p. 177, P. Rylands 3 p. 169 u. a. unter 
‚dem &vayoapr-Vermerk finden, bloße griechische droygapı]. 

Mitteis-Wilcken: Grundzüge. II. 6 
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den einfach durcheinander gestanden habent), und das ist auch korrel 
denn sie waren alle davaysypauusve.?) 


Offen bleibt noch die Frage, welches yoapetov zur Registrierung jed 


einzelnen Urkunde räumlich zuständig war.) \ 


In der römischen Zeit hat sich der eben geschilderte Zustand scho 
insofern geändert, als die Sechszeugenurkunde und die demotische Mon 
graphenurkunde seltener werden, ohne freilich sofort abzusterben. Dam 
ist das Gebiet der dvayo«gpyj-pflichtigen Privaturkunden zunächst: nu 
praktisch eingeschränkt. Eine auch theoretische Einschränkung abe 
von gleichzeitig großer praktischer Bedeutung liegt darin, daß bei de 
zsıodyoaypa an Stelle der dvaygapı)‘) jetzt eine neue Hinrichtung 
troffen wird, nämlich die dnuoolocıg in Alexandrien. Sie scheint ad 
selbe Bedeutung zu haben, wie die ptolemäische @vayo«gpr/, nämlich die, 
daß ein der dnuoolwoıg unterworfenes aber nicht unterzogenes gEı0090«.90: 
nur eine minderwertige, unkräftige Urkunde bildet. 


1) Daß die Bibliothek von letzteren auch die Originale erhielt, ist nach der 
obigen unwahrscheinlich. Zwar konnte man auch diese in amtliche Verwahrun 
geben; es ist sogar oft evident, daß die Parteien das Original eben nicht bei sie 
haben, sondern vom Amt die beglaubigte Abschrift erholen; es ist nur an BGU 98 
(136) zu erinnern. Doch ist wohl denkbar, daß dann die Originale beim yoageio 
blieben. Unter allen Umständen aber kann die Bibliothek aus den siodusv« im Be 
darfsfall (8. 64 A. 1 u. f.) beglaubigte Abschriften erteilen. 


2) Es ist hier der Ort, sich über den selten ganz richtig verstandenen Sinn vo 
dvayodpsıv klar zu werden. Es bedeutet ein Rechtsgeschäft öffentlich verzeichne; 
und dadurch mit gewissen Wirkungen ausstatten. Wie die Verzeichnung stattfindet 
ob durch sofortige notarielle Errichtung oder durch nachträgliche Registrierung einei 
ursprünglich privatim errichteten Urkunde, ist dabei ganz gleichgültig; das tritt auch 
darin hervor, daß auf den vom ye«gpesiov errichteten Urkunden der dvaygapı 
Vermerk ebenso gut steht, wie auf den von ihm erst nachträglich registrierten 
Zwischen beiden besteht eben nur der Unterschied, daß erstere schon durch die Ei 
richtung dvaysyocuusv« sind, letztere es erst nachträglich werden. Mit Rücksich 
auf ersteren Umstand bedeutet dvayodpsır, was stets übersehen wird, bei Notariats: 
urkunden geradezu den Beurkundungsakt selbst. So wird in Oxy. 241 (cf. 243. 329) 
339) der Agoranom zum dvayodgpsır von ovyyoapel davslov ermächtigt, obwohl dies 
noch gar nicht existierten (arg. 1. 26—34), wo also d«vayodgysıv nur “Errichten’ he 
kann, nicht “Einregistrieren’. Eine Bestätigung hierfür Bern Oxy. 242. 327—8. 331) 
wo die gleiche Ermächtigung bezüglich Kaufverträgen auf: "nardygarpov ovnv’ laute 
(in der Ausgabe ist in Nr. 242, 2 &vayoaıbov ergänzt, unrichtig, da, wie Hunt mir be 
stätigt, nicht bloß in 327—8, sondern auch in 330—6 desc. nordyganpor steht). Maı n 
sieht nämlich daraus, daß drdyoarpov hier äquivalent ist mit var«&yoaıbov, welches letz 
nie registrieren bedeutet. — Ganz anders Preisigke, Girowesen 446/7 (vgl. Einl. zu 182) 
Anders als hier auch Rabel, Sav. Z. 28, 360 A.5. 

3) Vermutung bei Wilcken, Arch. 3, 528. 

4) Diese kommt jetzt bei Cheirographa nicht mehr vor. Wenn nach BGU 453, 
19fg. (144) anscheinend noch im Jahre 154 n. Chr. ein Cheirographum beim yoa«p 
registriert wird, so beruht das auf falscher Lesung des Hg.; ich sah am Original in 
1..19: Terei(hvnraı) dla) möAns) Zon[vo]r(aiov) Nrco[v] Eenuopvilanias) sgqg. Vgl. 
Einl. zu 144. 
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‚ Ausdrücklich bezeugt ist allerdings der Satz, daß ohne Önuoolnaıg 
ein yeıgöygapov keine vollkräftige Urkunde darstellt, nicht. Aber er ist 
1 trotzdem gewiß, da viele yeıoöyoap« die Bekräftigungsformel enthalten 
‚Tb Ö8 ysıooyoapov Toüro xUgLov Eoro @g Ev Önuooio xuraxeywpıougvor 2); 
wonach also dieses letztere eine Bedingung voller Rechtskraft war; damit 
stimmt überein, daß in Lips. 10 11 26 (189) das Gesuch um dyuoclncıg 
‚mit den Worten schließt: mgög rd ueveww [uoı Te] dnd aörig (sc. zig 
2) dire ©5 do Ömuoolov yonuerıouoo. Die beiden sich ergän- 


‚Venden BD aeh haben En den Gedanken: volle Rechtsgültigkeit hat nur 


ee; es xeı00y0«Yov ist eigentlich eine Urkunde minderen Rechts n, 
e erst durch das xaraxwelseıv Ev Önuoolo = Önuooıoöv volle Qualität er- 


j cn Das im Cheirographum rer Rechtsgeschäft ist 2ER, 
‚agort ren), und die a naung ist keineswegs eine Neuerrich- 


nicht Be eierten Cheirographums ausgeübt, nd auch sonst erfolgt die 
‚Registrierung öfter erst nach längerer Zeit; der Gläubiger schob sie wohl 
‚gern hinaus, bis er zum Prozeß schreiten ae Doch wird sie anderer- 
seits häufig schon bei Ausstellung des Cheirographums wenigstens als 
eine zukünftige Möglichkeit vorgesehen; der Aussteller erklärt: ‘«l &Ödox& 
\cn E&oouevn Onuooıwoeı”. 

| Worin die Minderkraft des nicht registrierten Handscheins sich 
äußerte, ist noch nicht mit Sicherheit ermittelt, ebensowenig wie es von 
den der ‘&vayoaprj’ im oben 8. 79fg. geschilderten Sinn unterworfenen Ur- 
kunden feststeht, was der Mangel der ‘«vayoaprj” bedeutete; denn absolut 
nichtig waren gewiß auch diese nicht. Naheliegend ist die Annahme, daß 
in beiden Fällen die Produktion der rein privaten Urkunde bei Gericht 
ausgeschlossen war; darauf deutet die Tatsache, daß Gläubiger, welche 


1) Diese Bemerkung geht notwendig der Registrierung voraus; daher hat das os, 
wie heute nicht bestritten wird (anders früher Gradenwitz, Einführung 92 A. 1), bloß 
die Bedeutung “als ob’, nicht die kausale “weil registriert’. Vgl. CPR 9, 19 wo sie 
neben der Klausel ‘%«} eddox® rj Ecou£vn Önuocıwosı” vorkommt. — In ptolemäischen 
Cheirographa kommt die Klausel nie vor, weil es damals eine Önuociwcıs noch 
nicht gab. 

ı © 2) Darum denn oft von den Parteien nur als Provisorium bestimmt: BGU 50, 
139; 260, 7—8; 619, I 16; 1155, 15; Oxy. 95, 8—13; CPR 198, 10 (wo statt dıd zu 
ergänzen ist: xurd) Vgl: auch die Umwandlung eines ysıooyea@yo» in einen dnuo- 
10 zenweriouös in Oxy. 241 (dazu 8. 82 A. 2). 

3) Das ist um so begreiflicher, als, wie eingangs (8. 48) gesagt, es ja meist 
auch mündlich geschlossen werden konnte. 


6 * 
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sie zuerst der Registrierung unterziehn. (vgl. bes. die Darstellung ı 
Exekutivverfahrens in Kap. V). Außerdem kann man aber auch dar 
denken, daß solchen Urkunden die Wirkung gegen dritte Personen 
sagt war, so daß ein kraft registrierter Urkunde bewirkter Rechtserwe 
dem bloß chirographischen auch dann vorging, wenn dieser älteren D 
tums war und ähnliches. Bestimmte Feststellung kann hier nur die V 
mehrung des Materials bringen. 

Fraglich ist übrigens, ob nicht bei gewissen Geschäften die CH r 
grapha von dem Zwang zur Önuoolocıg befreit waren.!) Wenigstens j 
es auffallnd, daß sie sich bis jetzt bei Pachtverträgen, auch wenns 
ohne Önudorog xonuarıoudg geschlossen werden, noch nicht gefunden h: 

Das Wesen der dnuoolwoıg besteht in öffentlicher Registrierung, d. 
Hinterlegung von Urkuudsexemplaren in den alexandrinischen Archiven, 
Zu diesem Zweck wird das xeıooyoa«pov in Alexandrien dem xaraAoyei 
oder den Beamten zoög ri} dıeAoyn) (rg mdAswg)?) präsentiert?); doch fun 
tionieren diese Behörden nicht selbst als Archive, sondern haben nur di 
Deposition in diesen zu vermitteln. Und zwar bestehen zwei Archive: 
Adowavı; Bıßluodrjan und 7 tod Navelov PBıßArodyjan. Erstere scheit 
ihrem Namen nach zu schließen, eine Einrichtung des Kaisers Hadrız 
zu sein; letztere ist wohl älter und dürfte mit einem Nana-(Isis-)Tempe 
zusammenhängen. Hierbei soll jedes Cheirographum in beide Bibli 
theken hinterlegt werden, vielleicht zum Zwecke der Kontrolle und au 
um im Fill eines Brandes größere Sicherheit zu haben. Des näheren i 
der Vorgang vor allem aus einem Statthalteredikt vom Jahre 127, Oxy.i 
(188), sowie aus BGU 455, 578, 717, Lips. 10 (189), Oxy. 719 zu ersehe 
die Registrierung wird erbeten beim Archidikastes, der jedoch, gerade wie 
bei der Errichtung von ovyyoerjssıg*), nur als nomineller Adressat € 
scheint; die tatsächliche Überreichung und weitere Behandlung?) erfol 


ı) Daß jedoch Chirographa der römischen Bürger hievon ausgenommen wareı 
(Preisigke a. 0. 278), wird nicht bloß durch BGÜU 69, 14; 71, 21, sondern mehr no, 
dadurch widerlegt, daß die Önuooiwoıg die Constit. Antonina um ein Jahrhunde 
überdauert. 2 

2) Letzteres in Lips. 10 II 32 (189); auch in Oxy. 34 II 3 (188) ist von oi & 
rüs dtakoyis (TEv deyıdınaoröv) die Rede. Vgl. über diese Kap. V S. 125 A.3. 

3) Wann dem einen, wann dem anderen, wissen wir nicht. Es ist möglich, de 
auch. hier die Kompetenzen nach der lokalen Provenienz der Urkunde geschi: 
waren, A. A. Preisigke, Girowesen 297. (Die Errichtung von ovyyaonosıg sche 
ausschließlich im stattzufinden.) 

4) Oben 8. 67. 

5) Unbedingt sicher ist das bezüglich der manipulativen Behandlung. Bezüg 
lich der Überreichung könnte man fragen, ob die Gesuche um dnuosiosıg nicht nach 
der allgemeinen Regel der Örouvijuare, die ich in Leipz. Sitz.-Ber. 1910, 90 fg. nack 
gewiesen habe, dem Aexıdınaorng persönlich zu geschehen hatte, Doch ist dei 
Punkt nebensächlich. 
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beim Katalogeion oder den Beamten der di«Aoyyj. Dabei muß mindestens 
eine Originalausfertigung des Cheirographum vorgelegt werden (arg. Oxy. 
341] 14 und das abdevrızöv yeıodyoapov in Oxy. 719, 30; BGU 578, 17 
[s. Kap. V]), damit etwaige Rasuren oder Durchstreichungen konstatiert 
"werden können. Sodann sollen die Beamten des x«r«Aoysiov oder der dı«- 


nischen Billiothek deponiert.‘) Für die Dr ihion beim FNinnion 
"scheint korrekter Weise (arg. des freilich dunkeln Passus in Oxy. 719, 
29fg.) noch eine zweite Öriginalausfertigung des Cheirographum vor- 
igeschrieben gewesen zu sein”); doch kommt es auch vor, duß die Par- 
teien sich diese ersparen, in welchem Fall die eixovioral des xur«Aoysiov 
\oder der dıeloyn; diese Abschrift gegen eine Gebühr von zwölf Drachmen 
‚von Amtswegen herstellen (Oxy. 719, 29 fg.; Lips. 10 II 19 fg.). 

Aus dem vorstehenden ergibt sich auf den ersten Blick das seltsame 
‚Resultat, als ob nun der Inhaber des Chirographums nichts in der Hand 
‘behalten hätte, da er das Original dem Amt abliefern mußte. Doch klärt 
sich dies sehr einfach auf. Er hat nämlich um die Ödnuoolwoıg nicht 
etwa mündlich, sondern durch förmliches öxdurmu« zu bitten. In dieses 
‚dicht er eine wörtliche Abschrift des Chirographum ein. Wird ihm nun 
'auf dem erledigten Gesuch bestätigt, daß das Original registriert ist, so 
\hat er hierin gleichzeitig eine beglaubigte Abschrift desselben. Übrigens 
"kann er um eine solche auch später noch bitten, wenn er etwa die ge- 
‚nannte Erledigung verloren hat (A. 1) 

0b für die dnuoolwcıg eine Frist vorgeschrieben war, ist nicht ganz 
|sicher In Lips. 10, II ist bei einer sehr spät erfolgenden von rein reı- 
wijueros (vielleicht Strafgebühr) die Rede, und auch in Fay. 66 ist wohl 
‚&uız(luov) Öieloy(ng) zu ergänzen. Beides könnte bedeuten, daß bei ver- 
späteter Registrierung eine Strafe zu bezahlen war; aber sicher ist diese 
Auslegung nicht.°) 


1) Diese — nur ausnahmsweise und mit besonderer Erlaubnis des Nanaion — 
erteilt dann auf Antrag von der deponierten Urkunde „erdöorua“; Oxy. 34 II 6; cf. 
BGU 825, 18. Hierbei bezeichn.t der Ausdruck £#dösıuov in Oxy. 34 die für die 
Parteien Ehimaiten Ausfertigungen des etwa in dazu erforderlicher Zahl von Exem- 
plaren eingereichten Chirographum; das folgende ‘ujre Emioxevaodaı Emirgenerw’ be- 
‚zieht sich auf Nachtragsabschriften. 

u 2) Die buche Deposition der Urkunde hat Parallelen außerhalb Ägyptens, 
| wie die Inschriften von Priene Nr. 112/14 (Wilhelm p. 272) zeigen, welche zu Ehren 
| des Aulus Aemilius Sextus Zosimos aufgestellt wurden. Nr. 112, 23: Hopakioaro wer 
‚ 6» ze id10ov xal rov tig mohswg Biov dumAiv &v Öspuarivorg nv T@Vv yoauudrav moımod- 
| uEvog @vaygapnjv; Nr. 114, 29: ZEIGE thv Tv ÖNUOCLav yoauudwv Kvayoapıv Ev 
Poßklvors nal Ev deewerivors tebyeoıv. 

w 8) Oxy. 533, 4/6 scheint mir (a. A. Koschaker, Sav. Z. 29, 11) eher auf eine Zu- 
along im gerichtlichen Verfahren bezüglich; arg. diaorolırd 1, 4. Amuosiwocre ist 


> 
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Nach der bis jetzt herrschenden Ansicht ist die dnuoolmoı: E: 
xeıodyoap« durchaus beschränkt. Zwar ist in neuester Zeit eine Urk un 
bekannt geworden, die auch von der Önuoolwoıg einer 6VYyYoaYT spric 
Oxy. 906, 8/9, und es ist sicher, daß hiermit — im Original liegt die T 
kunde nicht vor — nicht etwa ein Cheirographum gemeint ist, denn 
handelt sich um einen Ehevertrag, der fast nie die cheirographarische For 
hat. Indessen ist damit die herrschende Lehre noch keineswegs widerleo 
denn wahrscheimlich ist dnwoolocıg hier in einem ganz andern Sinne 9 
braucht.) Ebenso wenig ist entscheidend, daß in CPR 155 ein Kauf, : 
dem die Klausel ‘sddox& ri Esoucvn Ömuooıwaeı” steht, öuoAoyl« genami 
ist; denn letzterer Ausdruck wird nachweislich mitunter von Cheirograpl 
gebraucht (8. 73 Anm. 3). 

Umgekehrt besteht kein Grund zu bezweifeln, daß die wo imm 
ausgestellten Cheirographa stets der Önuoolwcıg in Alexandrien unter 
worfen waren. Daß diese bei den ländlichen yoapei« nicht vollzogen we 
den konnte, nimmt auch die herrschende Meinung an. Wenn in (ren 
2,71 1125 (190) auch eine dnuoolooıg in der yoo« vorzukommen schein 
so entfällt dies durch die richtige Bestimmung des Urkundscharakters (A. 
zu 190 II 3.208), und BGU 453, 19fg. ist vom Herausgeber gänzlich ve 
lesen (3. 82 A. 4)?). Ebenso wenig beweisen Lips. 31, 12/14; 20/3 
und Amh. 98, wo dem ersten Anschein nach wirklich ysıpdyoape i 
irgendwelchen außeralexandrinischen Urkundsregistern, und zwar voi 
Öxyrhynchos resp. Hermupolis stehen. Denn beide Stücke sind so lücke 
haft überliefert, daß man nicht sagen kann, es handle sich um Registı 
des yo«gpsiov; es kann auch irgendwelches andere vorliegen. Unbewiese 
ist auch die Annahme, daß die Pflicht zur dyuwooiweıg bei Handscheine 
welche einen Grundstückskauf zum Gegenstande haben, durch die dm 
yoapj des Erwerbsbriefes der Bıßluodrjen Eyarıjoenv ersetzt wurde.?) 

Das eben besprochene Institut hat etwas sehr Auffälliges. Es läß 
sich im Interesse eines geordneten Urkunden-, und wenn man will auc 
Steuerwesens rechtfertigen, wenn man Privaturkunden dem Zwang z 
irgend einer Registrierung (dveyoapr;) unterwirft, wie es die Ptolemä 
getan hatten; aber der große Gegensatz der römischen Ordnung ist ebe 


dabei im Sinn von gerichtlicher Überreichung (s. die folgende A.) zu verstehen unc 
Erngödsoue bezieht sich auf die peregrinische Klagverjährung. ; 

1) Nämlich in demselben wie in C. Th. 2, 27,1 pr. von „iudieiis publicare (dr 
sıoöv) cautiones et convenire debitorem‘“ die Rede ist; also von gerichtlicher Ge 
machung. Es ist bezeichnend, daß auch an unserer Stelle die dnuooiwsıg mit werd 
dosıs verbunden gewesen war. Der Ehevertrag war vermutlich, wie so oft, mit de 
Exekutivklausel versehen und wurde dem Schuldner im Mahnverfahren zugestellt. - 
Ganz anders Preisigke, Girowesen 299. 

2) Dunkel bleibt‘nur Grenf. 2, 70 (191); s. die Einl. dazu. 

3) So Preisigke, Pap. Straßb. S. 123; dagegen Koschaker, Sav. Z. 29, 7; Egeı 
Grundbuchwesen 112 A. 3. j 
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der, daß sie die Registrierung der Handscheine in der Hauptstadt mono- 
ı polisiert und damit die Parteien oft zu weiten Reisen zwingt, wie wir in 
\Grenf. 2, 71 jemanden aus solchem Anlaß von der Großen Oase in die 
| Hauptstadt reisen sehen. Da die Regierung die hierin gelegene enorme 
Belastung des Publikums nicht verkannt haben kann, ist es deutlich, daß 
‚in der Vorschrift eine planmäßige Erschwerung der Handhabung rein 
privater Handscheine gelegen ist und der Zweck verfolgt wird, die Er- 
richtung von Önuooıoı yonuarıowot möglichst zu befördern. 

) Erhalten hat sich die önuooiocıs bis ins vierte Jahrhundert n. Chr., 
‚für welche sie noch durch Goodsp. 13 (a° 341) und Flor. 96 a. 5 (a° 337) 


‚bezeugt ist. Von da ab verschwindet sie. 


| h 


VIE. DIE URKUNDEN DER BYZANTINISCHEN ZEIT. 


| Das Charakteristische des byzantinischen Urkunden wesens ist für Ägypten 
‚das, daß alle Objektivurkunden verschwunden sind und das Cheirographon 
‚die Alleinherrschaft gewonnen hat; nur das ihm verwandte Hypomnema 
‚bleibt auf seinem beschränkten Gebiete daneben noch bestehn. Es ver- 
schwinden also die agoranomischen und Grapheionsurkunden und ebenso 
die oupyy&onsıs und die dıeyoapi) roumeing. Ebenso verschwindet auch 
‚die Önuoolwoıg der Cheirographa in Alexandrien. Die Gründe dieser tief- 
eingreifenden Veränderung müssen mit der allgemeinen Umänderung der 
ee eanisation in Zusammenhang stehn, welche seit Diokletian ein- 
getreten ist; denn es sind jetzt die Agoranomen und der Archidikastes 
auch in ihren über die notarielle Tätigkeit hinausreichenden Funktionen 
‚nicht mehr anzutreffen. Der Hergang der Umgestaltung ist uns jedoch 
im einzelnen unbekannt, daher auch sein Zeitpunkt nicht genau fixiert. 
Doch ist zu bemerken, daß wir auf die Önuoolwoıg der Oheirographa noch 
11. J. 341 hingewiesen sehen (vgl. oben S. 87) und eine yo«geiov-Urkunde 
noch i. J. 328 ausgestellt wird (8. 59 A. 2). 

Die Cheirographa dieser Zeit werden zum überwiegenden Teile durch 
| Privatnotare hergestellt, welche ihre Mitwirkung auch durch ihre Unter- 
schrift zum Ausdruck bringen. Sie nennen sich ovußoA«uoyodpoı und 
dürften unter den Begriff der Tabellionen fallen; daher werden auch die 
|von ihnen errichteten Rechtsurkunden als ovußdiuız dyopaia im Sinne 
ı des justinianischen Rechts (Nov. 49 ce. 2. 73 c.7. 117 c.2. 142 c.2) auf 
ızufassen sein. Solche sind nicht mit vollkommener Beweiskraft ausge- 
stattet, da der Tabellio kein Öffentlicher Beamter ist!), sondern erlangen 
en Justinians Vorschrift) diese Kraft erst dadurch, daß er die Echtheit 
| | 


1) Staatliche Konzession ist dadurch nicht ausgeschlossen; vgl. Nov. 44 c. 1. 
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der Urkunde und die Wahrheit des Vorgangs vor Gericht eidlich bekri 
tigt (C. Th. 9,19,1 = C. J. 9, 22, 21; Nov. 14 pr. e Ipr; Novize 

Außerdem haben die Cheirographa dieser Zeit folgende Besonde 
heiten: 

1. Sie werden nicht mehr, wie es früher die Besonderheit Ägyptens 
im Gegensatz zum ganzen übrigen Reich war, nach dem Regierungsjahr, 
sondern, wie es seit Diokletian bei allen Urkunden vorgeschrieben is 
nach dem Konsulat datiert; und zwar steht jetzt das Datum an der Spitze 
während es bei den älteren Cheirographa ans Ende kam. Seit Nov. 4 
(a° 537) soll vor die Konsulardatierung noch das Regierungsjahr d« 
Kaisers, hinter sie die Indiktion gesetzt werden. 

2. In der späteren byzantinischen Zeit setzt man vor das Datum noc 
das Kreuzzeichen, welches oft die Parteien auch vor ihrer Unterschri 
anbringen. Noch später (Ende des 6. Jahrh.) schließt sich an das 
fangskreuz noch die Anrufung (Ev övduerı) Christi, der hl. Dreifaltigkei 
der hl. Maria und anderer Heiligen und Blutzeugen in größerer oder g 
ringerer Ausführlichkeit an. 

3. Vor den subjektiv stilisierten Kontraktskörper tritt in späterer 
Zeit noch eine objektiv gehaltene Einleitung, die begreifliche Beglei 
erscheinung des Umstandes, daß die Urkunde von einem ovußoAcLopo&go 
aufgesetzt wird; z. B. Lond. 3 p. 253, 2fg.: "Euovreg moioüvreı obs Eai 
robg mv Öwoloylev ..., die mit der freilich grammatisch unrichtigen 
Wendung dAAndoıg yalosıv schließt, worauf die direkte Rede folgt. Dabe 
kann der objektiv gefaßte Teil gelegentlich (in späten Stücken) eine solche 
Ausdehnung erlangen, daß der Charakter des Cheirographums fust erlischb 
und sich nur noch z. B. in der subjektiven Schlußklausel x«l &reowm 
»evreg BuoAoyijoausv (Par. 20, 39) erhält, worin eine Rückbildung zu 
tage tritt. 

4) In der Grußformel steht jetzt der Adressat an erster Stelle; &@ 
lautet nicht mehr: 6 deiva c& deivı, sondern t& deiwı 6 deiva yaloaıı 
Höhergestellte Adressaten werden im Kontext in den jüngeren Stücke 
mit Titulaturen wie 7 01) usyaAonoersıe, Auumporng u. &. belegt; auch 
Anrede im Pluralis majestatieus wird gebräuchlich. Überhaupt nimmt der 
Stil ein reichliches Floskelwesen an. | 

5. Wo ein ovußoAcıoyodpos interveniert, unterschreibt er mit der 
Formel di” &uoo (Name) [edv Heö] ovußorAcıoyodpov Eyodpn oder re 
Leioadn oder Eonusı®adn (oft mit lateinischen Buchstaben, eine Deferen 
vor der Eigenschaft des Lateinischen als Amtssprache). Dabei scheint: 
&reAsıodn erst durch Justinians Bestimmung (C. J. 4. 21.17)) allgemein 


1) Über diese und die im Orient und Okzident verschiedene Auslegung, die ihr 
zu teil geworden ist, vgl. Brunner 73fg.; dazu aber auch Gaudenzi, Atti del com 
gresso internaz. delle sc. storiche IX (ser. V) 425 fg. 
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ıs ‘complere’ des Notars erforderlich ist. Außerdem schreibt die gleiche 
estimmung auch das ‘absolvere’ der Parteien vor, und wirklich finden 
ir seithert) auf manchen Urkunden die Unterschrift ‘@reivo«’ von beiden 
leilen beigesetzt. 

BE. Endlich enthalten Bu ne Urkunden oft als Über- 


eilige Zahl ist, da es die eh der als Zahlzeichen ee Buch- 
jaben des Wortes @ufv (1+40+8+50-= 99) ausdrückt. Manche 
ollen auch yuy so auffassen, d. h. als die Zahl 643, welche die Summe 
er als Zahlzeichen gelesenen Buchstaben von 7 &yla roıudg B(zdg) o. ä. 
u entiert; doch nn die Meinungen sehr auseinander.?) 


1) Schon im vierten Jahrh. findet sich das &r&ivo« in Lond. 2 p. 318, 30. 

2) S. über die verschiedenen Auslegungen des Idiogramms die Lit. bei Vitelli, 
inl. zu Pap. Flor. 78; Smirnoff, Berl. phil. Wochenschr. 1906, 1082 fg.; Preisigke zu 
. Straßb. 40 8. 138; a noch Grenfell-Hunt zu Oxy. 940 1.1. — Ausgeschlossen ist 
ie Auslegung ne) w(0v) yloxyr), die bei notariellen Urkunden (und gar Rech- 
ungen, Flor. 78) und an der Spitze des Stücks sinnwidrig ist. 


KAPITEL IV. 


DAS GRUNDBUCH. 


Literatur: Mitteis, Arch. 1, 183fg. (vgl. Hermes 30, 601fg.); Naber, A 
1, 320fg.; de Ruggiero, Bull. dell’ Ist. di diritto Rom. 13, 61fg.; 16, 19318. 2 
256fg; F. Bernhöft, Die Verbuchung der dingl. Rechte an Grundstücken im gr 
Recht (Rostocker Inaug -Diss. 1907) 27fg.; Preisigke, P. Straßb. 1 p. 123fg 
Nr. 34); Weiß, Arch. 4, 348fg.; Wilcken, Arch. 3, 509. 4, 563; Lewald, Beit 
zur Kenntnis des röm. ägyptischen Grundbuchsrechts (Leipzig 1909); Eger, 
ägyptischen Grundbuchswesen in römischer Zeit (Leipzig 1909) (dazu Wenger, 
Vjschr. 1910, 484fg.; Partsch, Jur. Lit. Blatt 15/2 1910; über Eger und Le 
Mitteis, Sav. 2. 30,455 fg.); Pr eisigke, Girowesen im griech. röm. Ägypten ($t 
burg 1910) 282 fg.; 368fg.; 437 fg.; Rabel, Die Verfügungsbeschränkungen des 
pfänders 5Sfg.; Mitteis, Sitz. Ber. d. sächs. Ges. d. Wiss. 1910, 249fg.; Rostowzen 
Studien z. Gesch. d. röm. Kolonats bes. p. 117fg., 405 und (über die Bodenkatego 
d. röm. Zeit) 8öfg.; P. M. Meyer zu P. Hamb. Nr. 14 und 15. 

Über die (mit den einschlägigen Fragen vielfach zusammenhängende) Lei 
den &noyoapei und Steuerkatastern Wileken, Bd. I Kap. V; Hermes 28, 23 
und Griech. Ostraka 1, 478 fg. 483 fg.; Keuronh P. Lond. 2 p. 150 (zu Nr. 2 
Grenfell-Hunt, P. Ozy. 2 p. 177 (zu Nr. 237) und P. Teb. 2 p. 131 (zu Nr. 3 
Jouguet, Rev. des et. anciennes 7, 277; ferner de Rupeker Eger und Lew 
aa. 00. 
Über yn HaToLnUaN insb. noch Bd. I Kap. VI; P. M. Meyer, Hoorwescul 
Ptolemäer u. Römer in Ägypten (1900) 68—73; 103— 109 und in der Festschr. 
O. Hirschfeld 145; Waszyhski, Bodenpacht 19; Grenfell- Hunt zu Oxy. 270 1 
und P. Teb. 1 p. 545, bes. 556 fg. sowie zu Nr. 357 1.3; Lewald a. O. 19 
Eger a.0. 34fg.; Klingmüller, Philol. 69, 95fg. und jetzt vor allem Rostow. 
a. 0. 88fg. 

Über die Bedeutung der Kataster vom Standpunkt der römischen Rechts- 
Geschichtsquellen vgl. noch Naber, De publica praediorum traditione, Mnemos 
N. F. 24, 159 und De censualium übe auctoritate, ebda 233. $. auch Schult 
Hermes 41, 1fg. 


Im ersten Jahrhundert der römischen Kaiserzeit begegnet uns 
Äsypten eine Institution, welche, wenn auch nicht ausschließlich, so d 
unter anderem auch der Nridsnthellane der Grundbesitzverhältnisse di 
so daß wir wohl berechtigt sind, sie, wenngleich mit einer kleinen | 
genauigkeit, unseren heutigen Grundbüchern an die Seite zu stellen; 
ist die BußAuodrien Eyarijosov. Ihre Funktion und Bedeutung ist z 
erstenmal im Jahre 1899 durch die Publikation des. sogen. Diony: 
papyrus (Oxy.237) ans Licht getreten, in welchem uns (Col. VIII 1. 2830 
eine auf sie bezügliche Verordnung des Praefeetus Aegypti M. Mettiu 
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i ufus v. J. 89 überliefert wird®); diese spricht anläßlich einer in der Bı- 
‚Moden Eyrrjosov in Oxyrhynchos aufgedeckten Unordnung den Satz 
ıs: ‘Weder die privaten noch die öffentlichen Geschäfte finden die ge- 
ührende Ordnung, weil die Besitzblätter seit langer Zeit nicht richtig 
sführt worden u Darin liegt bereits der auch für das moderne 
rundbuchwesen maßgebende Gedanke. 


Die BıßAuodnan Eyaıioswv ist kein Steuerkataster, sondern, wie ihr 
‘ame besagt, wirkliches Besitzbuch. Ein sicheres Analogon zu dieser 
ırer Funktion ist — was freilich durch neue Urkundenpublikationen sich 
adern kann“) — für die vorrömische Zeit nicht nachweisbar.?) Aller- 
ings ist in Ägypten, unter dem Druck der jährlichen N ilüberschwemmung, 
felche die Besitzgrenzen leicht verwischen konnte, schon zu Sesostris’ 
eiten eine Vermessung des Bodens zum Zwecke der Steuerberechnung 
'&handhabt worden (Herodot 2, 109;- Diod. 1, 82, 2), und es muß von je- 
‚er nahegelegen haben, in den an aloe Steuerbüchern auch 
ai privatrechtlichen Streitigkeiten über den Grundbesitz Rats zu erholen, 
'ovon wir auch einzelne Beispiele kennen.*) Indessen ist das etwas ganz 
'aderes als die Bibliothek. 
| Ein Grundsteuerkataster besteht natürlich auch in der römischen 
eit?); auch dieser aber ist von der PıßAuodrijxn dyarjoeov scharf zu 
ennen. Er wird von den xwuoyocuuersis für jede Kome geführt, wäh- 
nd die BıßAsodrixn als Zentralbesitzbuch des gesamten Gaues nur in der 
jaumetropole besteht und dort von besonderen Beamten verwaltet wird. 
sner verzeichnet die einzelnen Grundstücke nach örtlicher Lage und Be- 


, 1) Dieselbe enthält jedoch keineswegs die Neuschöpfung dieses Instituts, son- 
sen setzt dasselbe als längst bestehend voraus. 

ı 2) Wer sich die vielfach hervortretende, besonders im Theophrast-Fragment bei 
ob. Florileg. 44, 22 so deutlich ersichtliche Tendenz des altgriechischen Rechts nach 
ublizität der Besitzverhältnisse vergegenwärtigt, wird sogar geneigt sein, solche Ent- 
üllungen zu erwarten. Andererseits aber sind die Bodenverhältnisse in Ägypten in 
Drrömischer Zeit doch sehr von den altgriechischen verschieden und’ der private 
rundbesitz neben dem ungeheuern Domanialbesitz so eingeschränkt, daß jene Er- 
ng keineswegs große Aussichten hätte. 

3) Arnoyo«@pai von Erbschaften sind schon für diese Zeit bezeugt (P. Tor. 1 
10 [31]), bedeuten aber etwas ganz anderes, als hier in Frage steht. Auch von 
BE &vav£ocıg der Hypothek in Magd. 31, 12 (hier liest nämlich Wilcken &vaveocıv 
att des @v.eoıw der Hgg.) bleibt es sehr zweifelhaft, ob sie auf eine dem Grund- 
uch verwandte Einrichtung hinweist. Die Urkunde ist so unvollständig erhalten, 
ha man aus ihr nichts erschließen kann, weshalb sie auch hier nicht abgedruckt 
ird. — Unklar ist auch die Bedeutung von Petr. 2, Nr. 23 (4). 

I 74) So geschieht es z. B. im sogen. Prozeß des Mes; Moret, Ztsch. f. äg. Sprache 
Ken fg.; Gardiner in Sethes Unters. z. alten Gesch. 4 Nr. 3. Ebenso im Hermias- 
rozeß (Taur. 1 IV 5fg. [31]. Über Wert und Größe von Grundstücken berichten 
ie Katasterbeamten in den Akten der Bank von Theben (ed. Wilcken) n? 1—4. 

| 5) Die Nachweisungen über dieses von Lewald a. O. 74fg. und Eger a. O. un- 
'bhängig voneinander nach dem heute vorliegenden Material sorgfältig untersuchte 
nd von der ßıßA. zuerst scharf geschiedene Rechtsinstitut s. in Bd. I Kap. V. 


N 
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schaffenheit, während die ßußAo®yjxn über den physischen Bestand 
Grundstückes keine Auskunft gibt; er ist ferner nach Grundstücken 
gelegt, während die BıßAuodrjxn dem System der Personalfolien folgt, 
er verzeichnet endlich bei den Grundstücken nicht den Eigentümer 
solchen, sondern den Steuerpflichtigen, und dies kann auch ein bloß 
Pächter sein. Allerdings aber erholen sich auch aus dem römischen Ste 
kataster die Behörden vorkommenden Falls die erforderlichen Auskünft 

Was endlich die ßıßAuodnien Eyarıjoewv ganz besonders von eir 
bloßen Kataster abhebt, ist der Umstand, daß sie sich keineswegs in d 
Funktion eines bloßen Besitzverzeichnisses erschöpft. Sie ist vielmehr, ° 
schon ihr Name besagt, auch und sogar zunächst ein Urkundenare 
das Zentralarchiv des Gaues, und dient als solches zur Aufbewahrt 
der Urkunden über die verschiedenartigsten Rechtsgeschäfte Wie 
schon oben sahen (S 63; 71), waren in der Kaiserzeit sowohl die Staat 
notariate als die Trapeziten in der yoo«. verpflichtet, von allen durch 
errichteten oder registrierten Privat-Geschäftsurkunden Abschriften in pı 
odisch abzuliefernden Rollen (eiodusve«) an dieses Archiv abzuliefern, welche 
_ sie aufbewahrte und auf Verlangen der Beteiligten jederzeit beglaubig 
Abschriften derselben ausfolgte (S. 64 A. 1). So liegen denn in der 
bliothek außer den auf dingliche Rechte an Immobilien und Mobilien ° 
züglichen Urkunden auch noch solche über familienrechtliche Geschä 
(Eheverträge usf.), ferner rein obligatorische Urkunden (Pachtverträge usw. 

Aber andererseits freilich ist die Wirksamkeit der ßıßAuodnen 1 
ihrer archivalischen Funktion nicht erschöpft: es verknüpft sich näml 
mit derselben noch die weitere, eine parate Übersicht über die wichtigs! 
jedem Gauansässigen zukommenden körperlichen Besitztümer zu gebe 
und dies läuft, da unter. diesen der Grundbesitz eine ganz überwiegend 
Rolle spielt, mindestens faktisch darauf hinaus, daß neben ihrer archig 
lischen Wirksamkeit die Evidenthaltung der Rechte an Grundstücke 
eine zweite und sehr wichtige Funktion der Bibliothek bildet. | 

Äußerlich manifestiert sich diese in dem System der dıcorouudm 
d. h. der Übersichtsblätter über die Besitzverhältnisse. Erst dieses ver 
mittelt den Interessenten die Evidenz der Besitzverhältnisse, während di 
bloße Hinterlegung der Urkunden zu einer solchen nie führen kann. Mi 
dem System der diestoouere also erhebt sich die Pa Eyariocm 
zu einem wirklichen Besitz- und Grundbuch. 

Welche Motive die Römer — wenn wirklich erst sie es gewei j 
sind — zu der Schaffung dieses Institats bestimmt haben, ist nicht über 
liefert. Nicht unwahrscheinlich ist, daß das Interesse der Staatsverwal 


1) Dies u. U. selbst neben der Anfrage bei der fıßl. &yxr. Vgl. im allgemein e) 
BGU 5. 11; cf. 619 I 4; Oxy. 4, 718, 15 und 26; Amh, 68 I 44 fg. 
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ng dabei mitgespielt hat, daß man die Evidenthaltung des Besitzes an- 
srebte. Es ist in neuester Zeit mit Grund darauf hingewiesen worden, 
“ der ungeheure Umfang, in welchem durch das System der ken 
Hratlonte der Staatsverwaltung hafıbar ‚wurden, für den Staat das Be- 


och darf man, so ansprechend diese Vermutung sein mag, wenn man 
grundbuchsartigen Funktionen der Bibliothek zu erklären hat, doch 
ich die mindestens gleichaltrige Wirksamkeit der Bibliothek als Gau- 
“chiv nicht übersehen; diese aber läßt sich kaum aus rein fiskalischen 
'ondenzen erklären, sondern muß mit einer jedenfalls schon unter Augustus 
ngetretenen Reorganisation des Notariatswesens zusammenhängen. Und 
drum ist es möglich, daß die Institution einem umfassenden, nicht auf 
n einziges Motiv zurückzuführenden Organisationsplan angehört. 


Die nachstehende Darstellung muß sich übrigens auf die Verhältnisse 
der yao« beschränken. Gewiß hat es ähnliche Einrichtungen wie hier 
ich in Alexandrien gegeben: neben den uns ohnedies schon bekannten 
5.84) beiden großen Archiven, Yögıevn PußAuodyan und Naveiov, welche 
per reinen Verwahrungszweck dienen, wird auch dafür gesorgt gewesen 
in, daß etwas den ländlichen dıeoroou«r« Analoges in der een 
jrhanden war. Hören wir doch schon für die Zeit des Augustus bezüg- 
eh einer alexandrinischen Goldgießerei von einer 'n«gaynonoıs did Tod 
is oroäg Aoyıornolov’ (BGU 1127, 8. 34 [in der Einl. zu 254]). Aber 
»s näheren sind wir für die alexandrinischen Verhältnisse so vollständig 
achrichtenlos, daß von denselben derzeit abgesehen werden muß. 


Wir gehen nunmehr zum Einzelnen über. 


I. Äußere Organisation der Bibliotheken. Anscheinend für 


au näher Bauer, zu, Unaowinzs eyanjocan osemeison) 


1) Rostowzew a. O. 118 A. 3. 

2) Die auf die einzelnen Gaue verteilten chronologischen Daten, für die das- 
Übe nachweisbar ist, s. bei Eger 14; vgl. auch Preisigke, Girowesen 282—4. Älteste 
twähnung einer mit a tioken. hefaßten BıßArodrun bei Wessely spec. tab. 7 
’8(a° 11 p. C.). Noch früher erscheint das — vielleicht auch hierher gehörige — 
Yıorneıov ig oroäg zu Alexandrien in BGU 1127, 8 (s. oben). 

3) Einmal (Oxy. 713, 2—3 a° 97 n. C.) drei; mindestens drei müssen in Oxyrhyn- 
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uoolov Adymv!), ein Archiv zur Aufbewahrung der staatlichen Ve w 
tungsurkunden; ja, da in der früheren Kaiserzeit auch private Gruz 
stücksangelegenheiten von ihr behandelt werden (so richtet sich an 
noch kurz nach 59/60 p. ©. die arsinoitische General-&xoyoapy BGU1 
[214]; vgl. BGU 379 [219], a° 67), und da die BıBluodren Eyarioeovk 
jetzt erst im Jahre 72 p. ©. nachweisbar ist (BGU 184 für Arsinod), 
scheint die BıßAuodrjen Önuoolov Adyov ursprünglich auch die privat 
Besitzurkunden verwahrt und die Abzweigung des besonderen Ressort 
der Bıßluodniun Eyarioeov erst später stattgefunden zu haben. Dabei blei 
es übrigens noch zweifelhaft, ob letztere nicht auch in dieser späten 
Zeit nur ein Spezialdepartement des älteren Archivs darstellt.2) A 
muß die Absonderung von demselben nicht in allen Gauen gleichzeit 
eingetreten sein.°) — Der Kürze wegen wird im folgenden das Besit 
archiv schlechthin BıßAuo9rjen Eyarjoeov genannt, wie es auch d 
schließlichen Entwicklung entspricht. | 
Die eben geschilderte Einrichtung der ßıßAuodnen Eyaıiosov SO) 
die damit zusammenhängende sofort darzustellende Ordnung des Grun 
buchs hat sich jedenfalls bis auf die diokletianische Zeit erhalten; % 
wird noch in einem Leipziger Papyrus (Inv. Nr. 508 [196]) v. J. 509 (we 
auch für das Jahr 244 BGU 1073 [198] und für das Jahr 289 BGU% 
bezeugt. Von da ab verschwindet sie und ist wohl in weiterer Durd 
führung der Verwaltungsreform des Diokletian beseitigt worden. 
II. Aufgabe der PıßAıodnan Eyarjosov ist es, wenn man si 
an den Namen hält, die auf die Besitzverhältnisse bezüglichen*) Urkund 
in sich aufzunehmen. Indessen besagt dieser Name einerseits zu viel, 
es wurden zwar, wie wir wissen (S. 63, 72), die von den Notariatsbehörd 
und Trapeziten errichteten Urkunden sowie die registrierten &&&u«orvg 
nicht aber die geıesyo«pa?) und ovyywonosıg®) an sie abgeliefert. Andere 
seits gehen ihre Funktionen über bloß archivalische in gewisser Beziehut 


1) Wo außerdem von einer Exil av tonwv (oder yweımn) Pıßluodren die Red 
ist (Straßb. 60 im Arch. 2, 4fg. Il. 14; BGU 981 I 1.9; Flor. 46 1.1 [185|), ist hi 
mit eine lokale ßıßAuodrjan, welche sowohl die dnwocio» Adywv (so wohl in den beide 
ersten Beispielen) als auch die &yxrjosw» (Flor. 46, 1) sein kann, in Gegensatz zu de 
Zentralarchiven in Alexandrien gestellt. — Auch die dnuocıx yoruuaropvlaxie 
CIG. 3, 4957 1. 23 sind gewiß mit den Pıßlornxcı identisch. 

2) So sicher in Antino& um die Zeit von 180—192 p. C.; Straßb. 34, 2. 

3) Vgl. über diesen noch nicht zu entscheidenden Punkt Preisigke, P. Straß 
p. 125fg.; Girowesen 283 A. 1; Lewald 13; Eger 15fg. 

4) Von dem terminologischen Fehler, der darin begründet ist, daß die Biblio 
thek auch familienrechtliche Urkunden enthält (8. 92), ist dabei abgesehen. 

5) Es ist natürlich nicht ausgeschlossen, daß auch die Privatnotare verpflicht 
waren, Kopien ihrer Urkunden an die Bibliothek abzuliefern; aber wir wissen ® 
nicht, und jedenfalls konnte Ablieferung nicht verlangt werden bei ysıpdypapa, we 
die Parteien persönlich abgefaßt hatten. 

6) Oben 8.65. Diese wurden vielmehr in Alexandrien verwahrt. 
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hinaus; sie hat nämlich auch die Bedeutung, über die Rechte an 
Istücken möglichste Evidenz herzustellen. Für bewegliche Sachen 
sie diese Evidenthaltung des Besitzes, so viel wir sehen, nicht aus!), 
alleiniger Ausnahme der Sklaven, auf welche vielleicht die gleichen 
ındsätze wie für Grundstücke Anwendung finden. ?) 


| In Betracht kommen hierbei aber nur private Grundstücke®) und die 
jen wahrscheinlich gleichzustellende und nur in gewissen Beziehungen 
sonders behandelte y7 xaroıxızı) (über letztere speziell s. S. 111), wäh- 


je 


1) Preisigke hält sie grundsätzlich auch bezüglich solcher für eine Aufgabe der 
jiothek, muß jedoch selbst zugeben, daß wir z. B. für die (doch sehr wichtigen) 
je und sonstige Mobilien (Ausnahmen höchstens unter A. 2) keine Zeugnisse be- 
‚Näheres unten 8. 106. Vgl. jetzt auch Rostowzew 405. 
2) Diese Angabe ist bedingt durch eine Mitteilung von Wessely über PER 144 
hıkschr. d. Wien. Akad. 1902 IV S. 31; leider ohne Vorlegung der Urkunde). Ferner 
an vorgeschlagen, in der mgös«yysii@ Lond. 2 p.151, 17 (204) d[oöA(ov) &gee]v« 
rgänzen (Preisigke, Girowesen 285/6). Zwei weitere von Preisigke a. 0. 307 nam- 
machte Belege sind äußerst zweifelhaft. Vielleicht handelt es sich daselbst 
um Bestätigung der Zahlung des £yxöxAıov für den Kauf der Sklaven. Eher fällt 
263 in Betracht, wenn nämlich es sich dort um Anzeige zum Zweck der An- 
ag durch den Agoranomen bei den fıußluopviunes handelt; vgl. Eger 143/4. Im 
, muß der Punkt noch als problematisch bezeichnet werden. Zu beachten ist 
Lips. 4 (171) I 15/16: droyoagpn (nal dvaxpıcıs) erstattet an die drouvnuero- 
‚ein freilich noch dunkler Passus. Vgl. im ganzen Naber, Arch.1,325; Lewald 11 
‚87; Eger 28; Preisigke a. O.; Rostowzew 405. 
) Es erscheinen vor allem Häuser und Baustellen (iAol rozoı), die man wohl 
ruhisung als Gegenstände wahren Privateigentums ansehen kann; daneben 
ı Weinberge und Gärten, sowie privates Ackerland. Das Alter und die Ent- 
ig des Privateigentums an Ackerland in Ägypten ist allerdings noch Gegen- 
d der Untersuchung, da man annimmt, daß zu Beginn der Ptolemäerzeit alles 
land als königliches Eigentum gegolten habe. J. Maspero, les finances de l’Egypte 
26fg. läßt diesen Rechtszustand durch die ganze Ptolemäerzeit fortdauern. 
zew a. O. 11fg. nimmt für die Zeit seit Ende des dritten Jhd. v. C. die Ent- 
ıg von privaten Besitzrechten an, die sich teils — so nämlich bei Kleruchen- 
atökenland — durch irgendwie eintretende Befestigung des Besitzrechts an den 
teils durch Verkäufe aus dem Staatseigentum vollzogen habe und nament- 
ch in letzterer Richtung in römischer Zeit noch fortgeschritten sei. Auf diese 
® Art denkt er sich die in Verwaltungsurkunden öfter genannte und vom Ka- 
und Kleruchenboden unterschiedene yj idıwrınn) oder idıörrnrog entstan- 
Jabei bleibt allerdings das Einzelne meist noch sehr dunkel, namentlich auch 
ge, inwieweit es sich in diesen Verhältnissen um eigentliches Eigentum oder 
ie Art der Erbpachtung handelt. Und jedenfalls ist so viel sicher, daß der 
des Eigentums auch in römischer Zeit hier nicht der des Ager optimo jure 
s ist. 
\ Übrigens erscheint in den Privaturkunden das Eigentum am Ackerland meist 
aler speziellen Gestalt der yij xaroımıny; die yij idımrıny) schlechthin tritt sehr sel- 
auf (sicher ist m. W. nur BGU 1049, 7 v. J. 342 p. C.); vgl. die Listen bei Eger 
und Rostowzew 95. Wahrscheinlich war der Umfang des Katökenlandes viel 
als der des anderweitigen Privatbesitzes. Doch nimmt man regelmäßig an, 
ese beiden Kategorien einander privatrechtlich ziemlich gleichstehen, vor- 
ich der $. 111fg. zu erörternden grundbuchrechtlichen Besonderheiten der 
— Im allgemeinen vgl. noch Eger 31fg.; s. auch Plaumann, Ptolemais 100. 


« 
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rend das öffentliche und kaiserliche Land (y7 Baoukıny, Önuoole unc 
sex) sowie die Tempelgrundstücke (y7 isod) ausgeschlossen bleik 

Jedoch werden in der Bibliothek nur Rechtsverhältnisse eingetr: 
nicht auch tatsächliche, wie Lage, Steuersatz, Verpachtung; letztere Ang 
gehören vielmehr in das Steuerkataster des »wuopgauuerevg (8. IL 


IH. Die zu verbuchenden Rechtsverhältnisse. Als solche 
scheinen: 
1. Das Eigentum (genauer: peregrinische Quasi-Bigentum). 
2. Pfandrechte, und zwar sowohl gesetzliche (wenn in dem 
Oxy. 237 VIII 34 [192] von solchen gesprochen werden darf)?) als 
tragsmäßige (z. B. Oxy. 237 V 21. 274, 8 [193]. 483 [203]. 506; P.’ 
8. 9 [210/1]; BGU 536. 1038, 24. 1072 [195]; Flor. 1; Lond. 2 p. 
Straßb. 52, 12 u. a.), und zwar wird nicht bloß die Begründung, sonde 
auch die Aufhebung des Pfandrechts (Lond. 2 p. 215 1. 14 [197]) regist 
Ebenso auch das Verfangenschaftsrecht, welches durch den Ehevei 
der Eltern an deren Vermögen für die Kinder begründet werden 
(Oxy. 237 VII 35; 713.) 
3. Ferner werden die verschiedenen Exekutionsschritte, welche& 
Hypothekengläubiger bei Geltendmachung seines Pfandrechtes voll: 
in der Bibliothek registriert (Oxy. 274, 22—25 [192]; ob BGU 73 72 
ist zweifelhaft; s. Einl. zu dieser Nummer). 
-4. Die pfandartige Beschlagnahme (x«royr), welche der Fiskus 
dem Besitz seiner Schuldner vollzieht?), bildet gleichfalls einen Ge 
stand der Eintragung (CIG 3, 4957 1. 23; Flor. 2, 202-8). | | 
5. Ferner wird in Lond. 3 p. 111 (199) die bloß chirographarı 
Forderung eines Gläubigers angemerkt und in Teb. 318 (218) ein 
tragsmäßiges Veräußerungsverbot. 
6. Ob der Ususfructus (xofjoıs) einen Gegenstand der Verbucku 
bildete, ist nicht sicher bezeugt (Oxy. 237 VII 35 und Amh. 71 bewei 
es nicht, weil die yofjoıg resp. x«orei« der Eltern hier eher als resolt 


1) Für dies alles bestehen besondere Aufzeichnungen, geführt von den zoo, 
xeeieıs, Amh. 68 II 42 (Mitteis, Sav. Z. 22, 160); BGU 543 (hier zweifelnd Eger! 
Teb. 144. 162 und zitt. 

2) Diese Stelle bezieht sich nämlich auf eine xar& zıwa Emıyagıov vouod 
stehende Dotalhypothek, und da füllt auf, daß in BGU 1072 R. I (195) eine Ge 
hypothek vom Mann für die Dotalforderung noch besonders bestellt wird. Viel 
ist daher in Oxy. 237 cit. nur die Zulässigkeit solcher Verpfändungsvertfi 
gemeint, nicht eine wahre Legalhypothek. 8. noch Anm. 34/6 zu 192. 

3) Ob dieselbe eine Grundbuchsperre mit sich bringt, ist noch eine offene P 
Preisigke zu Straßb. 8. 123 A. 2 nimmt es als sicher an, und dafür spricht, 
auch das Privatpfandrecht ein Veräußerungsverbot mit sich bringt. — Über den! 
behalt der wewrore«äix des Fiskus, der vielleicht mit der xaroyn zusammenf 
übrigens bis jetzt nicht als direkter Gegenstand der Eintragung nachweisbar ist, 
Mitteis CPR 1, 371fg.; Eger a. O. 353 fg. | 
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E. tes Eigentum zu denken sein wird), aber wahrscheinlich‘); auch ob 
rädialservituten verbucht worden sind, bleibt ungewiß. 


7. Endlich wird auch die publizistische Steuerfreiheit gewisser Per- 
sonen im Grundbuch angemerkt (BGU 1073)2). 


IV. Verfahren bei der Eintragung. Hierüber bestehen folgende 
Yorschriften: 

1. Hoooayysiie. Vor der vertragsmäßigen?) Übertragung oder Be- 
stellung) eines Grundstücksrechtes hat der Veräußerer eine Anzeige 
(mo00RyYelie) an die Bıßliopvieaxes Eyaınjosov zu richten’), ohne deren 
‚Auftrag (EmioreAun; Oxy. 237 VII 37; 483, 32 u.ö.) weder die staatlichen 
"Urkundsbehörden (dyopavousia, yoapeic, vielleicht auch das xar«Aoysiov 
in Alexandreia)®), noch auch die Trapeziten die bezügliche Veräußerung 
'beurkunden dürfen.”) Für die Staatsnotariate (“yooavousia« und yoageie) 
‚ist dies bestimmt durch das Edikt des M. Mettius Rufus v. J. 89 (Oxy. 
2 7 VIII 36/7; denn dort sind die uvriuoveg — das sind aber zweifellos 
im Sinn des Edikts alle Staatsnotare — ausdrücklich genannt). Für die 


\ 


genommen (z. B. Flor. 1, 11 u. ö.; vgl. auch CPR 198, 10). 


1) Demnach konnten wohl auch die in CPR 24, 16 der Mutter vorbehaltenen 
ı echte eingetragen werden; ähnlich die in Oxy. 75, 32; 489, 5fg. vorbehaltenen Evoi- 
mmosıg (nal xonssıs). 

| 2) Zweifelhaft ist im gegebenen Fall, ob die Freiheit von der Grundsteuer oder 
von der Verkehrssteuer (£yrönAıov); Eger a. O. 197/8. 

| - 8) Die nachstehenden Regeln sind natürlich unanwendbar, wo ein Grundstücks- 
recht durch Erbgang erworben wird; aber &moygaypn) (8. 99) durch den Erben hat 
‚auch in diesem Fall stattzufinden. Sie wird, allerdings mit anderer Bedeutung, schon 
für die Ptolemäerzeit erwähnt in Tor. 1 VII 10fg. (31); Grenf. 17, 7. 

4) Für beides wird der Ausdruck oixovoui« (= Verfügung, oben S.73 A.'4) ver- 
‚wendet. 

5) Beispiele von meooayyslicı; PER 1436 (200); BGU 184 (202); Fay. 31 (201). 154; 
‚Oxy. 483 (203). 588; Lond. 2 p. 151/2 (204); 3 p. 116; für Katökenland BGU 379 (219). 
‚Über die hierbei in. manchen Gauen übliche eidesstättige Versicherung des Ver- 
jäußerers, daß er Eigentümer ist (Hermupolis: Lond. 3 p. 116; Oxyrhynchos: Oxy. 483) 
8. Preisigke, Girowesen 306. Eine bemerkenswerte altgriechische Parallele dazu bie- 
ten die im Eee Fragment bei Stobaeus, Anthol. 44 c. 22 III angeführten Ge- 
‚Setze: neAedovoı yag ... Öuvdsw Evavriov wis doyis (Tv meıduevonr), N wv @veicheı 
En. ‚cov auroV 08 to6nov nal rov nwloüörra wokelv Kdökms. (Über 


6) Für das letztere EBebosündere vermutet dieses nach BGU 241, 42 (und BGU 
825, 10?) Lewald 31; vgl. aber auch Eger 115. 

7) Ob auch bei Aufhebung dinglicher Rechte (z.B. Aöoıg Ömodjung) ein Eniorarue 
erfordert wird, ist mir nach BGU 907 zweifelhaft; denn dies ist eine meosayysli« an 
‚die Bıßluopöhanss, eine Absıg ümodrjung betreffend; aber die in den sonstigen 7g00- 
|ayyellcı stets enthaltene Bitte um das ZrioreAue fehlt. Vielleicht genügt "also hier 
die bloße Anzeige. Wie bei Grundstücksteilung? Dazu Lewald an dem in A. 6 an- 
gegebenen Orte. 

Mitteis-Wilcken, Grundzüge. II. 7 
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BE als an seine Vorschrift gebunden genannt. Wen 
damit Pu Tabellionen gemeint sind (rel. 3. BEA so hat dies 


ist der Sinn von ovveAAayucroyodpog so unsicher, daß man aus BE 
Stelle nichts folgern kann. | 

Es führt dies aber sofort zu einer weiteren Frage: konnte überhaug 
auf Grund eines bloßen Chirographum eine Eintragung der Rechtsye 
änderung in den Büchern der Bibliothek erfolgen oder wurde zu eine 
solchen stets ein Önudcıog yonuerıoudg oder, was dem gleichstand (8. 71 
eine trapezitische dıeyo«grj verlangt? Man hat bis vor kurzem stets das 
letztere geglaubt, und in der Tat schien vieles in den Quellen dafür zu 
sprechen.!) Indessen hat neuerdings der P. Giss. 8 1. Tfg. (206) gezeigt, 
daß auch die Rintragung von ysıodyoapa keineswegs ganz ausgeschlosse 
war?), mag sie auch nicht die Regel gebildet haben. Dabei erhebt sich 
auch die Frage, ob nicht wenigstens die dnuooiwoıg des yEıodyoagpov Ü 
Alexandrien (8. 82fg.) erforderlich war, um den Eintrag zu ermöglichen 
aber darüber geben die Quellen derzeit noch keine Auskunft. 

2. ’Exlorahue. Auf die moooayysAl« hin erfließt das Eunioraiud 
der BıßAropviaxes (meist wohl nur in Form einer öxoyoogprj auf der 
roooeyyeile; vgl. Oxy. 483 i. f. |203]).°) Aber es wird vermutlich nur 
dann erlassen, wenn die ßıßAropvAoxes nach dem Stand der Bibliothe 
den Verfügenden als verfügungsberechtigt anerkennen, also nicht, weni 
nach ihrem Register ein anderer als der Berechtigte erscheint und 
den Gesuchsteller nicht wenigstens eine z«od#eoıs oder sonstiger Nach 
weis seiner Berechtigung vorlag‘) (s. 8. 104). Auch läßt sich, wiewohl 
dies nicht unmittelbar zu belegen ist, vermuten, daß die BıßAlıopviaxeg, 
wenn sie dem Eigentümer einmal die Verfügung zugunsten einer be 


2) Ausdrücklich setzt Mettius Rufus 1. 35 zur Eintragung einen dinuöcıog xXoM 
uetıouög voraus; vgl. auch BGU 50 (205); CPR 198, 11/10; Oxy. 241 1.4 vgl. mit 
1. 30 fg. wo überall behufs der Verbücherung ein ysıgöygapov in einen dnuocıog Kon 
uerıoudg verwandelt wird. 

2) Vgl. Eger, Grundbuchwesen 68 fg. | 

3) Preisigke, Girowesen 307 erblickt in Oxy. 241—3 (182). 329—340. 349 selb- 
ständige in Epistolarform gehaltene &misrdiuere. Aber in diesen Stücken sind nid 
mals die ßıßAuopvAenss ausdrücklich als Aussteller genannt; wer diese sind, bleibt 
ungewiß, und mit Rücksicht auf die Bedenken, die oben in der Einleitung zu 182° 
geltend gemacht sind, dürfte die Beziehung auf die ßıßlıopvAexes sich schwer halten 
lassen. Vgl. S. 194—5. 

4) Darauf, daß es zur Erteilung des &rior«Au« genügte, wenn zugunsten der 
Veräußerers wenigstens eine m«odecıg seiner Rechte (S. 103) im Grundbuch stand 
oder er sich z.B. als Erbe legitimierte und nicht erfordert wurde, daß er bereits eine 
drcoye«pn derselben (8. 99 fg.) eingereicht hatte, deutet Hamb.15, s. dazu die Ein 
von P. M. Meyer. Näheres unten $. 104. f 
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ı 3. Auf Grund des äxioreAue stellen sich nunmehr die Urkundsämter 
oder Trapeziten der Partei bei Errichtung der Urkunde zur Verfügung, 
‚was ovyxonuerigsıv genannt wird. 

Wenn die Parteien nach erlangtem äxtor«Au« mit der Errichtung 
‚des Kontraktes übermäßig zögern, so daß dieser in der Schwebe bleibt 


(werewgog oixovoule, Oxy. 238, 1 [213]?), vgl. Oxy. 117, 5), drängen die 
‚BußAiopviaxesg wohl auf die Erledigung der Rnstalennatt (xy. 2..0.), 
und mag die Verfügungsbewilligung bei weiterer Säumnis zurückgezogen 
‚worden sein. 


4. Axoyocypn. Auf Grund und unter Vorlegung der Kontrakts- 
urkunde hat dann der Erwerber?) des Grundstücksrechts der BıßAuodyar; 
eyaınosov*) die Anzeige in Gestalt einer @xoyo«gr, d. h. einer Profession 
über seinen Erwerb zu erstatten, deren Bedeutung m. E. in erster Linie 
die ist, daß er damit die öffentlichen Lasten für dieses Recht übernimmt.) 


1) Vgl. Mitteis, Arch. 1, 195fg.; Eger 86 fg. Meine a. OÖ. ausgesprochene Ver- 
utung, daß der Erwerber hierdurch eine Art “Vormerkung’ erlangt, war schon an 
ich nur auf jene Fälle anwendbar, wo er in der mooo«@yyeli« genannt ist, was zwar 
eistens, aber nicht immer (s. jetzt PER 1436 [200]) geschieht. Außerdem ist die da- 
malige Stütze dieser Vermutung, BGU 243, durch die seither erfolgten Rektifikationen 

er Editio princeps entfallen und hängt daher ihre Richtigkeit von der noch nicht 
icher zu beantwortenden Vorfrage ab, ob die Bibliothek dem Veräußerer nicht auch 
ine einseitige Rücknahme seines Gesuchs verstattete; vgl. auch Eger a. O. Sicher 
vormerkungsartig wirkt dagegen die v&ed%eoıg des Erwerbs, welche vor der &xo- 
ou&pn) derselben erfolgt, S. 110/1. 

2) Dazu Mitteis, Arch. 1, 193 fg. 

3) Wenn in Oxy 506, 42 (Hypothezierung) gesagt ist, der derzeitige Eigen- 
ümer und Verpfänder solle nicht &xoyodgpsodai rıva, d.h. niemand eintragen lassen, 
so wird dieses wohl am besten als bloß übertragener Ausdruck gefaßt, im Sinn von 
‘die dxoyo«pn des Erwerbers dulden’. 

4) Diese Art von &roygagai ist daher wohl zu unterscheiden von den an andere 
- gerichteten; einerseits von den xar’ oiniav droygapai, welche die Haus- 
esitzer alle 14 Jahre über ihr Haus und dessen Einwohner zum Zweck der Axoyo«- 
ie erstatten; dann von den Vieh- Gmoygapel, welche jährlich erstattet werden. — 
Diese beiden Gattungen von &royeap«i werden nicht an die ßıßluopdAunes, sondern 
n den Strategen und ßasılınös yeruuarevg erstattet und dienen Verwaltungs- und 
teuerzwecken“ (Bd. I Kap. V). Endlich sind unsere «roye«gel aber auch nicht zu 
erwechseln mit den gleichfalls an die BıßlopVAaxsg erstatteten General - dmoyoapal 
es Grundbesitzes (8. 105). Vgl. Grenfell-Hunt, Oxy. 2, 177. 

5) Das glaube ich, obwohl die Bibliothek, wie Eingangs gesagt, kein Kataster 
st. Es liegt überaus zahe; daß die Behörde, welche den Grundbesitz überwacht, 
uch im Inleresse der kr und sonstigen Staatsbehörden die Steuersubjekte 
ind Liturgiepflichtigen möglichst kennen ‘sol. Auch wird vorauszusetzen sein, 


aß sie von der erfolgten dzoyeapr; dem Katasteramt (ouoygauuareds) Mitteilung 
achte. 
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Diese dxoygagy; ist wahrscheinlich als obligatorisch anzusehen‘), we 
gleich direkte Zeugnisse in dieser Richtung nur für erbschaftlichen 
werb vorliegen: bei diesem ist eine Frist zur Erstattung der dzoyge 
aus den Papyri ersichtlich.) 

Die erstattete droyoagprj; dient gleichzeitig der Bibliothek als Grw 
lage der Einverleibung des Erwerbs. Dabei ist es wohl möglich, daß die 
droyoagpı; des Erwerbers noch einer neuerlichen Zustimmungserkläru 
des Veräußerers bedurfte; wenigstens ist eine solche in mehreren Fäl 
mit ihr direkt verbunden (Lips. 3 II 4 [172]. 8, 2—3 [210]; Londz3 
Nr. 942 p. 119; Nr. 945 p. 120). Vgl. jedoch auch Einl. zu 221. 

Eine Voraussetzung der &royo«prj scheint es gewesen zu sein, ( 
der Rechtsvorgänger selbst droyeygauusvog war. Wo er dies nicht w 
sondern zugunsten seines Rechts lediglich eine n«pdseoıg (8. 103) 
stand, hinderte dies zwar nicht die Erteilung des Veräußerungs-&xtorei 
(S. 98), es konnte aber der Erwerber wieder nicht mehr erreichen, 
eine zaodP#esıg zu seinen Gunsten (vgl. S. 104). 

In formaler Beziehung ist zu bemerken, daß die Apographe in zı 
Exemplaren eingereicht wird; auch bedarf sie, wo sie nicht auf Intestat 
erbschaft beruht, der Beilegung einer Ausfertigung?) des Rechtstitels 
dessen Richtigkeit dabei noch eidlich bekräftigt wird. Von den eing 
reichten Exemplaren wird eins zu den Akten genommen; das andere gehi 
an den Einreichenden zurück mit der Empfangsbestätigung der ßıßdlo 
pVAunss Eyarjosov. Dieser sind oft noch weitere Bemerkungen Va igt: 
z. B. bei Apographe auf Grund von Intestaterbschaft die, daß die ] 
berechtigung dahingestellt bleibe (Lond. 3 p. 118, 23 2091), oder in 


1) Darauf führt schon der in der vorigen Anm. vermutete Zweck der Er 
Dem steht es auch kaum entgegen, wenn für die Profession zu den libri censü 
solche obligatorische Natur in C. Th. 11, 3, 5 (a° 391) wie eine neue Sache eing 
wird; denn das mag in Wahrheit nur Einschärfung einer längst bestehenden Vor 
schrift sein, und gar nichts hat es natürlich dem Staat gegenüber zu sagen, W 
im Verhältnis der Parteien untereinander die Verabredung, daß die “transl 
professionis censualis’ aufgeschoben werden soll, öfter vorgekommen ist (C. Th. 
3,3 a° 363; vgl. etwa noch Pernice, Sav. Z. 5, 71 A.1; Kniep, Soc. Publ. 32 
Auch der Umstand, daß wir mitunter die Apographe erst lange nach dem Erwerb 
stattet finden (Lond. 3 Nr. 1158 p. 151 [256], welcher vgl. mit Nr. 941 p. 118/9 
Verspätung von einem halben Jahr ergibt, und Lond. 3 Nr. 940 p. 118 [209], v 
sogar viele Jahre beträgt [Lewald 28; Eger 126]; vgl. auch unten Anm. zu 
1. 12), scheint mir nur zu beweisen, daß die Vorschrift nicht immer genau beacl 
wurde. t 
2) Amh. 72 (Mitteis, Sav. Z. 22,199); BGU 919; Flor. 67 120/1; CPR 196 (Wilck 
Arch. 4, 451). | 

3) Im Original oder beglaubigter Abschrift. Wenn in Lips. 3 I 13 (172) 
&vriygapov schlechthin die Rede ist, zeigt schon der Augenschein von Col. 1, dal 
eine Originalausfertigung ist, und daß Arriygapov diese "bedeuten kann, wurde 8 
A. 1 bemerkt. — Auch bei den General-&roygapai (8. 105) wird der Nachwei 
Rechtstitels verlangt (Oxy. 237 VIII 33). 
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ere Fällen, daß die Protopraxie des Fiskus vorbehalten bleibe (Lips. 
9, 30fg. [?11]) u. ä. 

‘ Mitunter macht der Erwerber in der Apographe die Bemerkung, daß 
sie eine erstmalige sei (droypdpoucı wourog, Oxy. 248. 481. 637 [?]; Teb. 
323 [208]. 472; Faij.31,18 [201]); das kann nur bedeuten, daß er bisher 
ü a der Bibliothek noch kein Grundstücksrecht hat eintragen lassen, also 
"für ihn ein neues Personalfolium anzulegen ist. 

', = In vereinzelten Fällen wird die Rechtsänderung der Bibliothek durch 
‚die Agoranomen angezeigt (BGU 1072, 1 [195]; Oxy. 274, 41 [193]), ein 
"Punkt, über den wir noch nicht klar sehen.') 

5. Eintragung. Auf Grund der &xoyoagpn vollziehen nunmehr die 
BıßAuopviexsg die Eintragung der Rechtsänderung in das Archiv. Hierfür 
gebrauchen die Urkunden öfters den Ausdruck zaoddeoıs, rugarıyevaı. 
s ist jedoch nicht zweifellos, ob jede Eintragung ze«oddsoıg genannt 
wurde oder diese Bezeichnung nur gewissen Arten von Eintragungen zu- 
kam); denn bezeugt ist der Name bis jetzt nur für Eintragung des 
andrechts (BGU 1072 14 [195]), der Verfangenschaft (Oxy. 237 VIII 35 
[192] und Anm. zu dieser Stelle), der Steuerfreiheit (BGU 1073, 17 [198]) 
und für die S. 103fg. zu besprechenden Verhältnisse; nicht dagegen für Ein- 
tragung des Eigentums selbst. — Der durch die Eintragung geschaffene 
bücherliche Zustand heißt zagaxeio9«ı (bei Jura in re aliena) oder diwxei- 
096 (beim Eigentum); man sagt also, daß z. B. ein Pfandrecht auf dem 
‚Eigentum z«oaxslusvov sei. Im subjektiven Sinn verwendet man für das 
Eingetragensein den Ausdruck diexsiode«ı: der Pfandgläubiger “dıdzeırau 
Ev Ovduerı Tod Öxoxg&ov’ (Lips. 9, 32 [211]). 

‚ Um den Inhalt der Eintragungen darzustellen, muß zunächst die 
anere Einrichtung der Bibliothek besprochen werden. 

Diese beruht auf jenem Prinzip, welches wir heute als das der Per- 
onalfolien bezeichnen. Dies zeigen die Worte im Edikt des Mettius Rufus: 
es sollen die Eintragungen erfolgen ‘ng .... Exdorov Övouarog broord- 

E05 xl xaurv xa ar’ Eidos” (Oxy. 237 VIIL42/3). Bestätigt und ver- 
deutlicht wird dies durch die erhaltenen Überreste der dı@orgouere (193 2.). 

Das System ist im einzelnen dieses: die Oberabteilungen bilden die 
um Sprengel der Bibliothek (d. i. der gesamte voudg) gehörigen Ort- 
schaften °) (xöueı; die Hauptstadt, unteszolıg, natürlich mit einbegriffen). 


1) Dazu Eger 139 fg. Vgl. auch Einl. zu 222. Dagegen ist in CPR 1, 38 (220), 
elcher Passus nach der Übersetzung von Wessely auch denselben Sinn haben müßte, 
ie Lesung der Ausgabe falsch; s. Anm. 38 zu dieser Nummer. 

2) Für ersteres Eger 131fg.; zur Zustimmung geneigt Rabel 63 A. 1; A. A. Le 
ald 38. Der Punkt ist zweifelhaft. Nach Preisigke ist m«ed#esıg die Übertragung 
er Erwerbsurkunden aus dem Fach des Veräußerers in das des Erwerbers; dagegen 
ewald a.0O. 

3) Wenn Preisigke, Girowesen 489 behauptet, daß »öueı, die zu demselben 
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Es bildet also der (Grund-)Besitz jedes Ortes eine äußerlich abgesondeı 
Abteilung; innerhalb dieser sind die Besitzungen nach den Eigentümem 
(övöuere) zusammengestellt, d. h. für jeden Eigentümer enthält die Or 
gruppe eine Unterabteilung, welche seinen gesamten buchfähigen Besitz 
umfaßt. Über die Bedeutung von x«r’ eidog in der obigen Stelle des 
Edikts s. 8. 103 A. 1. 
Seine Verwirklichung findet dieses System einerseits durch die Ur 
kundensammlung, andererseits durch die dıeorgwuere. 
A. Die Urkundensammlung kommt dadurch zustande, daß alle den 
verbücherten Besitz eines Eigentümers betreffenden Urkunden unter sein 
Namen in einem Faszikel (oder Fach) vereinigt werden. Es liegen 
beisammen seine «royo«pel und die gleichzeitig überreichten ‚Erwerbs 
urkunden (so wie die auf ihn übergegangenen seiner Vormänner), eben 
aber auch die axoyo«pel und Urkunden über die von ihm an fremd 
Immobilien erworbenen Jura in re aliena und gewisse Veränderung: 
daran; ferner Urkunden über Atelie u. & Andererseits werden auch d 
sein Eigentum betreffenden Beschränkungen, wie Veräußerungsverbote 
Haftungen, Verfangenschaften soweit als möglich!) durch Urkunden 
legt worden sein. Bei einer Übertragung des Eigentums wurden damn 
wohl die Urkunden aus dem Faszikel des Veräußerers herausgenommen 
und mit der &xoyg«prj des Erwerbers in dessen Rubrik übertragen. 


B. Außerdem werden über den Besitz Übersichtsblätter angelegt 
welche dieorowuere heißen. Diese sind es, was wir hier eigentlich & 
Grundbuch bezeichnen. Und zwar bedeutet dıdoremu« die Übersichtsrol 
über sämtliche Besitzer einer x&oun. Der Einzelne hat also zwar 
dem didorowu« eine Kolumne, aber nicht ein selbständiges dıdoromug. 
Die Anordnung der Besitzer geschieht dabei in alphabetischer Rei 
folge; die Leute, deren Namen den gleichen Anfangsbuchstaben habe 
stehen unter derselben Rubrik (oroıyeiov: A, B, T usf.), welche wied 
in nummerierte Blätter (xoAAjuer«) zerfällt, so daß z.B. in BGU 959 (1 


Staatsnotariat gehörten, zusammen eine Abteilung bildeten (also ein dıeorewu« hatte 
so wird das jedenfalls durch Oxy. 808 desc. nicht bewiesen; denn dieser Pap 
enthält nicht, wie allerdings die Hgg. annahmen, ein Sederganen sondern ist unver- 
kennbar eine &vayeagn re rel S. 64). 
1) Das Einzelne ist nicht ganz zu übersehen; sicher ist das Gesagte bezügli 
der s«royr; zugunsten der Forderungen des Fiskus, wo die bezüglichen (amtlich 
Eintragungsersuchen bloß im Faszikel des Passiv-Beteiligsten werden hinterlegt wo: 
sein. Aber die droygagı) über eine Hypothek mußte zunächst zum Faszikel 
Gläubigers kommen, da sie seinen Aktivbesitz auswies; ob eine Abschrift davon auc 
zu jenen des Verpfänders kam, oder man sich hier nik der Eintragung bei dessen 
Rubrik im didsrowu« begnügte, die nachweislich geschah (8.103 A. 3), bleibt dahi 
gestellt. Über die besondere Frage, ob hierbei wieder zwischen Hypotheken im enge 
Sinn und öraAldyuare zu unterscheiden ist, s. Kap. V. 
2) Dies haben Lewald und Eger gut gezeigt. 


ger 
A 
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‚der Grundbuchsauszug über den Besitz eines gewissen ’Egısdg über- 
schrieben wird: ’Ex dieoroolu«ros) Doxvon(elov) Nrjoov, oroıyelov £, 
#oA(Anuerog) sk. 

Innerhalb des dıdoromu« soll jedes einzelne Objekt separat (zur’ 
‚eidos Oxy. 237 VIIL43)') verzeichnet werden (Spezialitätsprinzip). 
| Im einzelnen erscheinen auf demselben, wie wir aus den erhaltenen 
‚Resten solcher Folien (bes. Oxy. 274. 959. 1072 [vgl. auch BGU 11, 12/14 
laden Wilcken, Arch. 3,509]; ob auch Flor. 972?)) erkennen, Ds die- 
selben Dinge wie in der Urkundensammlung: Eigentum, Pfandrecht (und 
zwar wird sowohl auf dem Blatt des Gläubigers sein Aktiv-Pfandrecht?), 
wie auf dem des Verpfänders die Belastung seines Eigentums eingetragen)*); 
@veveooıg (unten Kap. V) des Pfandrechts (Oxy. 274. 20) und Eigentums- 
zuschlag am Pfand (ebenda 1. 22) usf. 
6. Gesuche um zaod#eoıg. Eine besonders zu behandelnde Gruppe 
bilden mehrere Papyri, in denen auf Grund eines über ein Buchrecht ge- 
chlossenen Vertrags nicht, wie man erwarten sollte, die übliche &xoyoapyj 
es Erwerbers erstattet wird, sondern eine einfache Anzeige von dem Ge- 
schäft an die BıßAropviaxss Eyxriosov erfolgt mit der Bitte, dasselbe in 
den Büchern zu vermerken (rugadeoıw yevcod«ı), während die eigentliche 
Apographe für später vorbehalten wird (BGU 243 [216]; Gen. 44 [215]; 
Dlass. Phil. 2; P. Hamb. 16; Teb. 318 [218)). 
| a) ie Entärnliche Vorgang erklärt sich für die vier zuerst ge- 
Aignten Papyri jedenfalls so, daß hier der Veräußerer der Bibliothek noch 
ea droyoapn; überreicht hatte, welchen Umstand die Texte deutlich 


’ 


aervorheben (BGU cit. 1. 9: un &roysyoa(uuevov); Gen. cit. 1. 16/18), daß 
rielmehr ein Dritter als &roysyo@uusvog erschien, daher zum Nachweis 
er Berechtigung des Erwerbers erst der Nachweis voller Berechtigung 
les Veräußerers durchzuführen war. Die Anzeige ist also in diesen Fällen 
hur provisorisch, und die zaod#eoıg soll den Erwerber gegen weitere 
E nnzen über das Grundstück sichern. 

‚ Man hat es bisher stets befremdend gefunden, daß die Notariate 
ie es liegen nachweislich Önudoıoı yonuerıouol vor) in diesen Fällen 
lie Veräußerung schon beurkundet hatten. Man ging dabei von der Vor- 


1) Dies verstehe ich unter x«r’ eidog in Oxy. 237 VII 42/3 (Arch. 1, 199, ebenso 
ger 158); über und gegen die abweichende Anschauung von Preisigke siehe Eger 
.O. Dagegen wieder Preisigke, Girowesen 489; aber auch in dem von ihm zitierten 
GU 8 II 6fe. trifft die obige Bedeutung zu. 

2) Dafür Lewald 18; Eger 162. 

3) Oxy. 274, 8; BGU 536, 8fe.; 1047 III 17; Lips. 8, doch ist es allerdings frag- 
ch, ob nicht diese Eintragung auf dem Blatt auch des Gläubigers bloß bei 
Ypotheken stattfindet, nicht auch bei den dnaAldyuare. Möglicherweise wurden 
tztere bloß auf dem Blatt des Verpfänders vermerkt. Vgl. Kap. V. 

4) BGU 1072. Daher ein Grundstück bezeichnet wird als zad«g6v undert xou- 
öuevov; Gen. 44 (215); BGU 50 (205); 243 (216); Class. Phil. 2 (217); Teb. 318 (218). 


ne 
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aussetzung aus, daß das &xior«Au« nur habe erteilt werden können, we 
der Veräußerer dxoysyocuugvog war und entschloß sich demnach, die E 
urkundung in allen hierher gehörigen Fällen für eine ordnungswidrigel 
halten.‘) Doch ist diese Erklärung unannehmbar. Wahrscheinlicher i 
daß die Voraussetzung falsch ist und daß die BıßAuopvAuxsg das Erlorai 
auch dem un dnoysyoauuevog erteilten, wenn er nur seine Berechtigu: 
glaubhaft machte. Letzteres konnte z. B. so geschehen, daß er selbst 
schon eine zaod#soıg seines Rechts erwirkt hatte, und wirklich ist d 
in Gen. 44 (1. 15fg.) der Fall. Auch das mochte genügen, daß der 
anoysyoauuvog sich als Erbe des droysypauwsvog legitimierte u. ä.) 
Man fragt freilich, woher es kommt, daß so oft die Berechtigten d 
drcoygagpn ihres Rechts nicht erwirkt hatten. Das mag weniger auf bloße 
Saumseligkeit zurückgehn, als darauf, daß jener ein Hindernis im Weg 
stand. Wie man schon vielfach vermutet hat und wie Hamb. 14 und ! 
zu unterstützen scheinen, setzt die definitive Übertragung und dxoyocı j 
des Erwerbers wohl voraus, daß das Grundstück von Pfandrechten frei i 
mit andern Worten, das Pfandrecht bringt ein Verbot der (definitiven) Ver- 
äußerung mit sich.?) So lange es also bestand, wurde dem Erwerber ni 
gestattet, eine &xoyo«gprj einzureichen. Doch wollte man dem Eigentümer 
nicht allzusehr die Hände binden und gestattete daher eine bücherliche 
Übertragung mit der provisorischen Wirkung, daß die Rechte des Er- 
werbers wenigstens durch z«eddeoıg vorgemerkt wurden. Wenn er dam 
selbst sein Recht weiter übertrug, lag der Fall eines veräußernden u 
Aroysyoauuevog Vor. | 
Auch sonst konnte es leicht vorkommen, daß jemand sich zur Ver 
äußerung für befugt erachtete, ohne den PıßAuopviaxsg eine drroyonk 
erstattet zu haben. Man muß sich, um das zu verstehen, nur von d 
Vorstellung freihalten, als ob die Eintragung in der Bibliothek überhaup 
eine Bedingung des Higentumserwerbs gewesen wäre. Wie wir unten 
sehen werden, war das keineswegs der Fall; es konnte also das Eigenti 
außerbücherlich wechseln. Dadurch werden die veräußernden un & 
yeyo@uusvor noch viel besser verständlich. Näheres unten $. 109 A.1. 
b) Neben der eben besprochenen Gruppe der zaod#eoıg-Gesuche “ 
es vielleicht noch eine andere, wo die Unmöglichkeit der definitiven da 
yoe«pi einen anderen Grund hat, als den Mangel der dxoyoagr; & 
Auktors. 
Denn überall, wo es sich um Verträge handelt, welche nicht sel 


1) Lewald 54; Eger 136. 

2) Vgl. auch P. M. Meyer, Einl. zu Hamb. 15 und oben 8. 98 A. A. 

3) Und zwar möglicherweise ein gesetzliches. Doch läßt sich auch an bloß v 
tragsmäßige Veräußerungsverbote denken, denn wirklich enthalten die meisten Ve 
pfändungsinstrumente entsprechende Bestimmungen. Näheres in Kap. V. 
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dige Rechte, sondern bloße VeritBungsbeschran kungen bei solchen 
„echten zum © genstand hatten, war eine eigentliche d&xoygapri ausge- 
chlossen — es wurde ja kein Kraihr, Recht begründet — und ein- 
ches Gesuch um z«oddeoıs am Platze. 

Es ist möglich, daß schon bei Teb. 318 diese Auffassung zutrifft: 
jer handelt es ach une nicht um ein dingliches Recht, sondern um 


/war ist Beie Erklärung nicht en tatktroil denn es kann dagegen Be 
 rerden, daß das EnBeeunpsrerhöt Kalcheeigend die Bestellung eines 
>fandrechts in der Form eines ündAAayuc enthielt (Kap. V): doch ist 
ormell ein ündAAayua nicht bestellt worden. 

c) In all den bisher genannten Fällen finden wir nun in dem Ge- 
uch um zaoddsoıg die in den eigentlichen dxoyoapai immer fehlende 
"Klausel, daß die zaoddsoig erfolgen soll „unpräjudizierlich älterer in der 
"3ibliothek bereits registrierter Rechte“, z. B.: ‘si 68 Ypavein ErEo@ TO00N- 
0v m mooRKTEOyyuEvov dia tod PıßAuopviaxlov, un Eosodaı dumddıov &x 
Mode zig napadeoeng’ o.ä. Die erklärt sich für BGU 243; Gen. 44; 
lass. Phil. 1,2; P. Hamb. cit. wohl so, daß der noch eingetragene, mit 
lem Veräußerer nicht identische Dritte eine entgegenstehende Verfügung 
and deren Eintragung in die Bibliothek bewirkt haben konnte. Im Fall 
von Teb. 318 mag wohl der Schuldner eingetragen gewesen sein, aber 
ein nicht eingetragenes Veräußerungsverbot konnte wohl die Gültigkeit 
‚seiner Verfügungen nicht zu Ungunsten eingetragener Erwerber be- 
rühren. Wir kommen auf diese Fragen später zurück (8. 108), 

1. Die General-@xoyoapel. Wir wissen bereits (S.63,72), daß alle 
von den Notariatsbehörden und Trapeziten errichteten Geschäftsurkunden 
der Bibliothek abzuliefern waren, und es ist klar, daß diese hierdurch 
‚eine große Anzahl der stattgehabten Rechtsveränderungen erfahren mußten. 
‚Trotzdem blieb die Möglichkeit, daß manche derselben uneingetragen 
blieben, teils infolge von Ordnungswidrigkeiten, und wohl viel mehr noch 
infolge des unten zu besprechenden Umstandes, daß auch cheirographa- 
rische Rechtsübertragungen, welche außer ihrer Evidenz lagen, keines- 
|wegs unzulässig waren. Zur Richtigstellung der dadurch oft in ziem- 
‚lichem Umfang aus der Ordnung geratenen BıßAuodnxn Eyarjosov ordnete 
man wohl allgemeine Grundbuchsrevisionen (wenngleich nicht für alle Be- 
zirke gleichzeitig) an, für welche jeder dinglich Berechtigte sein Recht 
neuerlich (oder erstmals) zu apographieren hatte!) Das sind dann — im 


1) Die infolge einer solchen Generalrevision erstatteten &roygapai unterscheiden 
sich von denen des Neuerwerbs formell dadurch, daß der Kontext auf die bezügliche 
Verordnung des Präfekten Bezug nimmt (xar& r& nelevodevr« üno Tod deivog Tod 
ÖLRoNuoTaTov Nysuovos Aroyodpouai geh: welche Wendung in der andern Klasse 
naturgemäß fehlt; hier steht höchstens ‘ar& r& neLsvodevra’ ohne Bezugnahme auf 
eine Bzielle Verordnung. 
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Gegensatz zu den oben (S. 99) besprochenen regulären Einzel - &xoy ) 
pet — die außerordentlichen "General-droygagat’. 

So verfügt gerade im Jahre 89 das Edikt des Mettius Rufus, ( 
237 (darauf bezüglich Oxy. 72. 247. 248. 358. 359[?]. 481). Ferner ei 
Edikt des L. Julius Vestinus, vermutlich vom Jahre 61 (BGU 112; 0% 
250), eines von L. Titianus vom Jahre 131 (Gen. 27; BGU 420. 459 
Oxy. 584 [?]. 715) und noch andere Verordnungen Im Edikt des Mettin 
Rufus ist auch bestimmt, daß die Neuherstellung (dvavewsıg) der di 
oromucre erfolgen solle die wevraeriag. Dies bedeutet wohl nicht,” 
solle alle fünf Jahre wiederholt werden, sondern bloß, daß dazu eine fünf 
jährige Frist gegeben wird. 

Andererseits haben diese Erneuerungen nicht dauernd geholt 
Oxyrhynchos scheint, da sie für die Jahre 61, 80, 90, 99, ca. 109 ung 
ca. 129 immer wieder bezeugt sind, die O nur N: durch 
führbar gewesen zu sein. 


V. Rechtliche Bedeutung der Bin Suchen wir nunmehr 
die rechtliche Bedeutung der BıßAuodrxn Eyxrosov genauer zu präzisier 
so wurde schon oben gesagt, daß sie nicht steuerrechtlichen Zwecken zu 
dienen hatte und man ihre Bestimmung in der möglichsten Klarstellung 
der Privatrechtsverhältnisse erblicken muß, die sowohl in Interesse der 
Staatsverwaltung als des privaten Verkehrs angestrebt wurde. 

Dabei ist es insbesondere auch gerechtfertigt, wenn man seit memer 
ältesten Abhandlung über diese Fragen (Arch. 1,183fg.) der BıßAuodnm 
&yrrijoeov grundbuchmäßige Funktionen beilegt oder auf sie direkt den 
Namen Grundbuch anwendet. Die Richtigkeit dessen ist erst in neuester 
Zeit von Preisigke (Girowesen 282) bestritten worden. !) B 

Preisigke hat diese Bestreitung darauf gegründet: 

a) daß alle Kontraktsurkunden der Bibliothek vorgelegt werden, nicht 
bloß die über Immobilien. Dies ist richtig, und man muß ohne weiteres 
zugeben, daß die archivalische Funktion der Bibliothek sich auf Grund 
stücke nicht beschränkt. Dagegen wird das darüber weit hinausgreifende 
System der moooayyekiau, Eriordhuere, droyoapel, magadeoes und due 
Gro@ucte, soviel wir sehen, nur für Grundstücke (daneben höchstens 
vielleicht noch, was praktisch nicht wesentlich ins Gewicht fällt, für 
Sklavenbesitz, oben 8.95 A.2) gehandhabt. Bezüglich des Besitzes von Vieh 
und anderen beweglichen Gegenständen finden wir von jenem System 
nicht ein einziges Mal Gebrauch gemacht. Möchte es also selbst theore 
tisch auch hierauf anwendbar gewesen sein, so fällt dies doch praktisch 
nicht in Betracht. | 


1) Das Nachstehende habe ich schon in den Leipz. Sitz.-Ber. 1910, 249fg. aus- 
geführt. 
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, b) Preisigke hat ferner behauptet, die Bibliothek lege keinen Wert 
larauf, die Rechtsverhältnisse an Grund und Boden vollständig auszu- 
eisen. Bei dieser Behauptung ist zunächst die objektive und subjektive 
"Vollständigkeit zu unterscheiden; d.h. 1. umfaßt die Bibliothek alle Grund- 
tücke? und 2. verzeichnet sie bezüglich der Grundstücke, die sie umfaßt, 
lle darauf bestehenden subjektiven Rechte? 

Bl In ersterer Beziehung ist die Behauptung ihrer grundsätzlichen Un- 
‚rollständigkeit geradezu falsch. Es ist vielleicht denkbar, daß einzelne 
jrundstücke, infolge mangelhaften Vorgangs bei der Grundbuchsanlegung, 
jemals apographiert worden waren‘); wenigstens können wir das Gegenteil 
icht behaupten, solange wir über das Verfahren bei der Anlegung der 
ltesten dieoromuere nichts wissen. Aber schen an sich ist wahrscheinlich, 
laß durch die regelmäßige Erstattung der anoygayal über erfolgte Ver- 
‚ußerungen im Laufe der Zeit alle Grundstücke auf irgendein Folium ge- 
angten. Vor allem aber ist der feste Angelpunkt der, daß Mettius Rufus 
‚len Besitzern die Anmeldung vorschreibt, und ebenso seine Vorgänger 
ınd Nachfolger. Hier tritt der Zweck objektiver Vollständigkeit hervor; 
‚ollte derselbe in einzelnen Fällen nicht ganz erreicht worden sein, so 
xönnte dies nur als ein Mangel der Ausführung gelten, der das Prinzip 
uicht berühren würde. 

Was den zweiten Punkt betrifft, so führt er auf die wichtigste und 
nteressanteste Frage auf diesem ganzen Gebiet, nämlich die, welche ju- 
Histische Bedeutung der Verbuchung der Rechtsverhältnisse zukommt. Sie 
serfällt in zwei Fragen: - 

a) Besteht das Eintragungsprinzip, d. h. ist die Verbuchung eine Be- 
lingung des rechtsgeschäftlichen, dinglichen Rechtserwerbs, ohne welche 
dieser gar nicht perfekt wird? 

b) Genießt die Verbuchung die publica fides in dem Sinn, daß der 
im guten Glauben in die Bibliothek eingetragene Erwerber auch dann 
geschützt wird, wenn sein Vormann ein Nichtberechtigter war? 

Ich habe schon in meiner ersten Darstellung der Grundbuchslehre 
nach dem damals vorliegenden Quellenstand bemerkt, daß es zu einer 
sicheren Beantwortung dieser Frage an genügenden Anhaltspunkten fehlt, 
und auch die neuesten Bearbeiter dieser Lehre sind noch zu keinem an- 
deren Resultat gelangt. Ist demnach die Frage derzeit noch als zweifel- 
hafte, von der Veröffentlichung weiterer Quellen abhängige zu bezeichnen, 
so muß doch die heutige Lage des Für und Wider klargestellt werden. 
Betrachten wir zunächst die Frage nach der Gültigkeit des außer- 
bücherlichen Erwerbs. 


Ä 


1) Ich meine dabei: aus Nachlässigkeit der Parteien und der Behörden. Solche 
kleine Fehler können überall vorkommen, namentlich wenn bei der ersten Grund- 
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In dieser Beziehung ist es meines Erachtens sehr wahrse 
daß das dingliche Recht mit Wirkung inter partes — auf die Bede 
dieser Beschränkung komme ich gleich zurück — allerdings außerbüel 
lich übertragen, resp. bei Jura in re aliena außerbücherlich bestellt v 
den konnte. 

Dafür sprieht zunächst die Verpfändung in Lips. 10, wo Aure 
Heron sich einige Äcker außerbücherlich hat verpfänden 8., Die 
Pfandrecht mit zugehöriger Antichrese wird noch sechzig Jahre KL 
von seiner Tochter geltend gemacht, obwohl das Cheirographum noch ni 
einmal der Önuoolooıs in Alexandrien unterworfen worden war; von 
Bibliothek ist in dem ganzen Stück überhaupt nicht die Rede. 

Wir besitzen ferner eine ganze Reihe — etwa zwanzig — chirog 
pharische Grundstücksverfügungen.!) Obwohl nun, wie wir an P. Gisst 
schon oben ($. 98) sahen, nicht ausgeschlossen ist, daß auch ein Chei 
graphum verbüchert wird, so ist dies doch, wie bereits gesagt wurde, we 
beliebt und werden öfter Cheirographa eben zum Zweck der Verbücherung 
zunächst in Önudoroı yonuerıouot umgewandelt (8.98 A.1). Letzteres al 
ist bei jenen Cheirographa nicht in Aussicht genommen trotz ihrer ı 
unter sehr vollständigen und ausführlichen Fassung; Ausnahme nur in 
CPR 198, 11fg. Dabei enthalten sie aber die Bemerkung, der Erwerber 
solle von jetzt ab ‘xgareiv zul xuguedev’ (CPR 9, 11fg.; 198, 13%, 
Lips. 6, 10); in Oxy. 719, 12 heißt es ‘6uoAoy& mengexevaı zul mai 
»syoon»Evaı’. Man gewinnt also durchaus den Eindruck, daß die Par 
teien mit dem Cheirographum selbst schon das Eigentum als Dee angen 
ansahen. 

Aber andererseits spricht manches dafür, daß dieser außerbücherlic 
Rechtserwerb doch kein vollkommener ist, daß vielmehr das so erworbe 
Recht mindestens gegen solche Dritte, welche ein widersprechendes ding- 
liches Recht im Wege des bücherlichen Eintrags erworben haben, zurück. 
stehn muß. 

Ins Gewicht fällt hier die S. 105 erwähnte Klausel der ugddeang 
Gesuche. Überall, wo jemand nicht sofortige «@roygaprj seines Recht 
erwerbs macht, Kodere weil sein Auktor selbst nicht dnropeyge & 
ist, um bloße zapddsoıg seines Rechts bitten darf, fügt er seiner Bi 
King "nal Eori nadaoov umdevi xoarovusvov (sc. das Grundstück)’ ei 
paveim ErEow nE007R0V 1 NEORRTEoynuEvov dıd Tod BıßAvopviaxlo 
un &080daı &umödıov &4 Tjode ig nagadEoewng’, d.h. Rechte, die vor r 
xaoddesıg bücherlich erworben sind, gehn dem vorzumerkenden Recht 
des Gesuchstellers jedenfalls vor. 


1) Vgl. Eger 112—117 und von seiner Liste $. 95 Nr. 57—74. $. ferner no 
BGU 983; Teb. 489 desc. Verso. 
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Aber auch nur diese — die Worte did rov BıßkriopvAeziov fehlen 
mals. Daraus aber scheint zu folgen: die Eintragung (reps. die z«od- 
}soıg) begründet zwischen kollidierenden Erwerbern die Priorität. Ein 
or der maoddeoıg eingetragenes Drittrecht geht dem vorzumerkenden 
Tor: ob der Vertrag, auf dem es beruht, älter ist oder jünger wie der 
les Gesuchstellers, ist gleichgültig.') 

‘Man könnte allerdings diese Worte auch im Sinn des Eintragungs- 
jrinzips verstehn dahin: das früher Eingetragene geht dem später Vor- 


yrapha Gesagten ist mir dies weniger plausibel als die Annahme, daß 
‚Sin dinglicher Rechtserwerb immerhin schon da war, aber gegen den, 
ler durch den Bibliothek erwarb, nicht wirkte. 

| Es wäre das also ein Rechtserwerb inter partes. Auch dieser ist 


\iche Recht auf die Früchte über, ebenso die Gefahr; vielleicht wirkte 


’ 


las so erworbene Recht auch gegen die Konkursgläubiger des Ver- 
‚äußerers. Bei Verpfändungen hat der außerbücherliche Pfandgläubiger 
mmerhin ein Pfandrecht, das er sofort geltend machen kann, ohne erst auf 
and eines Urteils zur gerichtlichen Pfändung schreiten zu müssen usf. 
Nur würde jenes Eigentum einem bücherlich erworbenen weichen, 


1) Dabei bleibt freilich für manche Fälle noch Einzelnes dunkel. Namentlich 
folgendes. Wie denken sich eigentlich die Verfasser der waedteoıs-Gesuche die Mög- 
ichkeit, daß ein ihnen entgegenstehender Erwerb in der PıßAuo®rjen zustande kommt? 
Auf den ersten Blick scheint ja die Antwort einfach: sie denken es sich so, daß der 
&moysyocuuevog einen andern hat eintragen lassen. Aber konnte er das so ohne wei- 
| eres? Wenn die obige Vermutung (S. 104) zutrifft, daß die maed#scıg Öfter durch 
"das einem vorhandenen Pfandrecht entspringende Veräußerungsverbot notwendig 
wurde, so konnte ja der &zoysygauu£vog niemanden eintragen lassen. Freilich, er 
konnte dieses Pfandrecht noch im letzten Augenblick abgestoßen haben. Aber in 
Gen. 44 z. B. wird ja gar nicht von ihm selbst gekauft, sondern von einem, der wahr- 
‚scheinlich selbst schon früher vom &roysyoauufvog gekauft hatte, und von dem an- 
‚zunehmen ist, daß er selbst schon eine za«edöscıg gemacht hatte; diese mußte doch 
‚seinem BRechtsnachfolger zugute kommen. — Indessen sind das vielleicht selbstge- 
jagt Schwierigkeiten: denn daß es Fälle geben konnte, wo der &moysygauw£vos 
‚dem außerbücherlichen Käufer einen andern in der Bibliothek vorschob, ist an dem 
jobigen Beispiel der im letzten Augenblick abgelösten Ffandrechte ohne weiteres klar; 
‚es muß ja nicht immer ein Zwischenmann mit eingetragener w«od#eoıg vorhanden ge- 
wesen sein. Man denke ferner an den Fall, daß das Grundstück durch chirogra- 
|pharische Veräußerungen ohne Eintragung durch mehrere Hände gegangen war und 
nun der letzte Erwerber unter Nachweis seiner Vormänner die Eintragung erstrebte. 
Endlich konnten gegen den &xoyeyoxuufvog immer Exekutivpfandrechte eingetragen 
werden. Wenn wir daher Kombinationen finden, wo der Vorbehalt zugunsten der 
früheren Eintragung überflüssig scheint, so kann er auf solche Fälle als einfache 
‚Floskel übertragen worden sein von den m«gd#reoıg-Fällen, wo er notwendig war. 
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Und auf dasselbe führt P. Giss. 8. 
Hier hat der Gesuchsteller von einem gewissen Apollonios ein Gru 
stück cheirographisch gekauft. Nachträglich hört er, daß Apollonios da 
selbe auch einem gewissen Petosiris verkauft und dieser auf Grund des 
eine Apographe erstattet habe, nunmehr auch das Grundstück weiter ve 
kaufen wolle. Er bittet deshalb, diesen zweiten Verkauf zu inhibiere 
bis über die Sache zwischen ihm und Petosiris entschieden sei. Au 
hier waltet offenbar die Besorgnis vor, daß die Eintragung eines Drit 
käufers die Rechte des Gesuchstellers zerstören würde. 
Es wäre dies dieselbe Idee, wie sie das französische Recht im 8 
genannten Transkriptions- und Inskriptionssystem noch heute besitzt. | 
Eine besondere Frage wäre dabei, ob der Bucherwerb dem bud 
freien Erwerb nur dann vorgeht, wenn er in Unkenntnis desselben erfolgt 
Für letzteres könnte Oxy. 1027,11/12 (199a) angeführt werden, wo jem 
sich bezüglich seines Pfandrechtes auf die &yvol« d.h. Unkenntnis ei 
gegnerischen angeblich älteren Hypothek beruft. Doch ist der Tatbest 
daselbst so wenig genau geschildert, daß man darauf nicht bauen k 
(vgl. Mitteis, Sav. Z. 31, 391), und es ist auch zu beachten, daß die sa 
torische Klausel der z«gaddesıg-Gesuche zugunsten jedes älteren Ei 
getragenen (nicht bloß des gutgläubigen) lautet. | 
Damit ist in der Frage der publica fides wenigstens ein Wort & 
sprochen. Ging der bücherliche Erwerber jedem anderen vor, so du 
er sich freilich insofern auf das Buch verlassen, als andere Personen, I 
ihr Recht von demselben Auktor ableiten wollten, ihm gegenübe 
zurückstehn mußten. Aber erschöpft ist damit das Fragengebiet nich 
Denn es bleibt der Zweifel über: Wie, wenn sein Auktor niemals b 
rechtigt gewesen, sondern nur zu Unrecht in das Buch gekommen war 
Nach dem bisher Gesagten würde der Bucherwerber ja nur dagegen 
schützt gewesen sein, daß sein Auktor sein Recht unter der Hand wei te 
übertragen oder belastet hatte. Alles übrige bleibt offen. . 
Nieht bloß diese Frage muß offen bleiben, sondern es muß aue 
noch besonders betont werden, daß die hier als möglich bezeich 
nete Gestalt des Grundbuchssystems derzeit noch Hypothe 
ist. ie ist meines Erachtens diejenige Auffassung, welche die uns je 
vorliegenden Tatsachen am besten erklärt: aber man muß durchaus 
der Möglichkeit rechnen, daß weitere Publikationen das Bild wieder v. 
schieben. Eine definitive Lehre will ich also mit dem eben Ge 
sagten nicht aufgestellt haben. | | 
Das eine ist aber noch hinzuzufügen, daß die zaodYeoıg desjenigen 
der von einem uw) dxoyeyoauugvog erworben hat, einen der heutigen V 
merkung analogen Charakter besitzt. Denn das darf man aus der 
genannten Klausel mit Sicherheit herauslesen, daß der die ze«od®scıg Er 
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kende, ebenso wie er den vorher begründeten Buchrechten weichen 
h umgekehrt überzeugt ist, daß von jetzt ab kein solches mehr mit 
rkung gegen ihn erworben werden kann. 

VI. Von den Katökengrundstücken insbesondere. Eine be- 
dere Stellung nehmen die Grundstücke der Katöken (Bd. I Kap. VII) ein. 
ar besteht derzeit kein zwingender Grund, den Katöken für die Kaiser- 
ein bloßes Erbpachtrecht und das Eigentum an ihren Grundstücken 
Staat zuzuschreiben!); doch wird allerdings die y7j #«roıxı7) von der 
(dıorı“y) durchgehends unterschieden. Die materielle Bedeutung der 
‚erscheidung ist freilich noch nicht allseits klargestellt?) und ist allem 
‚chein nach mehr für das Verwaltungs- als für das Privatrecht von 
‚eutung. Jedenfalls können die Katöken über ihren Grundbesitz durch 
äußerung und Verpfändung verfügen; nur gelten dabei gewisse formale 


] 


onderheiten. 

- Der Katökenboden muß ursprünglich in Landlosen (xAnjooı?), der ein- 
‚e bleibend nach dem ersten Empfänger genannt‘) vergeben worden 
, weshalb noch in der Kaiserzeit die Lokalisierung dieser Grundstücke 
sh Angabe des »Anjoog erfolgt, in dem sie belegen sind. Indessen ist 
(e ursprünglich geschlossene Flurverfassung durch Zulassung der Tei- 
R und der Parzellenusukapion später vollständig gesprengt und haben 
‚Grundstücke wandelbare Grenzen. 

, Für unsere Fragen nun ist folgendes zu bemerken: Der Besitz an 
:öken-Grundstücken untersteht an sich wie jeder andere der Aufsicht 


[Z8; CPR 1 1. 22; cf. [ptolemäisch] Petr. 2 p. 230 1.24; Teb. 50; 31; 
3). 
| 1) Dazu Eger 34 fg. und Rostowzew a.O.; anders jedoch sicher in frühptolemäi- 
ir Zeit, Teb. 1 p. 555/6; und eine definitive Stellungnahme möchte ich, wie be- 
ii 8. 95 A. 3 bemerkt, in der Frage von Eigentum oder Erbpacht am ägyptischen 
>on überhaupt noch vermeiden. 

/ 2) Oft wird angenommen, daß die Eigentümer von Katökengrundstücken von 
ıKopfsteuer befreit sind (zitt. bei Eger 38 A.2); dafür unterliegt das Katökenland 
speziellen Steuer des &eıdunrınov (Wilcken a. OÖ. 351; Arch. 4, 174). 

3) In welche übrigens auch die y7j ßasılını) eingeteilt wird, Hib. 85, 73 und Gren- 
unt zu Hib. 52, 26. 99, 8. 

4) Vgl. Grenfell-Hunt zu Oxy. 483, 5. 

5) Sie stehen auch in den gewöhnlichen dıasremuere, BGU 959 1.1 ef. 1.7, 8. 
6) Welchen wieder eine Zentralbehörde in Alexandrien vorgesetzt ist, Oxy.47; 344; 
If. 2, 42; dazu Wilcken, Arch. 1, 126; BGU 328. — Das in OPR 1, 11; 188, 9 ge- 
te xaroınındv Aoyıorijeıov ist vielleicht die abstrakt gedachte Einrichtung der 
'koyıouoi in den einzelnen Distrikten. 


Zi din > 


112 Kap. IV. Das Tr 


- Im einzelnen scheint der aus den Urkunden m 
Hergang bei Verfügungen über Katökengrundstüe 
sein, daß der Veräußerer zuerst die Verö äußerur ingebe 
gpöiexes einholte, dann der Vertrag errichtet, € 
Tobg zerekoyıouovg zur Umschreibung im Katök eng 
nisch uerexiygaprj genannt) präsentiert (Oxy. 27 
lich von den @6yo4ovdusvo: die vollzogene Um a 
den Agoranomen bekanntgegeben wurde, von a Be ie Ein 
der BıßAuodrjan Epzrijocov erfolgte. | ns 

Terminologisch ist zu bemerken, daß das \ äußern von 
grundstücken zeo«ywgeiv!) genannt wi (daher i 379: 
p. 152 Bovkoueı zeoayopjoe statt wie bei a de mn 
E£oızovoujjoeıe). 


1) Ebenso das Verpfänden usorreusıv. Näheres Über die jese 
und VI 
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# SCHULDVERSCHREIBUNGEN 
UND PFANDRECHT. 


(M ERSTER TFIL. 
| SCHULDVERSCHREIBUNGEN. 


, Vom Obligationenrecht der Papyri kann hier nur ein dürftiger, wenige 
Sinzelpunkte betreffender Ausschnitt gegeben werden, der das Verständnis 
yiniger in den Urkunden öfter vorkommender Ausdrücke vermitteln soll. 
ine umfassende Darstellung des Ganzen würde ohne Erörterung des ge- 
samtgriechischen Schuldrechts nicht möglich sein. 


| I. SUBJEKTE DES SCHULDVERHÄLTNISSES. 


| Lit.: Mitteis, Reichsrecht und Volksrecht 183 fg.; vgl. Sav. Z. 28,393; Borto- 
‚ueei, Bull. dell’ Ist. 17, 305 fg.; Braßloff, Sav. Z. 25, 300 fe. 

' Hier begegnen wir oft einer Mehrheit, insbesondere von Verpflich- 
‚ten. Sehr selten ist es dabei, daß es bei bloßer Partialhaftung bleibt!), 
n den weitaus meisten Fällen wird Gesamthaftung ausdrücklich fest- 
zesetzt. ?) 


h 


' Die Form, in welcher dies geschieht, ist, daß die Schuldner ver- 
sprechen zu leisten als @AAjAov Eyyvoı (eig Exrıcw). Allerdings stehen 
liese Worte nicht immer allein, sondern erhalten oft noch den weiteren 
Zusatz, daß n 6: noübıs Eorw nal && Evög zul Exdorov (oder Ömoregov) 
“ol EE 00 &dv aioitaı?) o.ä.; die Verbindung dieser Klausel mit der «4- 
InAeyyvog-Klausel ist je nach dem örtlichen Stil verschieden, indem bald 


1 

1) Das kommt erst in den Papyri des 6. Jahrh. n. ©. vor: Lond. 1 p. 216, 18; 
Kr 837 (1. 23 vgl. mit 1.29 fg.), und ist hier durch Just. Nov. 99 veranlaßt; s. unten 

„115. 

' 2) Das bis 1906 publizierte Material bei Bortolucei a. O. 305 (hinzuzufügen 
‚edoch Par. 62 VI 15). — Die Erklärung des Zusatzes “eig &xrıcıv’ s. bei Partsch, 
griech. Bürgsch.-R. 1, 209 fg. 
N 3) Manchmal (Par. 62 VI 15; Grenf. 2, 21. 29; Fay. 260(?) [transkribiert bei 


Wessely, Stud. pal. 4, 116] u. s.) stehen diese Worte auch ohne dAlnAov Eyyiar. 
Mitteis-Wilcken, Grundzüge. II. 2 
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die eine, bald die andere voransteht.!) In der römischen Zeit wird 
Zusatz ı; 0% moäfıg dorw zul EE Evog nal Endorov seltener, obwohl 
sporadisch immer noch vorkommt?); in der byzantinischen verschwindet 
er gänzlich.?) 

Es ist übrigens nicht unbestritten, daß dAıNkov Eyyvoı der Ausdru 
der Korrealhafiung ist. Da nämlich im altgriechieigel Recht diese stet | 
mit den Worten 7 zoäfıs &oro val 5 Evog aa dx navrov statuiert wir 
hat man auch für die Papyri behauptet, daß nur diese Worte Korre 
verbindlichkeiten hervorrufen, während dAAyjAov &yyvoı nur bedeute: Teil- 
haftung mit gegenseitiger Bürgschaft.*) | 

Dagegen ist jedoch einzuwenden, daß die Bürgschaft, soviel wir sehen, 
im späteren griechischen Recht und daher auch gewiß im Recht der 
Papyri keinen subsidiarischen Charakter hat. Teilhaftung unter wechsel 
seitiger Bürgschaft würde also auch hier doch nur bedeuten, daß jeder 
Beteiligte sofort auf das Ganze in Anspruch genommen werden kan 
nämlich pro parte als Hauptschuldner, für den Rest als Bürge.?) Außer 
dem BpEIcH gerade der Umstand, daß in den älteren Urkunden das «44 
Aov E&yyvoı stets mit der Klausel ai &8 Evög verbunden ist, viel eher f 
eine Synonymie beider Formeln als für ihren Gegensatz; denn was hät 
es für einen Zweck Teilhaftung festzusetzen, wenn darauf sofort vo) 
Korrealität statuiert wurde? Eine Tautologie dagegen ist immerhin X 
greiflich, vielleicht ist sie auch irgend einmal keine solche gewesei 
(s. A. 5). % 

In manchen Urkunden steht gar die dAAmAsepyYn erst hinter der 
noätıg (Rein. 8; 26): 7 moddıg Eorn al ap’ Evög xl map" Endorov F: 
yibov dAAnAov; nach festgesetzter Korrealität wäre es aber geradezu wi 
sinnig, die Schuldner noch als teilhaftend mit bloßer Bürgschaft zu I 
zeichnen. 

Endlich käme man mit der entgegengesetzten Anschauung zum FE 
sultat, daß in der Zeit vom Absterben des mo&&ıg-Zusatzes bis auf Justi 
die Korrealität praktisch gar nie vorgekommen wäre, denn die Urkunden 


1) Vgl. die thebanischen Urkunden (des Paniskos und Hermias) Grenf. 1, 18.2 
2, 18. 27; Amh. 50 und die gleichartige von Tenis Rein. 16 mit den her up 
schen Rein, 8. 26 und wieder mit den alexandrinischen BGU 1053. 1057, 29 
1145—6—9 (alles Ptolemäerzeit resp. Zeit des Augustus). | 

2) Z.B. Oxy. 729 (187 n.C.); 1040 (240 n. C.); Lond. 2 p. 221 (167 n. C.); Gen.& 
(226 n.C.) und noch Lips. 19 (320 n. ©.) 

3) Dafür steht jetzt mitunter &AAnAeyyvor nal KAlmlavadoyoı Lond. 3 p. 259. 

4) So Bortolucei a. O. 

5) Gewiß ist es möglich, daß in einem frühen Entwicklungsstadium des gr 
chischen Bürgschaftrechtes, wo der Bürge primär nur zur Gestellung des H 
schuldners verpflichtet war, auch der &AinA£yyvog für den Teil seines Kollegen eb 
gestellt war. Aber in der Papyruszeit ist dieses Stadium praktisch schon 
wunden und der Bürge eben “Eyyvos &lg Exrıcıv’ (8. 113 A. 2). 
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haben da stets nur die @AAnAeyyin-Klausel.e Während es daher überall 
die Tendenz jener Zeit ist, die Haftung möglichst zu steigern, wäre sie 
im Punkte der dermekrheit herabgesetzt worden. 

| Ein sehr deutlicher Beweis für die richtige Auffassung liegt ferner 
im folgenden: In BGU 741 ist von einer Hypothek gesagt, daß sie für 
zwei Darlehen dAAnAeyyvog ist; das hätte als Teilhaftung gar keinen Sinn, 
sondern kann nur bedeuten, daß sie für beide solidarisch haftet.') 

Man könnte sich freilich darauf berufen, daß Justinian in Nov. 99 
mit der dAAndeyyön nur Partialhaftung verbunden wissen will, wenn nicht 
ein die Korrealität besonders statuierender Zusatz geschehen ist. Aber 
zunächst spricht schon der Umstand, daß er dies besonders sagt, dafür, 
aß es eben nicht selbstverständlich war, und charakteristisch ist auch 
noch das Folgende. Nach und offenbar mit Rücksicht auf jenes Gesetz 
ird in Amh. 151,10 (7. Jahrh.) eine Korrealhaftung, bei der das benefi- 
eium divisionis nn Novelle entfallen soll, statuiert mit den Worten 
"adıcıperag dAAmAeyyvor’.?) Dieses ddınıgerog hätte aber gar keinen Sinn, 
enn die dıaiossıs der Haftungen schon im Begriff der dAAnAsyyin ent- 
halten wäre; sie enthielte dann vielmehr einen inneren Widerspruch?), 
d man hätte eine ganz andere Wendung gebrauchen müssen. In Wahr- 
1eit setzt aber das Kdınıgerwg gerade voraus, daß. die dAAnAsyyun eine 
esamthaftung enthält und bezweckt nur, die Einwirkung der Nov. 99 
wuszuschließen. 

Wie sich bei dieser Sachlage die sonderbare Bestimmung der Novelle 
»rklärt, ist freilich schwer zu sagen; vielleicht glaubte man bei der 
sroßen Häufigkeit der Klausel — teilweise Haftung wurde, wie es scheint, 
len Schuldnern gar nie gestattet — ihr gewaltsam die Spitze abbrechen 
u müssen, da sie als drückend erschien. 


| 
| 


I. ÜBERTRAGUNG DER FORDERUNG. 


Sie scheint im Recht der Papyri vollkommen anerkannt zu sein.*) 


E Se 271 (56n.C0.) und 272 (66. n2.C.); BGU 1171 (15 v.C.) sind Fälle 


Bi) ante diesen Argumenten kann es nicht ins Gewicht fallen, daß mutua 
deiussio einmal im C. J. 7, 55,1 (cf. D. 39, 4, 6) erwähnt ist und daß dAAnAeyydos 
itunter auch von solcher gesetzlicher Haftung gebraucht wird, die nur Teilhaftung 
it beneficium divisionis ist, wie die der Nominatores von Beamten in Flor. 2 126, 
15 II 79 u. ö.; das ist nur ungenauer Ausdruck. 

2) sokzog allein steht in Grenf. 2, 27, 

3) Allerdings ist ja nach der Novelle die &AAnAsyyön gesetzlich zu einer Teil- 
So geworden; aber daß diese Normierung schon dem sprachlichen Sinn wider- 
Ki zeigt sich eben in dem döwıgerws. — Gelegentlich kommt es nach Justinian 
nd ht unter Einfluß seiner Verordnung allerdings auch vor, daß man Teilhaftung 
it bestimmten Quoten verabredet: dann wird aber der Kuydruek alnıov Eyyvoı 
itunter geradezu vermieden. Er steht zwar in BGU;807 1.23 (vgl. 29), fehlt jedoch 
Lond. 1 p. 216. 

4) Wenger, Di Zession im Recht der Papyri (in Studi Fadda, Neapel 1906); 

8g* 
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erhalten, wo das Gläubigerrecht an einen anderen überlassen wird; 
wird bezeichnet als zaoaywesiv (oder ovyywgeiv) iv ngägıv (nel % 
rw) tod xepalelov o.ä. In CPR 1,10 (Nr. 84) werden mit eine 
Grundstück auch die dazu gehörigen Yiiise der Pächter verkauft, 
eine bezügliche Denunciatio an die Pächter enthält BGU 360 (198/9 n. 
Vielleicht ist auch bei der in Darlehnsschuldscheinen mitunter vorko 
menden Wendung ı d: moäfıs Eorn ool nal toig napd Gov außer an 
Erben auch an die Zessionare gedacht. — Vgl. auch noch BGU 1170, 50 

Mehr als die Zulässigkeit der Zession kann aber aus den Papysi 
nirgends herausgelesen werden. Insbesondere die mitunter behauptete 
Existenz antiker Order- oder gar Inhaberpapiere wird nicht dadurch be 
wiesen, daß es in manchen Urkunden heißt: 7 d2 ovyygapn xvoia Eazn 
zavrayod xal mavrl ro Enıp£govrı. In solehen Wendungen soll x r 
gesagt sein, daß auch ein Vertreter oder Zessionar sich auf die Urkunde 
als Beweismittel soll stützen können, was schon daraus erhellt, daß 
dieses manchmal direkt gesagt wird (z. B. Eleph. 1. 3. 4: önov &v &mr. 
peon Eidpıov 1) &hAog batg abrng)‘) und daß es auch bei Quittung 
gesagt wird (Oxy. 267).?) 


II. ABSTRAKTE VERSPRECHEN. 


Lit. (für das ägyptische Recht): E. Revillout, Les obligations en droit &g7 
(1886) IV. legon; (für das griechische Recht): Mitteis, Ztschr. f. Priv.- u. öf. R 
17,559 fg.; Reichs- und Volksrecht 459—485. Die in meinen genannten Sch 
vertretene Theorie vom allgemein-griechischen Literalkontrakt hat nur verein 
Widerspruch gefunden (so bei Niemeyer, Lit. Z.-Bl. 1892, 8. 284; Th. Reinach, 
des Et. grecgq. 1892, 154; Beauchet, Droit priv. 4, 72 fg.) and kan Jetzt als die 
schende angesehen werden: zustimmend Schultheß, Berl. Phil. Wochenschr. 
380 (Anm.); Lipsius, Von der Bedeutung des griech. Rechts A. 30; Pernice, S v 
13, 284; P. Krüger, Krit. Vierteljschr. 1893, 37; Thalheim, Rechtsaltert.* 109; Y 
Sav. Z. 18, 252. 267; Girard, Manuel* 499 A. 5; P. M. Meyer, Klio 6, 422fg.; fe 
(in eingehender und neues Material in trefflicher Darstellung heranziehender Un 
suchung) Rabel, Sav. Z. 28, 319—344; Partsch, Bürgsch.-R. 1, 149 fg.; Kübl 
Say. Z. 29, 210 fe Vgl. auch das in A. 2 angeführte Werk von Freundt. 


Solche sind schon dem altgriechischen Recht bekannt und komme 
daher auch in Ägypten vor. Allerdings sind sie nur ihrem Wesen m: 
abstrakt, der Form nach sind sie kausal, indem ein fiktives Darlehen 
Causa debendi namhaft gemacht wird. 


Frese, Aus dem gräko-äg. Rechtsleben 26. — Für das altgriechische Iopkr Bea 
4, 537 fg. 

1) So auch Recueil des Insc. Jur. Gr. 1, 282 1. 114; 314, 18. 

2) Vgl. Hitzig, Bedeutung des altgriech. Rechts (1906) 22/3; Freundt, 
papiere im altgriech. u. frühmittelalt. R. (1906) 2, 12 fg. — Das ‘ravrayoo Em 
uevn’ bezieht sich wohl auf den Fall, daß die Urkunde in einem andern Staat g 
gemacht wird, und stammt jedenfalls noch aus altgriechischem Urkundenstil, 
sich denn schon als “örov &v £neyp£on’ in der frühesten Ptolemäerzeit (Eleph. 
a° 311/10) und in Altgriechenland (Recueil 1, 316 1. 46, 320 1. 50) findet. 
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Im griechischen Recht ist es insbesondere üblich, eine abstrakte 
Ve nerschreibung in der Weise zu begründen, daß man den zu ver- 
‚schreibenden Betrag als Darlehen empfangen zu haben bekennt. Dieses 
„aktive Ödvsıov“ findet sich z. B. in den sogenannten Nikaretaurkunden 
"aus Orchomenos, wo die Polemarchen von Orchomenos für ein von einer 
gewissen Nikareta der Stadt gegebenes Darlehen in der Weise Bürgschaft 
übernehmen, daß sie bekennen, selbst die gleiche Summe zu Darlehen er- 
"halten zu haben; ferner bei Demosth. c. Timoth. 12%); es ist ihrer auch 
gedacht bei dem von Cic. ad Att. 6, 1, 15 erwähnten Provinzialedikt de 
'syngraphis und der bekannten litterarum obligatio quae chirographis et 
'syngraphis fit, welche Gai 3, 134 namhaft macht; vgl. auch D. 1, 18, 6 pr. 


| In den Papyri kommt das fingierte Darlehen vor als Form der 
„Alimentationsschrift“ beim &yo«gpog yduog (Kap. VIII), Tor.13 (29); ferner 
behufs Umwandlung anderweitiger Schulden (Kaufpreise, Par. 8; BGU 
1892); älterer Darlehen, meist wohl mit Zinsenzuschlägen, Par. 7 (225); 
"Grenf. 2,27; Rein. 8; 31)?); behufs Begründung von Schenkungsversprechen 
Magd. 14 2241) ber der Verpflichtung zur Restitution einer Mitgift 
(Teb. 386. 444%); BGU 114 II); ferner vielleicht als Form der Eingehung 
einer Bürgschaft?) usf. 


Außerdem ist das Versprechen der Rückgabe einer fiktiven Mitgift, 
welche in Wahrheit eine Schenkung enthält, wenigstens außerhalb Ägyp- 
tens öfter mit aller Sicherheit nachweisbar‘); daß es auch in den Papyri 
vorkommt, ist allerdings wenigstens nicht nachweisbar (unten Kap. VII). 


Übrigens hat das fiktive Darlehen schon im national-ägyptischen 
Recht einen breiten Raum eingenommen, z.B. zur Verschreibung des Kauf- 
preises beim Kreditkauf. Da nämlich der ägyptische Kauf (wie die römische 
‚Maneipation) notwendig Barkauf ist und die Preisquittung voraussetzt, 
wird im ägyptischen Recht, falls der Preis gestundet werden soll, zwar ın 
der Kaufurkunde über ihn nominell quittiert, gleichzeitig jedoch vom 
‚Käufer eine (fiktive) Darlehnsurkunde in entsprechender Höhe ausgestellt.” 


nn een _ 


1) Partsch-Rabel, Sav. Z. 28, 320 zu A. 4. 

2) Über dieses in dieser Funktion m.W. noch nicht beachtete Stück s. die Einl. 
zu 226. Wahrscheinlich ist auch in Lond. 2 Nr. 358 p. 172 1.9 (82) das erpreßte 
ZEIROYER«POV mEd6EWg [kat öwosNnans vet) ö[av]siov im letzten Teil eine fiktive Schuld- 
verschreibung gewesen. Vgl. auch Rein. 7, dazu P. Meyer a. O. 436. 

3) Nicht hierher dagegen Teb. 110 und Amh. 147; richtig (gegen die abweichende 
Meinung der Hgg.) Rabel a. 0. 321 A. 3. 

4) Vgl. de Ruggiero, Nuovi documenti, bei Pais, studi 1, 179. 

5) P. demot. Rein. 3 vgl. mit Rein. 20 (133); vgl. auch Rabel a. 0. 329 fg. 

6) Reichsr. u. Volksr. 284 A. 2. 3; Rabel a. O. 329 fg. 

7) Vgl. Revillout, Les obligations en droit Egypt., 4. legon; Mitteis, Ztschr. für 
Privat- u. öff. R. der Gegenwart 17, 571fg. Die Urkunde heißt ägyptisch „Sanch“. 
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IV. ZINSEN UND HMIOAION. 


Zinsen werden in den Papyri in wechselnder Höhe verabredet, welche 
mit Rücksicht auf die örtlichen, namentlich aber auf die zeitlichen Schwan- 
kungen sehr umfassender statistischer Untersuchungen bedarf. Auf solche 
kann hier nicht eingetreten werden; einzelne Bemerkungen, die aber schon 
wegen der seither erfolgten Vermehrung des Materials nicht mehr aus- 
reichend sind, s. bei Hartel, Vortrag 8. 68 A. 32; Wilcken, Ostraka 1, 678 
Billeter, Gesch. des Zinsfußes 229fg. und passim. Hier muß ich mich auf 
die allgemeine Angabe beschränken, die eigentlich selbstverständlich ist, 
daß schon eine flüchtige Betrachtung der Urkunden die größten Spa 
nungen in der Zinshöhe erkennen läßt; man findet da — abgesehen v« 
zinslosem Kredit — den röxog reımßoAsiog (6%), dowxueiog (12%, 
diesen häufig) u. a., aber auch viel höhere Sätze, bis zu 50%, kommen v 

Wichtig ist der allgemeine Grundsatz, daß die Summe der rückstä 
digen Zinsen das Kapital nicht übersteigen darf. Dieses bekanntlich au 
im römischen Recht angenommene Prinzip ist für Ägypten altes Landes 
recht, auf den König Bokchoris (8. Jahrh.) zurückgehend, von welche 
Diodor 1, 79, 2 erzählt: rovg d& uera« ovyyoapng Ödavslouvrag Erwive Ö 
Tod ToxXov TO Hepdhaıov nAEov morsiv N ÖımAdorov. In der Kaiserze 
finden wir von dieser Beschränkung der Zinsrückstände auch deutlie 
Spuren, wenn z. B. ein Kapital eingefordert wird mit “iooı r6x0ı” (BG 
888, 22; Lips. 10 II 30 [189]: ioov avri mAsıdvmv Töxwv; ebenso Te 
397, 13), wobei besonders der eben zitierte Ausdruck: „(dem Kapite 
gleiche Zinsen statt aller weiteren“ charakteristisch ist?); hierh 
zählt es auch, wenn es in Oxy. 653 (90 1. 11 und Anm. dazu) heißt: | 
dE r6xolı (ergänzt von mir) woAA® zA|ljoveg sioıw m To Ödveiov. | 

Übrigens mögen die Bestimmungen über das Zinsmaximum duı 
Bestellung von Nutzungspfändern (S. 153) vielfach umgangen worden sei 
worauf schon Oxy. 653 cit. hinweist. 

Für Verzugszinsen insbesondere ist zu bene daß sie in der pi ol 
mäischen Zeit durch ein didyoauue auf 24%, festgesetzt worden sit 
(76x01 dldgayuoı)?); das zeigt BGU 1147, 18 (103); 1055, 33/4 (104); 1 
I 38/9 (105); Grenf. 2, 18, 15/16; 21, 16/7; 27, 15/6. 


1) So z.B. dort, wo zu einem Kapital sofort das nu6Aıov dazu geschlagen wir 
wie in Teb. 110 (a. 92/89 v. C.) und Amh. 147 (a. 400 n. C.) [beides Getreidedarlehn], 
ebenso P. Rein. 14; 15; 20; vgl. dazu Rabel, Sav. Z. 28, 321 A. 2; oder in Lip 
(366 n.C.): 4 Gramm Gold bei einem Kapital von 2 Solidi (= fast 50 Yo vgl. Mi 
P. Lips. p. 47. 

2) Man vgl. dazu auch den (griechischen) Rechtsfall bei Scaev. D. 32, 37, 5, 
ein Kapital von 15000 mit Zinsen auf 30000 lautet. 

3) D. h. 2 Drachmen von jeder Mine monatlich; denn von der Mine (— 100 Dr. 
werden die Zinsen überall berechnet. 3 
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Das nwısArov?) endlich ist ein Zuschlag von 50%, des Kapitals, der, 
dem altgriechischen Recht sehr geläufig, sich auch im gräko-ägyptischen 
und noch in der Kaiserzeit häufig findet. Es wird bald als fester Zu- 
"schlag statt laufender Zinsen?), bald als Verzugsstrafe verabredet. 3?) Be- 
merkt sei, daß eine ältere Auffassung, wonach Auı6Aıov einen Zuschlag 
‚von 150%, bedeutet, heute allgemein aufgegeben ist. Nur ist sprachlich 
"zu bemerken, daß mitunter nui6Aıov auch die Gesamtsumme von Kapital 
+50% Zuschlag bezeichnet, z. B. in Par. 7, 12—14 (225): drorsıcdro 
,. mv vıumv .. ulddıov u.a‘) 

Über die Fiskalmulten endlich, die in Rechtsurkunden häufig fest- 
gesetzt werden, ist bereits 8. 76/7 das Notwendige bemerkt worden. 


V. DIE EXEKUTIVURKUNDE. 


Lit.: Dareste, Bull. de corr. hellen. 8, 362 fg.; C. Wachsmuth, Rhein. Mus. 
£. klass. Phil. 40 (1885), 295; Hartel, Wien. Stud. 5, 29 fg.; Wessely, Mitteil. E.R. 
2,32 und Denkschr. d. Wien. Akad. ph. Kl. 37, 100, E. Revillout, Les obligations 
an droit Egypt. 73; Goldschmidt, Sav. Z. 10, 392 fg. Ausführliche Darstellung mit 
Untersuchung der geschichtlichen Wurzeln des Instituts: Mitteis, Reichsr, 401 fg. 
(darüber Schultheß, Wochenschr. für klass. Phil. 1892, Sp. 319 fg.); Dareste im 
Becueil des Inscr. Jur. Grecques 1, 332 fg.; Kübler, Wochenschr. f. klass. Phil. 1892, 
5p. 429; Hitzig, Griech. Pfandr. 60; Beauchet, Droit priv. de la rep. Athen. 4, 
139 fg.; Braßloff, Sav. 2. 21,375 fg.; Zur Kenntnis des Volksrechts in den röm. Ost- 
brovinzen (1902) 1-26; Wenger, Actio judicati 209 fg. und Arch. 2,52 fg.; Kübler, 
ay. 2. 25, 277fg.; Waszyhski, Die Bodenpacht (1906) 137 fg; 145 fg.; Pflüger, 
Nexum u. Mancipium (1908) 80 fg.; Koschaker, Sav. Z. 29 p. 22 fg.; Mitteis, Sav.Z. 
29, 501; Pappulias, ‘H Eumgayu. &opdisıc 1,24 fg.; 107 fg.; Partsch, Griech. Bürg- 
‚jchaftsr. 1, 220 fg.; Ashburner, The Rhodian sea law (1909) p. 101; Lewald, Per- 
sonalexek. im R. der Papyri (1910), bes. S.42fg. u.ö. — Vgl. noch H. Weber, Atti- 
sches Prozeßrecht in den attischen Seebundsstaaten (in den Stud. zur Gesch. u. Kultur 
les Altertunis, hrsg. von Drerup, Grimme und Kirsch, 1. Bd. 5. Heft) Paderborn 1908 
3. 33 fg. 


Eine überaus prägnante und nach vielen Richtungen wichtige Er- 
scheinung des gräko-ägyptischen Rechtslebens ist der sehr verbreitete Ge- 
rauch von exekutivischen Forderungsurkunden. 

1. Sie sind äußerlich daran erkennbar, daß in ihnen die Sanktions- 
tlausel über die Verpflichtung des Schuldners mit einem besonderen Zu- 
satz versehen wird. Dieselbe lautet nämlich zumeist: 

7 noätıg Eoro &% te abrod (z. B.) tod Ilsreguoddeng zal &u Tüv 
ragyovrov aörod zadanso Ex Öluns. 


| 1) Ich gebrauche die in den altgriechischen Urkunden übliche, in der modernen 


iteratur rezipierte Neutralform; in den Papyri freilich wird regelmäßig gesagt: N 
woAle. Vgl. Berger, Die Strafklauseln in den Pap.-Urk. (1911) 14 fg. 

2) Vgl. 8.118 A. ı. 

8) 8. im allg. Mitteis, Reichsr. u. Volksr. 510 fg.; Billeter a. O. 260 fg. 

4) Beispiele bei Billeter 263 fg. Nichts anderes habe ich natürlich gemeint, 
enn ich in ähnlichen Fällen von einer Forderung des Anderthalbfachen gesprochen 
abe. Dies wird mir auch von Billeter 262 ausdrücklich eingeräumt; warum er dann 
en Ausdruck bekrittelt, sehe ich nicht ab. 
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Mit diesen letzten Worten ist gesagt, die Zwangsvollstreckung so 
schon kraft der Urkunde so stattfinden, als ob gegen den Schuldner € 
gerichtliches Urteil vorläge. Der Gläubiger will sich dadurch den Ze 
verlust der Prozeßführung ersparen und seine Rechtärarwirbli IE sof 
mit der Exekution beginnen dürfen. 

Von diesen Exekutivschuldscheinen sind nun folgende Dinge zu unt 
scheiden: 

a) Die Se Sanktionsklausel der Schuldscheine e woäkıg & &6 
&% TE TOD Unoyo&ov xal Ex TÜV ÖÜnaoyovrov «brod, wobei der Zusatz x@ 
dmeg &x Ölang fehlt. Damit soll nur die Haftung von Person und Ver 
mögen festgestellt werden, nicht aber die Form ihrer Durchsetzung be 
zeichnet sein.!) 

b) Die Klausel, der Schuldner solle zahlen &vsv Ölung xai »oloen 
z. B. Rein. 14, 22 (132) (ptolemäisch); Oxy. 71 18/9 (62) (römisch); 
Einleitung dazu. Dies ist nichts als eine Phrase, welche die pünktliche 
Zahlung zusagt. nn 

Dagegen stellen neuere Schriftsteller es der zo&&ıg xadareo Ex Ölung 
gleich, wenn sich in älteren Ptolemäerurkunden (Hib. 88, 14 [a° 263—7]; 
89, 18 [a° 239—8]; 90, 16 [a° 222—1]; 91,11 [a 244—3 oder 2197; 
92,22 [23]; Amh. 43, 14 [a° 173]) die Verabredung des zodrreıv zaza 
td dıdyocuue findet. Dies ist möglicherweise richtig, wenngleich man 
es nur in dem Fall Hib. 92 mit Sicherheit behaupten kann. Denn da 
handelt es sich um ein Gestellungsversprechen an den Ladungsbeamten, 
und für dieses hat das ptolemäische Prozeß -dıdyoauue (8. 1) sicher 80- 
fortige Vollstreckbarkeit statuiert. In den übrigen Beispielsfällen liegen 
Privatverträge vor, wo auf Exequibilität nicht schon nach der Natur de 
Sache zu schließen ist. Es kann ja auch der Ausdruck xar& ro dLayorwe 
besagen: Vollstreckt soll werden, wie es für Fälle solcher Art vorge 7 
schrieben ist, so daß die Wendung je nach der Natur des Kontra 
einen verschiedenen Sinn haben würde. 

Sicher exekutorische Wirkung dagegen hat die in Rechts e7 
der ptolemäischen Zeit immer wieder vorkommende Verabredung dei 
roüfıs ag zoog Baocıkıxd (vgl. die Zitate 8.20 A. 1), soweit sie 2 
Privaturkunden vorkam; also das Gedinge, daß die Privatforderung. nach 
dem Vorbild einer staatlichen solle vollstreckt werden können. Denn daf 
die Exekution der Staatsforderungen eine‘ parate war, ist nicht zu be 
zweifeln. Vgl. Einl. zu 36. | 


2.2 in der späteren ptolemäischen Zeit jedoch schwinden die beid a 


1) Vgl. Reichsr. u. Volksr. 446 A.3. Doch nimmt jetzt Partsch, Birgrol R, 
1, 224. Exekutivwirkung wenigstens dort an, wo es heißt: ‘% d: meäıs kora ı® I: 
viorj; TE0nO © Av Belkmene? Dies ist aber auch ein besonderer Zusatz. — Je 
woäfıs-Abrede Exekutivkraft beilegend: Goldschmidt a. O.; Kübler, Sav. Z. 25, 
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izt genannten Formeln und es tritt das “addzeg &x Ölang’ die Allein- 
schaft an, die es bis zum Ende der byzantinischen Zeit behauptet. 


'scheinlich, obwohl Partsch einwendet, daß hiermit eher die publizistische 
‚Pfändung für Geldstrafen gegen den widerwilligen Pächter festgestellt 
werde. Auch wenn dies richtig ist, schließt es nicht aus, daß Privat- 
personen -in Nachahmung dieser Klauseln für ihre Privatforderungen so- 
fortige Vollstreckbarkeit stipuliert haben. Gerade die Analogie der ägyp- 
tischen moäıs og noög Baoılıxd (s. oben), bei welcher ja gleichfalls die 
"öffentliche Vollstreckung der privaten zum Paradigma dient, scheint mir 
das zu unterstützen. 

8. Die Exekutivklausel soll dem Gläubiger die sofortige Vollstreckung 
sowohl gegen die Person des Schuldners als auch gegen sein Vermögen 
‘geben. Also auch gegen die erstere. Daran darf nach ihrem Wortlaut 
nicht gezweifelt werden; denn es heißt, daß exequiert werden soll && re 
adrod TOD ©noygsov xal Ex Tov Ünapyovrov abroü nude Ex Öluns, 
und es geht nicht an, die x«®«reo-Klausel bloß auf das Vermögen zu 
beschränken. Die Zulässigkeit eines Vertrags durch den die Person der 
sofortigen Zwangsvollstreckung unterworfen wird, ist ja jetzt in mehreren 
Beispielen ersichtlich.) 

Neben dem xad«drso &x Ölang kommt übrigens, was die Person des 
"Schuldners betrifft, noch eine andere Verabredung vor; nämlich die, daß 
er bei Nichtzahlung &y&yıuog sein, d.h. der Duktion unterliegen soll. 
| Diese Bestimmung ist, wie schon bemerkt wurde (8.46) von dem 
gewöhnlichen x«9dreg 24 Ölung wohl zu unterscheiden, weil sie nur bei 
Ileoocı tig &mıyovijg vorkommt, bei diesen aber noch neben jener steht. 
Der Unterschied liegt jedenfalls in größerer Schärfe der &ywyıuog-Abhrede; 
vermutlich entfiel bei dieser das Mahnverfahren, das (in römischer Zeit) 


1) Mitteis, Reichsr. bes. 413 fg.; Partsch, Bürgsch.-R. 1, 220 fg. 

2) So in dan im Text sofort zu besprechenden &y@yıuos-Urkunden (vgl. 8.46); 
ferner in Lond. 2 p. 6 1. 21; Hib. 92 i. f; Oxy. 259. Zwar handelt es sich in den 
ersteren um die besondere Personenklasse der Ileoocı rg Eryovis, in den letzteren 
um prozessuale Gestellungsbürgschaften, aber man darf den in ihnen hervortretenden 
Gedanken mit Beruhigung verallgemeinern. Seither habe ich auch meine ursprüng- 
lich entgegenstehende Ansicht aufgegeben; vgl. Sav. Z. 29, 501. 
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für die gemeinen Exekutivschuldscheine nachweisbar und charakt 
stisch ist. E 

4. Das Gebiet der Exekutivurkunde ist in Ägypten ein umfassende 
Sie findet sich in Darlehensurkunden, Depositalscheinen, Pacht- und M 
verträgen?), Heiratskontrakten (bezüglich der vermögensrechtlichen ] 
stungen) u. a. | 

5. Man würde jedoch durchaus irregehen, zu glauben, daß die E 
kutivurkunde dem Gläubiger ohne weiteres das Recht zu privater Selbst 
hilfe verschaffte. 

Mindestens seit Beginn der Kaiserzeit — für die ptolemäische ver 
sagen die Quellen, weshalb die nachfolgende Darstellung sich nu: 
auf die (vordiokletianische) Kaiserzeit bezieht — finden wir hier viel 
mehr ein eigentümliches und genau geregeltes Verfahren, welches ich 
(Leipziger Papyri 1,327) als Mahnverfahren bezeichnet habe. Die wesent. 
liche Wirkung der Urkunde ist hier die, daß dem Schuldner ein Zahlungs- 
auftrag zugestellt wird: erst wenn dieser rechtskräftig geworden ist, kann 
die Exekution von statten gehen. 

Ich halte es für wahrscheinlich, daß diese Regelung keineswegs eine 
rein ägyptische Besonderheit ist, vermute also, daß sie von den Römem 
auch in anderen Provinzen, vielleicht sogar in Italien, gehandhabt worden 
ist. Schon Reichsrecht 96 A. 6 habe ich auf die Stelle des Philostratos 
vita Soph. (Westerm.) 1, 25, 21 hingewiesen, wo ein Gläubiger seinem 
Schuldner droht, er werde ihm ruxoı zuschicken. Hierzu nun sagt der 
Berichterstatter erläuternd: ‘oi d& rixoı yoduua eiolv dyooag, Eomumd 
enayy&ikov TO 06% drodıöövrı’. Schon damals bemerkte ich, man könnte 
bei der Zorjum „an ein exekutisches Mandatum de solvendo denken, was 
bei dem nachzuweisenden Gebrauch der Exekutivurkunden einen :E i 
guten Sinn gäbe.“ Ich glaube, daß die seither veröffentlichen Pepe rt 
urkunden jene Hypothese voll bestätigt haben. 

Ich verweise dazu insbesondere noch auf Lond. 2 p. 172, 12 (5%) 
Hier beschwert sich jemand, seine Gegner hätten ihn gezwungen (auf de 
Namen seiner Schwester) ein yeıg6yoapov modseng zul bmodNamg A 
davslov auszustellen, und er wirft ihnen weiter vor, sie wären (offenbar auf 
Grund dieses zuesraagon) © Dg Ev Eonuie XomodwsvoL, olöwevor 7 4 | 
xagEv avroig a Üvoue xal üdıra” Hier scheint mir das og &v donu L, 
roroasdeı der &oyun bei Philostratos zu entsprechen.) Wir hätten dann 


1) Tine Zusammenstellung der Quellen gab (i. J. 1900) Braßloff, Sav. Z. 21, 37 
Das Material ist seither sehr vermehrt worden. 3 
2) Über ihre Verwendung bei diesen s. Waszyhski, Bodenpacht 137 fg. (geg en 
Braßloff a. 0. 374 fg.). | 
3) Das yoroaoyeı ist dabei auffallend beziehungslos. Vielleicht ist nach vielen 
Parallelen einzuschieben: «roig vouiuoıs) yemoduevoı (den Rechtsweg beschreitend). 
Vielleicht auch hat der Verfasser diese Worte geflissentlich weggelassen, weil er eben 


V. Die Hrokufienrkunde: 123 


ch den Parallelismus ne Terminologie. Dazu kommt noch, daß die 
"ixekutivurkunde nachweislich im ganzen Gebiet des ee in Ge- 
rauch stand (Reichsr. 406—414) und daher eine Normierung über den 
axekutivprozeß überall platzgegriffen haben muß. 

| Über das Einzelne unterrichten uns verschiedene Urkunden. Zunächst 
jolehe, welche sich auf Schuldscheine mit bloßem Personalkredit (d. h. 
‚he Pfand) beziehen, BGU 578 (227); Oxy. 906%); Flor. 68; vielleicht 
"uch Lips. Inv. 610 (teilweise publiziert von Koschaker, Sav. Z. 29, 27 
\ 3); ferner Oxy. 68 (228); Lond. 3 p. 132 (229); Lips. 120 (230); an- 
end auch der freilich ganz dunkle Papyrus BGU 614. Unterstützend 
‚xönnen aber auch die später (S.159fg.) noch näher zu besprechenden Papyri 
ber die Geltendmachung des Pfandrechts herangezogen werden, weil auch 
‚Jei ihnen ein Mahnverfahren ersichtlich ist. 


‚ Nur ist der Erörterung dieser Urkunden eines vorauszuschicken. 
Wir haben nur in einem einzigen Fall den exakten Beweis in 
er Hand, daß es sich um einen Schuldschein mit Exekutivklausel han- 
lelt, nämlich in BGU 578, wo wir dies aus dem mitgeteilten Wortlaut 
les Schuldscheines ersehen. Bei allen übrigen Stücken sind wir, was das 
/orhandensein jener Klausel betrifft, auf bloße Vermutung angewiesen. 
Indessen hat dies nichts zur Sache. Denn BGU 578 (227) bringt 
len bündigen Beweis, daß der Exekutivschuldschein durch das Mahn- 
erfahren geltend gemacht werden konnte. Folglich können alle Papyri, 
welchen dieses hervortritt, als Erläuterungen dazu betrachtet werden, 
elbst wenn hier das Verfahren auf Grund einer anders gearteten Urkunde 
ingeleitet sein sollte. 
In letzterer Beziehung wäre ja allerdings denkbar, daß das Mahn- 
rerfahren auch sonst auf Grund von klaren Schuldscheinen über certa 

ecunia zulässig war. 

Indessen sind wir zu dieser Annahme nicht gezwungen, da die Exekutiv- 

ausel, wie. bereits gesagt, so häufig ist, daß für ihr Vorhandensein in 
‚len Urkunden beinahe schon die Vermutung streitet. 

Auch was die Exekutivklausel selbst angeht, würde man prima facie 
eneigt sein, diese nur bei solchen Ansprüchen für zulässig anzusehen, 
je aus einem einseitigen Schuldversprechen herrühren, weil En lerelle 
lie Möglichkeit, daß eine Einrede entsteht, die Exequibilität auszuschließen 
cheint. Diesem Gedanken folgend hat denn auch Braßloff?) versucht, 
ie Zulässigkeit der x&®dnso &x Ölung-Klausel bei gegenseitigen Verträgen 


ie Rechtmäßigkeit des Verfahrens bestritt. Dann hat er vielleicht zu yonoaod«ı 
azugedacht: TO yzıgoyodpm. 

1) Über das eigentümliche Stück Oxy. 286 s. 8.124 und Einl. zu 232. 

2) Sav. 2.2.0. 


2 % 
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auf den Fall einzuschränken, daß die ihr zu unterwerfende Pa tei 
Einreden durch besondere Erklärung im vorhinein entsagt hatte. 

Indessen ist diese Thesis nicht haltbar!); auch ohne daß ein N 
redefreies Versprechen gegeben wird, findet sich z. B. bei Pachtvert, 
die xadadmeo-Klausel angewendet. 

Sehr auffallend ist freilich, daß in einem Fall (Oxy. 286 [23 
sogar für den Anspruch auf zuktnie Schaden von unbestim 
Höhe ein Mahnverfahren stattfindet. Es ist klar, daß dieses die Wirku: 
der Exequibilität nicht mit sich gebracht haben kann. Indessen di 
wir uns durch diesen vereinzelten Fall an der Annahme, daß das 
normalerweise doch zu derselben hinführt, nicht irre machen lassen; ı 
diese ist durch gute Zeugnisse getragen und wird dadurch nic 
geschlossen, daß es daneben auch noch ein Mahnverfahren mit jeden 
schwächerer Wirkung gegeben haben kann, über dessen Bedeutung 
das Urteil noch suspendieren müssen. 

6. Der Verlauf des Verfahrens ist nun dieser. £ 

a) Der Gläubiger überreicht ein ömduvnue, welches meist eine 
schrift des Schuldscheines in sich schließt?), an den to | 
Alexandrien. Die Überreichung geschieht nach der Regel der drowvıum 
nicht in der Kanzlei, sondern durch den Gläubiger persönlich oder d 
einen Stellvertreter desselben in einer Session.*) Das Gesuch enthält di 
Bitte, der doyıdıxaorig möge dem Schuldner durch den örtlich zus stän 
digen oroarnyög ein (natürlich mit überreichtes) zweites Exemplar 
Eingabe zustellen lassen: 

Srwg norjontel wor iv dnodocıw Tod TE mgOKELULvoVv KepaAalov 
tov Toxwv, N ll, Eoouevnv uoı ryv noßsıv EE bneoyovrov abrod, 
bv Eav TEIsıWEn Evsyvouolas yoauudıov’ (BGU 578, 20fg. [228]; ( 
286, 15 fg. [232]; vgl. (unvollständig) BGU 231; Flor. 68 und als Para 
den allerdings auf Vollstreckung in ein Konvent bezüglic che 
Papyrus BGU 888, 20 fg. [239]. 

Dieser Sehriftkate heißt, sobald die Zustellung an den Be 
klagten vollzogen ist, dıaoroAındv (Oxy. 68, 33; cf. Flor. 1, 6 [243] 
81,11 u.a.), ein Name, der freilich auch auf HERRN. Zustellungen pab 
(z.B. Lond. 3 p. 109, 95). Er ist der Zahlungsauftrag. Dar hi 


a 


1) S. dagegen Waszyhiski a. OÖ. 138. 

2) 8. die Einl. dazu. 

3) Ich vermute jedoch, daß letzteres nur dann der Fall ist, wenn der Schuld cl 
ein xeıgöyoa«pov ist, das noch der Registrierung bedarf und eben gleichzeitig 
striert werden soll. ‘Wo, wie in Oxy.906, das Verfahren aus einer ovyygagrj stattfi 
oder das ysıpdygagpov schon registriert war, dürfte die Wiedergabe derselben im 
uvnuc nicht erforderlich gewesen sein. "Man vgl. BGU 888: Mahnverfahren aus 
ovyyeagprj; diese wird nur zitiert, nicht im Wortlaut mitgeteilt. 

4) Vgl. 8. 37—8. 
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s ist wichtig dies zu betonen: Der Zahlungsauftrag geht nicht vom 
«orig aus, sondern vom Gläubiger, und der doxidıraorig be- 
t sich darauf, ihn durch die Zustellungsverfügung zu autorisieren. 
- haben hier den allgemeinen prozessualischen Grundgedanken der 


auch: &p’ @v 2av Telsınoa Evsyvoaolag yoxuudtov, d.h. auch die 
ıng vollzieht — wenigstens nach seiner Auffassung?) — eigentlich 
Magistrat autorisiert sie bloß. 
Wenn, was sehr häufig ist, der Gläubiger sich auf einen privaten, 
nicht der Önuooiwoıg (S. 84) unterzogenen Schuldschein stützt, 
N er gleichzeitig, diese zu vollziehen. 
1! “b) Danach verfügt der doyıdıxzaorijg die Zustellung und seine Kanzlei 
as xurahoyeiov oder die zods ti dıadoyij)?) setzt auf das ündurnue den 
(ent: Tod Özdousvov Urouvnuarog Avriygapov ustaedoditn bg Und- 
eur (BGU 578, 7 u.v.a.). Dieses Dekret wird von einem Kanzlei- 
eamten subskribiert (nicht vom Erzrichter selbst). Im Fall ein nicht 
istriertes Chirographum vorliegt, wird es natürlich bei diesem Anlaß 
uch registriert. Sodann wird das subskribierte Gesuch durch das Bureau 
‚lem ns zurückgestellt. 
e) Nun reist dieser mit dem Stück an den Wohnsitz des Schuldners 
Ind überreicht dem Strategen (in mindestens zwei Exemplaren) ein Ge- 
IE, um Zustellung des dicoroAıxdv an den Beklagten. Dieses Gesuch 
‚eitet er ein mit den Worten: ‘Od nzaosxduce (oder Exdouo«, vgl. oben 
3.76 A.2 g. E.) &x roö xurwioyelov (oder and tig dıahoyig) Ömuo- 
FIR0EWS KonuaTıouod, Avriyoapov Undxeitar ze dEi® Tovrov zo Loov di 
bamgerov ueradodnvar TO .... Evamıov iv’ eiön. Dann führt er den Zu- 
tellungsbefehl und den Wortlaut des (von ihm selbst herrührenden, s. 
ben) dimoroAıx6v an. Es scheint nebstbei, daß der Beklagte den Ver- 
merk des «oyıdızaorig nicht in einer Originalausfertigung bekommt, son- 
ern nur die Abschrift davon, die der Gläubiger in sein Gesuch an den 


1) Vgl. Mitteis, Leipz. Sitz-Ber. 1910, S. 70/1 mit weiteren Belegen. 
2) Für die Pfändung freilich ist diese Auffassung nicht mehr ganz richtig. 
ier erläßt der Magistrat ein positives Pfündungsdekret. 
| 3) Die Beamten xeös rj dıcloyjj erscheinen, wie wir schon 8. 84 A. 2 sahen, 
uch bei der Önuooiwcıg der Cheirographa, während wir sie bei der Herstellung von 
vyywenjseıg nicht beteiligt finden; diese vollzieht unseres Wissens bloß das nara- 
oyeiov. Der Name moös rj dielorf bängt wahrscheinlich mit der prüfenden Tätig- 
eit des Archidikastes zusammen; Oxy. 34 II 3 (188) nennt sie =. r. dı@Aoyjj rov narcı 
karpov koyıdınaorav. Wenn sie in Lips. 10 II oi xoög ri dıaloyjj; rg möleng genannt 
erden, so wird das vielleicht aus einer Zeit stammen, wo sie speziell für die Stadt 
exandrien zu funktionieren hatten. In der Kaiserzeit sind sie (ebenso wie das 
arakoysiov) auch bei Rechtssachen aus der y&o« tätig. Wie sich ihr Geschäftskreis 
egenüber dem des »araAoysiov abgrenzte, wissen wir jedoch nicht. 


z 
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Strategen eingeflochten hat. Wie dabei die Richtigkeit der Abschri 
kontrolliert wurde, bleibt unserer Hypothese überlassen. 
In dem vorstehenden Zitat bedürfen die Anfangsworte einer Hrlän 
terung. Es wird von einem yonuarıouog dnmuooLWoew@g gesprochen. 
uerıoudg ist hier jedenfalls der ganze durch die Präsentation und ! 
digung beim Archidikastes hergestellte Akt: die erledigte Fi etw: 
wie in der Ptolemäerzeit die “Evrsväıg xexomuerıouevn’ (S. 15).!) Warn 
wird er aber yonuerıiouös Önuocıwoewg genannt? , 
Man darf hier, glaube ich, nicht an die dnuocincıg im Sinn yo 
Registrierung der Chirographa denken. Das hätte keinen rechten Sim 
denn diese Registrierung tritt hier ganz zurück gegenüber der Gelte 
machung; auf diese mußte der Ton fallen. Auch ist namentlich C 
906, fg. zu beachten, wo es in einem Ehescheidungsakt heißt: m 
ÖmAovusvnv HVyyoapNv ul Tv yYevousvyv abrig ÖLd Tod xaraAope 
Önuoclwoıv xal werddocıv Ovyywgovcı Ürvoov eivaeı Was hätte bei 
svyyoagn (d.h. hier notarieller Vertrag) die Registrierung in Alex 
drien für einen Sinn? Znuoolooıg gehört hier offenbar eng mit wer«dosı 
zusammen. Es war ein Ehevertrag, wohl mit Exekutivklausel, über die 
mögensrechtlichen Stipulationen vorgelegen, und einer der Ehegatten h 
die Exekutivforderung schon geltend gemacht (vgl. BGU 970 [242], 1 
bes. 20—25). Vielleicht hatte z. B. der Mann auf Auszahlung der Mit 
ein dıaoroAıdv zugestellt. Jetzt wird die Wirkung desselben annulliert 
.da ja die Ehe geschieden ist. | 
Danach wäre aber Önuoolwsıg die Vorlegung des Schuldscheins 
den «exıdıxzaorng behufs Erteilung des uer«dooıg-Befehls. Wer dazu O3 
933, 4—6 liest, wird finden, daß dort genau die gleiche Auffassung 
ergibt. Da hat jemand seinen Vertretern in Alexandrien drei dieoro 
zugeschickt: sie sollen sie schnell zur Önuooiwoıg bringen, damit sie ı 
verjähren. Hier sind die dıeoroAıxa selbst als Gegenstand der Önu00l@6 
gedacht. Das schließt meines Erachtens die Beziehung auf Registrierung 
eines Chirographums aus.?) 1 
Ich habe bereits oben S. 86 A. 1 gesagt, daß im C. Th. 2, 27, 5 
publicare cautiones soviel heißt wie „eine Urkunde bei der Behörde eit 
klagen“. Meines Erachtens ist diese Bedeutung auch hier zugrunde: 
legen. Der yonuarısudg Önuocıwoewg ist nichts als der Akt der gericht 
lichen Geltendmachung. 5 
d) Dem la welcher das dı«oroAıxdv empfangen hat, steht 


1) Nur in Flor. 56 (241) heißt es: genuarıouod drouvijueros, d. h. Erledigung 
der Eingabe. 

2) Anders Koschaker a. O. 29, 11; er bezieht die önuociocıs auf die in den 
dieotolmd geltend gemachten Cheirographa. Aber der Verfasser jener Urkunc 
drückt sich eben anders ans. 1 


u 
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ner solchen ist ein Beispiel in Oxy. 68 (228) (a° 131 p. C.) enthalten, 
Jerdings mit verlorener Adresse; doch zeigt Lond. 3 p. 133, 25/6", daß 
ch sie beim doyıdıxaorng überreicht wurde. 

‚Die @vrioonsıs behebt jedenfalls die Kraft des Zahlungsauftrags: es 
‚Ard jetzt die Sache in zweiseitige Verhandlung übergegangen sein. Wir 
nden sogar, daß die dvrigensıs wieder schriftliche Repliken des Gläu- 
igers auslöst (moooueraöLdovaı, Bußkroueysiv in Oxy. 68); Lond. 3 De132 
it eine solche Replik (allerdings gegen eine dvriponoıg auf Eveyvocoik, 
„128), und wir sehen, daß auch sie wieder durch den doyidızaorig zu- 
estellt wurde. 

Irgend einmal aber muß der bloße Schriftenwechsel aufgehört haben 
nd in ein mündliches Verfahren übergegangen sein. Das würde, wenn 
j nicht schon selbstverständlich wäre, Oxy. 68, 34/5 beweisen, wo es in 
ner @vriooyoıg heißt: uEvovoav Ö’ Euol Tv noög abrdv xoloıw, &p’ &v 
Eov Eoriv. 

, Wer war in diesem Verfahren der Richter? Manchen Gelehrten liest 
ie Annahme nahe, daß es wieder der «oyıdızaorijg gewesen ist. Aber 
»lbstverständlich ist dies nicht?); aus der Kompetenz zur Autorisation der 
ahlungsaufträge folgt jene zur Entscheidung in einem daran sich schlie- 
anden kontradiktorischen Verfahren nicht mit Notwendigkeit, und wenn 
ıch nichts im Wege steht, dieselbe als vorhanden anzunehmen, so müßte 
'e doch wieder durch besondere Regulative getragen gewesen sein. Denn 
Imst würde die Regel durchgreifen, daß der ordentliche Richter nur der 
raefectus Aesypti ist (8. 25; 35). 

‚Außerdem mögen wohl für dieses Verfahren bestimmte Kautelen ge- 
olten haben. Sollte die Exekutivurkunde nicht ganz entwertet werden, 
> durfte der einfache Widerspruch sie nicht vollkommen entkräften. 
[an mag sich also vorstellen, daß der widersprechende Beklagte zur 
‚autionsleistung angehalten wurde, oder gegen ihn arrestatorische Maß- 
ahmen zulässig waren. Positiv wissen wir darüber nichts. 

|  Ebensowenig darüber, binnen welcher Frist die @vriognsıg überreicht 
rerden mußte, um die Rechtskraft des Zahlungsbefehls auszuschließen. 
e) Ist letztere eingetreten, so kommt es nun zur Exekution. Wie 
:hon oben gesagt wurde, kann diese nach Inhalt der uns vorliegenden 
| xekutivklauseln sowohl Personal- als Realexekution (&veyvoaoie) sein. 
jeide unterstehen jedenfalls den allgemeinen Regeln, d. h. sie werden sich 
ben so vollzogen haben, als ob ein gerichtliches Urteil ergangen wäre. 


1) Dieses ist allerdings eine &dvrigensısg gegen einen yenuarısuös Eveyvonolas, 
icht gegen ein diaoroAındv. Aber die Analogie ist zwingend. 
2) Daß es auch durch Giss. 34 nicht bewiesen wird, habe ich in der Einl. zu 
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Im einzelnen ist uns hierüber wenig überliefert. Tas 
der Personalexekution. Aber man wird nach Analogie des bei der 
exekution Bezeugten ohne weiteres voraussetzen dürfen, daß sie W. 
durch ein gerichtliches Dekret bedingt war (s. sofort). Auf dieses 
wird dann die Duktion durch die Vollzugsorgane (Bevınöv ode 
erfolst sein. 

Bei der Realexekution treten uns diese gerichtlichen Dekrete deut 
licher entgegen; wir ersehen sie insbesondere in BGU 1033 (240); Ele 
56 (242). Es handelt sich hier freilich um Vollstreckung in bestellt 
Konventionalpfänder: bei diesen sehen wir, daß die Vollstreck 
willigung vom Statthalter ausgeht (nicht vom Erzrichter oder ei 
untergeordneten Magistrat); der Erzrichter verfügt hier nur die 
stellung derselben an den Schuldner (vgl. S. 160); für die Vollstree 
pfandloser Forderungen darf man vielleicht das Gleiche voraussetz 

Gegen die bewilligte &veyvo«oie steht dem Schuldner neuerlich 
Recht der dvrigensıs zu, wie Lond. 3 p. 132 (s. Einl. zu 229) und Ep: 
120 (230) zeigen.?) Nach letzterem Papyrus z. B. will ein Gläul | 
pfänden, weil weder dvrioonsıg noch dievAvrnoıg (Zahlung) gegen de 
xonueriouds zeol modteng (l. 4 = xomu. Eveyvoaoiag)?) erfolgt ist. « 
wendet er sich deshalb an einen Magistrat, der, wie ich in der Einlei 
zu 230 zeigen werde, kaum ein anderer als der oro«ımyög sein kann. 
dieser kommt eben erst im Vollzugsstadium in Betracht. 

So wird denn auch hier das Prinzip festgehalten, daß die Pfändun: 
gerichtliches Dekret voraussetzt (vgl. Dernburg, Pfandr. 1, 417); sie 
vom Gerichtsmagistrat zugelassen, und den Unterbeiibrdh steht nur 
Vollzug zu. 

Für die Pfändung, welche technisch &veyvorol« genannt wird, we 
die Regeln über das pignus capere in causa judicati gegolten haben, 
sie besonders D. 42, 1, 15 für das Verfahren extra ordinem entwie 
Also handelt es sich immer um Spezialexekution, nirgends um die 
ordentlichen Zivilprozeß eigentümliche Missio in bona. Für Grundst 
insbesondere wird noch eine Eintragung der Pfändung in den Bücher: 


1) Um so mehr als wenigstens beim ördAAayue-Pfand die Vollstreckung auc 
auf das sonstige Vermögen ausgedehnt werden kann. In Flor. 56 ist dies soga 
der Fall gewesen. Dennoch ist die Frage der Zuständigkeit zur Bewilligung 
Eveyvoast« m. E. nicht spruchreif: sollte zu BGU 73 (s. Einl. zu 207) die A n 
von Lewald die zutreffende sein, so hätten wir dort eine Vollstreckungsbewilliz igung 
durch den Aoyıdınaorjs. Man muß also weiteres Material abwarten. , 

2) Ob hier Einwendungen noch im gleichen Umfang zulässig waren wie 
das dıeoroAıxov? Es liegt nahe, zu glauben, daß nur noch solche erhoben 
konnten, die sich auf neu eingeltalens Tatsachen stützten (Zahlung, bin eh 
die u Rechtskraft des dıaoroAınov erfolgt waren.) 

3) Diese Gleichung übersieht Koschaker a. 0. 38, wodurch er von der ihm 
reits sehr nahe gelegenen richtigen Auffassung abgedrängt wird. I 
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er BıßAuodnaen Eyarıjoov stattgefunden haben, worauf auch die freilich 
shr dunkeln Urkundenreste in BGU 832 und Oxy. 712 (232)%) hindeuten. 
Zum Vollzug all dieser Maßregeln bedient man sich der Esvınöv 
oderooss als der offiziellen ER ehtsvplleicher (8. 45). 


| ZWEITER TEIL. 


| PFANDRECHT. 


‘  Lit.: Zum schen Pfandrecht: Spiegelberg, Domotische Kaufpfandverträge 
a Recueil de trav. relatifs a la phil. et & l’archeol. &gypt. et assyr. 31 (1909) (dazu 
‚ohler, Zs. f. vergl. Rechtswiss. 23, 278fg. und Rabel, Verfügungsbeschr. [s. u.] 
ge — Außerdem kommt auch E. Revillout an rl Stellen seiner Werke ge- 


entlich auf das Pfandrecht zu sprechen; doch ist es kaum möglich, sich hierbei 
Er ein klares Bild zu machen. 
Über griechisches Pfandrecht im allgemeinen: Meyer-Schömann-Lipsius? 
0fg; Thalheim, Griech. R.-Altertümer* 99 fg.; Szanto, Über Hypothek u. Schein- 
auf im griech. R. (Wien. Stud. 1887); Mitteis, Reichsr. u. Volks. 413 fg.; Hitzig, 
as griech. Pfandrecht 1895 und in Zschr. f. vergl. Rechtswiss. 19, 25 fg.; Dareste 
n Recueil des Inscr. jurid. grecg. 1, 118fg.; Beauchet, Hist. du droit prive de la 
spubl. Athenienne (1897) 3, 176 fg.; vgl. 4, 189 fg.; Syabodm, Sav. Z. 26, 221 fg.; 
abel, Sav. Z. 28, 351fg.; Dareste, Nouv. Rev. hist. 32, 639 En. ; Pappulias, “H 
Iönie Elan rar TO ER xal TO dwurinov diearoe I (altgriech. Pf.-R.), 
‚eipzig 1908 (dazu Mitteis, Sav. Z. 30, 442 fg.). 
“ Die Literatur über das Pfandrecht in den Papyri ist sehr verstreut; man vgl. 
twa Mitteis, Hermes 30, 607 fg. 618; zu P. Lips. p. 37, 326—7; Sav. Z. 27, 345 fg,; 
(0, 446fg.; Gradenwitz, Einführ. 85 fg.; 11öfg.; Arch. 2, 99 A.4; Wessely, An- 
eiger d. Wien. Akad. 1901, 101; Naber, Arch. 2, 20 fg. (dazu Rabel, Sav. Z. 27, 
‚16fg.) und *ExıxaraßoAn’ im Liber gratulat. in honorem Herwerdeni, Traj. ad Rhen. 
902, 155; cf. auch De lege commissoria in Mnemosyne 32,54; Costa, Bull. dell’ ist, 
4, 87fg.; 17, 46fg.; und in Memorie dell’ Accad. di Bologna Ser.1 Tom.1 p. 217 fg.; 
erhard und Gradenwitz, ’Qvn &v niorsı, Philologus 63, 448 fg.; Vitelli, Atene 
Roma 6, 333 fg.; Rabel, Sav. Z. 28, 364 fg.; Die Verfügungsbeschränkungen des 
erpfänders, bes. in den Papyri (Leipzig 1909) (dazu Eger, Sav. Z. 31, 456 fg); 
oschaker, Sav. Z. 29, 22fg.; Partsch, Bürgschaftsr. 1, 99. 256fg. 361 fg.; Eger, 
srundbuchwesen 43 fg.; Wenger, Wochenschr. f. klass. Phil. 1910, 82fg.; Frese, 
us dem gräko-ägyptischen Rechtsleben (Halle 1909) 15fg.; R. de Ruggiero, Il 
ivieto d’alienazione del pegno, Cagliari 1910 (dazu Eger a. O.); E. Weiß, Arch. 4, 
Slfg.; 360 fg.; Pfandrecht, Untersuchungen I (Weimar 1909) (dazu Wenger, Zschr. 
"atdelrcht an 325fg.; Eger, Sav.Z. 31,492fg.); Bry, Essai sur la vente dans 
8 papyrus (Paris 1909) 308 fg. (über &vn) £v zioreı); Manigk, Gräko-ägypt. Pfandr., 
av. Z. 30, 272 fg. (vgl. auch desselben Verf. Art. Fiducia in Pauly-Wissowas Realenz. 
2, 2287 fg., bes. 2314 fg.); derselbe, Antichretische Grundstückshaftung im gräko- 
gypt. Recht in der Festgabe für Güterbock (Berlin 1910) 283 fg.; sowie „Gläubiger- 
vefriedigung durch Nutzung“ (Berlin 1910). 


Das Pfandrecht der Papyrusurkunden weicht vom römischen in den 
esentlichsten Punkten ab. Seine Wurzeln sind wohl vorwiegend im 
fandrecht des Hellenismus zu suchen, mit dessen charakteristischen Zügen 
8 durchaus übereinstimmt; inwiefern etwa einzelne Einflüsse des altägyp- 
ischen Pfandrechts nachweisbar sind; wird erst nach Vermehrung des 


1) Ob auch BGU 73? S8. Einl. zu 207. 
Mitteis-Wilcken, Grundzüge. II, 
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demotischen Urkundenmaterials, namentlich des der hellenistischen | 
angehörigen, festzustellen sein. 

Trotz dieses lokalen Charakters jedoch ist das Pfandrecht in e ’p 
durchaus Juris gentium; die vom römischen Recht abweichende Biger 
desselben kommt auch für Römer zur Anwendung; das zeigt schon 
die Zeit vor der Constitutio Antonina BGU 888 (239). Außerdem | 
steht dieselbe noch nach jenem Gesetz mindestens im 3. Jahrh. dur 
aus fort. 

Allerdings ist darauf hingewiesen worden, daß die Verpfändun 
urkunden, bei denen die Kontrahenten Römer sind, einzelnes von ( 
peregrinischen Abweichendes zeigen; so werde bei Hypotheken ni 
Eigentumsverfall, sondern nur ein 'roig vouluoıg gonodeı” verabrede 
(BGU 741. 301; PCattavi Verso I 11—13), womit an das römische | 
distrahendi Sedahl sein könne. Ferner komme eine dem späteren pigı 
Gordianum entsprechende Klausel (unten $. 154) gerade in römise) 
Pfandurkunden aus Ägypten vor (BGU 741 [244]; Lips. 10 [189])2). End 
lich fehle in diesen das den hellenistischen Kontrakten charakteristist 
Verbot an den Verpfänder, das Pfand zu veräußern.®) — Dagegen 
jedoch zu erinnern, daß eine ähnliche Wendung wie roig vouluoıg % 
o9cı auch in dem peregrinischen Bas. 7, 19 (245) vorkommt und ebens 
das ‘pignus Gordianum’ vielleicht*) in Flor. 86 (247) auch zwise) 
Nichtrömern verabredet wird. Natürlich hat man mit der Möglichk 
nationaler Rechtsdifferenzen immerhin zu rechnen; aber im wesentlich 
ist, wie gesagt, daran festzuhalten, daß nachweislich die Pigenkä 
keiten des gräko-ägyptischen Pfandrechts den Römern keindnwengig 
schlossen sind. 


Wann der nationale Charakter des ägyptischen Pfandrechts zei Yun- 
den ist und das römische daselbst allgemeine Geltung gefunden hat, ist 
aus den Urkunden nicht zu ersehen, da dieselben seit dem 4. JE pe. 
für diesen Gegenstand versagen. Wahrscheinlich hat das von Konstantı 
verfügte Verbot der lex commissoria, welches gerade mit dem opus 
griechischen Pfandrechts ganz unvereinbar ist, dieses zerstört. MM 


Es ist nunmehr das Pfandrecht der vorkonstantinischen Zeit in ein- 
zelnen zu betrachten. 


1) Costa, Bull. 17, 101; de Ruggiero, Il divieto d’alienazione 21. . 
2) de Ruggiero 23. Daß das nur für Lips. 10 wirklich zutrifft, wird uı nten 
S. 156 auseinander gesetzt werden. ze 
3) de Ruggiero 21 fg. 
4) Dies ist allerdings zweifelhaft (unten S. 156). Dafür ist wieder zu betoner 
daß auch das ‘pignus Gordianum’ in Lips. 10 älter ist als das nachwei 
römische Gordianum ($. 157); wer sagt uns, daß es gerade römischer Sitte 
springt? 
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I. TERMINOLOGIE. 


“ Die üblichen Bezeichnungen für Pfand und Verpfänden sind!): vro- 
Yan — vnorideodeı?), ÜndAAayua — ÖmaAkdrreiwv, Eveyvoov (wo aber das 
e wort Eveyvoaseıv die einseitige exekutorische Pfandnahme des Gläu- 
Digers bedeutet)°), &xeveyvoov (BGU 993 III 11), öneyyvov (Oxy. 507, 31); 
as Verpfänden wird auch xarayonuaritsıv genannt, Außerdem kommt 
1eoiria — uEOLTEVELV, ÖLEYYyÜNuR, KaToyy — xareysıv häufig vor. 

| Von diesen Ausdrücken werden bro®yjan und ündAAayuc vorwiegend 
i Grundstücken, aber daneben auch bei Mobilien (BGU 567 I 24; Lond. 2 
. 220 1 12 [237]; Amh. 144, 10 [byzant.] — übrigens hist überall 
Sklaven —%)) gebraucht. ER, scheint ausschließlich das Mobiliar- 
fand zu in, obwohl &vsyvodio von jeder Art exekutiver Pfändung 
gebraucht wird. Meoırl« (ursprünglich wohl die Sequestration®); vgl. 
Mitteis, Hermes 30, 618) kommt meist bei Katökengrundstücken vor”), der 
rund hiervon ist wohl in der juristischen Sonderstellung dieser letz- 
‚eren zu suchen.°) Jıspyönua ist eigentlich jede gestellte Kaution (wie 
lenn dıeyyvav tıva heißt: für jemanden Kaventen annehmen) und wird 
larım von der Hypothek öfter geradezu als der weitere Begriff unter- 
ichieden (BGU 184, 26. 536, 7; Teb. 323, 16; Lond. 2 p. 152 1. 13; 220 
„10 [237] u. a.), daher auch für die Verpfändung nur selten?) selb- 
tändig, sondern eher neben den technischen Bezeichnungen pleonastisch 
sebraucht (dedwxevaı Ev ünalldyuarı za Ödıeyyuiuarog [1. -ri?] Lond. 2 
5.220 1.10, ümorsdeiode &v Öusypuiucrı Lond. 1 p. 56). Karoyıj ist’ 
lie Haftung, welche durch ein (vertragsmäßiges oder gesetzliches) Pfand- 
'echt begründet wird (vgl. BGU 243, 14; Gen. 44, 23 [215]; BGU 619 
' Tu. ö.); das sehr elastische Wort kann aber auch viele andere Begriffe 


bei 


1) Vgl. auch Manigk, Sav. Z. 30, 273 fg., wo auch einige geltenere Termini an- 
egeben werden. 

2) Also meist medial. Doch kommt auch die Aktivform ömorıdevaı vor; Belege 
die ich der freundlich unternommenen Zusammenstellung ‚durch Herrn und Frau 
Jarmening verdanke) sind: Petr. 3, 57a 4 und 11 (p. 164); BGU 987, 12; Lond. 3 
Nr. 870, 7 (p. 235) und Nr. 1179, 113 (p. 147). 

3) Daher ‘verpfänden’ in Magd. 13 1.7 "dıödovaı Eveyvodgsıw’ genannt, 

4) Amh. 144, 10 beweist freilich wenig, weil aus dem 5. Jahrh. stammend. 

5) OPR 12; Fay. 109; Magd. 13. 

6) Dazu noch Lips. 32, 4 (93) (cf. auch Rein. 7, 22. 32 [16)). 

7) Vgl. Eger a. O. 44. 

8) Vgl. oben 8. 95. Man erinnere sich daran, daß in der Tafel von Heraclea 
en Erbpächtern die Verpfändung verboten wird (Recueil des Iner. Jur. Gr. 1, 209 ° 
150). Es ist wahrscheinlich, daß auch Katöken wenigstens ursprünglich nicht: ver- 
fänden durften und man ihnen nur die Aufnahme einer Revenüenhypothek erlaubte. 

iese aber führt zur Sequestration, und das ist eben der technische Sinn von neoırie. 

der Kaiserzeit ist dieser allerdings erloschen; daher wird die allgemeine Pfand- 

rminologie mitunter auch auf Katökengrundstücke angewendet. 

9) So in den Zoispapyri: Partsch, Bürgschaftsrecht 1, 62 A. 3. 


9* 
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ausdrücken.) Koarsiodel rıvı heißt zunächst wohl die Verf e 
welche auch durch bedingtes Eigentum (Oxy. 237 VII 36 [192)) begründ 
sein kann; doch mag in dem öfter gebrauchten Ausdruck, ein Grundstüc 
sei ee undevi noa@rodusvov, z. B. BGU 243, 13; ER 44, 22, auc 
die Pfandverfangenschaft gemeint sein (vgl. Oxy. 486, 25 [59]: &v vmo 
Iran HoOKTOUUEvVE). h 


II. GEGENSTÄNDE DES PFANDRECHTS. 


Solche sind außer Grundstücken, welche die größte Rolle spiele 
noch alle Arten von Mobilien, Sklaven (s. oben, dazu noch Teb. 57; Ox 
485 [246]), Wertsachen (OPR 12), Kleider (Magd. 13; Fay. 107), lar 
wirtschaftliche Produkte (Oxy. 507).?) Ob in Rein. 18 (26). 19 27) ei 
Afterpfand vorliegt, ist zweifelhaft (Sav. Z. 26, 489).?) Generalhypotkchi 4 
sind sicher bezeugt (Tor. 13, 12 [29]; Lond. 3 p. 105 1.18, 42 v.@& 
BGU 1072 I, 125 n. €. [195]; CPR 228 1. 7, 205 n. C.; P. Grenf. 2, @ 
290—304 n. C. und häufig in byzant. Zeit — schwerlich dagegen BGU 
362 XI 1. 20fg., 215 n. C.).*) ER 

Natürlich können gewisse Gegenstände der Verpfändung gesetzlich 
entzogen sein, wie in ptolemäischer Zeit der or«dudg der Militärkolug en 
(Petr. 3, 20 [2]). 


III. ARTEN DES PFANDRECHTS. 


Schon mit der vorstehenden Überschrift ist angedeutet, daß wir dem 
gräko-ägyptischen Pfandrecht keinen einheitlichen Charakter zuschreiben, 
sondern innerhalb desselben verschiedene Typen unterscheiden. Ehe w r 
jedoch an das einzelne herantreten, ist hier eine Bemerkung allgemein er 
Natur vorauszuschicken. 

Diese geht dahin, daß die im nachfolgenden anzudeutenden Unter 
scheidungen nicht als Ausdruck gesicherter Erkenntnis betrachtet werden 
sollen, sondern nur als Andeutungen vorhandener Gegensätze, über dere 
Abgrenzung im einzelnen erst die Vermehrung des Quellenmaterials die 


Entscheidung bringen kann. Denn dessen muß sich die gegenwärtige P . 


pyrologie wie auf vielen anderen Gebieten, so gerade auch auf dem des 
Pfandrechts bewußt sein, daß sie trotz dem erfreulichen Besitz einer An- 
zahl sehr interessanter Urkunden doch noch auf ein im Vergleich zu dem 


1) Manigk a. O. 274. 

2) Über altgriechische Generalhypotheken Pappulias a. O. 78 fg. F 

3) Urkundenübergabe (BGU 1147, 21fg.; 1148, 30 fg.; 1149, 24) bedeutet nati r- 
lich keine selbständige Beuyz kann aber damit verbunden sein. 


4) Oxy. 898, 13. (ömodeodaı öoa Eyw Ev 'Odosı) bezieht sich wohl auf ber mie 
Grundstücke. 
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‚sachlichen räumlichen und zeitlichen Untersuchungsfeld sehr dürftiges 
Material Besen ist. 

‚Den sachlichen Umfang des Untersuchungsgebiets ermißt man am 
!leichtesten durch einen Seitenblick auf die Entwicklungsformen, welche 
‚das deutsche Pfandrecht vor der Rezeption des römischen Corpus juris 
aufweist. Welche Fülle der verschiedenartigsten Ansätze und Gebilde, 
welche Variabilität der Formen! Wer den Reichtum der einen 
/ermißt, in welchen hier der einheitliche Zweck — Sicherung einer Schuld 
‚durch Haftbarmachung einer Sache — angestrebt und erreicht wird, der 
"wird Bedenken tragen, aus vereinzelten Stücken allgemeine Behauptungen 
über den Typus des gräko-ägyptischen Pfandrechts ableiten zu wollen. 
Der an die überaus einfachen und fast ärmlichen Erscheinungsformen des 
römischen Pfandrechts gewohnte Romanist muß sich vor der Gefahr hüten, 
hier bloß die Gegensätze zum römischen Recht ermitteln und von da aus 
sofort zu bestimmter Begriffsbildung vorschreiten zu wollen. 

| Nicht minder ist aber auch mit den zeitlichen und räumlichen 
Differenzen zu rechnen. 

| Zwar bin ich, was zunächst die letzteren betrifft, nicht geneigt, sie 
allzu hoch zu veranschlagen; denn Ägypten ist formell stets ein einheit- 
liches Rechtsgebiet gewesen — wenn man von den etwaigen Sonder- 
'statuten einzelner Städte, wie z. B. Ptolemais, absieht. Auch glaube ich, 
obwohl wir meistens aus Geschäftsurkunden Schlüsse ziehen und dabei 
allerdings mit der schon früher betonten (S. T6e) Möglichkeit lokaler 
Stildifferenzen rechnen müssen, doch nicht, daß diese Möglichkeit ge- 
sicherte sachliche Distinktionen irgendwie ausschließt. Denn es läßt sich 
meist mit Gewißheit feststellen, ob eine bestimmte Wendung bloß redak- 
tioneller Natur ist oder eine materielle Bedeutung besitzt. Es genügt 
darum, in dieser Beziehung einige Vorsicht zu üben und nicht aus Ver- 
schiedenheiten, die bloß stilistischer Natur sein können, bestimmte gegen- 
ständliche Distinktionen ableiten zu wollen. 

Sehr ernst ist dagegen das zeitliche Moment zu veranschlagen. In 
dieser Beziehung soll vor allem auf den viel zu wenig gewürdigten Um- 
stand hingewiesen werden, daß wir für die ganze Ptolemäerzeit nur über- 
aus wenig pfandrechtliches Material besitzen. Abgesehen von dem wenigen, 
was uns hier für die &v7 &v xlorsı geboten wird, liegt die Vorgeschichte 
der vxodren und des UndAlayur für diese Zeit im Dunkel; die bedeut- 
samen von den einschlägigen Urkunden gehören alle der Kaiserzeit an. 
| edenkt man nun, wie sehr z. B. wieder im deutschen Recht schon die 


Ei 
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unentbehrliche Erkenntnismittel derzeit noch versagt ist. Die In 
stehen in den Papyrusurkunden fertig und abgeschlossen vor uns: ı 
sich die Begriffe und die Nomenklatur entwickelt haben, wissen wir nj 
und vermögen nicht zu beurteilen, welches das Vordringende, welches 
Absterbende ist, ob das altptolemäische Pfandrecht mit dem altgriechi 
schen bestimmtere Verwandtschaft zeigt, ob die in der Kaiserzeit statt 
findende Einführung der BıßAodrjan Eyxrjosov auf die Praxis des Pfa 
rechts von Einfluß gewesen ist usf! 

Endlich ist auch das von Bedeutung, daß wir über das spezifi 
ägyptische Pfandrecht, also das enchorische Pfandrecht, noch sehr we 
unterrichtet sind und daher dieses gewiß nicht einflußlose Element in 
Gesamtentwicklung nicht in Ansatz zu bringen vermögen. 

Unter solchen Umständen kann von einer eigentlichen Darstellung 
des Pfandrechts der Papyri oder gar von einer Geschichte des Pfand 
rechts in Ägypten noch keine Rede sein. Ich muß mich im folgenden 
darauf beschränken, das was die Papyri bieten, zu beschreiben, soweit 
dies heute schon möglich ist und allenfalls die Richtlinien anzudeuten 
in welchen die gegenwärtige Forschung sich bewegt. 

Im einzelnen ist nun zwischen Sicherungsübereignung, sodann zwischen 
Ünodnan, bnaAkayua und Eveyvoov zu unterscheiden. 

Vorauszuschicken ist, daß wir bei keiner dieser Pfandformen jem 
vom Verkauf des Pfandes hören.*) Der spezifische Typus des entwickelten 
römischen Pfandrechtes, wonach der Gläubiger sich durch Verkauf de 
Pfandes befriedigt, fehlt in Ägypten gänzlich. Allerdings ist zu bemerken, 
daß bezüglich des &v&yvgov unsere-Kenntnis von seinem Inhalt so unzu 
länglich ist, daß wir über dieses nicht viel sagen können; aber bei de 
Sicherungsübereignung und der Hypothek ist es sicher, daß sie k 
Distraktionspfänder darstellen. Vielmehr dient als Sicherung des 
bigers der Erwerb (resp. bei der Sicherungsübereignung das Behalten) 
des Eigentums am Pfandstück. Charakteristisch für diese Auffassung ist 
der Ausdruck uerexizrew, der in Oxy. 636, 14 desc. (der Wortlaut mit 
geteilt von Wessely, Stud. pal. 4, 114) hierfür gebraucht wird; es ist da 
selbst die Rede von einem dixaıov roirov uEpovg olnlag wel aidolor 
HETANENTOAITOG Eig aurnv (die Gläubigerin) && övöuarog Ilavoelgrog (des 
Schuldners) ... &xd E&xrooHEouov davelov. 


1) Anders wohl bei publizistischen Hypotheken. Vgl. Petr. 3, 57b 5/6: ol 
nal abhıv nal Ta ovvnÖlgovre) z& Övr« Ev Edepylrıdı meadevre modg Eyyonv. 
Hib. 46, 13 fg. Auch für das pignus in causa judicati — das gleichfalls publi 
scher Natur ist — halte ich es für sicher, duß es durch Distraktion realisiert wı 
Das folgt nicht bloß daraus, daß die Grundsätze des römischen Prozeßrechtes 
absolutum sind, das von der peregrinischen Anschauung nicht alteriert werden 
sondern auch aus Oxy. 653, wo ein Pfandverkauf angeordnet wird, der sich offe 
gerade auf Zwangshypotheken stützt (s. Ein]. zu 90). 
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A. Verpfändung durch fiduziarische Rigentumsübertragung. 


Daß diese Verpfändungsform dem gräko-ägyptischen Recht geläufig 
gewesen sei, ist seit langem die herrschende Meinung unter den Papyro- 


a stützt sich für sie vor allem auf P. Heidelb. 1278 (233). Hier 
neißt es von einem gewissen Panobchunis, daß er ‘emeAdouro arıiw YıAoo 
r0moV ....ov Unedero ITlaroürı nei Borevodrei zarte oVyyoapiv Bvig dv 
zioreı”. Dies haben die Herausgeber dahin verstanden, daß Panobehunis 
'Jurch Zahlung die fiduziarische Übereignung in Wegfall bringt. Sie haben 
sleichzeitig aus der Urkunde herausgelesen, daß dieses Fiduziarverhältnis 
'n Ägypten &vn &v nlorsı genannt worden sei und darin einen Parallel- 
'zedanken zur römischen Mancipatio fiduciae causa und ein Seitenstück 
zur altgriechischen zo&cıg Eni Avosı gefunden. Von letzterer würde sich 
ler ägyptische Terminus nur dadurch unterscheiden, daß hier das Rechts- 
geschäft nicht wie dort vom Standpunkt des Verpfänders resp. Verkäufers, 
sondern von dem des Pfandgläubigers und Käufers aus aufgefaßt wäre. 


Als ein zweites Zeugnis des fiduziarischen Kaufs wird der in den 
zusammengehörigen Urkunden Oxy. 472 (235) und 486 (59) ersichtliche 
Vorfall betrachtet. Da streitet eine Frau Dionysia mit einem Sarapion 
iber das Eigentum eines Weinberges und Feldes; sie will diese von seinem 
ater fest gekauft haben und daher behalten, während er behauptet, es 
sei nur eine ‘nlorıg’ vorgelegen. Gegen diese Behauptung wird vom An- 
alt der Dionysia in 472 II 23fg. ausgeführt: r&v y&o Ev lorsı xare- 
vonpevroav TO Övoug u[s]vov eig Toüg BON OTLCHON: nuolar?yeld]evrov, 
Hoxdrı 0 u eyuuevoor ov al anoerı n uev Eropeusee rc Paveod 
oltı]lv zul Kvrınsnomuevn xal dp’ obreo 1y6owos xagmovusvn. Das heißt: 
in starkes Indiz für das Vorhandensein eines reellen Kaufs liegt darin, 
ab die Dionysia unstreitig im Besitz der Grundstücke ist und sie be- 
nutzt, da bei bloß fiduziarischer Übereignung eine bloße Papiertradition 
stattzufinden pflege, bei der man also den Gläubiger nur „in eine Ur- 
zunde als Bigentümer hineinschreibt“, den Besitz aber dem Verpfänder 
deläßt. 

Unterstützend tritt hinzu, daß in BGU 650, einer freilich unvoll- 
tändigen und darum nicht sicher zu deutenden Urkunde von einem 
yooaouds M) zei ünodren an einem Grundstück die Rede ist: das sieht 
0 aus, als ob der Verfasser, der sich eines dieser Rechte beilegt, nur 
arüber nicht im klaren wäre, ob er sich als (fiduziarischen) Käufer oder 
als Hypothekar im eigentlichen Sinn bezeichnen soll.') 


1) Ob auch das ysıodyoapov medseng nal Ömodriung nal daveiov in Lond. 2 
. 172, 9 (52) hierhergehört? 
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Ebenso ist in BGU 464 eine leider wieder abgerissene Bemerkun; 
enthalten: 1.3 rYv [ylevougvnv woä[o]ıw [r]7 wioreı yeyovevaı.‘) 
Fiduziarisch übertragenes Vermögen ist vielleicht auch gemeint, wen 
in BGU 993 III:11 jemand verschenkt ‘ai ei tu &Alo ündoyov dm 
&oriv di Te xard ovußdinın d) var’ Eneveyugov nal Ev zıow(?) Ev nioren! 
Durfte man schon hiernach die fiduziarische Übereignung mit | 
ruhigung als ein Institut auch des gräko-ägyptischen Rechts ansprechen 
so wird die Existenz derselben für jenen Rechtskreis gegenwärtig durel 
den jüngst veröffentlichten BGU 1158 (234) zur vollen Evidenz erhoben 
hier verpflichtet sich eine Cornelia gegenüber ihrem Schuldner Olos, fall 
er ihr in acht Monaten geschuldete achtzig Drachmen zurückzahlt, “@veı 
zapaynpi[lsev) abrör... iv mapaneyWon(teı) map abrod... yiv xE000; 
dumsiitiv doovo(&v) evre’; zahlt er dagegen nicht, so hat sie das 
zum Eavrov modocsv TO xepdicıo(v) 9 dvri Tovrov xoar(eiv) xal #UQL 
evElıv) TOv negarsywonluevov) wirt. Da neoeywgeiv unstreitig nur 
Übertragung des Eigentums bedeuten kann, so ist hier ganz deutlich e 
fiduziarische Übereignung gegeben. 
Nicht minder finden wir in B@U 1171 eine vermutlich zur Sichern 
einer Forderung an den Gläubiger ‘xar& lorıw’ (1.17) geschehene Zes 
sion einer Darlehensforderung. | 
Trotz dieser jüngsten Publikationen können die Einwendungen, welch 
Manigk, Sav. Z. 30, 306 gegen die herrschende Lehre erhoben hat, 1 
nicht ganz unbeachtet bleiben. Dieser Gelehrte hat nämlich, noch 0 
der Veröffentlichung von BGU 1158 und 1171 schreibend, selbst zu 
gegeben, daß dem Recht der Papyri vermutlich auch die Sicherungsüb 
eignung nicht unbekannt gewesen sein wird, hat jedoch von den bis dal 
vorliegenden Urkunden bestritten, daß irgendeine derselben sich auf di 
beziehe. Obwohl nun anzunehmen ist, daß auch Manigk durch BGU 11 
die Gewißheit als hergestellt ansieht, bleibt immer noch zu prüfen, © 
auch die schon vorher in diesem Sinn gedeuteten Urkunden hierher 
hören, da diese Frage sowohl für die Auslegung derselben als für’ 
Verbreitung des Institutes und die Nomenklatur von Wichtigkeit ist. 
Denn was insbesondere die letztere anbetrifft, so fragt es sich, 
das Institut in Ägypten einen technischen Namen besitzt und eventı 
welchen. Gradenwitz und Gerhard haben, wie oben gesagt, als sie d 
Heidelberger Papyrus 1278 (233) veröffentlichten, aus ihm den 
nischen Namen &vn &v mioreı herausgelesen, indem diese drei Worte 
1.6 der Urkunde nebeneinander stehen. | 


1) Wo dagegen bloß von #eivaı &v niorsı die Rede ist (Rein. 18, 10 = 19 
[26. 27), ist nicht an Übereignung zu denken. Vgl. über die bez. Stellen die ri 
in der Einl. angeführte Literatur. 

2) Dazu vgl. Scaev. D. 3, 101 pr. (Reichsr. u. Volksr. 441 A. 3). 
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ı “Manigk hat nun zunächst die Deutung, die jene Forscher dem frag- 
‚hen Rechtsfall gaben, im ganzen bestritten. Seiner Meinung nach liegt 
ort ein ganz gewöhnlicher Grundstückskauf vor; Panobehunis, den die 
‚ferausgeber als Darlehensschuldner betrachten (vgl. oben 8. 135), hätte 
‚in Grundstück einfach in ganz gewöhnlicher Weise gekauft, den Kauf- 
"reis aber nicht bezahlt, sondern hypothekarisch auf das Kaufobjekt sicher- 
ellen lassen. Der Heidelberger Papyrus enthalte nun die Bestätigung 
ber die nachträgliche Zahlung des Kaufgeldes, durch welche jene Hypo- 
‚ıek erloschh Demgemäß bedeuten nach Manigk die Worte “ErsAdonro 
avoßroövis @vyv’ nicht: Panobchunis (als Darlehensschuldner) löste die 
vn (Ev zloreı) durch Zahlung der Schuld auf, sondern vielmehr: er tilgte 
ine Kaufschuld. Und wenn es weiterhin von den Grundstücken heißt, 
‚aß er sie "onsdero.... xar& ovyyoapiw Bvig Ev nloreı’, so soll hier &v 
(oreı nicht von &vijig abhängig sein und mit diesem zusammen einen 
nheitlichen Terminus bilden, sondern &v ziorsı ist nach Manigk regiert 
3n ümedero und das Ganze hieße: er verpfändete die Grundstücke zur 
icherheit laut der Kaufurkunde. 

Ich halte diese Auslegung für sachlich unwahrscheinlich und sprach- 
ch unmöglich. 

Sachlich kommt nämlich in Betracht, daß, wie in Kap. VI zu zeigen 
17 im ägyptischen Recht der Kauf auf Kredit überhaupt eine große 
eltenheit ist.) Es ist die Eigentümlichkeit aller ägyptischen Kauf- 
arträge, daß im Moment des Vollzugs, also bei Grundstücken der Auf- 
ssung, der Kaufpreis immer als bezahlt quittiert wird. Gewiß mögen 
iele von diesen Quittungen fingiert sein und es läßt sich gelegentlich auch 
achweisen, daß sie es sind: dann aber wird, eben weil das stereotype 
uflassungsformular die Kaufpreisquittung verlangt, der Kaufpreis durch 


ı - Hätte also selbst unser Panobehunis auf Kredit gekauft gehabt, so 
ätte er dabei aller Wahrscheinlichkeit nach den Kaufpreis nicht als 
dlehen, sondern als Darlehnschuld versprochen. Dann wäre aber bei der 
ahlung und als Gegenstand derselben ein ddvsıov genannt worden. 

Vor allem aber scheint es mir sprachlich unzulässig, die Zahlung 
es Kaufgeldes zu bezeichnen als &mıAvew &viv. Qvy ist der Kauf als 
janzes®), und so wenig wir sagen, daß man den Kauf bezahlt, so wenig 
ann dies damals gesagt worden sein. Es müßte heißen: &meAvo«ro rıuyv o.ä. 


1) Näheres und die wenigen nachweisbaren Ausnahmen s. in Kap. VI. 

2) Oben 8. 117. 

| 8) Die Berufung von Manigk (Sav. Z. 328 A. 1) auf Teb. 329, 15, wo angeblich 
vn = Kaufpreis ist, hält nicht Stich; es bedeutet dort das Pacht- (nicht Kauf-) 
>rhältnis als Ganzes, 


138 Kap. V. Schuldverschreibungen und Pfandrecht. 


Wenn Manigk weiter bemerkt: Nach der Auffassung von Gerl 
und Gradenwitz wäre doch eine Erwähnung des stattfindenden Rückl 


2 


und der Rückübertragung des Eigentums zu erwarten, so ist dieses 4 
ment deshalb nicht zwingend, weil wir nicht wissen, ob die Sicheru 
übereignung damals noch so streng von der Hypothek geschieden wurd 
daß man eine formale Rückübertragung verlangte. Es ist nicht und 
bar, daß beide Institute einander schon so weit angenähert waren, 
man das Eigentum des Gläubigers als resolutiv bedingtes und mit 
Zahlung ipso jure erlöschendes betrachtete. Wir kommen darauf ı 
zurück (8. 152 oben). | | 

Ich komme also hier zu folgendem Resultate: Die Auffassung” 
Heidelberger Papyrus als Aufhebung einer Sicherungsübereignung sel 
mir vollkommen richtig, und nur die oft gemachte Erfahrung, dab 
in papyrologischen Fragen mit großen Überraschungen rechnen müsse 
warnt mich davor, sie als geradezu unumstößlich zu bezeichnen. Je 
falls ist sie die einzige, die derzeit zulässig ist; die entgegensteh 
Auffassung setzt bezüglich des &rsAvo«to &vrv einen Sprachgebraue 
voraus, den wir nach unsern heutigen Kenntnissen als geradezu fehle: 
bezeichnen müßten und erst akzeptieren dürften, wenn eine so anc 
Diktion durch andere Urkunden zur Evidenz erwiesen würde. | 

Weniger dringend als bei der Gesamtdeutung der Urkunde ist d 
Wahrscheinlichkeit bei der Gerhardt-Gradenwitzschen Annahme eines Au 
drucks ‘&vn) Ev aloreı’. Allerdings muß man den genannten Gelehrten Ohr 
weiteres zugeben, daß dieselbe die nächstliegende ist. Um sie ablel 
zu können, muß man in dem Passus ‘0v ünedero...xur& 0VYYoR 
vis &v nlorsı? das Ev miorsı mit dem fern abstehenden üredero 
binden, und das ist gewiß nicht ansprechend.!) Aber von dem Nich 
änepröthäitdeh zum Unzulässigen ist noch immer ein beträchtlicher Sch 
und da man mit der Bildung von termini techniei vorsichtig sein mu 
scheint es mir geraten, einen solchen nicht auf einen bloßen Wahrscl i 
lichkeitsschluß hin anzunehmen. Denn das ist allerdings richtig 
wir ein zweites Zeugnis für den Ausdruck &v7 &v nloreı in den Papy 
noch nicht haben und auch das altgriechische Recht nur von eäsıg 
Av6ccı spricht. 

Halte ich also schon bezüglich Heidelb. 1278 im wesentlichen an 
hergebrachten Auffassung gegenüber den Zweifeln von Manigk fest, 
:dies nicht minder bezüglich Oxy. 472 und 486 der Fall. Hier find 
jede andere Auslegung nicht bloß im. höchsten Grade unwahrschein 
sondern vollkommen unmöglich. Wenn Dionysia und Sarapion darü 
streiten, ob eine xara«ygapr; (Auflassung) definitiv erfolgt ist x h 


1) Man vergleiche nur, wie z. B. in Rein. 18, 10 und 19, 9 (26. 27) das & 
&v niorsı eng zusammengezogen ist. 
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g et greı, so steht eben unter ihnen fest, daß eine xarayoapr; erfolgt ist, 
das für eine bloße ne zu erklären, ist einfach aus- 
„schlossen. 
|: 
Gehen wir nun zu den Einzelheiten der Sicherungsübereignung über, 
€ sind unsere positiven Kenntnisse von ihr freilich dürftig genug. 
Vor allem ist schon der Umfang ihrer Verwendung nicht genau zu 
a Da wir nicht wissen, wie weit im ptolemäischen Ägypten öxo- 
; IeN und ÖndAAayuc zurückreichen, können wir auch nicht sagen, ob die 
a enbereignung hier das Mutterinstitut ist, von dem sich die beiden 
ingeren erst abspalten; auch kann die Abspaltung, wenn sie überhaupt 
sattgefunden hat, schon dem älteren makedonischen und ägyptischen 
j scht entstammen.!) Ebensowenig wissen wir, ob unser Institut sich 
»eh in der Kaiserzeit auf gleicher Höhe erhält oder durch die beiden 
Adern in den Hintergrund gedrängt worden ist. Daß die Fiduzierung in 
or Zeit des Hadrian noch vorkommt, ist durch Oxy. 472. 486 erwiesen, 
d daß dieser Übereignungsfall bis jetzt vereinzelt steht, während wir 
hlreiche Hypotheken und Hypallagmata finden, kann Zufall sein. Aber 
wiß ist in der späteren Kaiserzeit die Verwendung dieser Rechtsform 
enso in den Hintergrund getreten wie die der römischen Fidueia. 


ı Die Übereignung erfolgte im gewöhnlichen Weg durch zarayodpsıv 
Dzy. 472 II 23/4), in BGU 1158, 7 naoeywosiv genannt. Dabei ist wie 
xy. 472 ].c. uns sagt, Besitzübertragung jedenfalls nicht üblich, wenn- 


»gensteht, und der eventuelle Wunsch, eine Antichrese zu begründen, 
a ihr sofort hinführen mußte. Daß der Schuldner das Recht der Aus- 
sung hatte, liegt im Wesen des Geschäfts und wird in BGU 1158 be- 
inders betont; fraglich kann nur sein, ob dieses Recht ein zeitlich be- 
'enztes war. In der Berliner ER wird für die Einlösung durch 
eifügung einer lex commissoria (l. c. 1.12fg.) eine Präklusivfrist gesetzt, 
ad man wird annehmen dürfen, daß dieses häufig geschah; ob dann in 
kllen, wo die lex commissoria fehlte, das Pfand dem Gläubiger bei 
a ererzug ohne weiteres verfiel, läßt sich jedoch nicht sagen. Da- 
'egen könnte man geltend machen, daß in BGU 1158 die lex commis- 
ria bestimmt, der Gläubiger soll En ÖiaoroAn oder modoxiAmoıs, d.h. 
ein gerichtliches Vollstreckungsverfahren bedürfen, um sich die Fiducia 
finitiv anzueignen. Indessen ist der Schluß, daß also eine besondere 


s 1) Sicher ist das für das makedonische Recht nicht; denn daß sie sich im 
brigen Griechenland schon relativ früh vollzogen hat, bildet natürlich keinen Beweis, 
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weil diese Klausel möglicherweise aus den Hypothezie en 
nommen ist, wo sie öfter vorkommt. 
Hatte der Schuldner eine Pflicht zur Auslösung oder galt die 1 
eignung als eine vom Gläubiger im vorhinein angenommene Dat 
solutum? Im letzteren Fall würde jener also durch den Abschluß des] 
ziarvertrages von aller persönlichen Haftung frei geworden und es y 
diese auf die Sache allein radiziert worden sein. | 
Wir können auch diese Frage noch nicht beantworten. In BG J 
1.13/4 wird zwar ausdrücklich gesagt, der Gläubiger dürfe bei Nich 
lung wählen, ob er den Schuldner persönlich verfolgen oder sich anc 
Fiduzia halten will. Aber daraus folgt eben nur, daß die Befreiung 
Schuldners durch die Sicherungsübereignung zur Zeit dieser Urkun 
jedenfalls nieht mehr ein Jus cogens war. Im übrigen gilt hier die 
fahrung, die man bei den Stipulationen der Urkunden immer wieder m 
man weiß nicht, ob sie nur ein Naturale negotii besonders zum Aust 
bringen wollen oder ob das, was gesagt wird, ein Acceidentale negotii is 
Das heißt, es könnte die persönliche Haftung des Schuldners hier ger 
sein, bloß weil sie selbstverständlich war oder auch, weil sie das nicht 
und besonders ausbedungen werden mußte. In welchem Sinn man zu 
scheiden hat, wird erst gesagt werden können, wenn eine längere Rei 
von Urkunden aus älterer Zeit vorliegt (denn BGU 1158 ist auguste 
welche eine bestimmte Entwicklung erkennen lassen; oder wenn ein 
richtliche Entscheidung jener Zeit zutage tritt, die das dispositive 
in dieser Frage bekundet. z 
Immerhin mag bemerkt werden, daß sich durch allgeme 1 
wägungen die Wagschale dahin Ber eine Auslösungspflicht 
neinen. Dafür sprechen nämlich die Erscheinungen, welche wir $ 
im Gebiete der üxo®r%#n finden werden (8. 144). Nur läßt sich eben 
keine volle Sicherheit erlangen. 
Demgemäß besteht auch Ungewißheit darüber, ob der Gläubiger di 
Gefahr der übereigneten Sache trug. Dieser Punkt hängt mit dem ebe 
Erörterten eng zusammen. Denn wenn die Personalhaftung durch di 
Fiduzierung beseitigt war, ergab sich seine Gefahrtragung von A 5 
andernfalls fiel sie weg, Nun enthält BGU 1158, 17fg. wohl die 
merkung, daß der Gläubiger keine Gefahr des Forderung j 
soll; ne es fragt sich wieder, ob dies gesagt werden mußte oder 
zum Überfluß gesagt worden Er | 
Nur soviel wird man all diesen Verabredungen entnch dürfer 
daß dem gräko-ägyptischen Rechtsleben der Gedanke der Gefahrtrz 
des Gläubigers durchaus geläufig war und daß dies mindestens au 
Zeit zurückdeutet, wo er der leitende war. Diese für das altgriech 
Pfandrecht schon längst vertretene Idee scheint sich an den Papy ri z 
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tätigen. Aber wie weit ein bestimmter Rechtssatz der Art noch in 
j- ptolemäisch-römischen Zeit fortdauert, ist nicht mit Sicherheit fest- 
zytellen. 

Die Frage der Nutzung an der übereigneten Sache während des 


Sıwebens der Schuld ist mit dem Vorstehenden bereits beantwortet: 
D der Schuldner regelmäßig den Besitz behält, bleibt ihm auch die 
Ntzung; doch konnte gewiß in beiden Beziehungen das Gegenteil aus- 
znacht werden. Ein Verkaufs- und Ve ernfandunestecht ist der 
\tur der Sache nach für den Schuldner ausgeschlossen, da er ja nicht 
"hr Eigentümer ist. 

Ebenso ist die Frage nach der Pfandvollstreckung schon durch das 
9m über die lex commissoria Gesagte (5. 139) insoweit beantwortet, als 
w es heute tun können. Es ist nur noch ein Punkt zu berühren: 
Üerträgt der Pfandverfall dem Gläubiger die Sache ohne Rücksicht auf 
len Wert oder nur mit der Verpflichtung, eine etwaige Differenz zwi- 
;cen dem Schuldbetrag und dem Sachwert als Hyperocha herauszuzahlen ? 
\r kommen auf eine gleiche Frage bei der Lehre von der Hypothek zu 
jjechen; schon hier aber will ich bemerken, daß die Berliner Urkunde 
ır dafür zu sprechen scheint, daß die Hyperocha wenigstens bei der 
Sherungsübereignung nicht herausgezahlt wurde. Denn sie schweigt von 
sem Punkt ganz still. 


B. Hypothek und Hypallagma. 


'' Für diese ist das Material viel reichlicher. 

1. Die Bestellung des Pfandrechts erfolgt bei Grundstücken durch 
rag; natürlich kann dieser jede beliebige Form annehmen, also Chiro- 
yphum (z. B. Lips. 10) oder notarielle Erade (Oxy. 483; Flor. 1; 
3aßb. 52; Lond. 2 p.219 u.a.) oder ovyy&omsıs (BGU 741; 1167 Col. I) 
) r ständige dieyoapn; (Flor. 28; Giss. 34, 17/18) sein. Beim Chiro- 
In ist zur gerichtlichen GEerdesching des Hypothekenrechtes die 
duoolocısg des Chirographum notwendig, ohne daß jedoch das Vor- 
hndensein des Pfandrechts bis dahin aufgeschoben wäre; in P. Lips. 
I (189) z.B. erfolgt die Önuoolwoıg erst im J. 240, obwohl der Besitz 
ıl die Antichresis des Hypothekars schon seit dem Jahr 180, dem Zeit- 
pnkt der Verpfändung, bestanden hatten. Bei notariellen oder diagraphi- 
scen Verpfändungen ist, sofern es sich um Objekte des Grundbuchs 
ıdelt, vorgängige Anzeige bei den PıßAuopviexeg Eyarjosov und deren 
Smilligung nötig, vgl. Oxy. 483; das begründete Pfandrecht wird dann 
1 didorgmue registriert, welche Registrierung bei chirographarischer Ver- 
Pndung natürlich entfallen konnte.?) 


V) 


1) Doch müssen wir annehmen, daß auch chirographarische Verpfändungen im 
‚ndbuch eingetragen werden konnten; diese Annahme ist dadurch gegeben, dab, 
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Anläßlich der Verpfändung ist eine &yxuxAıov-Steuer zu bi 
welche mit 2%, vom Betrag der Pfandforderung bemessen wird; s. 
mit der Einleitung der Herausgeber; 339, —43—48 desce.; 510,20; 511 
Lond. 3 Nr. 1201 p. 3/4 mit der Einl. der Tr 

2. Der Verpfändungswille wird nun aber in verschiedener Weis se 
gedrückt. 

«) Bald geschieht dies durch den Gebrauch des Wortes ümeAlg 
also z. B. xodg ro mopoxeiusvor Ödvsıov ünahid60m 60L TAG rogyo 
uoı dgovdgag usf. So z.B. in Lips. 10 I 12 (189); Lond. 2 p. 2201 
(237) (Hldowı Ev bneAldyuerı aa Öıeyyvıjuarog). Dem ausdrückli 
Gebrauch des Wortes ünalldoow ist es ferner wohl gleichzustellen, 
neben der Zusicherung der Haftung des Schuldners und seines Vermögen 
ein bestimmtes Objekt als Befriedigungsobjekt besonders namhaft gen n 
wird, wie in BGU 1151 II 39fg.; 970, 16 (242). 

ß) In andern Fällen wird dem Gläubiger bei Nichtzahlung der” 
fall des Eigentums zugesichert, also gesagt, er soll dann «vor 
(Oxy. 270, 20 [236]) oder »r&odcı (Flor. 1, 7 [243]) oder a 
noLelodeı, erıxaeraßorv morsicher; meist werden mehrere dieser Ausd 
miteinander verbunden. Dabei werden die einzelnen Figentumsboii ig 
— y080d«ı, olxovousiv, naAsiv — einzeln aufgeführt, besonders auch 
unter betont, der Gläubiger soll auch den Besitz ergreifen dürfen: xoarei 
oder &ußedevew (Flor. 1, 7; Oxy. 485, 22 [246]; 373, 20 desc. und da; 
A.31 zu Oxy.273). Vgl. über all dieses Oxy. 485, 19fg.; Flor. 1, fo 
86, 22fg.; Straßb. 52, 4fg.; PER 1444 bei Wessely, Anzeiger der W 
eu 1901 p. 101. Dan. läßt sich vielleicht wieder örtlich verschi ie 
Stil konstatieren: wenn man die oxyrhynchitischen Urkunden mit j Je 
Hermupolis (Flor. 1. 86; Straßb. 52) vergleicht, wird man dort d 
teiv al) avgLsvewv, hier das ErıxaraßoAnv moıoaodaı xul kufdee 
valierend finden — der Sinn ist aber beidemal derselbe. 

3. An die Beobachtung dieser Verschiedenheit (« und ß) 
pfändungsformulars knüpft man nun in neuester Zeit weitere Vermu rd © 
über Gegensätze im Pfandrechtsbegriff selbst. | 

Diese gehen dahin, daß ürnosr/j«n einerseits und ündAAcyua andere 
seits als verschiedene Abarten des Pfandrechts einander gegenüberstehen. 


En 
N 


wie wir jetzt wissen (oben $. 98), auch chirographarische Käufe von der Eintr 
nicht ausgeschlossen waren. 

Unbekannt ist, welche Bedingungen vor der Verpfändung durch Suyyhgn n 
erfüllen waren. Das Verhältnis dieser Urkunde zu der Aufsicht der ßıßlLoge 
über die Grundstücke liegt eben überhaupt im Dunkeln (8. 96 A. 6). a 

1) Man hat das Nebeneinanderstehen dieser Termini schon längst auffallen 
gefunden und einen zwischen beiden bestehenden Gegensatz vermutet. Nei 
haben besonders E. Rabel (Verfügungsbeschränkungen $. 28fg.) und O. Eger 
buchwesen S. 47 A. 4) — unabhängig voneinander —, der erstere in breitere: 
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e ich dies im nachfolgenden entwickle, will ich den Leser aus- 
ich darauf hinweisen, daß wir ein noch unsicheres Gebiet be- 
en; manches von dem im nachstehenden Festzustellenden kann durch 
7 e Urkundenfunde in ein anderes Licht gesetzt werden. Es ist nur 
uch Hypothese was im folgenden dargelegt wird. Aber ihre Wichtig- 
kit rechtfertigt, ihr einen größeren Raum zu widmen als sonst Hypo- 
tasen gegönnt werden darf. 


«) Als Ausgangspunkt wird der Umstand genommen, daß dort, wo 
de Verfall des Pfandes zu Eigentum des Gläubigers ausdrücklich stipu- 
t ist (oben unter ß), das Pfand in mehreren Fällen als ro rxn 
bzeichnet wird: so in Flor. 1 A. 4, cf. 6/7 (243); 81, 6; Straßb. 52, 4 
cd) © 6/7; Flor. 86, 6, ef. 22 (247).') 
Der Ausdruck öndAiayua kommt in solchen Fällen niemals vor. 
Ingekehrt, wo ein Pfand als ündiAAcyua bezeichnet wird, heißt es, der 
Giubiger soll in das Pfand die Vollstreckung ale) führen, z. B. 
Ios. 10 1 38/9 (189) zoätıv nowjoaodeı| .... 4 Tod zelroayusvov bnea- 
iyuezos; Flor. 28, 17/18 (238); BGU 888 (239), 1.13 vgl. mit 1. 23. 
-ß) Diese Vollstreckung in das öndAAayua wird öfter als &vsyvoaola 
breichnet; so BGU 888, 23: 2oouevnv uoı mv moifıv dp’ ov Teisıdon 
&7vonsieg yoauudrov; in Giss. 23 1.17 (ÖnrjAragev) vgl. mit 1.19: dveyv- 
0510 00x EmmxoAoddnxev; in Flor. 56, 11—12 (ef. auch 55, 25 [241]) ist 
vı &veyvoaoie in ÖnnAkayuevaı &oovocı die Rede, ebenso in BGU 1038 
17 vgl. 1.24) (240). Ähnlich steht es in Lond. 2 p. 220, 17/18 (237). 
Umgekehrt ist bei örodnxaı eine dveyvoaol« niemals ausbedungen; 
Wr wird vielmehr dem Gläubiger sofort das &uß«devsıv in Aussicht 
ostellt, so Flor. 1, 7 (243): (EmixaraßoAv noıfoaodeı xal) Eußadsvswv?); 
312; 86,23 (247); Straßb. 52, 8; vgl. auch Oxy. 274 1.8 mit 1.25. In 
0y.485, wo in 1. 33/4 gleichfalls von Eußedela die Rede ist, wird zwar 
d) Pfand nicht ausdrücklich öro9rj#n genannt, ist aber in den (unter « 
breichneten) Formen der Hypothekbestellung, d. h. mit lex commissoria 
ichtet worden. 


£ 


, 


u 


ürung, der letztere in kurzer Andeutung, den Versuch gemacht, gestützt vor allem 
a) die aus den Florentiner Papyri zu entnehmenden Aufschlüsse, hier bestimmte 
Apothesen zu formulieren. Neuestens auch: Eger, Sav. Z. 31, 458 fg. 

i 1) In einem anderen Papyrus (BGU 741 [244]; cf. Bas. 7 [245) ist: bei vmodnem 
aht ausdrücklich Eigentumsverfall stipuliert, sondern nur das yorjo«odeı roig vouluong. 
Owohl hiermit wahrscheinlich wieder der Eigentumszuschlag gemeint ist, kann man 
dih eine solche allgemeine Wendung nicht als Zeugnis desselben aufführen (vgl. 
aıh S. 130), um so weniger als dieselbe einmal auch bei einem öndAAayue steht, 
BU 801,17 vgl. mit 9. Der Sinn derselben wurde von den damaligen Kontrahenten 
ai irlich ; je nach der vorliegenden Art der Verpfändung ausgelegt. 

2) Ich darf freilich die löbliche Vorsicht Rabels nicht vermissen lassen, welcher 
(aD. 30 A. 1) hinzufügt: „es könnte unter den vöuıua wg Eußadeia«s die Zneyvgasia 
ib gemeint sein‘ ‚und auf Etymol. Magn. p. 334 1. 35 verweist, 


| 


m 


P 
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Dieses Zußadsdsıw aber ist, wie sich bestimmt zeigen läßt, eir 
der &vsyvouol« wohl zu unterscheidender Vorgang (8. 159a vgl. mit If 
y) Die &veyvoaota des ündAAayue ist eigentlich nur eine Erscheinung 
form des allgemeineren Begriffs der eveyvoaole, denn dieses Wort | 
zeichnet an sich jede Zwangsvollstreckung in das Vermögen. Sie ko 
also auch dort vor, wo gar kein Pfandrecht besteht, sondern nur ei 
chirographarischer Vollstreckue z.B. in Flor. 48, 8, wo die Schul, 
wie Flor. 46 (mit meinen in den Aggiunte der Kunabe p. XII und 
sonders XIII mitgeteilten Lesungen und Ergänzungen‘)) zeigt, eine 
chirographarische war; ebenso in BGU 578, 21; Lips. 120, 12.2) 
ö) Das hängt vielleicht mit Folgendem zusammen, das, wenn es 
definitiv bestätigt, besonders wichtig sein würde Wo ein OndAlayu 
stellt ist, wird dadurch die sonstige Haftung der Person des Schul 
und seines gesamten Vermögens in keiner Weise gemindert: der Gläul 
kann zwar auf das ündiAoyua greifen und pflegt dies auch zu vn t 
daneben aber u die Urkunden stets, daB er auch &x re aöroi 
brozodov zul Eu rov (dAov) braoysvrov abrod sich befriedigen 1 
So Flor. 28,18; Lond. 2 p. 220 1. 17/18; BGU 888, 24; 1147, 2015,] ip 
10 1 39.°) 
Ganz anders drücken sich die Hypothekenurkunden aus: hier is 
mit einziger Ausnahme von Bas. 7 — von solch allgemeiner Forthal 
entweder überhaupt nicht die Rede oder in solcher Weise, daß man 
Eindruck gewinnt, sie sei eigentlich nicht selbstverständlich. 
Zur Probe des ersteren lese man etwa Urkunden wie Oxy. 485, 21f 
(246); Flor. 86, 23 (247). Man wird hier den Eindruck empfanger 
Person und das sonstige Vermögen des Schuldners erscheinen von 
Haftung völlig ausgeschaltet; mit keinem Wort wird von ihnen 
gesprochen, überall wird nur die Inanspruchnahme der Hrpeihä als } lc 
des Zahlungsverzugs hingestellt. | 
Besonders merkwürdig ist hier Flor. 86 (247).%) Da sind fünf Da 
lehen gegeben worden; die vier ersten kraft ovyyeapai und Emil um 
Fr doovoov roıöv (1.4); später noch ein fünftes kraft Bank-dıay 
und ohne eigentliche öx097j«n, sondern nur mit der Verabredu 
die Pfandgläubigerin die Hypothek der ersten vier Darlehen nic 
zugeben braucht, solange nicht auch das diagraphische Darlehen 
ist (1. 15—18).?) Und nun sagt die Gläubigerin in einer gerich 
1) Ein Nachtrag zu ]. 14/15 noch von Wilcken, Arch. 4, 432. | 
2) Vgl. oben 8. 128. 
3) Eine konkrete Anwendung dieser Regel s. in Flor. 56, 14 (241); vgl. d 
merkung zu dieser Stelle. 
4) Vgl. zum Nachfolgenden Mitteis, Sav. Z. 27, 348—9. 


5) Diese Verabredung wird also mindestens im konkreten Fall noch nicht a 
ee Hypothezierung behandelt. (Vgl. noch S. 156.) 
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'E Eichen die Hypothek in Anspruch Pen, wegen des diagrapha- 
pe Darlehns dagegen das Fi Vermögen des Schuldners. ‚Es ist 


fall beruht, daß man nur A: hat, die Haftung des Gesamtver- 
\ögens auch RR den ersten vier Darlehen lalert Vielmehr legt die 
rkunde den Schluß nahe: Hier war jene Haftung eben durch die An- 
-ıhme der Hypothek beseitigt. Nur bei dem pfandlosen Darlehen be- 
and sie. 

Umgekehrt: in manchen Fällen soll freilich auch bei der Hypothek 
ne weitere Haftung des Schuldners aus seinen ündoyovr« platzgreifen — 
‚her das wird dann in solcher Weise stipuliert, daß der anomale Charakter 
»ssen sofort hervortritt. So lautet Flor. 1, 9 fg. (243), nachdem die hypo- 
"ekarische Garantie gegeben ist: ’Edv Ö& rıg xlvövvog yeryraı neol 
iwde nv bnodNanv nöüoav 7 ueoos, danoddtw ı dedarısudım .... Te 
peuAöueve TOVTE ... yEivousvng TNg modbewg..... meod Te ig dedarıoue- 
18 (va &x vg have — hier sind die en Überreste der be- 
hädigten Hypothek gemeint) x«i Ex tüv Üllwv Üxaoyöovrov abr) 
enau so Straßb. 52, 10—12. In BGU 741,29fg. (244) sagt man: erst 
ird die Hypothek in Anspruch genommen: wenn sie nicht zureicht, 
ftet für das E&AAsinov der Schuldner mit seinen sonstigen Vermögen 
ıd so auch dann, wenn die Hypothek untergeht. 


&) Je mehr danach die Hypothek als normalerweise ausschließliches 
aftungsobjekt und als eine antizipierte Datio in solutum erscheint, um- 
mehr ist es begreiflich, daß der Gläubiger dieses Objekt nun auch ganz 
cher haben will. So finden sich denn bei der Hypothek stets aus- 
hrliche Gewährleistungsklauseln: die ßeßalooıg wird vom Verpfänder 
ähnlicher Weise übernommen als ob er das Objekt dem Gläubiger 
rkauft hätte. Man braucht dazu nur wieder Oxy. 485; Flor. 1; 81; 
‚raßb. 52; Bas. 7 zu lesen. Beim ündAdaeyua ist von solcher Beßalwcıg 
\gelmäßig (nur vgl. unten S. 148) keine Spur vorhanden; hier tritt nur 
4s Versprechen des Schuldners hervor, das Pfand nicht weiterveräußern 
. wollen. 


8 
’ 


&) Endlich ist noch zu erwähnen, daß dem römischen Verwaltungs- 
cht die öxos/j«n fremd zu sein scheint.!) In den zahlreichen Urkunden, 
d dem Staat gestellte Kautionen erscheinen, hat sich der Ausdruck m. W. 
)ch nicht gefunden. Man spricht hier von dıeyyunue, xaroyr) u. ä.; das 
| « = 


1) Auf diesen Punkt hat B. Schwarz, der über die Frage demnächst eine größere 
ıtersuchung publizieren wird, mich aufmerksam gemacht. 
| ‚ Mitteis-Wilcken, Grundzüge. II. 10 
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Fassen wir alle diese Erscheinungen zusammen, so TüBt sic 
aller gebotenen Vorsicht — der Eindruck nicht hinwegleugnen, ( 
Hin und Ördikeyua nicht identisch sind. Man fragt sich zwar 
dies hat mich seit Jahren bestimmt, in dieser Frage äußerst 
sein — welchen lebendigen Grund ein Gegensatz zwischen zwei Ir 
arten gehabt haben mag, welche sich weder im Punkt der F 
wie in Rom Faustpfand und Vertragspfand) noch im Punkt « 
tumslage — etwa wie in Rom Fiducia und Pignus — zu unter 
scheinen — ich sage absichtlich nur „scheinen“, Indessen daß ı 
Tatsache nicht zu erklären vermöchten, dürfte uns nicht abhalt 
konstatieren, und es ist außerdem noch fraglich, ob jene Tatsachı 
lich so ganz richtig ist. Jedenfalls glaube ich, daß E. Rabel und | 0. 
keinesfalls der Voreiligkeit geziehen werden dürfen, wenn ‚sie, mit V 
und Vorbehalt, sich entschlossen haben, die Vermulung eines vorh 
Gegensatzes nicht länger zu unterdrücken. 

Alles was wir über die Hypothek hören, führt zu der Vors 
sie im damaligen Rechtsleben als eine eventuelle Me 

worden ist. Damit stimmt zunächst die Erklärung überein, der G 
solle sie bei Nichtzahlung als Eigentum behalten, und mehr noch t d 
stand, daß, wenn Hypothek bestellt ist, eine weitere Haftung des 
ners ausgeschlossen ist — soweit nicht, worauf wir noch zurüc 
deren Fortdauer für gewisse Fälle besonders stipuliert ist, 

Darin liegt der Satisfaktionsgedanke, ü 

Ist aber dieser zunächst in schuldrechtlicher Beziehung vor 
so kann man es kaum ablehnen, ihn auch in sachenrechtlicher Be 
zu Ende zu denken. 

Was soll es sachenrechtlich bedeuten, daß ein Gegenstand al 
tuelle Ersatzleistung für eine Schuld bezeichnet ist? Das ka 
nicht anders ausgelegt werden, als daß an ihr bereits ein susp 
bedingtes Eigentum besteht — denn wenn man dies leugnet, 
man zu einem bloß obligatorischen Anspruch auf Eigentu be 
also von einer Obligation in die andere. Es ist freilich bei ı 
gebrachte Vorstellung, daß bei einer lex commissoria, wie es je 
fallsklausel der Hypothek zweifellos ist, der Gläubiger Se 
Verfall durch das spezifische Pfandraskk dinglich er 
diese Vorstellung ist doch nur eine Konsequenz des rom € 
thekenbegriffs, mit dem die lex commissoria sich nur äußerlich» 
kann. Wo diese selbst das Wesentliche der Ve U 
ist es von selbst gegeben, daß sie eigentlich das spezifische Pfan 
sorbiert. Die so verstandene Hypothek ist also nicht eigentli 


1) Rabel, Verfügungsbeschr. S. 22 fg.; Eger, Grundbuchw. Saraa 
31, 458 fg. j 
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‚cht, sondern aufschiebend bedingtes Eigentum‘), und das läßt sich für 
wi äko-ägyptische Recht um so leichter verstehen, als dort zur Eigen- 
imsübertragung nicht wie im römischen Recht Tradition oder Manzipa- 
‘on erforderlich ist. 

[ Von diesem Standpunkt aus würde auch sofort begreiflich sein, daß 
bi der Hypothek nicht wie beim ündAAeyua ein besonderer Beschlag- 
ahmsakt — &vsyvoaoi« — erforderlich ist, sondern die einfache Besitz- 
greifung — Eußadele — genügt. Damit ist zwar nicht gesagt, daß diese 
«u reiner Privatakt sein muß (s. unten S. 162); aber ihrem Inhalt nach 
ik sie nur besitzrechtlicher Natur; der eigentumsrechtliche Vorgang ist 
arch den Eintritt des Verfalls, d. h. der Suspensivbedingung der früheren 
bereignung, von selbst vollzogen. 

Beim dxdAAayuc dagegen scheint die Natur des Pfandes im modern- 
sehtlichen Sinn vorzuwalten, d.h. eines Gegenstandes, der ohne daß an 
er persönlichen Haftung irgend etwas verschoben wird, als vorzugsweises 
efriedigungsobjekt einer bestimmten Forderung und mit Ausschluß der 

 kfriedigung anderer Gläubiger bezeichnet wird. Darum berührt die Be- 
ellung eines solchen die persönliche Haftung in keiner Weise. Darum 
5 auch zur Erlangung des Eigentums am ündAAayua — denn Distrak- 
ionspfand ist auch dieses nicht — noch ein besonderer gerichtlicher 
- kt der &veyvoaoie nötig. Und darum wird bei ihm auch kein besonderes 
| Belooıg-Versprechen gegeben; denn eine freiwillige Übereignung findet 
- Derhaupt nicht statt, und vor allem: wenn das gepfändete ündAAayu« 
em Gläubiger evinziert wird, greift er einfach auf seine Forderung zurück, 
bei der Hypothek diese schon durch die Hypothezierung als be- 
shlt gilt. 
| - Nieht recht durchsichtig ist freilich bei alledem der Ausdruck ünd4- 
iyuc. Denn dieses würde eigentlich das „Austauschobjekt“ bezeichnen. 
iieser Begriff würde aber besser zur ©rodyj#n passen, die ja wirklich 
ae Austauschleistung darstellt. Dürfte man freilich das önd in der 
Iomposition hier im Sinn der bloßen. Annäherung an den Begriff des 
‘mplex fassen, so ließe sich das Wort verstehen als eine „Destination“ 
2 künftiger Ersatzleistung; ob dies aber angesichts der sonstigen Ver- 
endungen, wo das Wort das gegenwärtige Austauschobjekt bezeichnet, 
Ir: ist, müssen Sprachkenner entscheiden. Daß der Ausdruck sich 
icht von selbst erklärt, wußte übrigens schon der griechische Gramma- 
er Phrynichos (p. 306 Lobeck)?), der es als ein übles Surrogat für 
In. bezeichnet, das von „Einigen“ verwendet werde. 
- In jüngster Zeit ist freilich von Manigk®?) gegen jede Distinktion 


1) So schon Rabel, Sav. Z. 28, 858 A.1. 
- 2) Zitiert bei Rabel a. O. 76. 
| 3) Savignyzeitschr. 30, 286 fg. 
10* 
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zwischen drogen und UmdAleyuc energischer Widerspruch ein 
worden. Dieser Gelehrte behauptet, daß die bezeichneten Gegensät 
scheinbarer Natur seien und mehr auf lokalen Stil oder zufällige 
tümlichkeiten der Situation als auf tiefere Gründe zurückgingen.!) 
die innere Konkordanz der oben zusammengestellten Erscheinung 
eine so große, daß die Annahme eines Zufalles derzeit fast willkür 
ist als die des Gegenteils. 

Richtig ist bloß, daß, auch wenn man voran und 
einander prinzipiell gegenüberstellt, doch gewisse Annäherungen 
Institute zugegeben werden müssen. 

So wurde schon oben gesagt — 8. 145 —, daß bei der Beste 
des ündAAeyua im Gegensatz zur Hypoihenil sich regelmäßig 3 
Beßelosıg findet. Ausnahmsweise nun kommt eine solche in einer 
Aayn-Urkunde doch vor, nämlich in Flor. 28, 19fg. (238): ro dt x 
usvov ündirayua Beßeıwo® don Peßaiwosı usf. Aber das kanı 
wohl als eine Entlehnung aus dem andern Formular, d.h. jenen der I 
thezierungen, betrachtet werden, um so begreiflicher, als auch Mie 
Pachtverträge öfter die Beßalwoıg-Klausel zeigen. 

Als weiteren Fall solcher Kontamination verschiedener Urk 
stile könnte man auch Oxy. 506 (248) erklären wollen. Dieser 
ist, obwohl er die Art des Pfandes nicht mit Namen angibt, doc 
Stil der Hypothekeninstrumente gefaßt, enthält also die Zusage de 
teiv zei xvgiedeww (1.22) mit ausführlicher Beßaiwoıg; dann aber 
nach 1.26 fg. die Verpfänder noch schlechthin persönlich ‘haften. Da 
auch das als eine bloße Stilwidrigkeit und’ Entlehnung aus der 
Praxis erklären könnte, würden die obigen Positionen damit 
allzusehr erschüttert. Aber man muß nicht einmal soweit @ 


75 


N Die Einwendungen Manigks sind im einzelnen diese: 1) die B 
bestellungsurkunden sind größtenteils aus Hermupolis (Flor. 1; 81; Straßb. 
sie die Klausel sofortigen Elgentumsverfalles enthalten, so kann das lo 
sein. — Aber Oxy. 485 (allerdings ein dıesrolınor) bezeugt ähnliche Ve 
aus Oxyrhynchos. Daß man im Faijüm sich kürzer faßte (BGU 741; 
man daher in die Faijümer Urkunden die Verfallsklausel erst hineiniz 
muß, ist allerdings ohne weiteres zuzugeben. 2) Weiter deutet Manigk u 
V erfallsklauseln eine (zufällige) lex commissoria bedeuten könnten, wofür era 
selbst (Sav. Z. 27, 346) hinweist. Allerdings habe ich sie so aufgefaßt und g re 
diese Bezeichnung zulässig; aber daß die lex comm. sich eben nie beim dd. 
findet, ist doch merkwürdig. 3) Endlich sagt Manigk, die bei der rien 
Eveyvocoi« kann gerade in dem liegen, was man bei ihr unter der — allerdin 
vor der £ußedsie stattfindenden — £rıxaraßoir; (S. 163) begegnet. Das wäre & 
denkbar; aber woher dann die verschiedenen Namen? Und warum wird »s 
Oxy. 485 diese &rıxarapoir) dem Schuldner nicht angedroht, sondern bloß Zußed 
Ich habe Manigks Einwendungen ausführlich angegeben, um dem Leser 
tivste Prüfung zu ermöglichen: Jede einzelne läßt sich hören — und & 
ich, wenn ich den Gesamtkomplex der im Text von S. 143 bis 145 zusammenge 
Erscheinungen erwäge, bei der bloßen Negation zu keiner Beruhigung. 
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dr gkeit orklürt sich auf oino Weise, welche die Reinheit der Bo- 
gsreihe noch viel weniger stört, Das Pfand haftet nämlich dem 
ohnedies PD als a, Ar eine ältere Schuld. Da ist os 


N durch le e FR hrüns erschöpft würde? 

De stärksten Mall der Kontamination von Iypothek und Hypallagma 
de, wenn die vom ver vollzogene Ergänzung der frngmenta- 
har Urkunde richtig ist, Bas. 7 (245) ergeben: Da ist eine Hypothek 
alt, aber daneben, wie os scheint, Personalhaftung stipuliert, und nieht 
für den Gefahrfall. Auch BGU 1167 III gibt einen recht unreinen 
is: Persönliche Haftung, daneben aber Pfand, ohne technische Bezeich- 
ng, bar mit- der Wendung des Gläubigers soll modossır xul duß« 
=. xl olxorousiv og dar BodAnrau Da Inufen nun die Oharakteri- 
‚ des Hypallagma (Personalhaftung und modaosır) und der Hypothek 
Das al olxovousiv) recht durcheinander, und das mahnt uns in 
‚ganzen Frage neuerdings zur Vorsicht. 


Ein Punkt, der schließlich noch zu erwähnen ist, sind die bei beiden 
pfündungsformen vorkommenden Veriußerungsverbote. Ganz regel- 
wird dem Schuldner die Veräußerung und Weiterverpfändung des 
des verboten. Das findet sich sowohl bei Hypotheken: Mlor, 1, 81; 
db. 52; Bas. 7; Oxy. 506, als auch bei umaAAdyuara: Wlor, 28; Lond. 
220; 3 p. 105; CPR Inv. Nr. 2016 (mitgeteilt auf 8. 59 der Ausgabe)i 
. 10; Oxy. 507 ') u.a. Dagegen fehlt das Verüußerungsverbot in den 
R lem in Ägypten errichteten Urkunden. 
| I Es ist sicher kein Zufall, daß diese Verbote beigesetzt werden. Aber 
a welchem Sinn geschieht das? Darauf ist es schwer zu antworten. 
IM Eicher scheint mir nur, und zwar dies auf Grund des jüngt veröffent- 
ichte on Hamburger Papyrus Nr. 15 — vgl. auch Nr. 14 und zu beiden 
h Binleitung des Herausgebers P. M. Meyer — das zu sein, daß, wie 
an es auch schon früher vermutete, das Bestehen von Pfandreo ‚hten dem 
er fünder wenigstens die Umschreibung des Kigentums durch die ßı- 


Fre eyarjosov regelmäßig unmöglich machte,”) 


E12) Die geringen Differenzen der Stilisierung bei den beiden Pfandarten (Kabel 
83) haben schwerlich eine Bedeutung, 

2) Zwar ist damit zunächst nur genngt, daß eine solche Verliußerung nicht ein- 
tragen werden durfte, und man könnte immer noch die Irage wufwerfen, ob 
venigstens eino außerbtücherliche Bigentumsübertragung zulässig war (vgl. oben 
Indessen wissen wir ja bereits, daß eine solche allem Anschein nach einem 
‚etragenen Pfandrecht gegenüber überhaupt nicht in Betracht kam; ein unein- 
nes Pfandrecht hinwiederum spiolt praktisch keine Rolle, weil o# unzweifelhaft 
er intabulierten Veriußerung nicht im Wege stand. Man wird daher, indem man 
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Indessen ist damit die Frage noch nicht gelöst, denn es bleibt n 
der Zweifel übrig: Beruht dieser Ausschluß der Veräußerung auf ei 
allgemeinen gesetzlichen Verbot oder ist er nur die Folge davon, ı 
in den Verpfändungsurkunden die Alienation vertragsmäßig verb 
ist? Doch reichen unsere Mittel nicht aus, diese Frage zu beantwor 
und wir können nur das als gesichert ansehen, daß, selbst wenn nur 
spezielle vertragsmäßige Verbot als Grund der Inalienabilität anzusel 
wäre, diesem jedenfalls dinglich bindende Kraft zugekommen sein muß.) 


Hier ist nun noch zu bemerken, daß es manchen Gelehrten nahelic 
auch in solchen Fällen ein Pfandrecht — und zwar UndAlayue — an 
nehmen, wo in einer Urkunde gar keine ausdrückliche Verpfändung e 
halten, sondern nur gesagt ist, daß ein bestimmtes Objekt (um als Deekung 
für die zukünftige Zwänge zu dienen) vom Schuldner ni 
veräußert werden soll. Dies geschieht in Teb. 318 (218) und Lond 
p. 216. Vielleicht werden manche sogar hierin den Schlüssel für das V 
ständnis der Unterscheidung zwischen ÖndAlayue und ürodrj«n finden, 
Danach wäre ersteres nichts als die durch Veräußerungsverbot erfolgte 
vertragsmäßige Festlegung eines Objektes für die zukünftige Exekuti 
letztere dagegen bereits suspensiv bedingtes Eigentum des Gläubiger 


Ich habe gegen eine solche Auffassung vorläufig noch das Bedenkeı 
daß das ÖündAlayuc doch Gegenstand der d«royoapr zum Grundbuch : 
in Lips. 8 und 9 haben die Gläubiger dieses ihr Pfandrecht apo 
phiert.?) Dagegen finden wir in Teb. 318 das Veräußerungsverbot bio) 


die uneingetragenen Veräußerungen und Pfandrechte vernachlässigt, den Satz 
stellen dürfen, daß der Verpfänder eines gebuchten Objekts nicht veräußern 

1) Aus dem Veräußerungsverbot ergibt sich von selbst, daß eine Mer 
(vertragsmäßigen) Pfandrechten verschiedener Gläubiger an derselben Sache 
stattfinden kann. Es ist mir auch kein Beispiel einer solchen Mehrheit bei 
denn in Oxy. 653 (90), der scheinbar als solches angeführt werden könnte, hal 
die posteriores creditores sicher nur Pignus in causa iudicati captum (s. Ei 
dieser Nummer). Solches wird natürlich durch das erste Pfandrecht nicht 
geschlossen. Ebensowenig Nachhypotheken desselben Gläubigers (S. 154 fg.). 

2) Vgl. Rabel, Verf. Beschr. 71 fg. ’ 

3) Wir berühren hiermit die Frage nach der grundbücherlichen Eintragun 
Pfandrechts, die uns bereits in Kap. IV S. 102 A. 1 begegnet ist. Hierüber 
sagen: Selbstverständlich wird jedes Pfandrecht auf dem Personalfolium d 
pfänders vermerkt, wovon wir mehrfache Beispiele haben (8.96). Außerdem ze 
Oxy. 274, 3, daß mindestens die Hypothek auf dem Folium des Gläubigers 
zugeschrieben wird; ich beziehe hierauf auch das ueran(agarıdevaı) in Flo 
Einl. zu 247). Wird auch das ömdiAeyua beim Gläubigerfolium notiert? Ein 
grund könnte ja bei aprioristischer Betrachtung darin gefunden werden, daß 
pothek bereits Eigentumsanwartschaft sei und nur als solche registriert werde, 
beim Öndhhayuo nicht zuträfe. Aber da, wie wir aus Lips. 9; 10 ersehen, über 
eine &«xoygapn erstattet wird, finde ich keinen Grund, zu bezweifeln, daß es 


beim Gläubiger eingetragen . jene abstrakte Dodukudn scheint also nicht  zu- 
treffend zu sein. 
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Gegenstand einer zaoadeoıg bei dem Folium des Verpfänders gemacht 
03fg.). Wegen dieser Diskrepanz kann ich obige Auffassung noch 

ohne weiteres akzeptieren. So sehr zuzugeben ist, daß sie vieles 
rechende hat und daß sich praktisch das ündAAayu«‘) und das un- 
äußerlich gemachte Exekutionsobjekt kaum von einander unterscheiden, 
'st es doch denkbar, daß, wo der Ausdruck ün«AAdtreıv oder ein gleich- 
vertiger”) von den Parteien nicht gebraucht war, man ein dingliches Recht 
nicht annahm. 


C. Verhältnis von Hypothek und Sicherungsübereignung. 


Werfen wir nunmehr noch einen Rückblick auf das Verhältnis der 
>ben besprochenen Verpfändungsarten zur Sicherungsübereignung, so ist 
Nür das OraAAayue ohne weiteres klar, wie weit es sich von einer solchen 
ınterscheidet; z. B. schon darin, daß es durch besonderen Pfändungsakt 
— Zveyvoroi« — realisiert wird, der natürlich an der dem Gläubiger be- 
“eits gehörigen Sache undenkbar ist. 
Dagegen stehen Hypothek und fiduziarische Übertragung sich in 
fielen Punkten sehr nahe. Man wird, so wenig wir von der letzteren im 
Sinzelnen wissen, doch in den meisten praktischen Beziehungen geneigt 
sein, für beide zu gleichen Resultaten zu gelangen. Wenn oben (S. 146) 
R esagt wurde, daß bei der Hypothek die Haftung auf das Pfand radiziert 
'st, so wird man auch bei der Sicherungsübereignung eine persönliche 
‚Haftung des Schuldners kaum annehmen wollen (vgl. oben 8.110). Ebenso 
wird man dem Gläubiger die Gefahr des in ml/orıg gegebenen Eigentums 
»uschreiben. Daß er ferner keinesfalls &veyvoao/« braucht, um sein Eigen- 
um zu erlangen, sonders höchstens Ergreifung des ihm noch fehlenden 
tatsächlichen Besitzes (Zußadele), liegt gleichfalls auf der Hand. 
' Als praktische Unterscheidungen beider Institute ließen sich etwa 
Henken Unterschiede in der Steuerfrage: bei der Übereignung muß sofort 
‚lie volle Übertragungssteuer gezahlt worden sein, bei der üxoor«n bloß 
las reAog drodnxng.?) In Erwägung kommt ferner die Behandlung eines 
sventuellen Mehrwertes des Pfandes, die nicht notwendig die gleiche ge- 
iS sein muß; doch ist hierüber nichts Sicheres zu sagen. Außerdem 


| 1) Als solches mußte es freilich auch gelten, wenn ein Gegenstand als beson- 
leres Befriedigungsobjekt bezeichnet war (8.142, 2«). Ich verkenne nicht, daß hiermit 
w Grenzen bedenklich gegen das Veräußerungsverbot zu verschoben werden und 
halte darum meine obigen Zweifel für nicht unüberwindlich. 

| 2) Z.B. (bei Katökengrundstücken) ueoırevewv. 

3) Dieses beträgt nur 2°%/, vom Betrag der Forderung, richt 5°/,, wie die Ver- 
kaufssteuer in der römischen und einem Teil der ptolemäischen Zeit (vgl. S. 142). 
Beim Verfall wurde wohl die Differenz der Steuer nachgezahlt (vgl. Oxy. 274, 22 [193]). 
Hier mag das r&log Zmizareßoinjg vielleicht drei Prozent vom Wert des Pfandes 
detragen haben. 


N 


| 


152 Kap. V. Schuldverschreibungen und Pfandrecht, F Be 
ist zu bedenken, daß bei der Sicherungsübereignung, wo der Gläuh 
jedenfalls schon perfektes Eigentum hat, dieses in seine Kork 
fallen konnte, ein allerdings sehr erhebliches Moment. Freilich ist 
rade hier Vorsicht geboten; denn denkbar ist es, daß die Übertragi 
nur als resolutiv bedingte galt, so daß durch Auslösung ein Aussonder 
recht entstand. Dafür spricht vielleicht BGU 1158 (234), vgl. Einl. de 

Letzterer Punkt wäre auch sonst sehr wichtig: es würde die / \ 
lösung mit dinglicher Kraft gewirkt haben, eine Rückübertragung nicht 
erforderlich gewesen, daher auch eine zweimalige Zahlung der Auf 
lassungssteuer entfallen sein. Erklärt es sich so, daß in P. Heidelb. 1278 
von einem bloßen &mıAvsıv @vijv die Rede ist, ohne Rückauflassung? 

Im ganzen wird man annehmen dürfen, daß die Hypothek als die 
bequemere Form sich allmählich aus der Sicherungsübereignung heran 
entwickelt hat. So gefaßt, ist sie eigentlich leicht zu verstehen; sie hat 
dann eine Reihe von Zügen, die Satisfaktionswirkung, den damit verbı 
denen xtvövvog des Gläubigers, die &ußadsi« von dem Mutterinstitut üb 
nommen, und unterscheidet sich von diesem vorwiegend nur dadurch, ı 
sie vorläufig den Gegenstand noch im Vermögen des Schuldners 1äBt ı un 
nur wie ein suspensiv bedingtes Eigentum wirkt. | 


IV. NUTZUN6 DES PFANDS. 


Inwiefern dem Gläubiger das Recht zustand, das Pfand zu benutzen, 
hing von der Parteivereinbarung ab. 

Daß ihm das Nutzungsrecht nicht zukommen soll, ist immer dort 
klar, wo ihm nicht der Besitz des Pfandes überlassen ist. Dieser schemt 
aber in weitaus den meisten Fällen beim Verpfänder geblieben zu sem) 
Das ergibt sich für die Sicherungsübereignung schon aus dem Satz m 
Oxy. 472 (oben S. 135), daß die Eigentumsübertragung hier nur auf ie 1 
Papier zu geschehen pflege. Ebenso wird aber auch in den eigentlichen 
Verpfändungsinstrumenten von einem Besitzübergang, der sich schon 4 
die Verpfändung geknüpft hätte, fast nie gesprochen. Im er 
den Hypothekarurkunden wird die &ußadel« oder das xoareiv als ety 
erst Zukünftiges, durch die Nichtzahlung Bedingtes hingestellt, und wenn 
in jenen über ein Hypallagma dies nicht so deutlich geschieht, so sprechen 
sie doch auch nicht vom Gegenteil. Es kann aber nicht u en 
werden, daß Besitz und Nutzung hier als stillschweigend überla 
galten. | 

Nur in einem Fall wird von Nutzung des Gläubigers an ci . 
me gesprochen, nämlich in Lips. 10 (189). Da ist 2 


1) Dafür werden öfter die Besitzurkunden über das Pfand mit übergeben, BG 108 
1148, 31; 1149, 24; 1150, 11; 1152, 22—26. 
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blichem Sinn) für die laufenden Zinsen vor. 
‘Daneben finden sich allerdings noch mehrere Papyri, in welchen 
/mandem wegen einer Schuld die Benutzung einer Sache überlassen wird. 
ur ist zu bemerken, daß hier nirgends die Ausdrücke önodnxn oder 
dAAayue gebraucht werden.') 
-  Manigk hat mit Rücksicht darauf die Behauptung aufgestellt, daß in 
/esen Fällen von Pfandrecht überhaupt nicht geredet werden darf. Das 
ht jedoch zu weit. Es wäre nur richtig, wenn man den Begriff des 
fandes, wie es die römischen Quellen tun, auf das Substanzpfand be- 
/hränken wollte, d. h. auf jenes, bei dem auch die Substanz — durch 
erfallserklärung — zur Befriedigung des Gläubigers herangezogen werden 
f. Aber was zwingt zu einer solchen Beschränkung? Die Germanisten 
nmen eine solche nicht; der Begriff der Todsatzung, der hier von jeher 
4m Pfandrecht gestellt worden ist, geht gerade recht eigentlich auf 
ille, wo ein Pfandverfall ausgeschlossen ist. 

Nur dann würde man von einem Pfandrecht bei solcher Sachlage 


icht reden dürfen, wenn der Verabredung keinerlei dingliche Wirkung 
gekommen wäre, sondern nur obligatorische. Das aber ist nicht anzu- 


hmen. Wir wissen zwar nicht, welche Rechtsmittel der Gläubiger hier 
gen Dritte hatte, die seinen Nutzbesitz beeinträchtigten; aber an einem 
umittelbaren Schutz des Besitzes ist schon für die ptolemäische Zeit 
um zu zweifeln, und für die römische ist sicher, daß das allgemeine 
Istitut des Schutzes der ‘possessio’ (vouy) auch den Peregrinen zugute 
Jmmt (Teb. 286, —21 [83], allerdings nicht gerade auf unsere Frage 
Izüglich). Also wird der Nutzungsberechtigte mindestens so gestellt ge- 
ssen sein, wie der römische Creditor pigneratieius vor Einführung der 
jasi-servianischen Klage. 
Damit ergibt sich für die gräko-ägyptische Praxis der Gebrauch des 
Jutzungspfandes?), dieses hier als Gegensatz zum Substanzpfand 
dacht. 
Im einzelnen kommt dasselbe in verschiedenen Kombinationen vor. 
Öfter gilt die Nutzung als Gegenwert für die laufenden Zinsen, 
fie durch sie als berichtigt gelten. So BGU 101 (249), wo die xapni« 
geräumt wird dvr) av 6xwv. Ebenso wird in Lond. 3 p. 136 1. 1—17, 
U 1115, wahrscheinlich auch in Oxy. 339 desc. die Benutzung. einer 
Tohnung an Stelle von Kapitalzinsen verabredet; vgl. noch BG@U 1157. 


1) Ausnahme nur in Grenf. 2, 69, wo aber der Ausdruck nachweislich nur im 
iteren Sinn gebraucht wird. Vgl. 8. 154. 
2) Vgl. Mitteis, Hermes 30, 607, Sav. Z. 28, 383/4 (zu Lond. 3 p. 1168). 
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Anderwärts begegnen wir dem Nutzungsrecht für den Verz 
also als Verzugsantichrese; so in BGU 339 (250), Teb. 390 (251) } 
leicht liegt der Fall ebenso in Grenf. 2, 69, wo laut eines ysı06y0090 
Öxodnang für ein Kapital von 1000 Drachmen der fünftägige Gebre 
einer Sakije (Üdoesvu«) zugesagt ist. Da man nicht glauben kann, 
dieser dem Wert von 1000 — wenngleich minderwertigen — Drachme 
gleichgestellt worden ist, mag er als Verzugsantichrese zu verstehn sen 
Wertvoll ist dieses Stück insbesondere dadurch, daß es von vzosm 
spricht. Da eben nur der Gebrauch zugesagt ist, eine Substanzhypo 
also sicher nicht gegeben ist, bestätigt sich, daß auch im dama 
Sprachgebrauch bei solchen Verhältnissen der Gedanke eines vorlie 
Pfandrechts nicht fehlte, wie er schon oben als zulässig bezeichnet w 

Dunkel dagegen bleibt Grenf. 2, 72, 9, wo für den Fall der N 
zahlung der Gläubiger soll *yonsao»eı zard mavrolag sbnoglas’ des Se 
ners. Es ist nicht wahrscheinlich, daß mit dem xorjocodeı eine A 
chrese am Schuldnervermögen bezeichnet sein soll. Ich vermute, daf 
Lapsus vorliest und zu lesen ist yoioaodeı <roig vouluoıs) zard 
Das aber bedeutete, daß der Gläubiger das allgemeine Vollstreckungs 
am Vermögen des Schi hatte); es ist nur die gewöhnliche Seh 
wendung der Schuldscheine. 

Eine nicht hierher gehörige, aber doch in diesem Zusammenhan, 
nicht zu übersehende Tatsache ist ferner, daß in Urkunden aus Abusıı 
el-Mäläq — die übrigens, wie bekannt, alexandrinische 6vpywenoeıg sind - 
und einigen anderen zur Deckung der Zinsen einer Forderung die { 
leistung (x«g«uovr) des Schuldners oder einer andern Person für & 
bestimmte Zeit zugesagt wird; so BGU 1139. 1153 II—4; Teb. 384; BEI 
138 (bei Wessely, Denkschr. d. Wien. Akad. phil.-hist. Kl. 47 IV 32). 


V. VERPFÄNDUNG FÜR MEHRERE FORDERUNGEN DESSELBEN 
GLÄUBIGERS UND PIGNUS GORDIANUM. Mi 


In manchen Verpfändungs- oder sonstigen Schuldurkunden steh 
Klausel, daß der Pfandgläubiger, welchem außer dem durch das B: 
unmittelbar versicherten Anspruch noch ein zweiter zusteht, das E 
auch nach Wegfall des ersteren nicht freizugeben brauche, so lange | 
auch der letztere befriedigt ist. 

So sagt BGU 741 (244) v. J. 143/4 in 1. 4öfg.: 

ze od [Avjosıaı (6 davıodusvog) vivds mv vno[dn]aenv, ei um 
egov .drodo|t »jai Tas zark ı[d ovvdAjaayun Ogayuds ver|o@|woolug & 
1novre dd TO AAAm|AEylyva eivaı. 

Flor. 86, 17 fg. (247) gegen Ende des 1. Jahrh.: 


1) Vgl. auch Rabel, Verfügungsbeschr. 40 A. 1. 
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| zo06yoRpEvrog Ti; dıayoapn, un Eeivaı ij Auddun negıAvlewv] Tas 
modmnog Euv un xal va dia rülg] dıieyoapns «nodor. Hier stand unsere 
‚lausel nicht in der Verpfändungsurkunde, sondern in einer später er- 
‚chteten dıayoagpyj über ein pfandloses Darlehen. 

‚Lips. 10 II 29 erwähnt anläßlich der Geltendmachung eines im J. 178 
'riehteten Verpfändungsinstrumentes ein späteres ysıe6y0«Yov vom J. 181: 
rd” 06 M00EYEEEN wi) no6TEgoV megıAdon Tijv nooxsıuEomv uodo- 
voniav, ei um xal Ta nar& TO Keıpöyoapov drrodoi.” 

Betrachten wir nun diese Klauseln im einzelnen, so ergibt sich zu- 
‚ichst die Frage, ob in denselben eine neue Verpfändung des Gegen- 
Jandes zu erblicken ist oder ob sie einen andern Sinn haben. Im ersteren 
all hätten wir eine Belastung desselben mit zwei Pfandrechten. 

1. In einem der obigen Papyri ist, wie mir scheint, in der Tat diese 
uslegung geboten, nämlich in BGU 741. Hierauf führen nämlich die 
orte dıa To @AAnAeyyve!) eiveı. Das wird m. E. am besten so auf- 
sfaßt, daß die beiden Forderungen auf der üno®rj#n solidarisch haften 
llten. Der Ausdruck dAAnAeyyva ist dabei freilich verkehrt; denn er 
zeichnet die solidarische Haftung auf der Passivseite und würde daher 
ır passen für mehrere Pfänder, die mit einer Gesamthaftung für eine 
nd dieselbe Forderung Belege sind. Doch ist die en des 
usdrucks begreiflich, und jedenfalls kann der Sinn kein anderer sein. 
ollen aber die Forderungen als solidarisch auf der Sache ruhend gelten, 
>» muß wirklich für jede derselben ein wahres Pfandrecht als bestehend 
‚dacht sein. 

; Man kann sich zur Unterstützung dessen noch auf Oxy. 506 (248) 
rufen. Hier wird ein Pfandrecht?) für 1000 Drachmen errichtet und am 
chluß hinzugefügt (1. 51fg.): uln EA]arrovusvov od abrod dedwvsınörog 
| dl zodtsı |ov Krov ölpellisı) auro [f] re Oarong aa Tereogpıov 
| Ereoov Öalvsıov yeyov)os.... |] Evsorarı unvi Adoıavo .... Emi 
nodNan Tais mooxsıusvaıg osırıraig |[doovocıs sqg.| Hier ist aus- 
rücklich gesagt, daß schon für die erste Forderung eine Hypothek er- 
‚ichtet war. Die Wiederholung der Verpfändung ist also evident. Ebenso 
nden wir eine solche in den drei ovyyoagpai vollzogen, von welchen 
lor. 86, 3—15 spricht. 

Wir sahen auch bereits (8. 148/9), daß solche Doppelverpfändung eine 
gentümliche Wirkung herbeiführen muß: Da nämlich möglicherweise 
as Pfand schon für die erste Forderung voll in Anspruch genommen 
ird, wird in Oxy. 506 bei der zweiten Verpfändung — obwohl sie im 
brigen dem Stil der ömodjan, nicht des ümdAAeyue, folgt und auch das 


1) Hier muß allerdings das dritte 4 mit Gradenwitz ergänzt werden; denn der 
ıpyrus hat daselbst eine Lücke. Aber diese Ergänzung ist m. E. unausweichlich. 
2) Wirkliches Pfandrecht, nicht bedingter Kauf, arg. vb. xaroyrv 1. 49. 
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erste Pfandrecht eigentliche ünodnjan ist — doch die Haftung der € 
des Schuldners und seines sonstigen Vermögens besonders hinzubedu 1 
Dabei wird dann freilich — vielleicht gerade aus diesem Grund 
Terminus öxodyixn bei der zweiten Verpfändung vermieden. 
Damit scheint mir auch für BGU 741 die Auslegung als Doppe 
verpfändung gerechtfertigt zu sein. Nur das kann zweifelhaft sein « 
in diesem Fall das ältere ovvdAlayuc die Verpfändung schon enthalte 
hatte oder jetzt erst dieselbe auch auf diese ältere Forderung erstreel 
wird. Denn es wird in BGU 741 nicht wie in Oxy. 506 bestimmt g\ 
sagt, daß das erste ovvdAAayua von vornherein &ml bxodnj«n errichtet wa 
2. Umgekehrt scheint mir die Sache in Lips. 10 (189) zu liegen | 
Hier ist nämlich zu beachten, daß der zweite Schuldschein n r bi 
sagt: “un odrsoov megıhdon yv uoFoxagriev’, nicht aber ‘ro ü 
kayue’. Es lag nämlich öndAAayua@ mit verabredeter Zinsantichre 
(uo®oxuorte) vor (8. 152/3). Nun ist es schon nach dem Wortlau 
Abmachung klar, daß sie sich eben nur auf die Fortdauer der Antie 
bezieht: das wären schlechte Urkundenverfasser gewesen, die die H 
dauer des Pfandrechts meinten und nur die der Antichrese nannten. 
3. Zweifelhaft bleibt Flor. 86 (247). Allem Anschein nach hat hie 
für das nachträglich zustande gekommene diagraphische Darlehen ein 
direkte Hypothezierung ursprünglich nicht stattgefunden; sonst würd 
die überaus genau erzählende Schrift dies nicht verschweigen. Die B 
ist nur, ob nicht in den Worten ‘zg00yo@pevrog A ÖLayoapn un Ebeimu 
meguAveıv vv Önodyanv’ doch eine indirekte Hypothezierung zu erbli 
war. Dagegen spricht, daß jedenfalls aus dieser dıeyoapr; die Hypothel 
nicht in Anspruch genommen wurde (S. 144). Andererseits fragt 
sich, worin dies un zegıJldeıw sich äußern sollte, wenn kein Pfandrech 
bestand? Es könnte aber sein, daß auch der Besitz an den Gläu 
übertragen war: dann könnte man an ein verabredetes Retentionsrech 
denken. Und jedenfalls hat der Gläubiger in Flor. 86 jenes Darlehen 
ein pfandloses behandelt. 
Als Gesamtresultat ergibt sich, daß einerseits mehrfache Verpfändun: 
an denselben Gläubiger für verschiedene Forderungen möglich ist, und d 
andererseits, wo dieser den Besitz und etwa noch eine damit verbunden 
Antichrese am Pfand hat, auch das verabredet wird, daß er diese tı roti 
Lösung der eigentlichen Pfandhaftung noch fortbchaed soll. 
Letzteres ist nun gerade der Inhalt des sogenannten Pignus Gor 
dianum. Im J. 239 hat Gordjan III bestimmt (C.J. 8,26, 1,2), daß 
Faustpfandgläubiger auch nach Zahlung der Pfandforderung den 
des Pfandes nicht freizugeben braucht, wenn ihm gegen den Verp 
noch chirographarische Forderungen zustehen. Diese oft unverständli 
befundene Vorschrift dürfte den Gepflogenheiten des damaligen Verk 
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etsprochen haben. Denn die in Lips. 10 erwähnte Klausel stammt vom 
J 181, ist also schon viel älter als Gordians Reskript und bedeutet ge- 
“ß keinen vereinzelten Fall. Das Eigentümliche an dem Reskript ist 
ır, daß es das Betentionsrecht zur gesetzlichen Befugnis des Gläu- 
Igers, also vom einem Aceidentale zu einem Naturale negotii erhebt.) 


VI. WIRKUNG VON TEILZAHLUNGEN? 


Das römische Recht stellt bekanntlich die Regel auf: Pignoris causa 
divisa est, d.h. das ganze Pfand haftet ungeteilt auch für jeden Rest der 
(wa teilweise erloschenen Forderung. Durch Teilzahlungen wird also das 
Jandrecht nicht auf einen proportionalen Teil des Pfandobjekts reduziert. 
Im auffallenden Gegensatz dazu sehen wir in Lond. 2 Nr. 196 II 
132fg. (87) (p. 153) folgenden Sachverhalt. Valerius Apollinarius hat 
"n Julius Agrippinus außer zwei anderen Darlehen auch im J. 118 ein 
"lent und zweitausend Drachmen aufgenommen und dafür 4 Aruren Öl- 
«rten bei Karanis und Kerkesucha verpfändet. Davon hatte er im J. 120 
)00 Drachmen, also die Hälfte bezahlt, und nun wird berechnet, daß 
«e restlichen 4000 Drachmen noch ni raig Aoınais doovoaıs ß haften 
‚ meine Anm. zu 87 1.33 [S. 97)). 

Daraus hat nun Gradenwitz, Einführung, Vorwort p. XIV A.1 und 
'h. 2, 100 Anm. geschlossen, daß nach gräko-ägyptischem Recht die 
"bilzahlung eine verhältnismäßige Reduktion des Pfandrechtes mit sich 
achte. 

Doch erhebt sich gegen diese Folgerung sofort das Bedenken, daß 
e Parteien jenes Rechtsverhältnisses nicht Gräko-Ägypter sind, sondern 
'ömer. Will man nicht glauben, daß ein territorial, also auch für 


ömer geltendes Provinzialedikt für Ägypten einen dem sonstigen römi- 
hen Recht widersprechenden Satz eingeführt hatte, so muß man an- 
/hmen, daß die Einschränkung des Pfandnexus hier durch besondere, sei 
von vornherein verabredete, sei es bei der Teilzahlung vollzogene Partei- 
‘sposition, herbeigeführt worden war. Damit schwindet aber der Beweis’ 
'»s behaupteten Rechtssatzes. 

Freilich weist Gradenwitz darauf hin, daß auch in BGU 445, 19 nach 
ner Teilzahlung von Aoızal ig weoırlag Üoovocı gesprochen wird. 
ieser Fall spielt unter Ägyptern. Liegt aber im Londoner Papyrus eine 
sondere Reduktionsabrede vor, so kann sie auch unter Ägyptern statt- 
sfunden haben. Die obige Aufstellung muß also als mindestens unbe- 
iesen bezeichnet werden. 


1) Ich habe dies schon in P. Lips. $. 37 ausgeführt, wo ich jedoch auch in 
U 741 ein bloßes Retentionsrecht ausgesprochen fand, während ich jetzt für diesen 
all eine Nachverpfändung annehme. 


Sie 
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VI. PFANDVOLLSTRECKUNG. 


Auch darin unterscheidet sich das gräko-ägyptische Pfandrech ht 
römischen, daß es nur mit gerichtlicher Unterstützung geltend gem 
werden kann. Während der römische Creditor pigneraticius sein Di 
tionsrecht durch privaten Verkauf ausübt, muß der ägyptische den 
fall des Pfandes mit gerichtlicher Hilfe zur pri Vollendung briı 
Wenigstens gilt dies von der Hypothek und dem Hypallagma. Für 
Faustpfand (&veyvoov) sind wir nicht näher unterrichtet und auch fi 
Sicherungsübereignung fehlen sichere Belege (vgl. zu BGU 1158 s. 

Die Erwähnung des &v&yvoov, von dem wir nichts wissen, gibt 
lich gleichzeitig Gelegenheit, zu dem eben bezüglich der anderen Pi 
formen Gesagten einen Vorbehalt zu machen. Es liegt nämlich in. 
Vollstreeckungsfällen, die wir bei diesen finden, die Sache so, daß 
Gläubiger noch nicht den tatsächlichen Besitz seiner dmod/j«n oder & 
ÖndAheyuc hat. Wie war es aber, wenn ihm ein solches Pfand be 
in Besitz überlassen war, was (vgl. S. 141) mit dem Begriff beider P 
arten nicht unvereinbar gewesen sein muß? b- 

Ich will aber diesen Punkt hier nur gestreift haben und kehr 
der uns erkennbaren normalen Sachlage zurück, wo der Gläubiger 
Besitz noch nicht hat. > 

Hier schicke ich der Darstellung noch voraus, daß unsere zz 
von der Pfandvollstreckung sich auf die römische Zeit und zw 
drei ersten Jahrhunderte beschränkt. Für die ptolemäische und vi E 
nische Periode haben wir keine ausreichenden Zeugnisse; diese ble 
darum im nachfolgenden außer Betracht. | 

Im einzelnen gilt nun folgendes: 


1. Erfordernis eines Vollstreckungstitels. 
Da die Pfandvollstreeckung — vom £veyvoov immer abgesehen 
oben) — eine gerichtliche Intervention voraussetzt, erfordert sie ı 
einen Vollstreckungstitel. 3 
Ein solcher kann zunächst in einem gerichtlichen Urteil gelegen 
in welchem Forderung und Pfandrecht anerkannt werden. Doch 
kein Beispiel hierfür überliefert, abgesehen etwa von einer flüchtigen 
spielung auf einen solchen Fall in Oxy. 653 (90 1. 15/16), wo es 
jedoch um das Pignus in causa judieati captum handeln wird (. 
zu 90). 
Regelmäßig stützt sich vielmehr der Kreditor ah ein Schuld- 
Pfandinstrument, welches wohl mit der Exekutivklausel «94720 en 
versehen ist. Diesbezüglich ist auf das $.119fg. Gesagte zu verweisen 
demselben geht auch hervor, daß die Exekutivklausel dem Urteil als 
streckungstitel keineswegs vollkommen gleichsteht, sondern zunächst 


VII. Pfandvollstreckung. 159 


leren ist nun zu unterscheiden bezüglich der Vollstreckung 
i das ündAlayue und jener in die bnodyan. 
2. Vollstreckung in das ündAiayua. 
_ Das Urkundenmaterial hierfür bilden vor allem Flor. 55. 56 (241); 
BU 883 (239); 1038 (240); cf. 239. 
= Der erste Schritt des Gläubigers ist, daß er ein ünduvnue!) an 
“a Statthalter einreicht, worin er seinen Vollstreckungstitel namhaft 
NE und um inne der &vsyvoaole bittet. Darauf bezieht sich 
‚Papyrus BGU 1038, der zwar unvollständig ist, aber aus dem bereits 
Zußadsle — 8.161 — in ein UndAAayua betreffenden Flor. 56 er- 
enzt werden kann. Dieses ürduvnue entspricht jenem, welches auch bei 
r 'r gewöhnlichen Vermögensexekution überreicht wird und wird wie jenes 
31. 8.1279.) öfter als &vegvoaoiag yoduue bezeichnet (BGU 888, 23; 
Tor. 56, 11). 
il Daß es der Statthalter ist, an den dieses ürduvnue sich Ben wird 
wiesen durch BGU 1038 (240); vgl. die Einl. zu diesem Stücke Es 
i also m.E. unrichtig, wenn man dem Aoyıdıxaorng hier eine allgemeine 
Zrisdiktion zuschreibt. Missio in rem ist Sache des Imperium und diese 
Dgel kommt wenigstens in BGU 1038 zum Ausdruck.?) 
b) Das drduvnuxe muß natürlich dem Statthalter wie jeder Libell 
(. 38) persönlich oder durch einen, Stellvertreter (duemsorakuevog mgög 
iv Tod yonuarıouod zeielwoıwv, F lor. 56 u. ö.) überreicht werden. 
N Dies geschieht wohl in einer Sessio pro tribunali. Der Schuldner ist 
bei nicht anwesend: jeder Exekutionsantrag ist ja einseitig. Aber der 
fatthalter hat darüber in der Sitzung zu dekretieren, was ovyxolvew Ei 
ÖteAoyijg genannt wird (Flor. 56, 7. 17; BGU 1038, 14). Eine Prüfung 
a Substrate des Gesuchs erfolgt da Baht wird vielmehr dem weiteren 
hrigang überwiesen (s. unten); nur muß der dıaweoraAusvog seine Voll- 
sucht (eidlich?) durch öroyoaprj bekräftigen. 
' "Das Dekret hat, wie BGU 1038 erkennen läßt, folgenden Inhalt: Der 
Fäfekt befiehlt dem Strategen und den. Esvıröv modxroges des Voll- 
‚eekungsortes durch ein Schreiben unter Anschluß eines Exemplars der 
ev&ıs, daß sie nach Prüfung der Ordnungsmäßigkeit des Vorganges die 
deyvocoie vollziehen sollen. Wie sich dabei die Rollen verteilen, sehen 
ir nicht; doch ist zu vermuten, daß dem Strategen die Prüfung der 
dnungsmäßigkeit, den zodxrooss der weitere Vollzug oblag.”) 


' 1) Hier auch &yrsv&ıg genannt, Flor. 56, 6; BGU 1038, 13. 
2) Vgl. freilich auch oben 8. 84 (Einl. zu 75). 
3) Ob freilich bei dieser &vsyvo«oie in bestellte Pfänder der &svırav modxroe 


’ 
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Die Causae cognitio, die der Statthalter vorschreibt, ist genat 
gegeben: Der Gläubiger hat (beim Strategen) zu erscheinen (dr«xo 
und seine Titel vorzulegen‘); er hat deren Richtigkeit eidlich zu 
härten und ebenso auch das, daß nachträglich kein das Vollstrecl 
recht ausschließender Umstand (wie Zahlung, Erlaß) eingetreten ist 
dtv Evavrlov &xovougodeı). Der Exequendus soll offenbar nicht 
gezogen werden. Ist all dies richtig erfolgt, so soll die &veyvowote 
sich gehen. 

c) Das Dekret des Statthalters wird nun dem Gesuchsteller : 
unmittelbar durch die Kanzlei des Statthalters zugestellt, sondern d 
den Hoyıdıxaoris (BGU 1038, 11, vgl. die Parallelstellen bei der 
nahme der &uß«dsl« Flor. 56, 5; 55, 3) resp. sein Bureau, das x«raAoy 
oder oi noög  ÖdiwAoyf. Daher sagt der Gesuchsteller z.B. ın 
1038, 9: zapsxöucsa &4 Tod aurahoysiov Evsyvonolag yonuarıouov. 
Exequendus dagegen wird der Pfändungsbeschluß nicht direkt, sonde 
erst durch den Gläubiger unter Vermittelung des Strategen zuge: 
(BGU 1038, 9fg. u.a.). Die Vollzugsorgane (Strateg, modxrooss) w 
gewiß durch amtliche Schreiben auch noch speziell mit dem Vollzug 
auftragt?); oder, genauer gesagt, direkt wohl nur der Strateg, da 
Zentralbehörden mit tieferstehenden Organen nicht korrespondieren (3.22 
Erst der Strateg wird die &evıx@v mod#roogss mit dem Weiteren bet 
haben. 
Gegen die bewilligte &vsyvoasi« wird jedenfalls auch hier, wie 
der Vollstreckung chirographarischer Forderungen ($8.128 A.2), &vrioom 
zulässig gewesen sein. 

d) Im weiteren gehen die Vollzugsbeamten nicht von amtswegen Y 
sondern der Fortgang der Vollstreckug ist wieder dem Parteibetrieb üb 
lassen. 

Es reicht also nun der Gläubiger dem Strategen ein örduvnue un 
Darstellung alles Bisherigen ein und bittet um den Vollzug. | 

Nunmehr wird dieser die ihm obliegende Causae eognitio ausgeü 
und bei deren bejahendem Ergebnis das Weitere veranlaßt haben. 

Worin dieses bestand, ist aus Flor. 56, 11 zu ersehen. Die Gl 
gerin sagt dort: xaraysypauucı xar& re no[o]rerelAsımueve yocluu 
Eveyvoaoiag.... Tag TE brmAkayusvag.... «ooVoag, d.h. es findet zw 
weise Rigentumsübertragung statt, wobei in dieser Funktion die & 


stets mitwirkte oder nur, wenn, wie in BGU 1038, noch anderes Vermögen zu pfäno 
war, kann zweifelhaft sein. Vgl. Lewald, Grundbuchwesen 68. 

1) Man sollte hierbei zunächst bloß an das rechtskräftige dıaoroALxdv (resp. ( 
Urteil) denken; doch wird in BGU 1038, 15 sogar von dıeyeagpal gesprochen, als 
der Originalschuldschein nochmals produziert werden müßte. ' 

2) Liegt ein solches Schreiben in BGU 73 (207) vor? Dieses ginge dann me 
würdigerweise vom Erzrichter aus, nicht vom Statthalter. 8. S. 227. 
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f« auch moooßoAr; genannt wird. Das ist also magistratische Ein- 
ung in das Eigentum, ein Analogon der Missio in bona ex secundo 
reto. Es wirkt stärker als das Pignus in causa judicati. 
- Durch welchen Hergang im einzelnen die Übertragung des Eigentums 
olgte, wird sich nach dem Objekt gerichtet haben. Bewegliche öx«4- 
yuare wurden wohl einfach dem Schuldner vom Gerichtsvollzieher ab- 
nommen und dem Gläubiger übergeben, womit dann die Vollstreckung 
ıdet sein mochte. Bei Grundstücken dagegen erfolgte gewiß zunächst 
Inschreibung durch die ßußkiopvAuxeg. Gerade darauf wird sich ja im 
fl BGU 1038 das xaray&yoauuaı — ich habe mir zuschreiben 
sen — beziehen. Und darauf deutet auch, daß in BGU 832 in einem 
Öllich ganz undurchsichtigen Zusammenhang die BıßAropVAunsg bei einer 
bllstreckung zu tun haben (l. c. 1.10), vgl. auch Oxy. 712.%) 
'# e) Mit der Umschreibung des Eigentums ist aber bei Grundstücken 
b Vollstreckung noch nicht beendet. Es muß noch der Gläubiger den 
sächlichen Besitz erlangen (Zußwdei«). 
! Man sollte nun denken, daß dieser ihm unter Einem durch die wedx- 
nes Eevınöv übergeben wurde. Indessen sehen wir in Flor. 56, daß dies 
geschah. 
ehr ist dort die Gläubigerin, nachdem sie bereits das Eigentum 
jangt hatte, nochmals mit einem ünduvnua (Evreväıg) an den Präfekten 
ngetreten und hat um Besitzeinweisung gebeten. Und nun wiederholt 
- der ganze Vorgang, den BG@U 1038 für die &veyvoaol« zeigt. Wir 
ven dies aus dem die Zußadei« nach Evsyvowol« betreffenden Papyrus 
"56. Also wieder ovyxoıoıg Emi rig Öiahoyig Tod nysudvog, Zustel- 
; durch den doyıdızaorig, Causae cognitio vor dem Strategen. Der 
erschied liegt nur im Erfolge. Jetzt wird, wenn der Judikatsanspruch 
esteht, dem Schuldner vom Strategen aufgetragen, binnen zehn Tagen’) 
Grundstück zu räumen, worauf der Gläubiger es in Besitz nimmt. 
j 3. Vollstreckung in die vrodN«n. 
“Einen gerade die formellen Vorgänge bei der Hypothekenvollstreckung 
Ireffenden Papyrus besitzen wir nur in Oxy. 485. Aus der Vergleichung 
38 Stückes einerseits mit dem Formular der Hypothezierungsurkunden, 
rerseits mit den auf die Vollstreckung in die ün«Aildyuare handelnden 
byri läßt sich die Prozedur einigermaßen rekonstruieren. 
a) Zunächst ist es beim Zusammenhalt aller Urkunden wahrschein- 
(, daß eine &veyvonol« nicht erforderlich war. 
/ Dies zeigt zunächst Oxy. 485 (246), welcher die Bitte (an den Stra- 
>n) um Zustellung eines vom doyıdızaorig genehmigten Zahlungsauf- 


. 


1) Über den gleichfalls sehr schwer zu deutenden Papyrus BGU 73 s. Einl. 
207. 


2) Dies ist die alte ptolemäische Judikatsfrist, vgl. 8. 19. 
Nitteis-Wilcken, Grundzüge. II. Er 
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trags im Mahnverfahren enthält. Daß es sich dabei um eine Hyj 
handelt, zeigt 1.22, nach der dem Gläubiger durch den Schuldsch 
xodrmoig al *vgel« einer Sklavin in Aussicht gestellt war, fa 
Schuldner nicht zahlen sollte (vgl. S.142,2ß). Und nun war dem Se 
im Zahlungsauftrag angedroht worden: ei un (woımonzeı ııyv dod 
yonodusvov (TOv yoEWorıyv) rols doudgovar wegl Eußadslag vouluo 
os Kane. f 

Hier ist der Punkt, wo sich nach unserm heutigen Materia 
Geltendmachung der ümodnxn von jener des ündiAuyue unterscheide 
In den AahlungcBer an bei ümaildyuere heißt es: E&oouevnv wor n 
moügıv dp’ DV Eiv TeAEı00@ Eveyvgasiag yoauudov (BAU 578, 21; 88872: 
Es wäre, wenn Zufall, dann ein sehr merkwürdiger, daß das eine EVE 
owsle, das anderemal Zußadere angedroht. wird. 

Dies ist um so prägnanter, als auch die Verpfändungsurk 1 
der Öxo®run gerade nur auf die Eußadel« Gewicht legen und von‘ 
&veyvoaol« nicht sprechen (Flor. 1, 7; Straßb. 52, 8; Oxy. 373 dese.). 

b) Zu dieser &ußadei« scheint aber freilich normalerweise weg 
gerichtliches Verfahren notwendig gewesen zu sein. Das geht aus 0» 
am besten hervor: wozu macht der Gläubiger einen Zahlungen ft 
den doyıdıraorig, wenn das nicht der gewiesene Weg zur Zußadeia 
Erwägen wir ferner, daß auch beim ÖmdAAayua der Kreditor noch 
der &vsyvowola besondere statthalterliche Bewilligung der &uß«deie braue 
so ist sicher auch für den Hypothekar ein Gleiches notwendig gew 
Mit anderen Worten: Die Hypothek erspart dem Gäubiger normaler 
gerade nur dıe &veyvoaola; in der Eußadei« geht er dem Inhaber 
ündAleyue parallel. 

Eine Bestätigung findet auch diese Regel gerade durch ihre 
nahmen. 

In Flor. 1,6 (243); 81,11 und Straßb. 52, 7 ist: eine solche ins Au 
gefaßt. Da sagt nämlich das Hypothekeninstrument, der Gläubigerzd: 
&ußadsveww: un) no00080uevog dvavsnosng 7 ÖLKoToAıxo® N ETEOOD. 
&nhkög. Hier sollen gerade die gerichtlichen Schritte ihm ersp: 
werden, welche die zußadei« sonst voraussetzt. Diese Schritte we 
hierbei bezeichnet als dvavewoıg und dıaortoAıxdv. 

Was diese Ausdrücke bei der Pfandexekution bedeuten, ist im e 
zelnen nicht sicher. ZıaoroAıxov ist an sich jede Zustellung, die « 
Gläubiger dem Schuldner machen läßt und muß hier jedenfalls i 
einen Schritt der Hypothekenverfolgung bedeuten. Zweifelhaft 
welchen? Es kann den Zahlungsauftrag bezeichnen, aber auch die 
stellung des Dekrets über Zuß«del«.!) Im letzteren Fall könnte, \ 


1) Vgl. etwa Oxy. 497, 18, wo von zäocı ai neol is dmaımoswg (Prozel 
fahren) z&l dvaxoudng (Vollstreckungsverfahren) diacroAci die Rede ist. 
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Wessely') wollte, der Zahlungsauftrag mit der dvav£moız gemeint 
die dabei den Sinn von „in Erinnerung bringen“ hätte. — Anderer- 
komır dwovenoıg (Tüg bzxoPnizng) nach mündlicher Mitteilung von 
ken in einer von den Herausgebern nicht entzifferten Stelle P. Magd. 
13 nr einem Zusammenhang vor, wo es anscheinend einen anderen 
Wi » immer dem sei, wir sehen auch hier, daß die Vollstreckung in 
moin eine gerichtliche ist. 

'reilich ergibt sich zugleich, daß der Gläubiger durch besondere Be- 
jungen der Verpfändungsurkunde sich von dieser gerichtlichen Pro- 
dispensieren lassen konnte. Der Effekt dieser Verabredung sollte 
falls sein, daß er sich durch private Besitzergreifung der Hypothek 
ächtigen konnte. Und wir haben keinen Grund, an der Zulässigkeit 
Verabredungen zu zweifeln; sind sie doch von den öffentlichen 
ren beurkundet worden. Ich habe schon Sarv. Z. 27, 346 auf das 
zipt von Severus und Caracalla hingewiesen, wonach ‘Oreditores qui 
reddita sibi pecunia conventionis legem, ingressi possessio- 
,‚ exercent, vim quidem facere non videntur, attamen auctoritate 
esidis possessionem adipisci debent’. Vielleicht ist mit jener “con- 
onis lex’ gerade die Dispens vom diseroAzdv gemeint und erst jetzt 
unzulässig erklärt worden, wobei zu beachten ist, daß die obigen 
ri älter sind als das Reskript. Dies bleibt freilich ungewiß. Aber 
Malls steht soviel außer Zweifel, daß die Frage der Zuß«dslz bei den 
otl ken den Kaisern vorgelegen hat und auch sie die gerichtliche 
eichung bei derselben kennen. 

e) Der dunkelste Punkt bei der Hypothekenrealisation bleibt die 


.ora.ßBoAn. 


1) Anzeiger der Wien. Akad. zit. 

2) Es heißt dort in der ömoyoupn des Strategen auf einer Evreväıs: ’Eiv noıöv- 
Av Gvavkooıw Eu von lerenle[vrnzöros. .. Dies wird von den Erben des ver- 
jenen Schuldners gesagt. Alles Nähere ist, weil der Papyrus sehr zerstört ist, 
ar; aber sicher hat das Wort hier irgendeinen anderen Sinn als „Zahlungs- 
g“. Natürlich ist das kein eigentlicher Beweis für unseren Fall; denn es 
ten ja verschiedene Bedeutungen vorliegen. Aber Vorsicht ist immerhin ge- 


In Sav. Z. 23, 302 habe ich diese dvavfosıg mit der von M. Mettius Rufus in 
VIII41 vorgeschriebenen Grundbucherneuerung in Verbindung bringen wollen. 
inte auch auf die Bestimmung des französischen Rechts exemplifizieren, wo- 
Hypotheken, um gültig zu bleiben, alle zehn Jahre erneuert werden müssen 
ariae-Crome, Franz. Ziv.-R. 2, 122fg.). Damit würde es sich gut vertragen, daß 
25. 274, 20 (193) für die dvavkooız eine Steuer bezahlt werden muß. Anderer- 
stimmt diese Auffassung mit der Wortverbindung &vuveosıg 7) Öd1eorolmdv 
besonders überein und die Analogie von Bas. 7, 10 spricht für Wesselys 
; denn dort steht an der Stelle von dvavtooıg: Exueyyelie, das doch nur 
Zahlungsauftrag paßt (vgl. Zorjunv Zmayylihsıv bei Philostratos, zitiert oben 


TI? 


164 Kap. V. Schuläverschreibungen und P Pfandrech 


Von ihr ist in den Papyri wiederholt die Rede. IF 
86 (247); Straßb. 52 heißt es, der Gläubiger darf bei I 
xaraßoihr zojsacde: zal xräcdıu adrıw (er 
Zußededsıw”. In Oxy. 274, 22 (193) zahlt er ein relos 2 i 
auch in Magd. 31,9 kommt dns Wort bei a Die u 
Schriftsteller sind geneigt, darin den Ausdruck für die Pe ektior 
Eigentumserwerbs zu erblicken und es etwa mit der 2a 
56, 11 zusammenzustellen, wobei sie nur den Unterschied a ns 
letztere ein gerichtlicher Eigentumszuschlag und a des & 
o«siz-Verfahrens sei, während man die Zzıxeraßolıj eher für e 
vate Zugrifiserklärung ansieht. Das würde auch mit dem Ban, 
hier entworfen haben, gut übereinstimmen; denn auch nach « 
ja eine gerichtliche Eigentumsübertragung bei der Hypothek nicht 
gefunden haben. 
Andererseits muß aber die Zmıxeraßoiı) doch ein ausdrücklie 
grifisakt gewesen sein; denn es wird von äuxeraßolje 
sprochen, und es wird dafür eine Stener bezahlt (Oxy. 274, 2 
er aber bestanden hat, wissen wir nicht. 
Wörtlich heißt zrıxeraßdiisr, wel zereßeils» so wel: 
zahlen, daß eine Aufzahlung gemacht wird Wer diesen G en 
folgt, steht sofort vor der weiteren Frage: Wie steht es bei ver n 
mit einem etwaigen Mehrwert des Pfandes über den Betrag der F 
rung hinaus? 
Und diese Frage beschränkt sich nicht bloß auf die vzodrjxr, s« 
sie tritt auch beim ürdiieyue auf, sobald es bei diesem zum gen s ai 
zuschlag gekommen ist. Auch für die Sicherungsübereisnung E 
gestellt werden, für den Fall, daß das Auslösungsrecht des Schuld 
erlischt Durfte in all diesen Konstellationen, da ja Verkauf Pr“ 
eben nicht stattfindet, der Gläubiger den Mehrwert (rperoce) « 
lukrieren? 
Hier stehen wir vor Rätseln, welche zu lösen das heutige Ma 
nicht erlaubt. Man hat wohl oft den Verfall des Pfandes zu rechni 
freiem Eigentum des Gläubigers für das graäke- irre 
selbstverständlich erachtet und darin wenigstens bei der e 
Sen das billige Äquivalent dafür erblickt, daß der Gläubiger d 
Övvoz rjs Uxodrjzns trägt Man hat das um so mehr geglaubt, al 
seit Hitzigs "griechischem Pfandreeht” diese Konstruktion der Hrp 
als die allgemein griechische ansah. 
Letzteres ist mun in dieser Allgemeinheit, ken 
dürfte jetzt unter dem Einfluß der Ausführungen von Pappulias di 
sicht der Älteren wieder zu Ehren kommen, daß wenigstens der 
Pfandrecht eine Herausgabepflicht bezüglich der Hyperoecha st: tuier 


= 
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ber fı = lich eröffnet dies für Ägypten auch gerade nur eine Mög- 
eit; man kann sich sehr wohl vorstellen, daß hier wie auch in 
n hellenistischen Ländern der einfache Pfandverfall gegolten hat. 
nentwickelte Recht von Athen darf eben nicht ohne weiteres ver- 
einert werden. 
ı diesem Sinn könnte man sich auch auf das Stillschweigen der 
n berufen. Nirgends erwähnen die von Pfandexekution redenden 
i die Herausgabe der Hyperocha und auch bei den Verpfändungs- 
ı kann man nur einen Punkt finden, wo sie erwähnt sein kann, 
r der oben erwähnten Bestimmung über das Zmızeraeßoirv zorj- 
u. Diese freilich bringt die ganze Frage in ein Dunkel, welches erst 
ıe, diesen Ausdruck erläuternde Urkunden erhellt werden kann.!) 


S 


1) Ich möchte übrigens eine Vermutung nicht unterdrücken. Wie im Text ge- 
y ee Exixaraßdilsıv „aufzahlen“. Ferner wurde S. 151 A. 3 bemerkt, 
5 bei Verfall des Pfandes der Gläubiger die Differenz zwischen der Ver- 
uer von 2%, und der Eigentumsübertragungssteuer von 5%,, also 3%, 
hatte (sonst konnte man ja durch Verpfändung für eine fingierte Forde- 
d darauffülgende Verfallserklärung die Kaufsteuer umgehen). Sollte Zmızar«- 
xodcı etwa bloß die Steuernachzahlung, r&los Exızaraßoing in Oxy.274 nur 
alte Steuer selbst bedeuten? Damit wäre für die &mızaraßolr eine sehr 
Brkeng gegeben; natürlich würde damit die Annahme einer Nachzahlung 
gänzlich ausgeschlossen. 
een gegen diese Hypothese kann allerdings Flor. 1 A. 6 erregen, wo 
Ee Eyainkor teAn von der &mızaraßoin unterschieden scheinen; aber unüber- 
ch scheint mir dieses Bedenken nicht. 
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Literatur (abgesehen von vielen gelögentlichen Bemerkungen, welche si 


Zusammenstellung entziehen): 


(Für das Ägyptische Recht insbesondere.) Bean Les are 
&gyptien, 4. lecon; Chrestom. dem. 1 part premiere XLig. CH 
Stellen anderer Werke, besonders des Precis; Spiegelberg, 
der Straßburger Bibliothek (1909, T—14; 44—4T und: Demot. Pap. von 
I (1908) Nr. 12 p. ig; Griffith, in Proceedings of the sociely er 
(101), 296 fg.; und in Rylands Pap. 118—129, 
Allgemein (teilweise auch mit Berücksichtigung des 
Zeitschr. für das Privat- und öffentl, Recht der Gegenwart 17, sra—t; KR 
503-510; Wessely, CPR 1 8.9—10; Wileken, Hermes 19, 426 f.; Arch. 
Äg. Zeitschr. 45, 108 fg.; Gradenwitz, Einführ. 47—69; 8i—85; 10. 
(dara Wilcken, Deutsche Lit.-Zeitg. 1900 Sp. 2466-8); Rabel, Die | 
käufers 1, Big; IST—41; 848; 146-3; Sar. Z 7, 300-3; de Rugeicı 
dell’ Ist. di diritto Rom. 14, 98—121; Partsch, Griech. 
Eger, Ägypt. Grundbuchwesen $9—112; Bry, Essai sur la vente dans ] 
egypt. (Paris 1909); P.M. Meyer, Zu P. Giss 39 S 2ife.; Preisigke, Gi 
457 fg. Über die Arrha insbesondere: Pappulias, “Toroemg Sud vor de 
&r 7& Froyınd dıxeie (Leiprig 1911), besonders S.44—89 Berger, Die 
in den Papyrosurkunden (Leipzig 1911) 124 fg. (in der Korr. eingefügt). 


- 


Für die Darstellung des ägyptischen Kaufrechts empfiehlt e 
zwischen Immobiliar- und Mobiliarkauf grundsätzlich zu unter 
Zwar wissen wir vom Mobiliarkauf der pharaonischen und pt 
Zeit sehr wenig, da die aus dieser Zeit überlieferten Urkunden ı 
nigen Ausnahmen ausschließlich den Kauf von zZ 
stand haben; aber in der römischen Ara ist der Ge 
lich, daß man hier jedenfalls differenzieren muß, und wahr 
dieser Gegensatz viel älter. Allerdings ist es möglich, daß der 
sonders wichtiger Mobilien, wie etwa Sklaven, oft der Analogie de 
stückskaufs gefolgt ist, wie es in Fällen aus der römischen its 
beweisen läßt. Aber mit dieser Einschränkung muß die Unter: 
durchgeführt werden, was von den heutigen Gelehrten esw 
beobachtet wird, indem diese oft die Regeln des Grund 
allgemein gültige vortragen. 
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‚soll von diesem hier nur gesagt werden, was feststeht. Einzelne 
logen wissen wohl von der Geschichte des Kaufs sehr viel zu be- 
‚ nach Reyillout soll der Verkauf von Grundstücken gegen Geld 
m König Bokehoris im achten Jahrhundert eingeführt, dann eine 
ang wieder abgeschafft und erst unter der Regierung des Ahmasis 
& worden sein; auch die Formen des Kaufs werden als 
des Bokehoris bezeichnet usw., was alles sich meiner 


ls sicher kann man jedenfalls folgende Grundsätze bezeichnen: 
Jeder ägyptische Immobiliarverkauf setzt die Errichtung zweier 
den voraus, von denen die eine die „Urkunde für Silber“, die andere 
Jr] sunde des Fernseins“ genannt wird. Die Griechen nennen in offi- 
. Übersetzungen soleher demotischer Kaufurkunden die erstere zo&- 
lie zweite &xooreolov (sc. 6vyY9uP7).") 
Die Urkunde für Silber (zgäsız) lautet nach dem von Spiegel- 
dem. Pap. der Straßb. Bibliothek p. 8) und Griffith (Z. f. äg. Spr. 
03) gegebenen Schema, neben welchem, zur Bestätigung, die in 
"P erhaltene griechische Übersetzung des demotischen Kaufvertrags 
m. Berl. 5507?) und von Z.9 ab die Übersetzung eines andern bei 
ely, Spee. graee. tab. 6 n.6 abgedruckt wird, folgendermaßen: 


Du hast gegeben, mein Herz | 1. (Leid. P 3): Ammwödanads ue 
it dem Geld zufrieden [reis ruwng] 

(Folgt in beiden die detaillierte Beschreibung des Kaufobjekts; am 
B zusammenfassend:) 


Ich habe es Dir gegeben, Dir 2. (Leyd. 1. 28): 28044 ooıl... oo® 
rt 66, \ slow ol ralgpoı. 


(Es folgt eine nochmalige kürzere Beschreibung des Objekts). 
As. 


1) Lond, 2, 177,1 — Wessely, Bpec, tab, 1a u,1b (8.1) und tab. 13 Nr. 29 (8. 6); 
1002 1,1 u, 16; Bylands Pap, 44, Ab; Gies. 86 11 21; vgl. Teb. 561 (dese.) V* Col. III 
iklavenkauf beztiglich), wo jedoch nicht ersichtlich ist, ob es sich um Über- 
z einer demskischen Urkunde handelt oder die griechische Parallelbildung 
n ß, 176) gemeint ist, Vgl, auch P, dem, Blef, 1% (Beischrift). Giss, eit. sagt 
en» bug wol inosraolov, — In bemerken ist, dab dmoordaıov auch eine Verzichts- 
de im weiteren Biun bedeuten kann; Grenf, 1, 11120; Hib, 96, 8; Tor. 8, 15; 
9 , 28, Über die gleiche Verwendung des heitworte dploruodoı in der atti- 
Bechtssprache #, Babel, Bav, 2. 21, 928, 
2) Vgl, Gritäth und Wileken, 7, f, Big, Bpr, 4b, 108. 
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3. Ich habe ihren Preis in Silber 
von Dir empfangen, vollständig ohne 
irgend einen Rest. 

4. Mein Herz ist damit zufrieden. 


6. Kein Mensch der Welt, weder 


ich noch mein Geschlecht, soll 
Macht über sie haben außer Dir 
von heute ab.!) 

7. Wer ihretwegen gegen Dich 
auftreten wird in meinem Namen 
oder in dem Namen irgend jeman- 
des in der Welt, den entferne ich 
von Dir. 


8. Ich will sie (die Sache). Dir 


garantieren (wörtlich: reinigen) ge- 


gen jede Urkunde. 

9—10. Dir gehört sie (sowie) die 
darauf bezüglichen Urkunden und 
Verträge, wo immer sie auch sein 
mögen; jede Urkunde,‘ welche all- 
gemein darüber ausgefertigt worden 


ist, jede Urkunde, welche mir per- 


sönlich darüber ausgefertigt worden 
ist und jede Urkunde, durch welche 
ich auf sie ein Anrecht habe. 

11. Dir gehört sie samt ihrem 
Recht 4.3. 

12. Den Eid und [den Beweis] ?), 
welche Dir vor Gericht auferlegt 
werden im Namen des Rechts der 
obigen Urkunde, welche ich Dir 
ausgefertigt habe, damit ich sie (d. h. 
Eid und Beweis) tue (leiste), 

13. werde ich tun (leisten) ohne 

. Einspruch gegen Dich. 


1) Hier wird nicht der von Spiegelberg gebotene Text wiedergegeben, weil E 
Vielmehr ist von 4—6 die Übersetzung von P. dem 
Berl. 5507 bei Griffith, Z. f. äg. Spr. 45, 103 befolgt. 


teilweise mißverständlich ist. 
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ahigovg] kvsv mavrög öar]oAdyo | 
4. (Leyd. 33/4): Ar[nv]ösenod 
u8. 1 
5. od|x Evaeio 601 weol Tjodze 
6. (Leyd. 34): oör &y& [ojür 
ÜhRog &x To|O Eu]joü yEvovg nvgLeVge 
weilrov and nsde ig NuEloug. 


7. (Leyd. 35): ’Edv dE is © 
eneidm nelol ab|rov Ex Te Tod Euo 
öv[öucrog 7) KAAov(?) dnoo]|ıion | 


8. (Leyd. 36): xai Beße[ıo]o® 60 
revre [ano] HvyyoaXpüv . 


9—10. (Wessely spec. 1. 7—8) 
oe 0° Elio]iv ai yeyovviai 
wbrov Hvyygapal mäocı xal di Pe 
yelvnluelvelı vor Kar aorTov 0vY- 
[Yloaplei] r&oaı xcı [ev] Ä 
aAldyuora adlvjrw 2 &v megıyel. 
veral wor Olnaıov inkvr|ov] 


u ar ug 


12 (Wess., Spec. 1.11 mit Verb 
serungen von Schubart [bei Spiegel- 
berg p. 10]): &av dE zig ofoı ö]oxog 
n Eni[|dsıdı]ls noo(o)ßAndn BoTe ou 
teAt| 00a Dre jour 


2) Dieses Wort jet von Spiegelberg nur vermutungsweise auf Grund der griechi- 


schen Übersetzung vorgeschlagen; a. O. 9 


AB. 


N Ich trete Dir ab (die Liegen- 
caft), 


(folgt genaue Beschr 


” über welche ich Dir im... 
ıre des ewig lebenden Pharao eine 
"'kaufsquittung ausgefertigt habe. 
, Dir gehört sie. 

„ Ich habe dieserhalb kein Wort 
e Welt an Dich zu richten (d.h. 
Recht daran). 

. Noch soll irgend ein Mensch 
e Welt es können) 


. ro... 0.5 


der in dem Namen irgend jeman- 
a in der Welt], den werde ich 
Dir entfernen. 

Du kannst mich mit dem 
«ht der Verkaufsquittung verfol- 
) welche ich Dir im Jahre ... 
ewig lebenden Pharao ausge- 
t habe. 
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Die Urkunde des Fernseins (dxoozesiov) hat folgenden Wortlaut: 


1. (Wesgely spec. tab. 13 Nr. 29 
1.3 [3.6]): dpiordusde (tig Ömao- 
xovons Nulv ....) 
eibung des Objektes) 

2. (Wessely sp. 1. 9): dxoAoddwe 
[7] wer[o]nrer 60 6 mosoßdrsoog 
nußv — [red]oı.*) 

8. [27 0° Eorı].?) 

4. 5. (Wessely 1. 11): x«&t oö#elg 
nuleliv xararelilzelrle[ı jo xe- 
904ov &|...]s [Adyos?) and ig 
Eveorolons [Hlueon[g Ext 7]0v [ov]u- 
navra |yoolvov zul obx Edorai 
[nJueiv od [üAro] oVdevi aniüg 
[avoıedev wörig Av 000 dad ig 


| &veoraong] ueoa|s] ml rov älre]v- 


Ta y00vovV. 

6. 1. 13/14: ’Eov [0° z]ern[o 9] 
uno [N edelapos [N «ldap 
vjiog 9 Hvydıno [Eneidn 001] .... 
Exorjoousv [adrö]v dmo ooV. 


nält 
x das Kausalgeschäft; gleichzeitig 


\ die Leistung des Verkäufers und 
vr sind auch im Silberbrief schon 


| 2) Wohl zu ergänzen in der Lücke |]. 


lerständliche Übersetzung wieder. 


2. Das Verhältnis beider Urkunden ist dieses. 
den Konsens der Parteien über den Umsatz der Ware gegen Geld, 


Die Silberurkunde 


auch die Quittung über die voll- 


jene Leistung des Käufers, sowie die Erklärung des Verkäufers, für die 
ane die Gewähr übernehmen zu wollen. 


Die &nrooreotov-Urkunde ent- 
entspricht der modernen Auflassung. 
Wendungen enthalten, die wie Auf- 


11; vgl. die we&cıg in Lond. 1 p. 46, 24. 


1 3) nule]lv—[A6yos] M. nach dem Faksimile; Wessely hat A[uöv] warede[.... 
4) An dieser Stelle kehrt bei Spiegelberg die oben 8.168 A. 1 bezeichnete 
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lassungserklärungen klingen („Ich habe es Dir gegeben ... ich habe di 
halb kein Wort der Welt an Dich zu richten“). Aber ihr Wert 
durch das Danebenstehn des droordoıov auf das richtige Maß zurüc 
geführt; sie bedeuten nur die Zusage künftiger Überlassung, wenn | 
auch im Präsens oder gar im Perfektum gefaßt sind. 
Den Grund für die Trennung der beiden Akte wird man vielleie 
in dem auch in andern Rechten wiederkehrenden Bestreben finden dü 
die Grundstücksauflassung zu einer selbständigen Formalhandlung um 
gestalten. Ein Nebenvorteil war es dabei, daß in Fällen, wo der I 
preis in Wirklichkeit nicht bezahlt war!), dem Verkäufer die Möglie | 
blieb, mit der Auflassung bis zur Bezahlung zurückzuhalten. ( 
lan Fall, wie überhaupt, wenn die dmooreotov-Urkunde nichti 
mittelbar noeh der mo&oıg ausgefertigt wurde, der Käufer auf sie em 
Anspruch hatte, ob also der von Seiten des Verkäufers noch nicht 
zogene Verkauf für diesen obligatorisch wirkte, haben die Ägyptologen 
entscheiden. Sicher haftbar ist der Verkäufer nach vollzogenem Kauf 
die Gewährleistung, und zwar ist diese Haftung gedacht als entspringe 
aus der erfolgten Bezahlung; denn das Gewährleistungsversprechen 
zwar bei der Auflassung Ama aber unter Hinweis auf die ausgestel 
Verkaufsquittung: „Du kannst mich mit dem Recht der Verkaufsquit N 
verfolgen, welche ich Dir ausgestellt habe“. 
Zum Inhalt dieses Versprechens, welches der ßeß«incıs des gri 
schen Rechts entspricht, gehört: 
a) Unterlassung eigener und Zurückweisung fremder Angriffe : 
den Besitz des Käufers, daher Ei 
b) auch gerichtliche Defension. Diese letztere wird näher präzisi 
durch die Worte: „den Eid und [den Beweis?)], welche Dir vor Ger 
auferlegt werden .... werde ich leisten“. 
Das Versprechen eventueller Eidesleistung bringt man oft damit 
Zusammenhang, daß laut Tor. I VIL2 (31) ein ägyptischer vöuog ı 
tig orvoıWdosog bestand, wonach eine ovyygapn) wi) Zorvginudvn keit 
Beweis erbringe (ibid. [IV 17—19), wobei man etymologisierend auf 
koptische Wort shtöri (= spondere) hinweist.?) Doch besteht die Sch 
keit, daß nach dem Turiner Papyrus die Verkaufsurkunde selbst als 
stand der orvolwoıg erscheint, während nach dem Kaufsformular d 
über Tatsachen in der Rechtsstellung des Verkäufers zu leisten g 
' wäre.) Der Zusammenhang des in den Kaufbriefen erwähnten Eides ı 


1) Darüber s. unten $. 171 Ziff. 3. 
2) S. oben 8. 168 A. 2. 4 
3) So schon Peyron zu Tor. 1 IV 18 (p. 116); Revillout, Preeis 1, 317 A 
Spiegelberg a. 0. 9 A. 4. 2 
4) Vgl. auch Rabel, Haftung 18 A. 2. 


A. Kauf von Immobilien. I. National-ägyptisches Recht. 171 


orvolwsıs in Tor. 1 ist daher unwahrscheinlich, und dieses Institut 
bst bleibt dunkel. 2 
. Endlich sagt der Verkäufer auch zu, dem Käufer die auf das Grund- 
sick bezüglichen Besitzurkunden auszuliefern. 
ı 3. Zweifellos ist, daß der Kauf sich von Seiten des Käufers stets als 
hrkauf darstellt; und es mag sofort bemerkt sein, daß diese Regel 
nigstens in den Auflassungsurkunden des gräko- -ägyptischen Rechts 
sch später eine ausnahmslose ist. In den nationalägyptischen Kontrakten 
sheint sie schon für den Kausalvertrag eine bindende zu sein, in dem 
1, daß die Konstatierung der geschehenen Preiszahlung zum Wesen 
ie Kaufe gehört, ähnlich wie bei der römischen Mancipatio. Wo Bar- 
lung nicht sofort möglich war, wurde dennoch in dem Silberbrief mit 
(n Worten „Du hast gegeben, mein Herz ist befriedigt“, eine fiktive 
Zhlung konstatiert, dafür aber dem Verkäufer vom Käufer eine dem 
hufpreis gleiche Summe als (wiederum fingiertes) Darlehen verschrieben. 
Außerdem verdient bemerkt zu werden, daß die Höhe des Kaufpreises 
i den demotischen Urkunden nicht angegeben wird, und es ist dies auch, 
t er ja als bezahlt gilt, nicht unmittelbar notwendig.*) 
/ 4. Das Erfordernis der realen Tradition tritt in den demotischen 
hufbriefen — und das Gleiche wird sich auch für die gräko-ägyptischen 
'rausstellen — nirgends hervor und hat sicher nicht bestanden.?) Es ist 
j die Hypothese denkbar, daß das dxoordsıov irgend einmal in formali- 
örter Besitzweichung auf dem Grundstück selbst vollzogen worden sei 
ud sich erst von da zur Übergabe einer Urkunde verflüchtigt habe.?) 
ber jedenfalls wäre das vorläufig eine anhaltlose Vermutung und muß 
jan sich mit der Tatsache genügen lassen, daß, soweit wir zurückblicken, 
s ägyptische Recht nur eine Traditio per chartam?) kennt. 


a 


N 
a 


, Die Wirkung dieser Chartalübergabe ist jedenfalls Begründung des 
lgentums. Aber in welchem Sinn der ägyptische Eigentumsbegriff zu 


\rstehen ist, läßt sich derzeit noch nicht ermitteln. Es bleibt nämlich 
| 


| y Für einen etwaigen Eviktionsanspruch wäre freilich die Angabe des Kauf- 
jeises wichtig gewesen; wie dieser substanziiert wurde, sehe ich Dicht, 
2) Nirgends in den Urkunden, in denen es sich um den Beweis des Eigentums 
Indelt, wird denn auch von erfolgter Tradition gesprochen; stets dagegen beruft 
An sich auf den Erwerbsbrief. Sehr charakteristisch z. B. Tor 1 VII 13fge. (31); 
ss. 36, 16/18. 20/21. 
| 3) Nur müßte man dabei die Einführung des Kaufs und seiner Formen durch 
bkehoris fallen lassen und eine lange Vorgeschichte annehmen; eine Annahme, deren 
Alässigkeit ich nicht beurteilen kann. 
4) Dieser Ausdruck ist jedoch hier nur in dem negativen Sinne zu verstehen, 
‚B zur Urkunde Tradition nicht hinzuzutreten brauchte; nicht auch in dem posi- 
Ten, daß eine förmliche Traditio chartae, d.h. eine Übergabe der Urkunde durch 
m Verkäufer an den Käufer stattfand. Obwohl wir dieselbe nicht für ausgeschlossen 
k klären können, ist doch soviel sicher, daß wir von ihr nichts hören. 


|& 


nt 
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zweifelhaft, ob die Ägypter das Eigentum bereits als abstrakte ding] 
nach bestimmten Grundsätzen übertragbare Rechtsposition im Sinne 
klassisch-römischen Rechts betrachtet haben oder ob sie bloß einen Se 
des jeweils bessern Besitzrechts kennen, wobei die Qualität der beiderseit 
Besitzrechte nach bestimmten Grundsätzen, insbesondere nach dem } 
des Besitzes relativ bemessen worden sein könnte. Für die Annahme, 
das ägyptische Recht über diesen Gedanken des bloß „relativen Ei 
tums“, der wohl bei allen Völkern den geschichtlichen Ausgangsp 
bildet, noch in seiner letzten Zeit nicht hinausgekommen sei, spricht; 
die Gestalt der Gewährleistungsklauseln selbst. Der Verkäufer verspr 
das Haben des Käufers nicht angreifen zu wollen. Wozu ein solches 
sprechen, wenn das durch die Chartaltradition erzeugte Eigentum 
gegen jeden abstrakt wirkendes Recht war?!) 


II. GRÄKO-ÄGYPTISCHER KAUF, 


Unter dieser Überschrift werden hier sowohl die vor griechis« 
Notaren geschlossenen Kaufverträge der Ägypter als auch jene der Grie [ 
und Römer zusammengefaßt. | 

Insbesondere müssen das griechische und das römische Kaufrecht 
meinsam dargestellt werden, weil scharfe Gegensätze zwischen beider 
Ägypten nicht existieren. So gewiß es ist, daß das italische Kaufreel 
zum griechischen in starkem Gegensatz steht, so sicher ist anderseits, 
in Ägypten, auch noch nachdem es römische Provinz geworden ist, d 
Kauf mit dem hellenistischen viel mehr Verwandtschaft hat als mit jener 
welchen die römischen Rechtsbücher und Urkunden darstellen. Dası 
für das Ägypten der Zeit vor der Constitutio Antonina schon dadurch e 
klärlich, daß hier eben das peregrinische Recht fortbesteht, und zu b 
merken ist nur, daß auch die in Ägypten lebenden Römer mit den Eu 
heimischen in deren Rechtsformen zu kontrahieren scheinen.?) In % 
nachantoninischen Zeit aber beginnt der italische Kauf selbst die klass 
schen Formen zu verlieren und hat nicht mehr die Kraft gehabt, se 
ursprünglichen Charakter dem Provinzialrecht aufzuprägen. Außerdem is 
zu bemerken, daß das Manzipationsrecht, welches dem römischen Kav 
seinen eigentümlichen Zug verleiht, für den in diesem Abschnitt alleı 
zu behandelnden Grundstückskauf schon deswegen unanwendbar = 
es sich hier um Provinzialboden handelt. j 

An die Spitze der Erörterung ist die Frage zu stellen, ob der 1 1a 
lismus zwischen dem OhlifAturiaaen Kausalgeschäft und der Vollzug: 


1) Vgl. dazu und über die ganze Frage Rabel, Haftung 1, 50 fg. 
2) Vgl. z.B. Oxy. 95 (267). 
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lung, den wir für die ägyptischen Kaufurkunden festgestellt haben, 
h dem griechisch-römischen Urkundenkreis eigen ist? 

Man ist mehrfach geneigt, jenem Dualismus auch auf diesem Gebiet 

je maßgebende Rolle zuzuweisen. Ausgehend insbesondere von fol- 
oıder Beobachtung. 
Es ist Tatsache, daß — wenn man den in erster Linie bedeutsamen 
Reis der notariellen Urkunden betrachtet — sich beim Kauf zwei ver- 
iedene Typen nachweisen lassen: einfache Protokolle und (objektive) 
mologien (vgl. über den Gegensatz oben $. 74/5). Erstere haben stets 
d obligatorische Seite des Kaufs zum Gegenstand, letztere die Auf- 
sung. Hierdurch sind manche Gelehrte bestimmt worden!), auch beim 
echischen Kauf in Ägypten eine analoge Gestaltung anzunehmen, wie 
vw enchorische zeigt: nämlich einen obligaten Gegensatz von Ver- 
fs- und Traditionsurkunde. 

Man stützt sich hierbei insbesondere auch darauf, daß in B@U 998 
| 2) ein Papyrus vorliegt, wo Kauf und Auflassung, obwohl an ein und 
linselben Tage, also jedenfalls gleichzeitig geschehen, doch als zwei se- 
date Geschäfte — jedes eine Kolumne des Papyrus einnehmend — von- 
nder äußerlich getrennt werden. Hierbei wird das erstere &vj ge- 
„n6?), beim letzteren heißt die Tätigkeit des Verkäufers dploracdaı ) 
al. das anooraoıov 8. 167). 

Es gilt jedoch, hier einige Vorsicht zu üben. 

k Was zunächst BGU 998 betrifft, wo ja allerdings die Scheidung von 

dj und drooreolov wie eine obligate erscheint, so darf man nicht über- 
sen, daß hier die Parteien ägyptischer Nationalität‘) sind. Da ist 

den auch mit der Möglichkeit zu rechnen, daß die griechischen Notare 
ü Nationalägypter einen besonderen, dem enchorischen Recht sich an- 

Bien Stil ausgebildet hätten.°) 

| Nebenbei bemerkt, sind ‚auch in den sehr zahlreichen „einfachen 

’itokollen“ über &val aus der Ptolemäerzeit, welche namentlich die Fund- 
st ten von Gebelön (Pathyris) ergeben haben, die Parteien ganz regel- 
nBig Äoypter. Doch darf man auf diese ie auch aus einem 
ik Grunde kein entscheidendes Gewicht legen. 

Nämlich wegen der naheliegenden Erwägung, daß es ja Fälle genug 
ih wo die Trennung von obligatorischem Kauf und Auflassung aus 


’ - 
-/ 1) So vor allem Wilcken, Arch. 2, 389; vgl. Deutsche Lit.-Zeitg. 1900 Sp. 2467; 
h| folgt Preisigke, Girowesen 440. 

| 2) Col. II 7. 8) Col. II 2. 

| 4) Der Zusatz Ileoons rns Enuyovüs ändert daran natürlich nichts. 

| 5) Ebenso ist bei der mo&oıs »al dmootaciov Giss. 36, 21 wenigstens die Käuferin 
igptisch. In Teb. 561 desc. Col. IH ist, wie Hunt mir mitteilt, der "Name des Käufers 
a mehr festzustellen; der Verkäufer ist Grieche, aber von der anderen Partei weiß 
nı nichts, 


i 
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praktischen Gründen sich von selbst aufdrängt. Das geschieht ül 
dort, wo die Parteien zwar den obligatorischen Vertrag sofort in bi 
der Weise abschließen, dagegen den Vollzug aus irgendwelchem G; 
noch hinausschieben wollen. Wir wissen ja freilich nicht, ob man 
für enchorische Vertragsparteien auf diese Erklärung des massenh 
Vorkommens der &vy-Protokolle eintreten darf: aber andererseits & 
jene Erwägung doch, um, soweit sich auch bei Nichtägyptern solche E 
kolle finden, für diese de Schluß zu entkräften, daß auch für sie 
Spaltung obligatorisch gewesen wäre. 

Ich kann die Frage hier nicht verfolgen, sondern nur als Gegenst: 
künftiger Untersuchungen bezeichnen, inwieweit dem altgriechischen R 
leben eine formelle Trennung von Konden und Vollzugsges 
eignete.!) Für die Griechen in Ägypten ist eine solche — ganz 
sehen von den Mobiliarkäufen, wo wohl niemand ernstlich an sie den 
auch für den Immobiliarkauf derzeit noch keineswegs erwiesen. 

Anderseits will ich die Möglichkeit, daß für die Ptolemäerzeit 
These richtig ist, nicht ausgeschlossen haben. *Denn zuzugeben ist 
wir — meines Wissens — noch keinen Fall aus der Ptolemäerzeit h 
wo bei Immobilien Kauf und Auflassung in eins verbunden wären. 

Sicher dagegen besitzen wir solche aus der römischen Zeit, wie ı 
nachgewiesen werden wird: die Vermutung, welche ausgesprochen w 
ist, daß auch noch unter den Kaisern (bis etwa auf Diokletian) 
Immobiliarkauf zwei Urkunden voraussetzt?), läßt sich bestimmt ı 
legen. 

Für das Studium des gräko-ägyptischen Kaufrechts ist es nun wese 
lich, die Fälle gesondert zu betrachten, wo der Kauf sich durch zwei 
kunden vollzieht und wo er in einer einzigen zusammengefaßt ist. 

Ich bezeichne Fälle der ersteren Art im folgenden als „gespal 
Kauf, jene der letzteren als „einheitlichen“. 


»D 


1. Gespaltener Kauf. 


Er zerfällt in die Errichtung zweier Urkunden, der obligatori el 
und der Auflassungsurkunde. | 
1. Die obligatorische Urkunde heißt meistens &v7, seltener z0& 
a) Was die Form der &vrj betrifft, so kann sie eine beliebig 
Die weitaus größte Rolle spielt in unserer Überlieferung die agoranoı 
Urkunde; doch ist natürlich auch die ovyyo«popvie&-Urkunde (unter & 


1) Daß sie gelegentlich vorkommt, ist sicher; so in den Kontrakten von Myl 
und Olymos über den Ankauf von Privatland durch die Gemeinde zur Be 
von rentierenden Vererbpachtungen; hier werden ‘&v7)’ und “Zußecıs? (Besitzei 
scharf getrennt; vgl. Mitteis, Zur Gesch. der Erbpacht (1901) 8. 9 und Zitt. 

2) Wilcken a. O. 
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), ebenso auch die ovyy&onoıs!) und das zeıgöygapov vorgekommen. ?) 
ie (se bständige) dıeyo«pr; freilich ist, weil sie Zahlung von Seiten des 

iufers voraussetzt, nur geeignet, wenn entweder der Kaufpreis voraus- 
zahlt oder wenigstens ein Angeld gegeben wird. 
Die agoranomischen Protokolle, von denen allein wir hier eine reich- 
he Überlieferung haben, stammen fast alle aus der Thebais und zeigen 
n folgendes Schema: der Stil ist jener des „einfachen Protokolls“ 3), 
unter getrennter Formulierung der beiderseitigen Erklärungen. Den 
g macht jene des Verkäufers &x&doro 6 dsiv« mit Angabe des ver- 
n Objekts. Darauf kommt die des Käufers &xoiero 6 dsiva mit An- 
ıbe des Kaufpreises. Endlich wird der ßeßeworrg genannt; aber auch 
#, genannt, ein formuliertes Versprechen wird nicht protokolliert 
äheres unten $. 188). 
} " Man pflegt dieses Schema als das schlechthin Typische der av; zu 
| chten. Doch ist der Typus sicherlich gewisser Variationen fähig ge- 
; in der en Form ist er bloß für die Thebais bezeugt, und zwei 
anomische ®v7j-Protokolle aus Oxyrhynchos — Oxy. 99 (55 n. C.); 
7. dese. (118 n. C.) — sehen etwas anders aus. Sie haben zwar den 
us des „einfachen Protokolls“, also Zweiseitigkeit aber den Anfang 
hier der Käufer: ’Exoi«ro — Kaufobjekt — Preis. Vom Verkäufer 
tb es dagegen: Beßulwosı dE 6 droddusvos. 
Da ferner auch eine ovyyoa«popdAc&-Urkunde über @v7 (Hib. 84a 

31])%) von dem thebanischen — aber auch vom oxyrhynchitischen — 

Al abweicht, so wolle man sich hüten, dem ersteren eine allzu große 
tung beizumessen. Wir dürfen noch auf verschiedenartige‘ Redak- 
nen der »vr; gefaßt sein. 

b) Die avi hat unzweifelhaft obligatorische Kraft, d. h. sie ver- 
tet zum Vollzug der Leistungen.?) 
Das ließe sich, wenn es überhaupt zweifelhaft sein könnte, an kon- 
reten Beispielen erweisen: Urkunden wie BGU 1127, 1129 (254) wären 
rnfalls unverständlich, und in BGU 50 (205) entsteht die Verkäufer- 
ht sogar aus einem Üheirographum: kraft eines solchen ist ein Grund- 
k verkauft aber noch nicht aufgelassen, und darauf hat der Verkäufer 


1) BGU 1127; 1129, 5fg. (254). 


2) Z.B. BGU 50 (205). 

| 3) Also nie mit “Ouol.oysr eingeleitet. Y 

4 4) Allerdings Mobiliarkauf betreffend, was aber kaum wesentlich ist. Übrigens 
t unzweifelhaft, daß sie reinen und sehr alten (284 v.(.) Ba an Stil repräsen- 
'ert. Seltsamerweise bemerkt gerade zu dieser Urkunde Bry 66 ‘que ce type n'est 
kec que par sa r&edaction en forme impersonelle et que les traits egyptiens(!) y sont 
es mettement accuses’. Und gerade diese Urkunde ist unter lauter Griechen errichtet. 
\ : 5) Die Pflicht zur ßeßeiocıg allerdings hat ihre selbständige Wurzel. 8. 191 

ef. 
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um Bewilligung einer Frist zur Bereinigung des Grundbuchs 
beten (l. 9).') 
2. Die Auflassungsurkunde. | 
A. Terminologie.?) Sie wird von heutigen Gelehrten bald 
&nooraolov-Urkunde?), bald als xureyoaprn, bald als TEIEYBENELE | 
zeichnet. | 
a) Zu dem erstgenannten Terminus ist zu bemerken, daß er ın 
bis heute vorliegenden Material vorwiegend dann angewendet wird, Y 
es sich um Kontrahenten ägyptischer Nationalität handelt; das sche 
mir derzeit übersehen zu werden. ‚In drei Fällen (BGU 1002, 16; Lond 
p. 177 1.1; Rylands Pap. p. 171 1.9) steht er direkt in Übersetzu 
demotischer Kaufverträge; in BGU 919, 23 und Giss. 36, 21 steht er 
(relationsweise) in griechischen Originalurkunden, aber bezogen auf 
träge, wo entweder beide Parteien ägyptisch sind (BGU 919) oder « 
wenigstens eine davon es ist (Giss. 36). Nun ist zwar das Zeit 
aploraodeı (oder E&loreodeı) auch für Altgriechenland bei Zessionsvertr 
nachweisbar®); aber das beweist für das Hauptwort &roordsıov noch | 
“ feste Terminologie. Man wird daher erst Beweise dafür abwarten mü 
ob letzteres N technischer Ausdruck der griechischen Rechtsspr 
in Ägypten gelten darf. Mindestens könnte es der ägyptischen 
lehnt sein. 
b) Ein wirklich technischer Ausdruck für die Auflassungsurkund 
xorayoapn, Zeitwort xareyoadpesıv. Dabei ist es wohl nur durch die 
fälligen Verhältnisse unserer Überlieferung begründet, daß das Wor 
seiner einschlägigen Bedeutung in der Ptolemäerzeit allerdings selteı 
belegen ist’); denn es ist schon der altgriechischen Rechtssprache 
läufig.°) In der Kaiserzeit ist es schon in den ersten drei Jahrhunde 
oft nachweisbar; nur steht es, was unten (8. 178) erklärt werden mi 


1) Lond. 2 p. 204 darf man nicht wegen des öpsiänu« des Verkäufers (I. 11) 
herstellen; es handelt sich hier um etwas anderes (8.185 A.1). Wohl aber zeigt 
die verbindliche Kraft des Konsensualkaufs wieder sehr deutlich bei Mobiliarkä 
In dem Testament Lips. 29, 14 sagt die Erblasserin: yındarsın ÖLE oe Povloues 
do?) T]jöv Oysıhoutvov Ta....vi® wood bmb [roö deivos]..... ind ruuns OR 
Koyvoiov xawoo TarAdvrov Ohdexe wovor vol moonxaro Ev... .zoog To wereidel 
aörov megl Tv Aoımav Öpsıloutvov wor dr’ &broö. Ähnlich Magd. 26 (Gen. 28 [IV 
halte ich allerdings für Betrugsanzeige). 

2) Bei der Feststellung der Terminologie muß hier fast überall auch das Materi 
der Kaiserzeit herangezogen werden; denn das ptolemäische ist dürftig. Doch 
jene Entlehnung, wie ich glaube, ohne Gefahr geschehen. 

3) Diesen Namen schlägt Wilcken a. O. vor. 

4) Rabel, Sav. Z. 27, 323. 

5) So in Petr. 2, 23 (4): xarayodıpaı olxiev. Lond. 2 p.5 1.15 (133 v.C.) ist n 
ergänzt und zusammenhangslos. 

6) Vgl. z.B. von Inschriften Recueil 1, 246, 5 cf. 244, 10; weitere Beipizie b' 
Partsch, GGA 1910, 763. 
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2 dieser Zeit nicht in der Auflassungsurkunde selbst (zur Bezeichnung 
le Übertragungserklärung), sondern es findet sich nur in relationsweiser 
3ezeichnung derselben. 

|; So steht!) das Hauptwort xaraeyoaprn,; für Grundstücke in B@U 1131 
21 (Zeit des Augustus); Oxy. 306 v. J.59 n. €. (danach erg. in Oxy. 
8i.f. v.J. 58); Fay. 100 (99 n. C.); Oxy. 100 (133 n. C.); Lond. 2 
11 (a° 166 [258]); das Zeitwort in BGU 1131 I 14; BGU 50 (205); 
(25%); 1001; Wessely, Spec. tab. 8 n. 11 u.a. Doch ist der Begriff 
uf Immobilien keineswegs beschränkt, wird vielmehr auch auf andere 
chen oder Werte angewendet (Sklaven BGU 1114; 1128 ef. Oxy. 117; 
schaftsanteile Straßb. 41; sonstige Gegenstände Oxy. 472). Nicht hier- 
gehören Flor. 55, 13; 56, 11; s. Anm. zu 241, 11. 

Es fragt sich, was x«reyoapsıv eigentlich bedeutet. Abzulehnen ist 
& Bedeutung des „Registrierens“?), wenigstens wenn dieses in dem für 
ägyptische Urkunde technischen Sinn genommen würde. Dafür wird 
r nur dvayodpsıv gebraucht. Karaypdpsıv heißt eigentlich „hin“- 
„niederschreiben“ und wird daher zunächst von der Verfassung der 
unde selbst gebraucht.?) Weiter bedeutet es dann die durch die Nie- 
Jerschrift herbeigeführte Wirkung; auf das Objekt der Urkunde über- 
en also die für dieses herbeigeführte Wirkung.*) Daher kann xore- 
peıv oixiev die durch die Vollzugsurkunde erzeugte Wirkung der 


BEN 


ohreiben“.®) — Eine weitere Bedeutung ist dann beim Kauf auch die, 
h ı Kauf durch Errichtung der Auflassungsurkunde vollziehen“; sie tritt 
er or in dem Ausdruck xarayodpsıv aviv (Oxy. 327. —8. —32 fg. desce.), 
‘o gerade die Herstellung dieser, nicht der obligatorischen &vr; im ge- 
lichen Sinn gemeint ist (Einl. zu 182). 

Ganz verfehlt wäre es, den Ausdruck irgendwie mit der Eintragung 


| 


1) Dabei können mir Verwendungen in den Papyrusausgaben ohne Wortregister 

atgangen sein. 

2) Dafür Rabel, Sav. Z. 23, 360; Verfüg.-Beschr. des Verpfänders 106; zweifelnd 

löschaker, ebenda 289; Eger, Grundbuchw. 144. 

8) In diesem Sinne berührt. es sich mit &vayodgeıv, das ja auch den Beurkun- 

akt selbst bedeuten kann (S. 82 A. 2). Aber während &vaygdgpeıw den Neben- 

ı in sich schließt, daß durch die Beurkundung der Akt „auf das öffentliche 

ster hinauf“ (&vd-) kommt, fehlt dieser Sinn beim xaraygdpsıv gänzlich. In 

Papyri kommt daher xar«ygapr wohl zweimal auch im Sinn eines Verzeich- 

vor (Amh. 153, 20; Lips. 103, 11. 13; übrigens beide spätbyzantinisch), aber 
ht eines öffentlichen. (In Flor. 4, 17fg. ist die Lesung falsch; vgl. Wilcken, 

tech. 4, 426.) 

\ h 4) ei noraysyoauuivar rıuei sind die bewilligten Auszeichnungen, Dittenberger, 

rl. J. G. 259, 15; zarayodypsır &vöoug Emıl£nrovg Männer bestimmen, 1. c. 529, 30; in 

Avotionstafeln: r0v v6ov zul t&v yAoccav x.: verwünschen. 

) In diesem Sinn habe ich den Ausdruck von jeher gefaßt; ebenso Gradenwitz, 

‚nführ. 105; Partsch, GGA eit. 732. 754. 

\ Mitteis- Wilcken, Grundzüge. II 12 
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des Kaufs in das Grundbuch in Zusammenhang zu bringen?); das ; 
yodpsıw ruht in sich selbst. Es ist sehr charakteristisch, daß, wie 
kannt, die @lossare die Gleichung aufstellen: xer«ppapy); — mancipa 

Daraus, daß naraygdpeur eigentlich das Niederschreiben bedeutet 
klärt sich von selbst, daß in der klassischen Zeit die Auflassungsurku 
selbst das Wort nieht zur Bezeichnung der Übertragungserklärung 
wenden.®) Denn da diese erst durch die Beurkundung zur «rag 
wird, kann sie im Moment, wo diese Einkleidung erst erfolgen soll, 
rekterweise noch nicht als solche bezeichnet werden. Karaypapı) is 
in jener Zeit ein nur relationsweiser Ausdruck für die Auflassung. 

e) Öfter wird der Terminus z«g«x&onoıg, Teo«XwpEIv gebraue 
Und zwar kommt dieser, im Gegensatz zu xar«yodpsıv, auch in den 
kunden selbst vor. Freilich nicht bloß für die Auflassung des Ei 
tums; er bedeutet vielmehr das „Weichen“ (cedere) von irgend 
Gegenstand schlechthin, kann daher auch für die Zession einer Fordeı 
gesetzt werden?) und steht nicht bloß bei kaufmäßiger, sondern auch 
tausch- oder vergleichsweiser Rechtsüberlassung.®) 

Für den Kauf insbesondere hat man namhaft gemacht, daß 
xogsiv mit Vorliebe von der Auflassung von Katökengrundstücken 
braucht werde; während bei andern bloß ‘Öuodoyei mero«xevar” stehe 
dort Öuodoyei rupaxsywmonxeveı (mitunter auch kombiniert “rere« 
xal rapaxsyoonxevaı”) üblich. Darauf ist S. 181 zurückzukommen. 

B. Inhalt der Auflassungsurkunde. Was diesen anlangt, st 
zunächst zu bemerken, daß die Staatsnotariate sie als Homologien (8 
redigieren, also als einseitige Erklärungen, und zwar ausgehend vom 
lassenden. Es ist das auch erklärlich, da ja hier dessen Tätigkeit in 
Vordergrund tritt. 

Im übrigen ist in den wenigen Stücken, die wir aus ptolemäis: 
Zeit besitzen‘), der Inhalt ein sehr einfacher: der Verkäufer erklärt, 


1) So Preisigke, Girowesen 441, der von einer „dienstlichen“ Verwendun 
Wortes spricht. 

2) Corp. gloss. lat. 2, 126, 49; Gradenwitz, Einführ. 104. 

3) Das geschieht, wie Lewald, Grundbuchsr. 62 A. 4 richtig bemerkt, erst ( 
aber auch regelmäßig) seit dem 4, Jahrh. | 

4) Dazu Rabel, Sav. Z. 27, 323/4. 

5) Oxy. 271,5. 7. 14, Zession des Pachtrechts Grenf. 2, 33,3. Weiteres ba F 
Sav. Z. 27, 324. — Davon ist ouyyoosiv wohl zu unterscheiden; dieses legt m 
wicht auf den durch die Überlassung in der Person des Empfüngers hergest 
Effekt (daher mit Vorliebe von Schenkungen gebraucht), z&gay. bedeutet u Re 
wechsel als solchen, also den Akt der Übertragung. } 

In BGU 1127, 35, wo gesagt ist, der Käufer darf einseitig “ragaysensır 
car did roü Koycenelan ist zagay. anomal gebrauch; hier heißt es „Umschreik 

6) Z.B. Grenf. 2, 25, 14. 1 

7) BGU 998 I (252). Von Grenf. 1, 27 (156) ist mir zweifelhaft, ob das überha 
eine kaufweise Auflassung ist; es fehlt hier die übliche Erwähnung der a»rj. Zwe 
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ındstück zu verzichten und dem Käufer Beßalocız leisten zu wollen. 
jei steht nicht einmal eine Quittung über den Kaufpreis. 
“ ‚Wesentlich anders wird dies in der römischen Periode. Hier hat auch 
eim gespaltenen Kauf die Auflassungsurkunde denselben vollen Inhalt 
e die kombinierte Kauf- und Auflassungsurkunde des einheitlichen Kaufs, 
> ehr, daß man sie von der letzteren nur unter der Voraussetzung 
adurch unterscheiden kann, daß sie auf eine vorher stattgehabte &vr 
asdrücklich hinweist. Es gilt daher von ihr das von jener zu Sagende. 
6. Daß endlich die EyxVxAıov-Steuer beim gespaltenen Kauf regel- 
big gleich nach der &vrj, nicht erst nach der Auflassung bezahlt wird, 
urde bereits bemerkt.?) 


z 2. Einheitlicher Kauf. 

A. Vorkommen. Daß in der Kaiserzeit ein soleher mindestens mög- 
‚ch ist, läßt sich gegen die abweichende Ansicht mancher Forscher?), wie 
h glaube, mit Bestimmtheit dartun. 

 Stützt sich jene Ansicht z. T. darauf, daß in manchen Auflassungs- 
‘kunden auf eine ältere &v7j hingewiesen wird (z. B. BGU 177,4 [253]; 
3, 4/5 [768]: öuoAoyei zengaxevar zur’ Bvijv dic Tod ..... dyopavo- 
7 ov), so ist umgekehrt in andern die Wendung zu finden: öwo4oyei 
roRrEvaL zard wivde mv öuoAoplav, so in BGU 917; 987, 3/4 (269); 
‘ond. 2 p. 178,4 (255); BGU 94,5; 350, 4; 1049, 4; Straßb. 9, 3; 14, 10; 
PR 206, 4.3) 

- "Dadurch wird sicher bewiesen, daß es Fälle gab, wo der Auflassung 
sine besondere &@v7j vorausging: sonst hätten die sehr genau sprechenden 
‚otare diese und nicht die „gegenwärtige“ Urkunde genannt. 

- Anderseits ist sicher, daß auch jetzt noch mitunter gespaltene Käufe 
F BE eishar sind; außer den obzitierten Urkunden vgl. Oxy. 99, Par. 17, 
bloße oval Eecen, denen die Auflassungsurkunde anhleloen mußte.) 
"ber daß die Trennung von &vj und xereyo«pij mindestens in dieser 
eit nur fakultativ ist, bleibt gewiß. 

Demnach ist es nur eine statistische Frage, ob wir die zahlreichen 
"aufinstrumente der früheren Kaiserzeit, wo weder xzer& wivde iv Öuo- 
Sylev steht, noch das Gegenteil, zu der einen oder andern Gruppe zu 
»ehnen haben. 


stehen auch bei Grenf. 2, 28; vgl. dazu Mitteis, Ein]. zu Lips. 1; Wilcken, Arch. 
456, der sich schließlich doch für Bejahung entscheidet. — Grenf. 2, 25 ist nicht 
auf, sondern Tausch. 
1718.79 A.2. 2) 8.173 A. 1. 
) 8) In CPR 176, 10 freilich muß, wenn die Worte im Original nicht falsch. ge- 
eilt sind, die Ergänzung des Hg. falsch sein. 

4) Auch für Oxy. 242 und die Parallelurkunden Oxy. 327. 328. 332 fg. nehme 
h die Beziehung auf gespaltene Käufe an. Vgl. Einl. zu 182. 
12* 
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Daß der einheitliche Kauf vorkommt, würde sich denn auch & 
leicht erklären lassen, wenn man annimmt, daß er der Ptolemäerzeit 
solut fremd ist. Denn die doppelte Beurkundung hat in sich etwas 
chaisches, das mit der Zeit überwunden werden mußte.”) Daß sie denz 
nicht ganz geschwunden ist, begreift sich ja sehr wohl angesichts’ 
S.173/4 geltend gemachten Umstandes, daß oft die Trennung von &v ; 
Auflassung den eigenen Wünschen der Parteien entsprechen mußte. 
solche Interessen sie nicht rechtfertigten, mußte sie schwinden. 

Es ist selbstverständlich, daß das einheitliche Kaufinstrument die ] 
mente der getrennten Urkunden in sich vereinigen muß. Dabei frag 
sich zunächst auch, von welcher der beiden es den Namen übernim 
In dieser Hinsicht ist wohl als sicher anzunehmen, daß es nie als 
oder zoäcıg bezeichnet worden ist, sondern stets als xarayoagpn 
zapayagnsıs. Unmittelbar beweisen läßt sich das derzeit nicht, weil] 
den (8. 177fg.) angeführten Belegen zweifelhaft bleibt, ob sie sich nie] 
auf Auflassungsurkunden des gespaltenen Kaufs beziehen. Aber da 
Kaufurkunde der byzantinischen Zeit ständig x«re«yo«pii genannt 
ist anzunehmen, daß dies sich schon früher vorbereitet hat. 

Nebstbei ist zu bemerken (vgl. 8.179), daß der der einheitlichen Kan 
urkunde charakteristische Inhalt jetzt auch dort wiederkehrt, wo es 
um Auflassungen bei gespaltenem Kauf handelt: diese haben ihren u 
sprünglich sehr einfachen Text (S. 178) erweitert, so daß sie von de 
einheitlichen Kaufinstrument innerlich gar nicht zu unterscheiden sin 


(vgl. BGU 177. 193 [268]; Lips. 4 [171)). 


B. Form und Inhalt. Was nun Form und Inhalt dieser einhei 
lichen Kaufverträge anlangt, so ist zunächst auch hier wieder zu. b 
merken, daß die Urkundenform jede beliebige sein kann; agoranomische. 
oder Grapheionshomologie, 6uvpyx@&onoıg, selbständige dıeyoxpr); und selb 
xsıooyoapov kommen vor. 

Der Inhalt läßt sich am besten an den Homologien verfolgen, welel 
das weitaus größte Kontingent des hierhergehörigen Materials bilden. 

Wie es bei allen Homologien die Regel ist, erscheint als Subjekt d 


1) Charakteristisch hierfür scheint mir Folgendes. In Lond. 2 p. 177; Rylan 
Pap. p. 171. 175 finden wir griechische (wohl im ye«gpeiov vollzogene, 8. 81) ®z 
yoeapei der Verkäufer zu demotischen Käufen aus dem 1. Jahrh. der Römerzeit. 1 
ist es interessant, daß diese wohl von den griechischen yo«gpstov-Beamten diktiert 
üzoyo«pei den Inhalt der Silber- und Fernseins-Urkunden in Eins zusammenziehe 
Es wird also nicht jede dieser beiden Urkunden separat subskribiert, sonder 
Gesamt-öroyea@pr; gebildet. Hier tritt schon eine vereinfachende Tendenz 
Nebstbei fangen diese ömoyeapei der Verkäufer mit öwoAoy& an; man braucl 
nur in die dritte Person zu übersetzen, um das Schema der »arayoayn) zu bekor 

2) Beispiel Oxy. 242, wo der Agoranom zum x«rayod&psıw einer our aufgeforde 
wird, vgl. oben $. 194. 3 
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0Aoysiv nur eine der Parteien, und das ist immer der Verkäufer. Der 
fer kann mit unterschreiben, aber im Text erklärt er nichts. 

_ Die Erklärung des Verkäufers aber läßt sich in folgende Hauptteile 
rlegen. 

a) Den Beginn bildet die Verkaufserklärung, und zwar entweder mit 
m Worten öuoAoysi zenpaxevar oder ee Re, (folgt 
ie detaillierte Objektsbeschreibung). 

Ob das eine oder das andere Verbum gewählt wird, scheint nicht 
nmer Zufall zu sein. Wenigstens bei den are in der yoo« 
6 zaganexwonxeveı der technische Ausdruck bei Katökengrundstücken, 
= mit ‚Ihrer rechtlichen wenngleich in Be Zeit en nur 


Doch gilt das enzis auch nur für die y&oo«. In den alexandri- 
ischen Svyywonjosıg ist napgeyogeiv für verschiedene Gegenstände nach- 
‚eisbar; man vgl. BGU 1127 (Goldgießerei); 1130 (ee 1059; 1128 
Sklaven) usf. Bei dem weiten Umfang, den der Begriff hat (8. 178 A und 
em Umstand, daß er auch der älteren griechischen Rechtssprache schon 
»läufig ist, begreift sich das leicht. Deshalb hüte man sich, z«oaywoeiv 
ir ganz Ägypten auf Katökengrundstücke allein anwendbar zu halten. 
 b) Auf das ÖuoAoyei wenoanever oder napaxeywenxevar folgt die Be- 
ätigung über den Empfang des Kaufpreises, dessen Höhe dabei gleich- 
tig angegeben wird. Die Fassung ist etwa: x«l dmeysw NV HVUrEpovN- 
sunv zıumv tTaAdvrov Evög o.ä. 
- Die besagte Kaufpreisquittung fehlt in den Auflassungsurkunden (und 
is gilt auch für solche über bewegliche Sachen) schlechthin niemals. 
"ir finden also, und das ist eine sehr wichtige Tatsache: die gräko- 
yptische #erayoaypn ist, ebenso wie die demotische Kaufurkunde, grund- 
itzlich Urkunde über einen Barkauf. 
c) Der letzte Teil der Homologie ist zu verschiedenen Zeiten ver- 


1) Letzteres Wort hat ja nicht rein obligatorische, sondern zunächst dingliche 
deutung; dennoch kommt es sicher auch bei einheitlichem Kauf vor, der ja Bar- 
Juf ist (BGU 94 z.B. ist ein solcher, vgl. 8. 179, und hat wagaxsyoonxevar, 1. 12). 
‚ 2) Etwa mit irgendwelchen au raugionun Beschränkungen der Veräußer- 
Ihkeit, weshalb sie nieht als Gegenstand wahren Verkaufs erschienen? (Vgl. auch 
IM. Meyer, Festschr. f. Hirschfeld 144.) 

3) Diese wichtige Tatsache hat, nachdem Grenfell-Hunt Anm. 18 zu Oxy. 270 
den gewöhnlichen Gegenstand des mao«ywgeiv die Katökengrundstücke bezeichnet 
Itten, Eger, Grundbuchwesen $. 105 durch sehr eingehende Tabellen ($. 30 fg.) aufs 
«utlichste erwiesen. Zu den von ihm noch zugelassenen wenigen Ausnahmen möchte 
" betonen, daß sie sämtlich — mit einer noch der Verifikation bedürftigen Aus- 
ıhme (CPR 206) — nicht in notariellen Kaufbriefen stehen, sondern in diaygagel 
Id zsıE6y0«@pe, deren Stil hier weniger maßgeblich ist (so Straßb. 19; Amh. 95. 96; 
Bl. Nie. 193, Lips. 6; CPR 10; Oxy. 719). 


“7 
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schieden gefaßt worden.!) Im ersten Jahrhundert der Kaiserzeit ent 
bloß die Zusage der Beßeloors, allerdings ziemlich ausführlich stilisier 
CPR 1: Beßauwwscır .... undEve zaLvorr« «ÜTOOg ULMER ? 
«orör Ep PADORENE Aropsoousvovs zul slcodsdorrag zul £Eode 
zei usosıredorrag xal TREKYWEOGVTES ETEQOLG xal boLxoürrag Bu 
so daß sich schon hieraus indirekt die Überlassung des er 
ergibt. Seit dem zweiten Jahrhundert wird es üblich, die F ns 
tragung direkt auszusprechen: „der Käufer soll Besitz und Eigentu 
langen von jetzt auf ewige Zeiten“, erst an diese dinglich gefaßt 
klärung schließt sich die obligatorische Beßelaoıg-Klausel. Dove 
sich für die erstere wieder verschiedene Stilisierungen nachwe 
faijümer Stil ist hier etwas anderes als der hermopolitanische‘), 0 oh 
jedoch sachliche Gegensätze bestünden. 
Ein Versprechen der körperlichen Übergabe ist in der notari 
Homologie über Grundstücke nicht üblich. Es findet sich ein solche: 
in dem chirographarischen Kauf Lips. 6 Ib, sowie in der öx0; 
(. 12) zum Grapheionprotokoll Amh. 95°); ob es danach mit den 
auch im Text ergänzt werden darf, ist fraglich, und jedenfalls wa 
anomal. 
Die übrigen Urkundenformen haben im allgemeinen (mutatis n 
dis) den gleichen Stil wie die Homologien, nur kommen hier leichte 
weichungen vor, die man vielleicht z. T. durch die größere Freihei 
nicht als Amtspersonen qualifizierten Verfasser wird erklären dürfer 
wurde bereits bemerkt, daß da mitunter auch bei Nicht-Katökenlant 
zugayapeiv die Rede ist, und auch das Traditionsversprechen vorkt 
Eine Sonderstellung nehmen jedoch die suyy@grjosız ein; der Sti 
alexandrinischen zereioyeiov fällt mit dem der Notariate in der 
nicht zusammen. 
Den Typus gibt BGU 1130, unterstützt durch 1059, wo (wenn 
bei einem Mobiliar-, d. h. Sklavenkauf) die gleiche Redaktion obwa 
An der Spitze steht das Empfangsbekenntnis über die rıum. 
Höhe wird hierbei nicht angegeben. ö 
Darauf kommt die Verkaufserklärung, und zwar mit = 
zEveL. 


Darauf das Versprechen des zgereiv zei zvoızVcıw, also u 


1) Zuireffiend Bry 229 ig. Doch gilt diese Unterscheidung nur ar 
ein alexandrinischer Sklavenkauf aus der Zeit des Augustus (BGU 1059) z 
die in 1. Be z&ex erst später üblich gewordene Fassung. 

2) Vgl. Bry 234 fg. 

3) In der byzantinischen Zeit dürfte es wohl häufiger vorgekommen s 
BGU 313,6; auch die Konstatierung, daß der Besitz (vous) und damit das 1 
(dssxorsia) "übergehen ist, Eommt hier vor; P. Guimet ed. de Ricei bei \ V 
Stud. pal. 1 p.7 1119 (44 n.C). 
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1@9« erst seit dem 2. Jahrh. in so positiver Fassung auftritt; ferner 
jezügliche Beßeiwars. 

€. ’EyzVxlıov. Wann wurde bei einheitlichem Kauf das Zyz32410v 
zahlt? Auf den Kaufbriefen findet sich regelmäßig keine Bestätigung 
er Zahlung, und gerade das war einer der Gründe, aus denen die im 
iherigen (für die Kaiserzeit) abgelehnte Lehre die Notwendigkeit der 
elurkunde abgeleitet hat: man behauptete dabei, die Quittung über 
4s EyzUxAıov habe immer auf dem „einfachen Protokoll“ (8.74) gestanden. 
"  Indessen würde dieses Argument schon deshalb nicht durchgreifen, 
=il wir einheitliche Urkunden nachgewiesen haben (S.179A). Außerdem 
!d ja das zraue nicht auf alle Ausfertigungen der Urkunde gesetzt 
Er sein; und viele unserer Kaufverträge sind sogar nur nachträgliche 

& 13) 

MW ME onrigen: ist auch die Voraussetzung, daß sich keine zereyoapy mit 
‘Sue findet, heute nicht mehr richtig. Lond. 3 p. 151 (256) ist selb- 
ndige dıeyoeprj; mit mrüue. Dabei ist nun Eines interessant: die dxo- 
pn des Verkäufers auf dieser Urkunde (die des Käufers fehlt) ist um 
ır als einen Monat älter wie der von der Bank geschriebene Text 
el. 1.16 mit 1. 1), und auch das zröu« ist zwei Tage älter als dieser 

18). Das heißt der Verkäufer hatte zuerst die dxoyoa@prj; in bianco 
egeben (ähnlich wie in Lips. 5, s. Einl. zu 171); einige Wochen später 
ahlt der Käufer das 2yxVxAıov — vielleicht war diese Verzögerung 
‘durch begründet, daß dasselbe erst bemessen wurde — und dann erst 
I der Vertrag vom Trapeziten beurkundet. Auch in Lips. 3 (172) 
; die üxoygapri (und zwar beider Parteien) älter als der Text, wie das 
htum in I 18 zeigt; in dieser leider z. T. verschwundenen aber mit Lond. 
©. 1. 18 anscheinend übereinstimmenden Zeile ist wieder das zröu« zu 
elicken. Es hat danach den Anschein, daß die Trapeziten eine ständige 
axis in diesem Sinn hatten. Ob auch die Staatsnotare?”) Man wird 
»ite res Material abwarten müssen. 

_ Jedenfalls ist als wahrscheinlich anzusehen, daß der Nachweis der 
Seuerzahlung vor der amtlichen Beurkundung der Auflassung verlangt 
ande) Anderseits ist sicher, daß die Steuerbemessung irgendeine bin- 
aut de Einigung der Parteien voraussetzte; sonst war ja die gen nicht 
8 ©) Der eben geschilderte Vorgang in Lond. 3 p. 151 und Lips. 3 


1) Vgl. Mitteis, Arch. 1, 198 A. 1 i. £. 

2) Ausgeschlossen wäre dies dann, wenn sich eine özoygepnj finden sollte, die 

ı ihrer äußeren Disposition nicht in bianco gegeben sein kann (nämlich weil sie 
3. . mitten in einer Zeile beginnt) und wenn dies gleichzeitig auf dem Amtsexemplar, 
ht auf einem 2x3601u0v oder gar &vriyoupor Ersonzuutvov der Fall wäre. 

2 Vgl. meine Bemerkung im Arch. 1, 194 (wo ich nur wegen einer Klausel Be- 

en hatte, die ich jetzt bestimmt anders auslege); Preisigke, Girowesen 347. 
9 Vgl. Einl. zu 182. 
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entspricht beiden Anforderungen ganz genau: hatten die Parteien 
Blanko-Unterschrift gegeben, so war ein bindendes Geschäft unter il 
geschaffen, auf das hin die Steuer fällig wurde‘) Die notarielle | 
urkundung der Auflassung setzt aber deren Bezahlung voraus. 

Über das Verhältnis der Kaufurkunde zum Grundbuch vgl. Kap 
Hier sei noch bemerkt, daß jedenfalls die BıßAropvinxes Eyxıosov 
der Eintragung ins Grundbuch erneuerte Vorlegung des aröu« verlangt 
arg. Oxy. 238, 16 (213). 

Denn das ist ja überhaupt nachweisbar, daß die BıßALowvAuxsg 
Bezahlung des &yxVxAıov kontrollieren; sie tragen sogar die Tatsache, 
es bezahlt ist, ins dıdorgwu« ein (Oxy. 274 [193] 1.7. 20. 22. 29). ° 

D. Eid des Verkäufers. Bemerkenswert sind endlich die in O 
100 (133 n. ©.) und 263 (77 n.C.) erhaltenen schriftlichen Eideserklärung 
Beidemal wendet sich der Verkäufer nach vollzogenem Verkauf an 
Agoranomen mit einem Örduvnue, in welchem er beim Genius des Kais 
schwört: zergaxevaı to Öeivı (das näher bezeichnete Kaufobjekt), & 
Te Euod xal une 5noxeiodar unte Erepoıg EEnAAorgi@odeı xarl um) 


TodnoV, AnEysıv ÖE TNV TIUNV 22... au Beßauwosıv. 
Die Bedeutung dieser Anzeigen ist zweifelhaft.) Ich möchte — hy 
thetisch und mit Vorbehalt — daran erinnern, daß ausweislich des Theo 


phrast- Fragments über den Kauf (oben 8. 97 A. 5) manche griechis 
Gesetzgebungen vom Verkäufer einen Eid darüber verlangten, daß er € 
lich verkaufe. | 

Das Theophrastfragment erwähnt auch einen entsprechenden Eid 
Käufers. Hängt es damit zusammen, wenn wir in der dzoyoapn ü 
eine Sklavin Oxy. 73 (94 n. C.) davon hören, der Apographierende h 
den Ankauf derselben eidlich (did [xıo0yJo«pieg) angezeigt? 


3. Perfektion des Kaufs. 


Schon oben wurde bemerkt, daß an der obligatorischen Kraft de 
av — sofern diese dem Vollzugsakt vorhergeht — nicht gezweifelt y wer 
den kann. Welchen Einfluß hatte nun auf die Kraft des Kaufs die Hn 
gabe einer Arrha??) 


Eine solche wird unter dem Namen doo«ß®v in den Papyri me j 
mals erwähnt. Sie erscheint in Anwendung auf den Kauf in Magd. 26,4 


1) Es genügte offenbar auch (Lond. zit.), wenn der Verkäufer unterschrieb un 
der Käufer daraufhin eine Steuerbemessung ansuchte. Denn damit zeigte er ja, dal 
er dem Vertrag beigestimmt hatte. 

2) Vgl. Wenger, Sav. Z. 23, 193 A. 4; Eger a. 0. 39 A. 1; 144. / 

3) Dazu Gradenwitz, Einf. 60, 81fg.; Br 118fg.; 224fg.; Ashburner, The Rhodiaı 
sea-law (Oxford 1909) XCH fg.; Pappuliag, “Iotogınn EEELıEIG rod Be. ev 
£voy. dıraio, Leipzig 1911. Über CPR 19 insbesondere Mitteis, CPR 1, 68 fg. 
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ahrh. v. C.); Lond. 2 p. 204, 13 (97 n. C.)D); 3 p. 142/3 (145 n. C.); 
446, 5.17 (158/9 n. ©: [257]) [Republikation von BGU 80]; Lond. 2 
1,14 (166 n. 0. [258]); BGU 240, 6 (167/8 n. C.); Flor. 24, 25 
\ Jahrh. n. €. [187J); CPR 19, 9. 24 (330 n. ©. [69]). Ferner bei Dienst- 
jete, Fay. 91, 14. 30 (99 n. O.); Grenf. 2, 67, 17 (237 n. C.) und Oxy. 


10 (550 n. 0.). 


| Es ist in allen diesen Fällen klar, daß die Arrha eine ganz andere 


| 


n 


Ir macht. Zu einer so bescheidenen Funktion der Arrha bestünde dort, 
» wir ihr in Agypten begegnen, meist schon gar kein Anlaß; denn sie 


| 


rd häufig?) bei einem ohnedies schon urkundlich verbrieften Kontrakt 
geben, wo eine Verstärkung des Beweises ganz überflüssig ist. Außer- 
cm erreicht sie oft eine beträchtliche Höhe?) (in BGU 446 [257] fünf- 
indert Drachmen bei einer Kontraktsleistung von achthundert).*) Vor 


ı Dieselben wiederholen übrigens, wo sie dieselbe formulieren, nur eine 
stimmung der bestehenden Gesetze. BGU 446, 19 sagt ausdrücklich, 
‚B die daselbst getroffenen Stipulationen r& r®v doo«ßdvov voun ent- 
'rechen; es muß also ein Landesgesetz über die Arrha bestanden haben, 


B.| 
I 


| 


Zunächst wird die Arrha öfter als doga«ßov dvandoıyog bezeichnet. 
a8 kann nur bedeuten, daß der Empfänger sie nicht „abstoßen“, d. h. 
icht durch einfache Rückgabe sich von jeder Verbindlichkeit befreien 
/inn. Vielmehr wird er durch sie in gewissem Sinne gebunden.?) Und 


1) Letztere Urkunde wird erst von Pappulias 54 fg. richtig interpretiert, gegen 
e Ansicht früherer Bearbeiter, daß die Arrha hier in Raten gezahlt worden ist, 
as ja offenbar begriffswidrig ist. Vielmehr ist die Empfängerin der Arrha (wegen 
iumnis) deren Rückgabe schuldig und stattet ratenweise ab. 

2) Ausnahme anscheinend in CPR 19. 

3) Ausnahme in Lond. 3 p. 143, 16 (4 Drachmen auf 120). 

4) Eine teilweise Erklärung dieses Umstandes s. 8. 187. 

5) Richtig Gradenwitz a. O0. 60. ”Avanögıpog hat also hier genau denselben Sinn 
ie beim Kauf von Tieren in der Wendung, das Tier sei verkauft: ‘zoöro roodro 
vezcögıpov’, 8. unten. Anders Pappulias S. 74; er wendet ein, daß bei dieser Auf- 
Issung &vazxoeıpog ein Pleonasmus wäre neben der Bestimmung, daß der Empfänger 
bi Vertragsbruch die doppelte Arrha zurückzugeben hat. Das ist freilich richtig, 
heint mir aber nicht durchschlagend. Pappulias selbst faßt &varx. dahin: die Arrha 
‚ird in die Leistung nicht eingerechnet, sondern bleibt dem Empfänger als Prae- 
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zwar wird das in mehreren Fällen dahin bezeichnet: wenn der Emp Fä 
nicht erfüllt, hat er die doppelte Arrha zurückzugeben (Lond. 2 p. 2 
[258]; Fay. 91; Oxy. 140; BGU 446 und 240).?) Umgekehrt freilich 
liert der säumige Geber die gegebene (BGU 446. 240 [erg.]; Oxy. | 
CPR 19). 

Dabei ist noch die Frage nach dem Schicksal des Kontrakts x 
zu beantworten. Kann die vertragstreue Partei daneben oder wenigsten 
wahlweise auch die Einhaltung des Kontrakts verlangen? t 

Das erstere ist schon an sich wenig wahrscheinlich, weil die Url 
den auf eine solche Kumulation, wenn sie Platz griffe, doch wohl Hi 
weisen würden und weil sie auch außerordentlich hart wäre. Das Sul 
schweigen der Urkunden läßt aber selbst die Annahme eines auf Seite 
der vertragstreuen Partei bestehenden Wahlrechts nicht als ansprechen 
erscheinen; man hat mehr den Eindruck, als ob die Folgen des Vertrag: 
bruchs erschöpfend umschrieben sein sollten.?) 

Mit diesen Resultaten stimmt denn auch CPR 19 (69) gut überein 
wo die vertragstreue Verkäuferin gegen die säumige Käuferin nur d 
Petit stellt: entweder zu zahlen oder der Arrha verlustig erklärt 
werden. Mit letzterer also kann man sich immer vom Vertrag ] 
kaufen. | 

Danach aber ist die Hingabe der Arrha juristisch eigentlich 
Abschwächung des Vertrags aufzufassen und hat Bestärkungsfunktion mı 
praktisch gehabt, insofern nämlich der Betrag der verfallenden Arrh 
meist, wie oben gesagt, ein sehr beträchtlicher war. ' 

Diese Rechtsgestaltung könnte auch im Syrischen Rb. L 51. P2 
gemeint sein, und wohl auch von Justinian in CJ 4, 21, 17; J 3, 23 pr) 
das pseudorhodische Seerecht c. 19 hat sie sicher), und in diesem Sinn 
sind nunmehr wohl auch andere nachjustinianische Quellen®) zu verstehn 
Man muß, um das zu begreifen, sich eben immer gegenwärtig halten, dal 
der doga«ß&v jener Zeit keineswegs ein bloßes Handgeld ist, sondern meis 
schon eine große Anzahlung. | 


cipuum. Aber warum sagt man da nicht &vvm6Aoyov? Denn &vorögıpog heißt nichi 
„unaufrechenbar‘, ja nicht einmal „unabziehbar“, sondern „unabstoßbar“. 

1) Hier sogar mit dem 7juı6Aıov und den Zinsen. 

2) Arg. 1. 27, nach 446 leicht zu ergänzen. 

3) So auch Pappulias 68 fg. 

4) Ich glaube also jetzt — anders als CPR 1 p. 70 —, daß Justinian an den 
genannten Stellen auch beim perfekten Kauf ein Reurecht gegen Verlust der A 
statuieren wollte, obwohl er dies auf die denkbar schlechteste Weise (dazu CPR p. 
ausgedrückt hat; die abrupte Art, in welcher er es einführt, erscheint gegenwärt 
wo wir den schon vor seiner Zeit geltenden »öuog za» &ogaßovov kennen ge 
haben, entschuldbar. 

5) Richtig Ashburner p. XCVII. 

6) Angeführt bei Bruns, Syr. Rb. 8. 216. 
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4. Vollziehung der Leistungen. 


I. Die Leistung des Käufers ist eine so einfache, daß bezüglich ihrer 
eines von Interesse sein kann, nämlich ihr Zeitpunkt. 
In dieser Hinsicht haben wir zunächst schon oben gesehen, daß die 
flassungsurkunde bei’Grundstücken [und dasselbe gilt auch von Sklaven 
nd andern Mobilien, wenigstens in der römischen Zeit!)] grundsätzlich 
ımer das Empfangsbekenntnis des Verkäufers enthält. Spätestens im 
Joment der Eigentumsübertragung muß also der Käufer nach dem Be- 
ff des gräko-ägyptischen Rechts gezahlt haben — mit andern Worten: 
e Auflassungsurkunde ist, mag ihr auch eine &vj) vorausgegangen sein, 
Igriffsmäßig Urkunde über einen Barkauf.?)?) 
"Natürlich hat man sich deshalb nicht vorzustellen, daß niemand er- 
lelt, was er nicht bar bezahlen konnte. Im wirtschaftlichen Sinn hat 
'r Kreditkauf in Ägypten so wenig wie anderswo fehlen können. Aber 
‚der x«rayoagpn; darf das nicht ausgesprochen werden. 
Die Vereinigung beider Postulate konnte auf verschiedene Weise er- 
sicht werden. Zunächst war es möglich, daß der Verkäufer dem nicht 
hlungsbereiten Käufer den Besitz wenigstens precario überließ und nur 
e Auflassung hinausschob. Vielleicht bezieht sich darauf ein Teil der 
oo«@ßov-Urkunden, nämlich jene, wo das „Angeld“ schon einen, wie wir 
hen, erheblichen Teil des Kaufpreises ausmacht (S. 185). Es ist kaum 
4 begreifen, warum so viel angezahlt worden ist, wenn der Käufer dafür 
chts erhielt, während alles klar wird, wenn er daraufhin schon den Be- 
z erlangen sollte. 

Außerdem aber konnte dem Käufer auch sofortige Auflassung erteilt 
‘erden, wenn der Verkäufer sich herbeiließ, ein bloß fiktives Empfangs- 


| 


»kenntnis auszustellen und sich dafür mit einer Schuldverschreibung 


ver den Kaufpreis zu begnügen. 

Wir haben ein Beispiel, wo der Kaufpreis direkt als solcher in se- 
ırater Urkunde verschrieben wird, in B&U 1146 (106), und wahrscheinlich 
ar hier bereits eine Auflassungsurkunde gegeben worden. Außerdem 


| 1) Ich habe schon oben (8.179) bemerkt, daß die Auflassungsurkunden aus der 
olemäischen Zeit die Kaufpreisquittung nicht enthalten; aber auch gesagt (8. 173), 
AB ich derzeit noch Bedenken trage, sie als den wahren Typus der griechischen 
uflassung zu betrachten. 
2) Dazu steht BGU 1146 (106) nicht im Widerspruch; denn das ist eben kein 
aufvertrag, sondern einseitiges Anerkenntnis über die Kaufpreisschuld (vgl. das im 
ext Folgende). In BGU 1127. 1129 (254) wird zwar der Kaufpreis geschuldet, aber 
ven deswegen auch die Auflassung hinausgeschoben. 

3) Daß daneben der Lieferungskauf (d.h. mit Vorausbezahlung des Käufers) 
rkommen kann, ist selbstverständlich; vgl. z.B. BGU 543; Rein. 30 (139). 


N 


| 
| 
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II. Die Verkäuferleistung liegt in der Ausstellung der Auflassı 
urkunde. Die technischen Ausdrücke hierfür sind, wie oben gesagt (8. 
zareyodpsıv und megaywgeiv'), die zugehörigen Substantivbildungen » 
yoepj — Kaufbrief und xagay&oyoıg; beide sind, wie schon ge: 
häufig und“anch Sußarhalb Ägyptens nachweisbar.?) Dabei steht in 
sondere xara@yodgeıv in einem scharfen Gegensatz zu mımodozxsıv, das 
das kausale Kaufgeschäft bedeutet; seit dem 4. Jahrh. ist die Wend 
nenganevaı nal xorayeypappxeveı häufig und einmal, in einem Privat! 
aus dem 2. oder 3. Jahrh. (Oxy. 117, 5), ist x&r«yoapy ausgestrichen 
darüber zoäsıg korrigiert worden. 

Die Ausstellung der x«rayoa«pn; wird immer als die wesent ie 
Verpflichtung des Verkäufers betrachtet (BGU 240, 26. 446, 14. 16) 
die Verweigerung ihrer Annahme ist es, was den Käufer in Verzug : 
(BGU 240, 28. 446, 17; CPR 19, 13). 

Die Körbe Te AR, daneben kaum jemals erh 
türlich muß der Käufer den Besitz ergreifen und der Verkäufer das 
den, wie es denn in Oxy. 472 II 23fg. (235) heißt: Gerade das sei 
Unterschied zwischen fiduziarischer und reeller Eigentumsübertragung, 
nur bei letzterer, nicht auch bei ersterer der Käufer den Besitz erwirbt 
Aber es ist sehr charakteristisch, daß dieser Besitzerwerb a. a. O. al 
“avrınoıeiodeı, also ein einseitiges Sichbemächtigen bezeichnet 
dieses ist nur eine Konsequenz der xerayoapr). 


. 


5. Die Beßaiwoıs im besondern. 


1. In den @v7-Protokollen. Wie bereits bemerkt (S. 175), is 
den agoranomischen &vyj-Protokollen die Zusage der Beßalocıg eine ü 
aus kurze, was sich daraus erklärt, daß hier das Eigentum noch n 
übertragen, sondern erst versprochen wird; es handelt sich also noch nich 
um aktuelle Haftungsübernahme, deren Bedingungen ja erst durch die Auf 
lassung hergestellt werden, sondern bloß um Zusage künftiger Übernah 

Diese geschieht technisch mit den Worten: meorwAnmg xal Beßo 
ns 6 dnoddusvog, Öv EdEfato 6 eıdusvog. Die Bedeutung derselben 
so bekannt, daß es genügt, unter Hinweis auf die bezügliche Liter: 
nur folgendes zu bemerken. Beßewwrjg ist der Eviktionsgarant als solcher 
der „Stützer“ des Kaufs, der auch im altgriechischen Recht (voB dem 
attischen) beim Kauf quasi- obligatorisch und nicht mit dem Verkä 
identisch ist, sondern die Stellung eines Bürgen hat. MoorwAnuig ist 
Synonymon dazu, welches meist so erklärt wird, daß als Beßaıuoryjg n 
gemäß meist der unmittelbare Auktor des Verkäufers, der von der $%: 


1) Letzteres Wort in der byzantinischen Zeit verschwunden. 
2) 8. 176—8 und Syr. Rb. L. 38. 
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neisten wissen mußte, erwählt wurde.) In unsern Urkunden ist freilich 
e dies nicht der Fall; vielmehr erscheint, "während im altgriechischen 
die Bebaiosis nicht vom Verkäufer selbst, sondern für ihn von einem 


2.In den Auflassungsurkunden. Bezüglich der Bebaiosis-Klausel 
‚den Auflassungsurkunden, welche im Gegensatz zu jenen in den &vatl 
ausführlich ist, wurde das „Wofür“ der Garantie schon oben ($. 182) 
ichnet. Hier ist noch der Inhalt der Zusage zu erörtern. 
Über die, ptolemäischen Kontrakte sind wir schlecht unterrichtet; 
scheinend wird eine Konventionalstrafe, auf eine bestimmte Geldsumme 
end, ausgemacht. Wie sich diese zum Kaufpreis verhielt, läßt sich 
der Dürftigkeit der Zeugnisse nicht sagen. In einer sichern Ur- 
über kaufweise Auflassung (BGU 998 II) ist das Verhältnis dahin 
zustellen, daß die Konventionalstrafe das Duplum pretii beträgt.?) Die 
gen Auflassungsurkunden lassen zweifelhaft, ob ihnen gerade ein Kauf 
grunde liegt. 3) — Zu der Konventionalstrafe tritt noch die Königsbuße 
. 17) hinzu; sie ist immer in Silber berechnet (während der Kaufpreis 
f Kupfer Ba) und beträgt regelmäßig‘) zwei Fünftel von jener. 
\ Wie sich die ßeßaiwoıg-Haftung der Kaiserzeit zur ptolemäischen 
irhält, können wir bei dieser Unsicherheit über die letztere noch nicht 
igen. Aber jedenfalls geht die Haftung im Ägypten der Kaiserzeit weiter 
F im klassischen römischen Recht. 
- Während sie sich nämlich dort auf die Dupla pretii beschränkt, setzt 
Mn hier meist aus mehreren Elementen zusammen. Diese sind: 
N 1. das Versprechen eines Mehrfachen des empfangenen Kaufpreises; 
eses ist entweder (und zwar am häufigsten, insbesondere in den jüngeren 
Ontrakten) das Doppelte, zıum dıza ” oder auch das Anderthalbfache 
w6öAıov); diese Summe wird dabei als &xirıuov sea) bezeichnet. 
2. aus dem Versprechen, die BAdßn, danevrjuare xal dvakoucre zu 
zen, also das id quod interest; mitunter wird auch dieses verdoppelt. 
E35. in tritt oft noch die Strafe an den Fiskus in der Höhe des &xirıuov. 


i® 


N 
ke 
i 


# 1) Diese Auffassuny wird allerdings neuestens bezweifelt: Partsch, Gr. Bürgsch.- 


scht 1, 354; doch ist hier nicht der Ort, die Frage näher zu erörtern. 

72) "So süch schon im Recht von Gortyn 6, 22 fg.; 42fg.; 9, 13, wo jedoch da- 

ben noch Anspruch auf das Interesse gegeben wird. Bei der Frage, ob hier ein 

“sammenhang besteht, ist um so vorsichtiger vorzugehen, als die Kontrahenten in 
HU 998 Ägypter sind. 3) Vgl. oben 8. 178 A. 7. 

| 4) Hierbei sind außer BGU 998 II auch jene Auflassungen berücksichtigt, bei 
IE das Kausalgeschäft zweifelhaft oder sicher kein Kauf ist: Grenf. 1, 27 (156); 
425. 28; dieselbe Proportion auch bei anderen Kontrakten: Grenf. 2, 26. 30. 33. 
1. Wilcken, Ostraka 1, 366 fg. 

fi 5) Doch kommen oh höhere Multipla vor: Lond. 2 p. 179, 16 (68 n. C.) das 

Aafı ache; 3 p. 258, 21 (6. Jahrh.): rergdkovg rıwn. 


/E 
in 
| 


190 Kap. VI. Kauf. 


Es ist zunächst klar, daß gegenüber dem ptolemäischen Gebr: 
eine Verschärfung der Buße an den Staat eingetreten ist. 

Andererseits aber ist der Ursprung dieser Klauseln nicht klar ers 
lich. Die zıun) dımAn rein aus dem Einfluß der römischen Praxis — 
leicht Provinzialedikt? — herzuleiten, ist nicht geboten, weil sie sich‘ 
mal schon bei den Ptolemäern findet (BGU 998 II). Bezüglich des Hm 
tritts der Interesseleistung, welche in der römischen Stipulatio du 
schon inbegriffen ist, hat man darauf hingewiesen‘), daß er auch in 
Ravennatischen Kaufurkunden vorkommt und sich vielleicht aus e 
Praxis erklärt, welche im Fall der Eviktion auch die Actio emiti 
greifen läßt. Doch findet er sich in Ägypten schon so früh (z. B. B& 
906, 10, 34/5 n. C.; Lond. 2 p. 179, 16, 68 n. .; CPR 1, 21, 83/84 nG 
daß man eher an autochthone Rechtsbildung denken möchte. Es’ 
daran erinnert werden, daß auch das Gortyner Stadtrecht (oben 8. 
A. 2) neben dem Duplum noch den Schadenersatz kennt; doch ist aue 
dieser Richtung irgendein Anhaltspunkt für geschichtlichen Zusammenhar 
noch nicht gegeben. 


B. KAUF VON MOBILIEN. 


Die Hauptrolle spielt hier der Kauf von Sklaven und Tieren; a: 
Gegenstände, auch Rechte, kommen zwar als Kaufsobjekte vor (Bäum 
Oxy. 909; Grenf. 2, 16 [157]; Heuschuppen: BGU 455; Webstuhl: 0x 
264 [266]; Weidegerechtigkeit auf ein Jahr: Lond. 3 p. 141), aber äußer: 
selten. Für den Sklavenkauf sind dabei einige Besonderheiten zu | 
statieren; der Kauf aller übrigen Gegenstände hat dagegen eine sehr &ı 
fache Gestalt, von der zunächst die Rede sein soll. 


1. Kauf von Mobilien außer Sklaven. 

Es erscheint nur eine einzige Urkunde; vom gespaltenen Kauf (8.17. 
finden wir keine Anwendung. Die Form dieser Urkunde kann, wie I 1 
Immobilienkauf, beliebig sein; Cheirographum, agoranomisches und Gr 
pheionsprotokoll, selbständige dıayoapn ro«meing und ovyywonoıs kommk 
vor. Dem Inhalt nach enthält die Urkunde, meist in kurzer, wenig au 
führlicher Fassung?), folgende Bestimmungen: 1 
a) der Verkäufer (der, wie in den Auflassungsurkunden allein d 
Wort ergreift) erklärt verkauft zu haben (memo«xeveu); 
1) De Ruggiero, Bull. 14, 114. ‘4 

2) CPR 2. 3. 5 (hier aber neben der nuwoAlx und den PAdßn genannt, also sich 

auf die Fiskalbuße bezüglich). 64. 89. 103. 108 u. a. 4 
3) Ausführlich können von mehr als sechzig derartigen Kaufverträgen nur ein 

drei genannt werden, BGU 13. 153; Grenf. 2, 74. | 


4) Eine Kulsakene bilden Seturlich bare die dıayongel, deren Stil es | ned: 
daß der Käufer der redende Teil ist (S. 68). 
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ji  b) er quittiert gleichzeitig über den Kaufpreis (üneysıv vv Tun); 
I e) endlich übernimmt er die ßsßeiosıs, und zwar regelmäßig bloß 
| it den kurzen Worten: Beßaıwosıv (oder Beßaloon) dan Beßauweeı!); 
ihere Präzisierung des Haftungsumfangs ist sehr selten (sie kommt vor 
Oxy. 264 [Kauf eines Webstuhls)]). 

‘In manchen Fällen findet sich auch die Bemerkung, daß die Über- 
be der verkauften Sache stattgefunden hat; hierher gehören (abgesehen 
m den später zu erörternden Sklavenverkäufen®)) Lond. 3 p. 142; BGU 


snsvermerk fast immer haben, die übrigen Urkunden nur in der großen 
inderzahl der Fälle. Immerhin ist das Gesamtresultat, daß beim Mobi- 
ırkauf die Tradition in den Urkunden verhältnismäßig häufiger erwähnt 
rd als bei jenem von Grundstücken, wo sie fast gänzlich fehlt (vgl. 
| 182). Das erklärt sich aus der Natur der Sache — bei Mobilien kann 
e Traditionsfrage viel leichter streitig werden. 

Beim Kauf von Tieren wird mitunter hinzugefügt, der Käufer habe 
‘r das gekaufte Tier in Hinkunft die (Vieh-)&rxoyoapi zu erstatten 


In 


mh. 92; BGU 87 [260]. 153 [261] [Homologien]; Lond. 2 p.198; BGU 
77. 468 [Bank-dieyoagyei]), Diese Klausel ist eine selbstverständliche 
Jonsequenz des Öffentlichen Rechts, die nur der Vorsicht halber in Er- 
merung gebracht wird. 

‚Sehr wichtig ist ferner die Beobachtung, daß beim Kauf von Tieren‘) 
Fund nach Ausscheidung der Sklaven sind diese, wie Kamele, Esel, Rinder 
'e gewöhnlichsten Objekte des Mobiliarkaufs — die Gewährleistung für 


1) Die drei genanntan Bestandteile des Mobiliarkaufs sind so wesentlich, daß 
> fast niemals fehlen. Ausnahmsweise mangelt das &«reysıv und die Beßaiooıg in 
'3U 413 (bloß: Datum; wengaxev 6 dsiva To deivı dvov &oosva Aevaov TELEoV (do«y- 
5) g) und ähnlich BGU 88. In BGU 758 fehlt das dneysıv im Kontext, steht aber 
der ömoyoa«pn. Die Peßaiwcıg ist weggelassen in Gen. 23. (Unvollständig erhaltene 
&unden, wie BGU 416. 982 u.a., kommen dabei natürlich nicht in Betracht.) — 
ne Besonderheit bildet ferner Grenf. 2, 16 (157) und Oxy. 909, wo (jedenfalls erst 
'/ fällende) Bäume verkauft sind; hier wird der Kaufpreis nicht quittiert und auch 
ime ßsßaiocıg übernommen. Letzteres ist besonders interessant, weil es wieder den 
tz zeigt: Vor der Zahlung keine Auctoritas. 
2) Unter diesen findet sich die Traditionsklausel in Oxy. 95 und Lips. 4,19 (171), 
nach 5, 8 zu ergänzen ist [mae&doxe] statt [ragadaceı]; BGU 316; 937. 
3) Es ist zweifelhaft, ob daselbst 1. 14 hinter zaesılmpevgı zu ergänzen ist (adrov 
‚ zov Övov) oder ob das Wort mit xal dmeysıw (sc. vov dmoddusvon) TV Tıuv ZU- 
mengehört. Wahrscheinlicher ist nach dem üblichen Stil das erstere. 
/ 4) Material für den Tierkauf: BGU 13. 87—8. 100. 153. 413. 416. 427. 453. 
48. 469. 527. 584. 758. 806. 982—6; Gen. 23. 29. 30. 35. 48. 68; Grenf. 2, 46. 74; 
"b. 474; Fay. 92; Amh. 102; Flor. 22. 51; Lond. 2 p. 195—200; 3 p. 140. 142. 
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Mängel beinahe nie stattfindet. !) Das drücken die Kontrakte dahin 
das Stück werde verkauft roöro roLodro?), Evanxopgıpov?); die beiden 
dungen sind meist verbunden, doch genügt das letztere allein.*) Mitı 
fehlt diese Bemerkung’); doch wird man annehmen dürfen, daß auch 
diesem Fall eine Haftung für verborgene Mängel nicht im Sinn der’? 
teien gelegen habe. Es scheint also bei Tieren das, was die Römer 
plaria venditio nennen (D. 21, 1,48, 8) und was das syrische Rechtsbı 
(L.39 und 113b)‘) als «mA &vrj bezeichnet, die allgemeine Regel’ 
bildet zu haben. Bi 
Beim Kauf lebloser Gegenstände wird die Mängelfrage überhaupt 
erwähnt. E 
2. Kauf von Sklaven. ’) | 
Dieser zeigt gegenüber dem gewöhnlichen Mobiliarkauf vor allem 
Eigentümlichkeit viel ausführlicherer und sorgfältigerer Redaktion 
gleicht in seiner vollkommenen Stilisierung dem Kauf von Immobili 
Wir finden mitunter auch die Spaltung der obligatorischen von der Eıg 
tumsübertragungsurkunde; Lips. 4, 30 (171), vgl. die Einl. dazu. 
ist Teb. 561 desc. Col. Il mit [mo&]oıg xui drooraolov dovAov i 
schrieben; vielleicht ist auch bei dem &&ornv dovAng in BGU 859, 2 
das Gleiche zu denken. I 
Es ist nicht ausgeschlossen, daß der Sklavenkauf irgendwelcher‘ 
gerenz der Agoranomen unterworfen war.®) In Lips. 4,30 (171) heißt 
von der Käuferin: &rd&aro 7 &vovucvn TO re Eyyvaleio nel TH APO 
voula c& ÖgpsıAdusve. Da sich dies jedoch möglicherweise auf die Gebi 
für die Errichtung dieses Vertrags bezieht, kann man hierüber noch 
sicheres Urteil aussprechen. 
Ferner ist in Lips. 4, 15 und Lond. 2 p. 317, 6/7 (270) von & 
dem Kauf vorangegangenen dvdxgıcıg (Voruntersuchung?) die Rede; 
war im ersten Fall bei den ürouvnueropodpo:, im zweiten bei de 
xcıodoole geschehen. | 


1) Ganz ausnahmsweise wird die Haftung für Fehlerlosigkeit (Öyıng nal & 
übernommen in BGU 13 (389 n. C.) (265). 

2) Auch die Römer kennen das “talis qualis’; D. 30, 45, 2. 56. 70. 

3) Avamogoıpog bedeutet: was man nicht zurückgeben kann n 185). 

4) Grenf. 2, 46; Lond. 2 p. 196. 197/8. 

5) Amh. 102; Geht 2, 74; BGÜU 88. 413. 469; Gen. 48. 68. 

6) Dazu Bruns im Kommentar S. 206 fg. | 

7) Material: BGU 193 (268). 805. 859. 864. 937. 987 (269). 1058 cf. 1114. 11 
Oxy. 73. 94. 95 (267). 263. (327. 332. 336. 375. 380 deser.); Lond. 2 p. 317 (® 
Teb. 561 dese.; Wessely, Denkschr. der Wien. Akad. 47 8. 31fg.; Lips. 4. 5 (li 
P. Straßb. im Arch, 3, 418 fg. 

In Ägypten gefundene außerägyptische Urkunden über Sklavenkauf: BGU‘ 
(271). 887 (272). 913; P. Lond. 229 ed. Thompson, Archaeol. 54 (1895) p.433fg. —\ 
noch das Steuergesetz Hib. 29 Fragm. a. Recto. 

8) Möglich ist die Beziehung auf diese auch in BGU 1114, 11. 1128, 13: 
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Diese Punkte bleiben noch völlig dunkel; daß jedoch der Sklaven- 
Indel einer besonderen Kontrolle unterworfen war, ist an sich wohl 
nkbar.') 

Sicher ist, daß nach vollzogenem Kauf eine dxoyoapri über den Be- 
wechsel vorgeschrieben war (Oxy. 73; Lips. 4,15).?2) Die Bestätigung 
ier die erfolgte dnoyo«pn) bildet dann für den Käufer eine Art Beweis- 
‚ttel für sein Eigentum; bei weiterem Verkauf pflegt er sie darum dem 
juen Eigentümer mit auszuhändigen (Lips. 4, 15; BGU 1147, 26). 

) Die Haftung für Fehler wird nicht so vollständig abgelehnt, wie es 
im Tierkauf die Regel ist, erscheint aber doch in Agypten gegenüber 
im römischen Recht als eine eingeschränkte. Man erkennt den Gegensatz 
besten durch den Vergleich mit einigen außerägyptischen Sklaven- 
kufen, deren Urkunden in Ägypten gefunden worden sind: a) BG@U 887 
2) aus Side in Pamphylien (cf. 913 aus Myra in Lykien, dieser jedoch 
echter erhalten), ferner b) P. Brit. Mus. 229 (oben S. 192 A. 7) aus 
eucia Pieriae und c) BGU 316 (271) aus Askalon. In diesen, welche 
römischen Schema getreu folgen, wird übernommen die Haftung für 
litas ex edicto (aedilium) [a und b] oder doch für leo& vooog, olvog 
av und xovarov zddog?), also für alle alten Schäden und ver- 
genen Krankheiten; in a) auch noch dafür, daß der Sklave weder 
B6s (erro) noch doamerızög (fugitivus) sei.t) In den ägyptischen Kon- 
sten dagegen wird der Sklave regelmäßig verkauft als avamdgıpos Av 
üg v0o0v zul Erxapiig: nicht zurückzugeben außer bei i.v. x £, 
0 wird nur für Epilepsie und &x«pny (s. unten) kaviert. Für alle anderen 
tperlichen Fehler lehnt man die Haftung durchaus ab; der in den klein- 
tischen Urkunden ersichtliche Hinweis auf das ädilizische Edikt wird 
) ) gemacht, weder im positiven noch im negativen Sinne. 

\ Eigentümlich ist das Verhältnis der Urkunden zur Fugitivität. Nur 
Im: ‚in BGU 987 (269), wird die Haftung für do«ouög (Fugitivität) 
gesprochen, sonst aber stets ignoriert, einmal, BGU 859, sogar aus- 
icklich abgelehnt. Zu beachten ist dabei aber in BGU 987 und 859, 
3 die Fugitivität bei der Eviktions-Peßalwoıg erwähnt wird; sie er- 
jeint nicht als Fehler, sondern als Fall des Sachverlustes (daher 
Ni im Fall BGU 987 die atacnäliche Befristung des Mängelanspruchs 
Ma en sein würde). Das legt die Frage nahe, ob man das Ausreißen 
"Sklaven nicht regelmäßig schon als durch die Beßeiooıs gedeckt an- 


I 
B 1) Auch für das griechische Recht wird mitunter eine vorgängige Anzeigepflicht 
üglich projektierten Sklavenkaufs bei der Behörde vermutet (Lipsius, Att. Proz.? 
. 1a), obwohl das bestritten ist. 

) 2) Ob auch in PER Nr. 114 (bei Wessely, Denkschr. d. Wien. Ak. 47 S. 31), ist 
| N der unvollständigen Mitteilung dieses Stücks nicht festzustellen. 

‚ 3) Latens vitium Paul. sent. 2, 17, 5. 

4) Nur die Haftung für “furtis noxisve solutum’ fehlt hier durchaus. 


Mitteis-Wilcken: Grundzüge. II. 13 


| 

| i 
‘ 

N 

| 


F 


194 Kap. VI. Kauf. 


esse? Ich bin jedoch nicht sehr geneigt, diese Fragen zu bejahen. 
Streit besteht über die Frage, was unter der &xapr; zu verstehen j, 


Wilamowitz) und “manus injectio’ (Gradenwitz); von letzterem 
punkt aus wäre in den Urkunden gemeint, daß der Verkäufer h: 
wenn ein Drittberechtigter am Sklaven eine Manus injectio kraft din 
lichen Rechts (Eigentum u.ä.) vollzieht; also Haftung für Rechtsmang 
Die erstere Ansicht hat die größere Wahrscheinlichkeit für sich.?) | 

Vereinzelt (BGU 316 [271]) wird ein Sklavenkauf bezeichnet 
‘aaan aloeosı? geschlossen.?) Das ist das “bonis condicionibus emere’ 
Papinian D. 21, 1,54 und scheint sich wiederzufinden in Syr. R.-B. L. 
wo nach Mitteilung von Sachau, Syrische Rechtsbücher 1 (1907) 
statt xaAl no&cıg eher xaAn «loesoıg zu lesen sein soll; auch ini 
904, 5 ist aigesıg die “condicio” (= Bestimmung) einer Übereinkunft. 
Meinung ist, daß der Vertrag für den Käufer die Mängelgarantie 
sich bringt. Jene Urkunde ist aber, wie wir sahen (S. 193), nich 
Ägypten, sondern in Askalon errichtet worden. Die ägyptischen Sl 
käufe, wo nur für vereinzelte Fehler gehaftet wird, wären danach als’ 
«loeosı im Sinn des syrischen Rechtsbuches geschlossene anzusehen. 


1) Literatur: Grenfell-Hunt zu Oxy. 95, 20 (8.157) und 263,10 (S. 234); Wi 
witz, GGA 1898, 683; Herwerden, Lex. Graec. p. 290; Gradenwitz, Einführ. 57 
Wenger, GGA 1902, 530; Mitteis zu Lips. 4, 19 8. 18; Kübler, Say. Z. 29, 47 
Sudhoff, ebenda 30, 406 fg.; Arch. f. Gesch. der Medizin 4, 353 fg. 

2) Dies meine ich, trotz der lebhaften Verteidigung, welche die andere Mei 
neuerdings durch Kübler gefunden hat (während Gradenwitz selbst sie aufgab). # 
ständig ist die Verbindung AN» iso&s v60ov xal Enapnis, und es bleibt das Natürli 
hierin zwei koordinierte Krankheiten zu erblicken. Im Straßburger Papyrus, Ar 
3, 418 1.30, steht &m«pr) zwischen oivog zaAcıov und ganiouere, und daß ma; 
olvog naAcıov und sariouere nicht etwa an Haftung wegen Delikten des Sk 
(noxiae und verberatio) denken dürfte, zeigt die Verbindung iso& v600g, oivos mal 
und xgvarov nddog in BGU 316 (271). Daß mitunter auch eine leblose Sacl 
dvenapog verkauft wird, was dann gewiß bedeutet „frei von dinglichen Rec 
(vgl. auch BGU 887, 17) beweist nichts; das Wort &x«gprn ist eben mehrdeutig; ü 
sicher falsch ist das Argument, daß der Aussatz dem Käufer doch erkenntlich 


den „Dämon“ (= iso& vösog), für welchen unbedingt gehaftet wird, und das 
mit der Ansicht von Gradenwitz-Kübler gut übereinstimmen. 
3) Dazu Gradenwitz, Einf. 69; Wilcken, Arch. 2, 137. 


KAPITEL VI. 


 6RUNDSTÜCKSPACHT, 


| "Literatur: ägyptologisch: Revillout, La location, Rev. &gyptol. 3, 126 (1885). 
| Für die griechisch-römische Zeit bestehen zwei gleichzeitig erschienene und 
in einander unabhängige Untersuchungen: Waszyhski, Die Bodenpacht, Bd.1 Die 
livatpacht (Leipzig u. Berlin 1905; die Fortsetzung ist wegen Ablebens des Verf. 
ht mehr zu erwarten); Gentilli, Delli contratti d’affitto in Studi ital. di filolog. 
3. 1 (1965) 269—378 (zu beiden Schriften Rabel, D. Lit.-Zeitg. 1906, Sp. 1006; 
M. Meyer, Berl. phil. Wochenschr. 1906 Nr. 51. 52). Aus der sonstigen sehr zer- 
euten Literatur ist hervorzuheben: Wessely, CPR 1, 151—7; Mitteis, Hermes 
6061g.; Wilcken, Ostraka 1,185fg. 700fg.; Arch. 1,157 fg.; P.M.Meyer, Philol. 
193fg.; Viereck, Hermes 30, 107 fg.; Costa, Bull. dell’ist. 14, 51 fg. und Atti 
"Istit. Veneto 66 (1906/7) II 93 fg.; Seeck in Pauly-Wiss. Realenz. 4 (7), 492—4; 
‚ Priester und Tempel 2, 81fg.; Berger, Die Strafklauseln in den Papyrus- 
unden (Leipzig 1911) 149 fg. Die wertvollen Arbeiten von Rostowzew (Ge- 
Jichte der Staatspacht, Philol. Ergänzungsband IX bes. 482 fg.; Kornpachtung und 
'ransport im röm. Ägypten, Arch. 3, 204—24, sowie Studien zur Geschichte des 
1. Kolonats, Leipzig 1910) haben vorwiegend die staatliche Verpachtung zum Gegen- 
nd. Manches Einschlägige endlich findet sich bei Zulueta in Vinogradoffs Oxford 
dies in social and legal history I, 2. Teil (de patrociniis vicorum). 


Die Pachtkontrakte über Grundstücke bilden ein großes Kontingent 
halb der Privaturkunden, und es erklärt sich das leicht aus dem 
ent agrarischen Charakter, durch den die ägyptische Wirtschaft sich 
ichnet. 

I. Für die Form der Pachtkontrakte gelten die allgemeinen Prin- 


1 geeignet, einen solchen in sich aufzunehmen.) Doch spielt das Hy- 
mnema hier statistisch eine besondere Rolle, indem in den ersten vier 


rkt (S. 57), daß dies darauf zurückgeht, daß größere Grundbesitzer ihre 
trpachtungen zum Wettbewerb ausschrieben und sonach von den Pacht- 
tigen in der bezeichneten Form Offerten erhielten, und dab ferner das 


ı 1) Die Annahme von Waszytiski 42fg., daß die verschiedenen Urkundentypen 
einsoviele Stufen darstellen, welche die einzelnen Pachtkontrakte zu ihrer vollen 
Eitigung durchliefen, ist ein Phantasiegebilde. 
ı 2) In der späteren byzantinischen Zeit erlangt das Cheirographon die Allein- 
schaft, und zwar ist in dieser Zeit immer der Pächter der Aussteller, während 
äbre Chirographa mitunter auch vom Verpächter herrühren. Vgl. Waszyhiskı 29. 
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Hypomnema als solches natürlich noch keinen Kontrakt darstellt, son 
derselbe erst durch die Annahme des Verpächters zustande kommt.!) 
Perfektion des Vertrags kann dann durch eine diesbezügliche Erl ä 
der Parteien (oder auch des Verpächters allein, da ja der Päc 
schon schriftlich offeriert hat) auf dem Hypomnema verbrieft werd 
wenn man nicht die Ausstellung eines selbständigen Pachtinstrumen 
vorzieht. | 
Für ehirographarische Pachtverträge ist noch zu bemerken, da 
fraglich ist, ob sich das Institut der alexandrinischen Registrierung ($ 
uooiocıg) auf sie mit erstreckt hat (oben S. 84). 
Man hat früher öfters den Umstand betont, daß in manchen 
kunden die Erklärung des Pächters durch die Worte ‘BovAoucı (oder, k 
Chirographa 6uoAoy&) Exovolug zul wudaLgETÜUg uLodWoaodaı” als &i 
freiwillig abgegebene bezeichnet wird, während in anderen das “&xovel 
xl abdeıgerog’ fehlt, und hat gemeint, daß in Fällen der letzteren A 
ein Zwang zur Übernahme der Pachtung stattgehabt zu haben schen 
welcher der Vorbote des Kolonats sei. Indessen, da diese Worte sich 
der früheren?) römischen Zeit vorwiegend nur in Hermupolis finden, i 
hier wohl eher eine bloß lokale Stilbesonderheit anzunehmen.?) 
II. Der Inhalt der Pachtverträge ist durch die Bedingungen der Dan 
wirtschaft gegeben und hat mehr agrarwissenschaftliches als juristisch 
Interesse; auch ist er natürlich je nach den Verhältnissen des Bode 
und seiner Kultur verschieden. Es mögen daher hierüber folgende” 
merkungen genügen. ; | 
a) Der Abschluß des Vertrags erfolgt bei Saatfeldern in der Met 
zahl der Fälle in den Monaten Thoth bis Hathyr (Ende August 
November); dies hängt damit zusammen, daß im Oktober die Nilübt 
schwemmung zurücktritt und die Aussaat beginnen kann; um diese 
sucht der Pächter sich ein Feld zu verschaffen. Doch kommen natürli 
auch Ausnahmen vor; in einzelnen Fällen wird schon um ein oder zw 


Jahre im voraus gepachtet (OPR 247; Gen. 66. 67; Grenf. 1,54 u.a) 


1) Dabei ist aber für die Regel nicht an eigentliche Versteigerung derE 
tung zu denken; denn wir finden in den Urkunden keine darauf bezügliche KR 
Eine Besonderheit zeigt sich nur bei Staats-, Gemeinde- und Mündelgrunds 
(Akt. Theb. Bank II 11fg.; CPR 39; Amh. 85. 86), wo selbst der perfizierte Kon 
noch durch eine bestimmte Frist Tage in Amh. 85, 20) behufs Zuschlags 
Heuc) an einen Überbieter aufgelöst wird (wobei jedoch wohl der frühere E 
durch ein Nachgebot sich im Kontrakt erhalten konnte, wie Oxy. 500, 14 zu 
scheint, wo dmig Emideunrog 5 Artaben versprochen werden). Versteizerune m 
wöhnlichen Sinn wäre aber auch dies nicht, weil zu dieser die Mündlichkeit des Bi 
fahrens gehören würde. ’ 

2) Vgl. Waszyhski 16 fg. 

3) In der späteren Kaiserzeit wird die Phrase in Verträgen in weiterem Um 
üblich, was mit dem Wortreichtum der jüngeren Urkunden zusammenhängt. 
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| # b) Der Beginn der Pachtperiode wird, wenn im Anfang des (ägyp- 
schen) Jahres gepachtet wird, mit den Worten dad too Evsorarog... 
rovs ausgedrückt und bezeichnet dann, daß das laufende Jahr schon mit- 
erechnet ist. Bei Pachtungen für zukünftige Jahre sagt man: ‘&xd zoo 
Heiövrog....Erovg’. Seit Einführung der Indiktionenrechnung wird der 


‚e) Die Pachtdauer ist in der ptolemäischen und frührömischen Zeit 
heist eine mehrjährige (es finden sich 2—9 Jahre); seit dem dritten Jahrh. 
"eginnen die einjährigen Pachten zu überwiegen, und vom 6. Jahrh. ab 
ibt der Pächter die Pachtzeit meist so an: ’&p’ 800» zodvov Bovsı’, 
ie steht auf jeweilige Exmission durch den Grundherrn. Es ist klar, daß 
ch namentlich in der letzteren Pachtform ein starkes soziales Sinken 
es Pächterstandes ausspricht. 

Es handelt sich meist um Kleinpacht, die Mehrzahl der Verträge 


-d) Der Zins wird bald jn Geld erstattet und heißt dann pdoog; bald 
ı Naturalien, wofür der technische Ausdruck &xpdeıov ist"); bald auch 
tt ein gemischtes System ein. Zinstermin ist die nächste Zeit nach 
‚er Ernte, also die Monate Payni oder Epiph; selten ist Pränumerando- 
ahlung.?) Für Naturalzins wird dabei meist das Hohlmaß, in welchem 
r berechnet ist, genau festgesetzt, ebenso auch der Lieferungsort, der 
sgelmäßig auf dem Grundstück selbst ist?), mitunter auch im Öffentlichen 
etreidemagazin (Önussıosg Bmoavoos). 

| Endlich kommt auch Teilbau vor, zwar noch nicht belegt für die 
ı olemäische, wohl aber für die römische Zeit, wobei übrigens ein be- 
ändiges Sinken des Pächteranteils zu bemerken ist.*) 

‘Die öffentlichen Lasten des Grundstücks, insbesondere die Grund- 
teuer, werden nach Inhalt der Pachtverträge meistens vom Verpächter 
ernommen; doch gilt dies nur im Verhältnis der Parteien untereinander. 


| 1) Vgl. über diese Terminologie die Literaturangabe in der Einl. zu 151. In 
ieser Urkunde (CPR 45) ist allerdings der Sprachgebrauch ein abweichender. 

2) Z.B. BGU 409; Gen. 66. 67. 69. 

3) Daher häufig &p’ &1w oder &Aov, auf der Tenne des Grundstücks. 

4) Vgl. Oxy. 277 (19 v. C.) (die Hälfte) mit BGU 197 (17 n. C.); Lond. 2 p. 182 
8 n. C.); CPR 244 (2./3. Jahrh.) (ein Drittel), Hern. XVI 1 (5. Jahrh.) (ein Viertel), 
'renf. 1, 58 (561 n. C.) (etwas über ein Fünftel). Näheres bei Waszyhski 153 fg. 
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wurde wohl auch in dieser Eigenschaft im Steuerkataster vermerl 
Eine Nebenhaftung des Eigentümers wird dadurch nicht ausgeschlossen 


als Zuschläge zum Pachtzins.?) | ® 
e) Bei der Festsetzung des Pachtzinses wird oft bemerkt, er soll sei 


wenn man damit den Ausschluß bestimmter Gefahrenkategorien au 
gedrückt findet, z. B. der mangelnden Nilschwelle oder des Kriegs, 
Vielmehr ist &x/vövvog nur der Ausdruck des Empfindens, daß bei ein 
generischen Verbindlichkeit regelmäßig die Gefahr subjektiven Leistung 
unvermögens den Schuldner trifft. Avvz6Aoyog bedeutet, daß nicht irgen« 
welche (nicht schon im Kontrakt vorgesehene) Abzüge vom Zins gemae 
werden sollen; dabei ist nur an Aufrechnungen mit Gegenansprüchen at 
dem Pachtverhältnis selbst gedacht und nicht etwa an das allgemem 
Kompensationsinstitut und Forderungen ex dispari causa; sonst würde d 
Klausel auch in Darlehensurkunden vorkommen, was nicht der Fall% 
Auch kennt ja wenigstens das römische Recht in den beiden ersten J: 
hunderten keine allgemeine Kompensation. Übrigens darf man aus de 
«vvmdAoyog nicht schließen, daß Gegenansprüche des Pächters gänzlie 
unberücksichtigt bleiben mußten; Geltendmachung in separatem Verfahre 
oder durch Widerklage konnte natürlich nicht ausgeschlossen sein. 

f) Über die Verwendung der Exekutivklausel ist in Kap. V gehandel 

g) Pfandrechtliche Sicherstellung für den Pachtzins ist im Gegensal 
zum sonstigen griechischen Gebrauch‘) nicht üblich.?) 

h) Mitunter, wenngleich relativ selten, kommt es vor, daß der Ve 
pächter die ßeßalwoıg für den Pachtgenuß des Pächters durch besonder 
Klausel übernimmt.) Ob dies aus einer Zeit stammt, wo die Pachtun 
als ein Kauf der Früchte galt”), bleibe hier dahingestellt. Jedenfalls 
der Inhalt der Klausel gegenüber dem Kaufvertrag ein vereinfachter. 


1) Richtig Wenger, Stellvertr. 94/95 und Preisigke zu Straßb. 1 S. 89/90 und 1bt 
Lewald, Grundbuch 78; Eger, Grundbuchswesen 189. Vgl. auch Gelzer, Studien 6 
2) Waszyhski 123 fg. h 
3) So Braßloff, Sav. Z. 21, 362—384; gegen ihn Waszyäski a. O. 127—143. 
4) Hitzig, Pfandrecht 7. | 
5) Ausnahme vielleicht Oxy. 729, 44; Manigk, Sav. Z. 30, 286. » 
6) Petr. 2, 44 (mit Nachtr. in Petr. 3, 74b); Teb. 105. 107 (141); Oxy. 277; BG 
526; Oxy. 499. 640. 730. 101; Lond. 2 p.188; Oxy. 501. 102. 103. 
7) Vgl. Partsch, Griech. Bürgsch.-R. 1, 80 A. 1. 


KAPITEL VII. 


EHERECHT. 


Literatur. 1. Über nationalägyptische Ehe und Ehegüterrecht auf Grund des 
fischen Urkundenstoffs: Revillout, Journ. Asiatique 10 (1877) 261 fg.; Chresto- 
e d&motique, preface p. 128—167; Revue Egyptologique 1 (1880) p. 5—7; "7 138; 
881) p.89—95; 124—142; 4 (1884) p.153fg.; Cours de droit egyptien. T; 218fg.: 
‚obligations en droit Egyptien 81fg.; Les rapports historiques et legaux des Qui- 

et des Egyptiens (1902) p.23—26; 51—59; 70—73; 100—105; Preeis du droit 


pt. Recht in der Lagidenzeit, Sitzungsber. der Akad. der Wissensch. in Wien 
XIV 45-67; Paturet, La condition juridique de la femme dans l’ancienne Egypte, 
is 1886; w. Max Müller, Die Liebespoesie der alten Ägypter, Leipzig 1899; 
gelberg, Die demotischen Papyri der Straßb. Biblioth. (1902) S. A. p. 27—29; 
aotische Papyrus a. d. Kgl. Museen zu Berlin (1902) p. 4. 7.17; Demotische Mis- 
ale n, im Recueil des trav. lat. ä la philol. Egypt. et assyr. 28 (1908); Der Papyrus 
ey (in den Schriften der Wissensch. Ges. in Straßb., Heft 1 [1907]); Ztschr. f. aeg. 
he 46 (1910) 112—116; Catalogue general du musde du Caire 2 (1908) an den 
Index p. 361 unter 7 Erssichneten Stellen; Griffith, A demotie marriage con- 
in den Proceedings of the society of biblical archeology 10. Feb. 1909; Derselbe 
| Fr of the demotic papyri in the John Rylands library III (1909) p. 114—117; 
fg.; Kohler, Ztsch. für vergl. RWiss. 23, 276fg. 
Auf Grund der griechischen Papyri: Lumbroso, Recherches sur l’Econ. pol. 
enote (1870). 52fg.; Wessely a. d. unter 1 a. O.; Mitteis, Reichsr. u. Volksr. 
—5; 233—5; 269— 288; Arch. 1, 343—351; Denisse, Nourv. Rev. hist 17, 693fg.; 
ME nsen, Verm. Schr. 1, a53fg ; 2, 148fg.: Wileken, Arch. 1,484—491; 3,507; 
4130 18.; Brassloff, Zur Kenntnis des Volksrechts in den Ostprovinzen des röm. 
hisereichs (1902) 70—92; Nietzold, Die Ehe in Ägypten zur ptol.-röm. Zeit, Leipzig 
193; Zereteli, ementationes Nikitinianae (Petersburg 1901) 63fg. (russisch, mir 
E shalb nicht zugänglich); R. de Ruggiero, Bull. delllst. di diritto Rom. 15, 179 fg. 
(03); Bortolucei, Arch.Giur. 72 (1904) 148 fg.; Lesquier, Les actes de divorce greco- 
y p iens in Rev. de Philol N.S. 30 (1906) 5fg.; Arangio-Ruiz, La successione testa- 
. Meyer, Klio 6,438; E. Weiss, Sav. Z. 29,349 fg.; 
art, Arch. 5, fe; de Biest, in E. Pais, Studi storiei per Vantichitä 
os ssica 1908, 161fg.; B. Frese, aus dem griech.-aeg. Rechtsleben (Halle 1909) 8. 38— 
| El. außerdem sch Wenger, Die Stellvertretung im Recht der Papyri (1906) 
Big; 17318. und Gött. G. A. 1909, 313fg ; Rabel, Sav. Z. 28,328—332; Kübler, 
S ‚2. 29,193fg.; Partsch, Sav. Z. 30, 376fg.; Desminis, Die Eheschenkung nach 
nn. finsben. byzantinischem Recht, Athen 1897. 


| 


| "Im Eherecht der Papyri sind unzweifelhaft zwei Elemente zu unter- 
sıeiden, das nationalägyptische und das griechische. 

} Das erstere herrscht vor allem in den demotischen Eheverträgen, 
ii eine beträchtliche Anzahl, teilweise noch vor die ptolemäische Zeit 


h 
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zurückreichend, erhalten ist. Außerdem wird aber auch bei manch her 
griechischen Papyri der ptolemäischen und römischen Zeit die Ge 
oder doch ein Einfluß des ägyptischen Nationalrechts anzunehmen 
namentlich dort, wo rein ägyptische Parteien in Frage stehen. Wie’ 
freilich dieser ‘Einfluß reicht und wo seine Grenzen gegen die Einwüı 
der ptolemäischen Ordnungen liegen, ist eine Frage, die vielfach noch 
mit Sicherheit beantwortet werden kann. 


I. VOM ENCHORISCHEN EHERECHT. 


Eine selbständige Darstellung dieses enchorischen Eherechts kanı 
von ägyptologischer Seite unternommen und es kann darum an dieser $ 
nur ein Überblick über die Meinungen der Ägyptologen gegeben we 
wobei die griechischen Urkunden allerdings zur Vergleichung heranzuzi 
sind. In umfassender Weise sind einschlägige demotische Urkunde 
den 8.199 genannten Arbeiten von Revillout analysiert worden; doel 
von seiner scharfsinnig entworfenen Theorie des enchorischen Ehere 
die vielfach Einfluß gewonnen hat, einzelnes schon jetzt durch ve 
Lesung oder Übersetzung der Urkunden beseitigt und es ist auch 
anderen Stellen noch abzuwarten, ob das von ihm aufgestellte Sy 
nicht angesichts neuer Urkunden sich als verfrüht herausstellen wird 
über die hier erforderliche Zurückhaltung etwa Spiegelberg, P. Libb. 11 
Demnach soll hier nur auf folgende Punkte hingewiesen werden, die 
auch durch griechische Papyri erhellt sind. 


1. ETTPAPOZ UND ATPAPOZ TAMOZ. PROBEEHE. 


Bei der ägyptischen Ehe wird — gerade das hat übrigens ı 
nicht eine demotische, sondern eine griechische!) Urkunde, CPR 18( 
gezeigt — scharf unterschieden zwischen Epyo«pog und &yoapos 


d.h. zwischen schriftlicher und schriftloser Ehe, ein Gegensatz, der 
übrigens auch in anderen orientalischen Gebieten des römischen Ri 
finden dürfte.?) 


1) Es ist überhaupt zu bemerken, daß der Ausdruck „schriftlose“ Ehe n 
griechischen, nicht in demotischen Urkunden vorzukommen scheint; wenigsteı 
mir für letztere kein Beleg bekannt. Aber daß das Institut ägyptischer, nicht 
chischer Herkunft ist, hält man desungeachtet für sicher; wieweit im ptolemö 
Reich auch Nichtägypter an demselben teilnehmen konnten, ist eine andere Frag 

2) Hierauf bezieht sich nämlich vielleicht das syrisch-römische Rechtsbuch E 
36, wenn es zwischen der Frau mit psevrj und jener ohne @sevrj unterscheidet: 
die peevn) ist, wie wir unten sehen werden, das richtige Kennzeichen des &yy@ 
ydwog. Vgl. Mitteis, Arch. 1,345; Abhandl. der Berl. Akad. 1905 p. 20/1; Rs 
Z. Kenntnis des Volksr. 70fg. Ganz sicher ist freilich die Sache bei der ü \ P 


unscharfen Ausdrucksweise des syrischen Rb. nicht; namentlich von L. 93, bei der 
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m andern Institut verhält, welches man in Ägypten gleichfalls zu 
echten geglaubt hat, nämlich zur sogenannten Probeehe. 
Von dieser hat man auf Grund der Arbeiten E. Revillouts schon 
ochen?), ehe noch durch die Veröffentlichung von CPR 18 (i. J. 1892) 
Begriff des &yoapos yduog bekannt wurde. 
Man verstand dabei die Probeehe dahin, es sei häufig, wenn auch 
wht immer, der eigentlichen Ehe ein Vorstadium vorausgegangen, in 
wlehem die Nupturienten wie Mann und Frau zusammenlebten, aber mit 
(ur Vorbehalt, daß dieses Zusammenleben von jedem Teil nach Belieben 
ud straflos aufgehoben werden konnte. Den Zweck desselben suchte man 
cin, daß die Ehegatten vor definitiver Bindung sich von der Möglich- 
kit einer ersprießlichen Ehe überzeugen sollten, inbesondere wohl in Be- 
‚hung auf die Fruchtbarkeit der Frau. 
m "Revillout insbesondere bestimmt die Probeehe genauer als ein Probe- 
je r, d.h. er nimmt an, für dieses Vorstadium sei stets von vornherein 
ie Zeitraum eines Jahres ins Auge gefaßt worden. Nach Ablauf des- 
siben sei entweder das Verhältnis gelöst oder der definitive Ehekontrakt 
sichtet worden, der dann zwar die Scheidung auch noch nicht ausschloß, 
doch mit vermögensrechtlichen Folgen umkleidete. 
Nun ist es gewiß und sogar auch in den griechischen Papyrus- 
üsunden mehrfach deutlich erkennbar, daß der Vollehe oft ein Zeitraum 
leerer Verbindung vorangegangen ist. So ist in Par. 13 (280) die Rede 
wa einer Frau, welche war ‘ovvoöo« ’IsWdoo@ tivi... aa” iv Edero 
Gr Bvyyoapıv ÖuoAoylag’; in dieser Urkunde hatte Isidoros ihr in Aus- 
ht gestellt “Irjosodaı abri; Ev Eviavro ovvoızıolov (sc. 6vyyoagpiv)”), 
wgı ÖE Toürov Gvvelvan würoisg @g dvyg “al yvvn. Also zunächst war 
& vorläufiges Zusammenleben „als Mann und Frau“ in Aussicht genom- 
in; nach einem Jahr sollte der Kontrakt über die Vollehe errichtet 
wrden. Eine gleiche Umwandlung liegt wohl auch vor, wenn in BGU 
1,6 (313); 251, 4 (vom J. 85 resp. 81 n. C.) in zwei Eheverträgen ge- 
st wird: ovußıodzooav obv dAAmAoıg (ol yauodvreg) nadag nal m90- 


an gleichfalls an jenen Zusammenhang denken könnte, glaube ich nach R. III 94, 
der Verfasser des Rechtsspiegels bei der Ehe mit z«oenoi« bloß an den römischen 
*consensus facit nuptias’ denkt — Wo die byzantinischen Rechtsquellen zwischen 
ftloser und schriftlicher Ehe unterscheiden, ist keinesfalls schlechtweg an die 
prechenden volksrechtlichen Begriffe zu denken. Vgl. de Ruggiero, Nuovi doc. 
3; Ferrari a. O0. 

1) Zitate in Reichsr. u. Volker. 223 fg. 

2) Daß ovyyeuyriv zu ergänzen ist, haben zuerst Grenfell-Hunt, POxy. 2 p. 245, 
geschlagen. Vorher dachte man ovvorzıslov abhüngig von Eviavro und dachte beim 
wog ovvomıolov an das Probejahr. Aber es ist einleuchtend, daß dies schon 
Ammatisch anfechtbar war. 


. 


. 
#* 


202 Kap. VIII. Eherecht. N 


&ydunoav, oder in BGU 1045 I 11 II 10 der Mann beim Eheschlu 
klärt “yeıv Erı mdAcı Tyv Yeoviv’'); vgl. auch CPR 28 (312); 7 
252,4; Teb. 386 mit der Introd. der Hgg. 
Doch besteht, wie bereits gesagt, keine Notwendigkeit, anzune) 
daß jeder Vollehe ein solches Vorstadium vorhergegangen sei. Das 
ist zwar, wie wir aus der ziemlich großen Häufigkeit seiner Erwähr 
in den nyri entnehmen können, in Verbreitung gestanden, aber ke 
wegs für zwingendes Recht anzusehen. 
Unbewiesen bleibt es ferner, wenn Revillout die Dauer dieses 
diums auf ein Jahr fixiert. Er stützte sich dabei zunächst darauf, da 
dem obgenannten koptischen Papyrus von einem „Jahr des Unterh 
die Rede ist und hat, auch nachdem dieses Zeugnis entfallen war (we 
* 1), noch in Par. 13 einen Beweis seiner These gefunden, wo es 
“buoAoyioato — Yrjosodaı Ev Eviavro Ovvoıxıolov (SC. Be 6 
außerdem noch in anderen Stücken, die aber z. T. nur durch Hypotke 
als Zeugnisse herbeigezogen werden können.?) Aus dem vereinzelten 
in Par. 13 läßt sich aber eine Regel nicht folgern, wenngleich die Mö: 
lichkeit, daß einjährige Dauer des Vorstadiums öfter von vornhereit 1 ve 
abredet wurde, natürlich bestehen bleibt.?) 
Wie immer dem sei, jedenfalls sind heute die meisten Gelehrten niel 
mehr geneigt, den Begriff der „Probeehe“ wörtlich zu nehmen. Den letzte 
Ausschlag hat dabei die durch die Publikation von CPR 18 gegebene En 
deckung des &yoapog yduog gegeben. Man pflegt heute anzunehmen, da 
solche Halbehen, wie sie in Par. 13, BGU 183 und 251 erscheinen, u 
den weiteren Begriff des &yo«gpog yduog fallen. Daß dieser aber bloß de 
Zweck einer „Probe“ gehabt habe, glaubt man um so weniger, als er nael 
weislich oft sehr lange gedauert hat: in CPR 183 schließt die Frau, & 
bisher im &yo«@gpog yduog verheiratet war, die Vollehe unter Assistenz ihr 
bereits zweiundzwanzigjährigen Sohnes aus jener Ehe. 
Demnach unterscheidet man heute meistens nur noch zwischen &20 
pos und Eyyoagpog yduog. Der erstere wird keineswegs begrifflich® 
1) Außerdem stellte Revillout ursprünglich noch den koptischen Papyrus Nr 
des British Mus. hieher, wo von einem „Jahr des Unterhalts“ gesprochen 
(Journ. asiat. 1877, 261fg.), hat dies jedoch später selbst zurückgenommen. Vgl. 
diesen Punkt die bei Nietzold 8. 5 Zitt. RB 
2) In Oxy. 267 verspricht der Mann der Frau, ihr binnen fünf Monaten da 
ihr beigebrachte Kapital (wie Revillout will das „Alimentationskapital“, s. S. 206 
formlosen Ehe) zurückzugeben. Da nimmt Revillout an, die Probeehe bestehe scho 
seit sieben Monaten; also sei das Kapital am Schluß eines Jahres, d. h. der Probezei 
zurückzugeben gewesen 
3) Die Annahme, daß das Vorstadium öfter auf ein Jahr präliminiert wur 
neuerdings sogar Bestärkung gefunden in dem Edikt des Praefectus Aegypti F 
pieius Similis Oxy. 237 VIII 21fg., wo es zum Schluß heißt, daß „meistens binne 


einem Jahr Streitigkeiten aus dem Eheschluß entstehn“. Aber der Passus ist noc 
zu dunkel, um darauf eine bestimmte Lehre zu gründen. 


I. Vom enchorischen Eherecht. 203 


ne bloße Vorbereitung des Zyyo«pog angesehen, sondern man. nimmt 
ober an, daß er eine neben demselben mögliche a Form der dauernden 
Ehe bildet. Damit leugnet man natürlich nicht, daß gelegentlich, wie in 


' Par. 13, bei Eingehung des &yo«pog yduog schon ein Termin festgesetzt 
| wurde, wo er in die Vollehe zu verwandeln war. 2 

Zwar wird vereinzelt noch immer von einer Probeehe gesprochen. 
 Spiegelberg hat nämlich (Ztsch. f. aeg. Sprache 1910, 112) eine demotische 
Urkunde veröffentlicht, die er „Vertrag über eine Bro Dabhet nennt.?) Doch 
‚ist es derzeit ersten m. E. nicht möglich, diesen Begriff von dem 


&yoapog yduwog abzuscheiden, und es soll daher im folgenden nur von dem 
letzteren die Rede sein. 


A. Der &yoagyos yauos. 
1. Was die Form seiner Eingehung betrifft, scheint. der Name dahin 
zu führen, daß er ohne Errichtung einer schriftlichen Urkunde begründet 
‚worden sei. Indessen ist der Name nicht streng wörtlich zu nehmen: daß 
| auch hier schriftliche Abmachungen getroffen werden konnten, ist uns aus 
mehrfachen Beispielen deutlich ersichtlich. So ist gerade in Der 13 (280) 
‚eine Ovyyoapn) öuoAoylag über den &yowpog yduog errichtet worden; ebenso 
‚zählen hierher die unten zu besprechenden ovpyoa«pel. toopLreus.?) 
i Es fragt sich nun freilich, wodurch sich unter solchen Umständen 
der üyoapog yduos vom Eyyoagog unterschied, und wie es kommt, daß 
\ersterer überhaupt den Namen &yo«pog führt.*) 


1) In dieser mehr zufälligen Bedeutung kann der Ausdruck Probeehe auf solche 
Verhältnisse ja allerdings angewendet werden. 

2) Vgl. auch Frese 38. 

3) Dieses Argument entfiele natürlich dann, wenn man von dem &ygeayog yduwog 
die Probeehe scharf unterscheiden wollte und die obengenannten Urkunden auf letztere 
|bezöge. Wer aber diese auch mir unwahrscheinliche Unterscheidung ablehnt, muß 
mit jenem Argument rechnen. 

| 4) Ausgehend von dieser sprachlichen Paradoxie, ist eine lebhafte Polemik gegen 
den Satz eröffnet worden, daß beim &yo«pog yduog eine Urkunde errichtet werden 
'/kann; so bes. von de Roggiero, Bull. eit. 71fg.; Nuovi doe. 161 fg.; vgl. auch 
‚Frese 39 A.4. Hierbei besteht jedoch ein Mißverständnis. Die Diskussion knüpft näm- 
\lich an eine Bemerkung von mir an, Arch. 1,345, wo ich zuerst darauf hingewiesen 
habe, daß beim &yg«pos yduog eine ‚Schrift keineswegs ausgeschlossen ist. Mehr als 
/das habe ich nie behauptet, insbesondere nicht, daß auch bei ihm geschrieben werden 
muß; denn aus der von mir gebrauchten Wendusg „wo wird in Ägypten nicht ge- 
schrieben ?* wird man das doch nicht herauslesen können. Ebenso habe ich aus- 
-Idrücklich gesagt, daß die Schrift beim &yo«pog yduog jedenfalls ganz andere Ver- 
 \abredungen zu enthalten pflegt, als beim £yygapos. Über die Richtigkeit dessen kann 
nun, wie im Text auszuführen ist, gar kein Zweifel bestehen (wenn man nicht etwa, 
was nicht geschieht, jene Urkunden auf eine vom &yoagpog yduos zu unterscheidende 
‚Probeehe bezieht, s. die vorige Anm.); die Diskussion ist also nur unter der Voraus- 
setzung verständlich, daß man mir die Behauptung zuschreibt, ich hielte einen un- 
IE sie Suche Eygupos yauwog für ganz undenkbar, was mir fern Beer In Wahrheit 
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W. Spiegelberg hat im J. 1906 — allerdings mit Reserve — geglaubt! 
in einigen demotischen Kontrakten aus der Zeit Euergetes II. (P. dem. Caiı 
30607—9, jetzt Catal. General du Caire 2 p. 29fg.) den Typus des schrif 
lichen &yoapog y«uog gefunden zu haben, der dahin ginge: Der Man 
bekommt von der Frau eine Geldsumme, wogegen er sich verpflichtet, si 
während der Dauer des Verhältnisses zu alimentieren; außerdem we -d 
einerseits provisorische Gütergemeinschaft, daneben aber andererseits voll 
Freiheit beider Teile zur beliebigen Auflösung des Zusammenlebens veı 
abredet. Später hat der genannte Gelehrte freilich unter dem Eindrue 
der Opposition, welche de Ruggiero gegen einen geschriebenen yduog &yoo 
pog erhoben hat (8.203 A. 4), seine früheren Ausführungen in Zweite 
gezogen, dafür aber eine Urkunde eines Vertrags „über Probeehe“ vyoı 
gelegt.) In dieser erklärt der Mann: „Ich nehme dich als Ehefrau i 
mein Haus, aber nur für die Dauer von fünf Monaten. Dafür deponiere, 
ich in dem bezeichneten Tempel in die Hand des Verwalters zwei Silbe 
Deben, welche dir zufallen, falls ich. dich vor Ablauf der fünf Monate ve 
stoße (folgt noch eine bisher nicht verstandene Zusage). Gehst du abe 
vor Ablauf der vereinbarten Zeit weg, so fällt mir die deponierte Summ 
wieder zu.“ 

Da Spiegelberg dieses als einen Vertrag über eine Probeehe bezeichne 
und bezüglich des yduog &yoayog sich nunmehr jeder Äußerung enthalten 
will, hat man nicht das Recht ihm die Ansicht zuzuschreiben, daß m 
dieser Urkunde ein solcher vorliegee Und man wird wohl auch gut tun 
bei der Unzulänglichkeit des demotischen Urkundenbestandes von der Auf 
stellung eines bestimmten Normaltypus für die schriftlose Ehe derzeit 
noch abzusehen. 

Aber andererseits ist doch — die Richtigkeit der Spiegelbergschen 
Übersetzung vorausgesetzt — gerade in diesem Fall sehr klar, daß em 
eheliches Verhältnis begründet wird, welches schon vermöge seiner zeit 
lichen Begrenzung dem 2yygagpog yduog, der Dauerehe, diametral gegen 
übersteht. Es bestätigt sich also auch hier, daß sieht bloß die Vollehe 
auf einem schriftlichen Kontrakt beruhen kann. 

2. Worin unter solchen Umständen der Unterschied zwischen der Ur 


erregt hat, ausdrücklich betonen, daß ich von dem was ich gesagt habe, nichts zurück 
nehme. Ich glaube also nach wie vor, daß es sehr häufig war, den &yoapos yduos 
zu verbriefen; glaube auch, daß solche Urkunden sich keineswegs stets bloß auf v | 
mögensrechtliche Stipulationen beschränkten, sondern auch von der zukünftigen Vol- 
ehe sprechen konnten. =. 3 

Daß der &yoapog yaduwos trotz seinem Namen verbrieft sein konnte, wird dei 
auch von Bouche-Leelereq 4, 81 A. ausdrücklich anerkannt; seiner weiteren Thes 
allerdings, daß zwischen &yeapos und Zyygapog ein scharfer Unterschied überhat 
nicht bestehe (8. 85—8): wird man nicht beistimmen können. 

1) Recueil de Travaux eit. 

2) Vgl. oben 8. 203 (Text zu A. 2). 
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de über eine Voll- und über eine Minderehe zu erblieken war, können 
i nur vermuten. Das Charakteristikum der letzteren ist wahrscheinlich 
ji negatives, d.h. es fehlten in ihr gerade jene Bestimmungen, welche 
ın als Essentialia negotii eines ErPoapog yduog angesehen haben wird. 
, Meines Erachtens gehören zum Eyyoapos y&uog in erster Linie Ab- 
Ti chungen personenrechtlicher Natur. Vor allem muß dabei gesagt 
daß die Ehefrau zur Materfamilias gemacht wird. Damit verbinden 
ıW von selbst Strafverabredungen für den Fall der Scheidung. Auch 
dor die Stellung der zu erwartenden Kinder kann Dec werden: 
cz es wird eine Familie ausdrücklich begründet. 
Außerdem scheint es, wenigstens in der späteren ptolemäischen und 
]' römischen Zeit?), durchaus üblich gewesen zu sein, daß beim EYYyoapog 
og die Frau eine Mitgift, peovyjj, in das Haus des Mannes einbrachte. 
[Ss ist ja an sich nur ein sekundäres Moment und die Mitgift kann bei 
ımögenslosen Frauen eine minimale sein; praktisch scheint sie in 
dser späteren Zeit so sehr die Regel zu bilden, daß man sie für ein 
apirisches Kennzeichen der Vollehe angesehen haben mag. Hierfür spricht 
d' Umstand, daß in den Ehekontrakten der Kaiserzeit, auch wenn die 
Prieien ägyptischer Nation sind, die Mitgift nicht bloß nie fehlt, sondern 
‘tar noch vor den personenrechtlichen Abmachungen beredet wird. 
zu kommt noch die Analogie anderer antiker Rechtskreise. Für die 
"nische Auffassung ist es bekannt, daß sie die Dos als das Kennzeichen 


l richtigen Ehe betrachtet und eine Verbindung ohne solche Gefahr läuft 
 Konkubinat zu erscheinen.”) Und eine noch merkwürdigere Analogie 
et das syrisch-römische Rechtsbuch, wenn es (L. 35, 36) unterscheidet 
ischen Frauen, die mit gsovj; und solchen, die ohne @eovn geheiratet 
nd en. 
) Beim &yowpos yauos dürfte es 
| &) an den personenrechtlichen Verabredungen völlig gefehlt haben: 
I Frau wird hier nicht zur Ehefrau gemacht, den Kindern nicht das 
Fbrecht zugesichert worden sein. Charakteristisch ist Par. 13, der inl. 11 
b, einem derartigen Verhältnis nur von einem 'ovveivaı &g dung ul 
vv” spricht: das Weib lebt mit dem Mann wie eine Ehefrau, sie ist 
nicht. Dementsprechend besteht die Freiheit, das Verhältnis jederzeit 
afzulösen, ohne Scheidungsstrafe. 
| 
1) Für die ältere Zeit nimmt man meist das Gegenteil an; wenn das richtig ist, 
lag damals der Unterschied bloß in den personenrechtlichen Abmachungen. Und 
zvıß fällt auch noch später auf diese ein wesentliches Gewicht. 
| 2) Pläut. Trinumm. III. 2, 63fgg.: 
| Sed ut inops infamis ne sim, ne mihi hanc famam differant 
| me germanam meam sororem in concubinatum tibi 

sic sine dote dedisse magis quam in matrimonium. 
H. Bechmann, Dotalr. 1, 33fg. 


| 


er 
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ß) Unter solchen Umständen bleibt als positiver Inhalt des Kon 
über yoapog yduog lediglich die Festsetzung der vermögensrecht| 
Beziehungen. Diese scheinen nach den dürftigen uns überlieferten 
haltspunkten zumeist dahin geregelt worden zu sein, daß der Man 
die Dauer des &yoapog ydwog der Frau den Unterhalt schuldet, wob 
ihm allerdings ein Kapital zu übergeben pflegt, dessen Zinsen ihm 
Leistung ermöglichen oder genauer gesagt erleichtern sollen. 

Daß letzteres geschah, hatte wohl nicht den Zweck, das Verh; 
für den Mann zu einem kostenlosen zu machen. Denn KR: wir 
können, reichen die gegebenen Kapitalien für den Unterhalt einer P 
keineswegs immer aus, namentlich wenn er in festen Beträgen gel 
werden soll; man vgl. nur Tor. 13 (29), wo in einem hierflorgehl 
Fall die Frau 500 Silberdrachmen mitbringt und davon eine Jahres 
von 72 Silberdrachmen und 60 Artaben Spelt erhalten soll. Der Z 
ihrer Gabe war also wohl nicht so sehr ein ökonomischer, als ein m 
scher, nämlich der, das Verhältnis durch dieselbe gegenüber dem Ver 
des einfachen Konkubinates fest zu umschreiben. F 

Des näheren lehren die Demotiker, daß man hierbei regelmäßig 
getrennte Urkunden errichtet habe:. 1) die „Alimentationsschrift“; 2 
„Zahlungsschrift“. In der ersteren werde gesagt, daß die Frau dem 1 
ein bestimmtes Kapital gebe, wogegen er sie zu alimentieren habe; iz 
zweiten werde der Empfang dieses Kapitals vom Mann‘.noch beso) 
bestätigt.‘) Mit der zuerst genannten Alimentationsschrift bringt ı 
in Zusammenhang, wenn auch in griechischen Papyri öfter von 
6VPYyocgpN roogirıg unter Verhältnissen die Rede ist, wo an &yoagog 
gedacht werden kann oder muß.?) Berühmt ist Tor. 13 (29): da ha 
Vater Chonuphis für seine Tochter Thaues dem Psintaes xar« ovyyo 
roogirtıv die oben erwähnten 500 Silberdrachmen gegeben, damit Psi 
dieser davon jährlich so und soviel als Rente prästiere. Von einem 
lichen Fall berichtet Teb. 51: vgl. auch Petr. 3 Nr. 133. Damit I 
vielleicht auch der Ausdruck yvvn reopirıg in Giss. 36, 13. 15; 37: 
zusammen, sowie die „woman of revenue“ bei Griffith, Ryl. Pap. p. 1 
A.4; vgl. p. 99 A.3 und Aeg. Ztsch. 45,110. 

Dabei hat man als Rechtsform für die Alimentationsschrift öfte 
des fingierten Darlehns (8. 117) gewählt; so heißt es in Tor. 13,8: 
uavev ÖEbavsızevor KAT& 6VYYO«PYV ToopiTıv’. 4 

Einer Rechtfertigung bedarf es bei diesem Anlaß noch, wenn Obe 
(8. 205) gesagt ist, dem &ypo@pog yduog sei außer den personenrechtliche 


1) Vgl. neuestens wieder Spiegelberg, Recueil p. 27. h 
2) Wohl zu unterscheiden von Fällen, wo der Ausdruck den Ammenmietk 
bezeichnet (Oxy. 37 19), oder den Ziehvertrag, Teb. 279 und der das. zit. P 
10262. } 


I. Vom enchorischen Eherecht. 207 


machungen auch noch die Einbringung einer peovy eigentümlich; denn 
ist vorausgesetzt, daß diese beim &yoapog yduog fehlt. Dagegen 

es nun zu sprechen, daß in einigen Urkunden auch bei letzterer 
peovn die Rede ist, indem offenbar das oben besprochene Alimentations- 
ital so genannt wird: so in Par. 13, 7/8 ‘Srouodoyeitai.... Eysıv Tau’ 
Ms iv mo0GEvNVerto pepvijv’; ferner ist, Flor. 24,5—7 (187), im Auszug 
er diagraphischen Quittung vom Rückempfang der ‘peovr’ aus einem 
gelösten '&yoapos yauos’ die Rede und in BGU 1045, I 11, II 12 (281) 
Umwandlung eines &ygapog in Eyygapog yduog von Eysıv &rı adacı 
"peovnv, d.h. davon daß der Ehemann die psovr; des letzteren bereits 
‚Eingehung des ersteren (als Alimentationskapital) empfangen hat. 
Es ist jedoch klar, daß zunächst die letztere Anwendung nichts 
reist; denn es ist sehr gut möglich, daß jenes Kapital eben erst jetzt 
genannt wird, wo es in die schriftliche Ehe hinübergenommen wird 
daß der Kontrakt über die schriftlose diese Bezeichnung vermieden 
e.‘) Ebensowenig verläßlich ist Par. 13; denn auch das ist kein Original- 
takt, sondern eine von ihm nur erzählende Eingabe, und daß man 
T ungenau gesprochen haben kann, ist leicht einzusehen. Etwas ernster 
Elor. 24 anzusehen, wo eine diagraphische Quittung vorliegt; denn in 
n erwartet man korrekte Ausdrucksweise. Aber immerhin ist auch 
"kein Originalkontrakt über Eingehung des äyoapog yduog. 

nd jedenfalls —.möchte man selbst eine Originalurkunde finden, in 
‚das Alimentationskapital psovrj genannt wird — ist der juristische 
takter jenes Kapitals und einer echten geovr; ein durchaus verschie- 
Man sieht dies schon aus den Bestimmungen über die Rückstellung 
. Für die Mitgift der Vollehe werden z. B., abgesehen von dem Fall, 
wa die Scheidung vom Manne herbeigeführt werden sollte, bestimmte 
ılungstermine festgesetzt (s. unten S. 222); von solchen finden wir bei 
| Kapitalien keine Spur. Auch darf der Umstand nicht unterschätzt 
n, daß das syrisch-römische Rechtsbuch für seinen Kreis gerade die 
e mit und ohne geovrj einander gegenüberstellt. 
| y) Manche Gelehrte sprechen auch davon, daß unter den Ehegatten 
Gyoopog yduog mitunter eine Gütergemeinschaft platzgegriffen habe. 
ist das wohl hauptsächlich durch Par. 13,12 veranlaßt, wo von einem 
jeıv xoıv)) TOv Oneoysvrov die Rede ist. Eine Meinung hierüber zu 
ern, ist bei dem gegenwärtigen Stand der demotischen Quellen sehr 
wer; doch wird die Bemerkung gestattet sein, daß gegenüber solcher 
nahme große Vorsicht geboten ist. Daß die Wendung 'xvorevewv Ko) 
üxapydvrov’ auch anders gedeutet werden kann, wird unten ($. 227) 
%ı anderem Anlaß zu erörtern sein und die Annahme, daß die lose Ver- 


-| 
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I 
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1) So auch schon Wilcken, Arch. 3, 507. 
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habe, stößt schon an sich auf begreifliche Bedenken. Auch würde, 
dann erwarten, bei aufgelöstem &yoapog yduog von einer Teilung 


hatte und auch in anderen Fällen würden alle die Verschreibungen 
„Alimentationskapitals“ unverständlich, wenn der Frau schon auf ( 
der Ehe ein Anspruch auf einen Teil des „gemeinsamen“ Vermögens 
gestanden wäre. | 
3. Rechtswirkungen des &yoapog yduog. 
Auch über diese sehen wir keineswegs klar. 
Wahrscheinlich war beiden Teilen die jederzeitige Auflösung des 
hältnisses freigestellt, während bei der schriftlichen Ehe wenigstens 
Mann in der Regel eine Scheidungsstrafe verspricht. 
Gewiß wurde auch der Mann nicht xvg:og der Frau.!) | 
Positiv ist ferner bezeugt, daß Söhne aus schriftlosen Ehen beil 
zeiten des Vaters kein Testament errichten können, vielmehr der W 
ihr notwendiger Erbe ist; CPR 18,7 fg. 25fg. (84). Also befinden 
sich in rechtlich zurückgesetzter Lage, etwa wie im römischen Recht 
Latini Juniani; es ist daran zu erinnern, daß auch in Rom das uneheli 
Kind nicht Mitglied der Familie ist und, wenn wir auch dort von s& 
Rechtslage nichts hören, doch wenigstens in älterer Zeit nur in ei 
Applikationsverhältnis zur mütterlichen Familie gestanden haben ka 
Außerdem wird im sogenannten Prozeß der Dionysia (Oxy. 237 
VII 12— VII 7) davon gesprochen, daß „wenigstens“ bei einer Tochte 
Eyyoapog Yduog, die wieder in 2yyoapog yduog verheiratet sei, der Wa 
nicht das Recht habe, die Ehe aufzulösen, womit anscheinend angedeu 
ist, daß ihm, wenn eine der beiden Ehen agraphisch war, dieses F 
nicht abgesprochen werden kann. Doch sind die Äußerungen des Pa} 
über diesen Punkt sehr aphoristisch, und es wird von den Interp 
vielleicht mit Recht angenommen, daß es mehr die römische Praxi 
das enchorische Gesetz war, welches hier den &yyo«pos yduog bevorzugte 
daß also nach der Strenge der ägyptischen Gesetze auch bei Töchtern 
Eyyoapog yduog, die in gleicher Ehe verheiratet waren, der Vater 
Auflösung der Ehe berechtigt war. 


1) Man ersieht dies aus BGU 1084 (zum Text dieses Pap. vgl. Wilcken, Ar 
5, 272), wo nach 1. 13fg. eine Frau, die mit ihrem Mann im &yo«pog yduog 
(. 23 fg.), zur droyeapn) ihres aus dieser Ehe stammenden Kindes vom Pıy 
einen xögıog bekommen hat. 
2) Über die sehr verwickelten Einzelheiten der Frage s. Grenfell-Hunt, Anm. 
Oxy. 237 VII 13 und 32. 
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B. Der Eyyoapos yauos. 
.  Demotische Urkunden über Eyyoapog yd&uog liegen in beträchtlicher 
ıl vor. Dennoch kann man auch hier nur sagen, daß die Lehren des 
chorischen Rechts noch in einem äußerst unfertigen Zustand sind. 
1. Revillout hat in seinen obgenannten Schriften eine grundsätzliche 
ıterscheidung zwischen einem oberägyptischen (thebanischen) und einem 
tterägyptischen (memphitischen) Schema der Ehekontrakte zu begründen 
ıcht. Statt dieses lokalen Gegensatzes nehmen jetzt Spiegelberg (bes. 
hriften der wiss. Ges. zu Straßb. 1 p. 7) und Griffith (Ryl. Pap. 3 p. 114 
‚d 134fg.) nur einen zeitlichen an, indem sie darauf hinweisen, daß 
Urkunden des von Revillout als en? bezeichneten en 
; dasselbe soll hier „Schema A“ genannt werden — der älteren Ptole- 
jBzeit angehören, jene des „memphitischen“ („Schema B“) der jüngeren; 
der Tat ist das letztere jetzt auch für die Thebais in der späteren 
folemäerzeit bezeugt.') 
| Die Einzelheiten des beiderseitigen Stils sind jetzt bei Spiegelberg 
’d Griffith aa. 00. am besten zu ersehen; hier kann nur eine kurze Zu- 
N Be essung gegeben werden. 
2. Zunächst ist zu bemerken, daß in der großen Mehrzahl der erhal- 
ien Kontrakte nur der Ehemann es ist, welcher der Frau Erklärungen 
Izibt. Es kann jedoch nicht als sicher bezeichnet werden, daß dies ein 
läßliches Charakteristikum bildet. Denn es finden sich auch Urkunden, 
die Frau der redende Teil ist, so P. Libbey?) und P. dem. Berol. 3078.?) 
se beiden Stücke liegen freilich noch vor der Ptolemäerzeit, sie stammen 
der Zeit der persischen Herrschaft. Aber es wäre sehr voreilig, 
aus auf eine vollständige Umwälzung des ägyptischen Eherechts zurück- 
chließen und eine Periode zu konstruieren, in der die Frau der allein 
ärende Teil beim Kontrakt, oder gar der herrschende Teil in der Ehe 
Sbst gewesen sei. 
Ebenso verfrüht ist es aber auch, für die späteren Kontrakte anzu- 
Amen, daß stets nur der Mann, nie die Frau, eine Erklärung abgegeben 
"Man muß immer mit den Zufälligkeiten der Überlieferung rechnen: 
N ist für beide Perioden genau der gleiche Rechtszustand denkbar, sei es 
in in dem Sinn, daß es vom Belieben der Parteien oder der zufälligen 
schlage abhing, von wem die Kontraktserklärung ausging, oder gar daß 
b.de Teile er, eilig Urkunden ausstellten. Insbesondere für die 
Prserzeit ist die Annahme, daß auch der Mann der erklärende Teil sein 
an, sogar durch das andeusam von Scheidebriefen, die vom Manne 
Asgehen, sichergestellt.*) 


| 
N 


I 
u 


1) P. Ryl. Nr. 16. 20. 22. 28. 30 (Gebelön). 2) Spiegelberg, P.Libb. p.1. 
, 8) Mitgeteilt bei Spiegelberg, P.Libb. p. 6. 4) Vgl. Spiegelberg a. O. p. 12. 
 |Mitteis-Wilcken, Grundzüge. II. 14 
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3. Wo nun die Erklärungen vom Mann herrühren, also in de 
jetzt vorliegenden demotischen Kontrakten der Ptolemäerzeit, gilt | 

Beiden Typen, d.h. sowohl dem älteren (Schema A), als dem Jän ge 
(Schema B) gemeinsam ist ein Dreifaches: | 

«) die ausdrückliche Erklärung, daß die Frau zur Ehefrau gem ai 
wird; j | 
ß) die Bestellung eines Frauengeschenks (S. 224) durch den M; | 

y) die Erklärung, daß der älteste Sohn oder alle Kinder Erber | 
beiderseitigen Vermögens sein sollen. 

Dem Schema A ist ferner noch die Zusage einer Alimentationsre 
an die Frau und einer Scheidungsstrafe für den Fall, daß der Mar 4 
verstößt, eigentümlich. Dies fehlt im Schema B und wird durch die] 
stätigung des Empfangs eines Frauenguts, welches der Mann erhalten 
und das Versprechen seiner Rückzahlung ersetzt. Dabei wird für’) 
Rückzahlung des Frauenguts öfter (Spiegelberg, Recueil 28 S. 33/4% 
S.-A.; Revillout, Precis 2, 1027) eine Frist von 30 Tagen angesetzt. T 
selbe ist in der Literatur mitunter nur auf den Fall bezogen worden, 
die Frau sich freiwillig scheidet, während, wenn der Mann sie vers 
sofortige Rückstellung gelten soll; damit bringt man die gleiche Ordmu 
in gewissen griechischen Papyri der römischen Zeit in Zusammenha 
(5. 219). Doch sind die bezüglichen Stellen der demotischen Papyri bist 
noch so unsicher übersetzt, daß ich die bezeichnete Unterscheidung ”%@ 
denselben nicht mit Gewißheit herauslesen kann.!) | 

4. Wenn soeben (unter 3) von dem Gegensatz zwischen dem älteı 
und dem jüngeren Schema ausgegangen wurde, so wird man aber auch 
diesem anscheinenden Gegensatz sich fragen dürfen, ob er wirklich ein 
scharfer war. Ist es richtig, daß die Scheidungsstrafe in den jüng 
Stücken immer fehlt? Es ist doch zu beachten, daß im demotis 
P. Straßb. 56 (bei Spiegelberg, P.Libb. p.9), einem der jüngeren Kontrak 
(vom J.117 v.C.), Scheidungsstrafe und Frauengut nebeneinander erwäh 
werden. Ferner kommt in PRyl. 16 (p. 139) v. J. 153 es vor, dal 
Mann seiner Frau für den Fall der Verstoßung ein Drittel des zu erw 
benden(?) Vermögens verspricht?); daneben aber steht das Fraueng: 


1) Spiegelberg a. O. übersetzt: „Wenn ich dich als Frau verstoße...(oder) 
es bist, die fortgeht (von selbst?), so gebe ich dir die obigen Silber-Deben an 
Tage von den 30 Tagen in der Zeit, wo ich dich als Ehefrau verstoße, wel 
bestimme(?) und zu der Zeit, wo du fortgehst von selbst(?), welche du b 
wirst.“ Daraus kann ich eine Unterscheidung der Rückzahlungsfristen nicht 
lesen; sie ist zwar an sich ansprechend, aber durch diese Textversion nicht g« 
Revillout hat hier statt „wo ich dich verstoße“ noch dazu die anerkannt falsche Ubt 
setzung „quand je t’etablirai(?) comme femme“ (vgl. S. 223 A. 1). \ 

2) Das Gleiche findet sich schon in einem Kontrakt aus der Perserzeit, 
3 p.116. Beachtenswert ist auch, daß in dem derselben Periode angehörigen 
die Frau dem Mann eine Scheidungsstrafe verspricht und wie ich vermute ist au 
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kann daher hier jedenfalls noch an Entwicklungen und Übergänge 


en. 
‚ Die treibenden Kräfte derselben können freilich noch nicht festgestellt 

1 Einzelne nehmen jedoch an, und das klingt sehr ansprechend, 
ıB die Bestellung eines Frauengutes unter dem Einfluß der 
riechischen Sitte bei den Ägyptern üblich geworden ist. ni] 
jan betrachtet dieses also als die Rezeption der griechischen Mitgift 
u rch die Ägypter. Ob freilich das so übernommene Frauengut bei er 
fort den vollen Charakter der griechischen psgvr; angenommen hat, ist 
sch eine besondere Frage (S. 213 bei A. 2). 
5. Aus all dem bisher Gesagten sieht man nur, daß wir nicht einmal 
den Charakter und Inhalt der EhekANEE LE mit Verläßlichkeit 
m können. Unter solchen Umständen wird man nicht erwarten, 
den Inhalt der ehelichen Rechte und Pflichten oder das eheliche 
mögensrecht bestimmte Aufschlüsse zu erlangen. Hierüber wird man 
auch durch die Ehekontrakte allein niemals genügend informiert 
en; denn wahrscheinlich war auf diesem Gebiet vieles durch das 
nchorische) Gesetz geordnet. Darauf deutet schon der Inhalt der Ehe- 


gatmig ist, aber doch von den juristischen Einzelheiten in der Haupt- 
je schweigt — jedenfalls weil diese schon gesetzlich geordnet waren. 

"Was die demotische Forschung über den ja der Ehe zu sagen 
gt, bewegt sich denn auch meist in Allgemeinheiten, mit denen der 
Eechichtlichen Erkenntnis nicht sonderlich gedient ist, weil man 
® kaum scharf zu fassen vermag. Dies gilt allerdings nicht so sehr 
m den jüngeren Demotikern, die sich vielmehr in anerkennenswerter 
| reis e um die exakte philologische Behandlung der Urkunden und die 
seitigung von Mißverständnissen bemühen, als von älteren, wie ins- 
1“ Dieser lehrte hat in zahlreichen Schriften immer wieder den Satz 
ert, daß die Stellung der Frau in der ägyptischen Ehe eine besonders 
@ ist; aber eine klare Abgrenzung ihrer Stellung wird man bei ihm 
wgeblich suchen. Das Positivste, was er bietet, ist immer noch der 
e daß die ägyptische Frau ursprünglich nicht unter der Geschlechts- 


gleich darauf folgende Erklärung, daß sie ihm '/, vom zu erwerbenden (?) Vermögen 
erläßt, nur für diesen Fall — also als Scheidungsstrafe für sie — gemeint. Dann 
scheint es fast, als ob beide Teile Scheidungsstrafen auf sich genommen hätten 
also überhaupt jeder Teil dem andern eine schriftliche Kontrakterklärung aus- 
lit hätte; vgl. Kohler, Ztsch. f. vgl. RW. 23,277. — Beiläufig bemerkt, ist mir 
P. Libb. das „/, yom Mormögen, welches ich mit dir erwerben werde‘ sachlich 
denklich; denn die Frau pflegt nicht zu erwerben. Es müßte denn eine Handels- 
fr Be wesen sein. 

2) 2. B. Frese S. 46. 
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vormundschaft des Mannes gestanden habe, sondern erst durch Ptolema 
Philopator in Nachbildung des griechischen Rechts dieser una wort 
worden sei. Ersteres mag richtig sein und noch durch die Bemerku 
ergänzt werden, daß man sogar für das beschränkende Dekret des Phi 
pator einen tscherdendeh Beweis vermißt, und das um so mehr £ 
auch nach Philopator noch häufig genug ägyptische Frauen ohne x Yo: 
auftreten.) Aber darüber hinaus vermag ich wenigstens aus der D: 
stellung Revillouts für das Eherecht kein klares Bild zu gewinnen. 

Viel betont wird, und zwar von verschiedenen Gelehrten, daß d 
ägyptischen Frau die Freiheit zusteht, sich jederzeit nach Belieben vo 
Mann zu scheiden, ohne daß uns eine Scheidungsstrafe aus den Eh 
kontrakten ersichtlich wäre und daß sie überhaupt in diesen Urkund 
nirgends die Verpflichtung zur ehelichen Treue, ja auch nur zum gemei 
samen Wohnsitz übernimmt. Aber unsere Zuversicht gegenüber @ 
ersteren Behauptung wird doch wesentlich erschüttert, wenn wir jetzt i 
P. Libbey und im P. dem. Berol. 3078 (8.209 A. 3) schon aus der Pers 
zeit Fälle finden, wo auch die Frau eine Scheidungsstrafe zusagt. Und w. 
das zweite anlangt, ist zu bemerken, daß ja auch der Mann nirgends d 
Verpflichtung zur ehelichen Treue übernimmt und daß solche Argumen 
aus dem Stillschweigen überhaupt nichts beweisen. F 

Dessenungeachtet genießt die Lehre von der Freiheit der ägyptis 
Frau bei den meisten Gelehrten großes Ansehen?), und es soll ders 
um so weniger grundsätzlich widersprochen werden°®), als man Behau 
tungen nicht bestreitet, deren Tragweite nicht genau angegeben wir 
Nur wird man etwas Vorsicht walten lassen müssen, sich hierfür aufd 
bekannte Zeugnis Diodors (1, 27) zu berufen, welcher allerdings 
vouoderhjocı robg Alyvarlovg .... apa Toig lÖımraig KvgLsdev Tyd pi 
voixa TEvögdg Ev Ti TNg mYOIXdg GVPYyoapT E0GOUOAOYoVVTaVv Tam ML 
uovvrov Ünavra meidapyNjoesv Th yvvaııl. Man hat hier wohl 
Historiographen die Meinung unterschoben, daß bei den Ägypten 
Mann der Frau Gehorsam verspreche und das als eine doch zu 
gehende und mißverständliche Behauptung stigmatisiert.) Aber Di 
muß nicht notwendig dahin verstanden werden, daß der Mann in ® 
nnd jeden Dingen der Frau gehorchen sollte, sondern es ist minde 
möglich, daß er an die Verhältnisse der ooi& denkt, und das kt 
ganz richtig sein. Denn in der Tat findet sich in den demotischen E 


1) Vgl. Wenger, Stellvertretung im R. der Papyri 173 fg. 

2) Vgl. die bei Kornemann, P. Giss. S. 6 A. 5 Angeführten. 

3) Die in manchen älteren demotischen Papyri enthaltene Wendung, die Ki 
sollen der Frau gehören, legt ja den Gedanken an eine hervorragende Stellung 
selben sehr nahe. Aber ich kann hier auf die Frage eines „Mutterrechts“ n 
eintreten. 

4) Wilcken, Arch. 1, 490; Kornemann a. O. 


’ 
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rakten der jüngeren Ptolemäerzeit eine Klausel, die anscheinend 
au die Verfügung über ihr Eingebrachtes vorbehält.!) Man wäre 
geneigt, dieses nicht als Mitgift, sondern als Paraphernalgut zu 
2 eniscen. ?) Und darauf kann denn auch die Äußerung des Diodor 
gen werden: denn da er vorher von der ovypoapn weoıxdg gesprochen 
mag er mit äxevre an die Angelegenheiten der xgo/& gedacht haben. 
n bezöge sich seine Äußerung aber gar nicht auf die personenrecht- 
ıe Freiheit der Frau und das persönliche Verhältnis der Ehegatten 
reinander, mag er auch emphatisch sagen: ‘xvoLevsiw Tv yuvalzı 
v000g. Letzteres täte er nur, um eine Anknüpfung zu finden an die 
„mn ihm eben vorher erzählte Geschichte von Isis und Osiris und den 
ıtz, z, daß die Königin noch höhere Ehre genieße als der König. 

N Freilich aber ist das Gesagte eben auch nur die Andeutung einer 
jglichkeit, und es bleibt immerhin denkbar, daß weitere Forschungen 
a gen, der orstells eine der Macht der Frau noch günstigere Aus- 
ung zu geben. 

Zum Schluß ist noch zu erwähnen, daß die Geschwisterehe, welche 
ten bekanntlich von jeher Eee war und auch den Sehe 


| iR I. DIE REINGRIECHISCHEN EHEKONTRAKTE, 


N Der technische Name der Ehe ist in den Papyri yduog oder ovvoıxi- 
, beides noch in den justinianischen Rechtsbüchern vorkommend. 

if nn Unter den in griechischer Sprache abgefaßten Ehekontrakten haben 
| 1 zunächst eine wichtige Gruppe, welche rein griechisches Eherecht 
pr sentiert, da bei ihr beide Ehegatten der griechischen Nationalität 
Maier 2 erste Stück dieser Art, das bekannt geworden ist (284), 
ar der P. Gen. 21, ein zunächst unvollständiger Papyrus, zu welchem 


a jedoch bald in München und Oxford die abgetrennten Fragmente 
| 


| 

'# 1) Spiegelberg, P.Libb. p. 7, $5 des spät-ptolemäischen Schemas; Griffith p. 135 
ersetzt die entsprechende Stelle zweifelnd: Thou (die Frau) art their user, I (der 
an: n) am their trustee. — Natürlich müßte dann die Haftung, die der Manni im 
kontrakt für dieses Eingebrachte stets übernimmt, auf den Fall beschränkt werden, 
> es nicht durch Vorfägung der Frau abhanden gekommen ist. 

u 2) Das gilt aber nur für die demotischen Kontrakte der Ptolemäerzeit. In den 
i echischen Eheurkunden der römischen Epoche geschieht auch bei Ägyptern die 
stellung der Yegvn mit gleichen Worten wie bei den Griechen, und es muß also — 
an wirklich in früherer Zeit das ägyptische Frauengut nur eine teilweise Nach- 
 lIdung (S. 211) des griechischen war (was übrigens hier nicht einmal bestimmt be- 
ne werden soll) — in späterer Zeit eine vollständige Assimilation eingetreten sein. 
3) Sext. Empir. (ed. Bekker) p. 35 1.15—16; p. 169 1.24; p.176 1.5. Vgl. Wilcken, 
inet Steuerprofessionen (Berl. Sitz.-Ber. 1883) 897 fg., besonders 903; Erman, 
ypten 221; E. Weiß, Sav. Z. 29, 351 fg. 
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hinzufanden. Die gesamte Gruppe besteht jetzt aus Elef. 1 (311/10 
ältestes Stück) (283), Giss. 2 (173 v. C.), Gen. 21 + Frag. Bodley. + 
Monac. cit.; Teb. 104 (285); BGU 1050 (286) — 1052; 1098—1101; 
496 (287); bis auf den letztgenannten (vom J. 127 n. C. stammen 
Papyrus sämtlich der ptolemäischen oder frührömischen (augusteist 
Zeit angehörig. 
Ergänzend tritt zu diesen Urkunden noch der wichtige, leider i 
mentierte P. Fay. 22 (291) hinzu. Dieser enthält Reste einer gesetzli 
Ordnung über die Ehescheidung; diese Ordnung, welcher aller Wahrsel 
lichkeit nach auch eine solche über die Eheschließung entsprochen h 
wird, ist wohl nicht mit den Herausgebern auf irgendein königlich 
zodoreyua zurückzuführen, sondern ist eher, wie Schubart vorgeschlag: 
hat!), für ein autonomes Statut der Griechenstadt Ptolemais anzuse 
Nach den alexandrinischen Ehe-svpywerjosıg (8. sofort) ist es übrigen 
gut wie sicher, daß ein inhaltlich verwandtes, wenn auch nicht autonom 
Statut auch für die Griechen zu Alexandrien gegolten hat. 
Aus Fay. 22 dürfen wir nun zunächst folgern, daß die Ehese 
ßung nicht als reiner Privatakt betrachtet wird. Denn wenigstens für 
Ehescheidung — die die Eingehung der Ehe betreffenden Normen’ 
nicht überliefert — wird dort bestimmt, daß nicht bloß eine &xoyoag: 
irgendeine (nicht zu erkennende) Behörde, sondern auch die Interven 
der isoo®V'reı?) vorgeschrieben ist; gleiches muß daher auch für die: 
schließung gegolten haben. In der Tat finden wir in den alexandrinische 
ovyywonoeg über die Eheschließung BGU 1050fg., 1098 fg. stets moc 
einen Actus vor den iego®Vreı erwähnt, der binnen fünf Tagen nael 
Errichtung der ovyy&ensıg vollzogen werden soll. Es tritt also zu 
privaten Eheschluß das doppelte Element, einerseits der standesamt li 
Anzeige (und Eintragung in ein Heiratsregister?) — dmroygagpn? ) 
andererseits der durch die lsgoduraı zu vollziehenden religiösen Weihe 
Eheschlusses*) hinzu. Wie sich dieser Akt bei den (soodvrcı zu 
bürgerlichen Kontraktsurkunde über die Ehe verhielt, ist nicht ganz 
A priori könnte man sich vorstellen, daß schon letztere die n 
gründete und die isgo®'Vraı nur eine rei Weihe dazu stiftete: 
welcher jedoch die zivilen Ehewirkungen weiter nicht bedingt v 
Andererseits sehen wir jedoch aus den alexandrinischen Ehe 
1) Arch. 5, 76 A.3. 
2) Über diese s. Otto, Priester und Tempel 1, 163 fg.; 2, 295 fg. 
3) So wird auch in Athen die Ehescheidung bei den Archonten ange 
Dem. c. Onet. 1, 17; Beauchet 1, 385. 
4) Über eine hiermit vielleicht zusammenhängende — von anderen freilic R 
die rein ägyptische Ehe bezogene — dunkle Notiz des Damascius bei ! Pi 


Biblioth. 242 p. 338 ed. Bekk. vgl. Reichs- u. Volksr. 227; Otto a. O0. 2, 296 a . un 
die folgende Anm, 
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icht bloß, daß vor den isgodVraı eine neue Kontraktsurkunde (svyyoap7;) 
htet wurde, sondern BGU 1052 i. f, 1098 i. £,, 1101 i. f. zeigen auch, 
‚dieselbe neuerlich vermögensrechtliche Bestimmungen enthielt, 
inhaltlich über jene der ouvyy&onoıg noch hinausgehen konnten. Da- 
ch könnte man sich vorstellen, daß die uns vorliegenden bürgerlichen 
‚hekontrakte unter Griechen lediglich Vorverträge oder Empfangsbestäti- 
‚ıngen über die Mitgift seien.') Aber eine Entscheidung der Frage darf 
an derzeit nicht wagen. 

Außerdem ist zu bemerken, daß wir nicht wissen, ob das Erfordernis 
; standesamtlichen oder das des religiösen Elements ein durchgängiges, 
h. für alle in Agypten lebenden Griechen geltendes war. 

In den Ehekontrakten selbst wird das erstere nie und das letztere 
ar teilweise, nämlich in. den alexandrinischen Eheurkunden der augustei- 
hen Zeit erwähnt. Doch ist diesem Stillschweigen kein entscheidendes 
"ewicht beizulegen; da die übrigen Urkunden anderen Gegenden ent- 
ammen, ist sehr wohl möglich, daß eine bloß lokale Stildifferenz vor- 
.2gt; auch kann die Erwähnung der Hierothyten in den alexandrinischen 
| F itrakten darauf beruhen, daß das dortige z&r«Aoystov — denn dieselben 
ui ovyywonssıs — als Behörde sich verpflichtet erachtete, die Kontra- 
en an den Akt vor den isoo®Vr«ı besonders zu erinnern, was man 
terließ, wenn, wie in den übrigen Fällen, eine bloße private (Syngrapho- 
"aylax-JUrkunde errichtet wurde. 

Mi I. Was nun den uns allein näher ersichtlichen Inhalt der bürger- 
‚chen Urkunde betrifft, so ist folgendes zu sagen. 
| 1) Einige Exemplare dieser Gattung konstatieren an der Spitze des 

'ontraktes besonders das Nehmen oder Gegebenwerden der Frau; es heißt 
B. in dem ältesten Stück (Elef. 1): “‘Aaußdvsı "Hoaxksiöng Anunrolev 
Diem yuvaizıı yvnolav nag& Tod narodg’; Oxy. 496: ‘EEEdoro Zuge- 
Zupaeniovog ... vv Eavrod Buyareoa ... Zupanlovı Ebdaluovog’; 
2,8: ‘2Eedoro Eavriv Okvunıdg ... yvvals« yaueriv’. Mehr im Vor- 
gehen wird darauf hingewiesen in BGU 1100, 7: ‘&or ewei Eydgdov- 
| u 6 re Auucviog zal Zeusin re Agrsudogn tiv Ex«v)rav Yuyarega. 
"Dies entspricht dem altgriechischen Recht, welches das Aauußdvsiv 
wveixe®) durch den Mann oder &xdıöövaı iv Hoyar&ga durch den 
er der Frau®) als das Wesentliche der ehebegründenden Tätigkeit hin- 


F 1) Wenn die in der vorigen Anm. angeführte Damasciusstelle sich auf unsere 
heschließung beziehen sollte, wäre dies sogar sicher; denn sie lautet: zuo& roig 
Tr 8eecı odx Tv yvrioıos 6 ydwog ei un 6 iegeug 6 Tüg Peod Ev Tolg yauınols ovu- 
bAeloıs önsonunvaro yeıol ri) Eavrod. 

| 2) Isaios de Astyph. her. 9, 27; de Cleon. her. 1, 39; de Pyrrh. her. 3, 60. 

| 3) Hruza, Beitr. zum griech. Fam.-R. 1, 37 fg.; gleichbedeutend ist &yyv&v (ein- 


2: dazu Partsch, Bürgsch.-R. 1, 46 fg.). 
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stellt. Auffallend ist dabei, daß in einem Fall, Giss. 2, 8, die Frau se 
die Tätigkeit des &xdıdövas E&uvrjv an sich vollzieht, obwohl sie 
den Vater besitzt.) Da die Braut hier make Stammes ist w 
in den übrigen Fällen nicht vorliegt, kann man hierbei etwa mit Th. Re 
nach an eine Eigentümlichkeit denken, welche das makedonische Red) 
gegenüber dem gemeingriechischen bewahrt hätte; denn diesem ist alle 
dings die &xdocıs durch die Eltern so selbstverständlich, daß Herodı 
(1,93) das Gegenteil als eine Besonderheit der Lyder NN 

Übrigens ist gelegentlich die bezeichnete &xdocıg auch in Ehekoı 
trakten zu finden, welche unter Ägyptern errichtet werden; so in a 
170 n. €. (l.2 erg. vgl. mit 1. 15) und Oxy. 372 dese., 74/5 n.C. Hi 
kann man allerdings nur an Entlehnung aus dem griechischen Stil ach 3) 
Andererseits wird in manchen reingriechischen Stücken, besonders alexaı 
drinischen ovyyworjosıs, der Ehekonsens durch '6vveAnAvdevaı mög Yyouo 
xoıwovlav’ ausgedrückt (BGU 1050—52; 1099) nicht durch Aauß« 
oder &xdıdovar yvvaixc. 

2) Auf den so formulierten Ehekonsens folgt die Timpfangehen . t 
.gung des Mannes über die psovr der Frau. 

3) An dritter Stelle werden die beiderseitigen ehelichen Verpfk l 
tungen formuliert. Obwohl hierbei die Subjektivität der Urkundenverfasse 
einen gewissen Spielraum behält, kehrt doch das Wesentliche regelmä 
wieder: Der Mann verpflichtet sich der Frau den angemessenen Unterl 
zu gewähren, ihr gute Behandlung zuteil werden zu lassen (u) ©ßo 
und& #0xovysiv, Gen. 21,6) und ihr die eheliche Treue zu wahren, w 
in ‘un &xßakeiv’ (Nichtverstoßung) und ‘un eioaysodaı &llmv yv 
(undE muAkanıv) und rexvonorsioha 25 AAAyg yuvaındg’ besteht. 
gekehrt verpflichtet sich die Frau, den gemeinsamen Wohnsitz zu wal 
bei Tag und Nacht (und? dgpriusoov und’ dnöxoıtov yeveodeı), zur ehe 
lichen Treue (und’ &AAo avdol ovveivaı) und zur Hütung des gemem 
samen Hauses (und& geelpsıv TOV xoLvov olxovV). h. 

4) Als Sanktion dieser Verpflichtungen wird festgestellt: Der al 
schuldige?) Mann hat die peevj mit einem Zuschlag, meist des nuıo 
herauszugeben, und zwar, was in manchen Fällen (Gen. 21; BGU 1051 
1098—9) noch besonders gesagt wird, aber gewiß auch sonst selbs 
ständlich ist, sofort (z«payenue). Die allein schuldige Frau ve 
ihre Mitgift. Als Ehegericht über das Verschulden muß, da beson 


1) S. Kornemann, P. Giss. p. 6 fg.; Mitteis, Sav. Z. 31, 389. 

2) Es genügt Verstoß gegen jede einzelne der übernommenen Verpflichtu ıgen 
In Elef. 1 ist die Sanktion auf die Verweigerung des Unterhalts nicht ausd 
aber .doch wohl''(vermöge des {in »axoreyveiv, 1:9 dt xrı. 1. 9 fg.) stil 
miterstreckt. 

3) In Elef. 1 das Duplum. 
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immungen meist fehlen, das ordentliche Gericht gegolten haben; nur 
ı Fall Blef. 1 soll aber ein Schiedsgericht von drei Manch ent- 
ıden. x) 

ı Für den Fall beiderseitigen Verschuldens wird nicht besonders vor- 
gsorgt. Wahrscheinlich subsumierte man dies unter den Begriff der 
»heidung im beiderseitigen Einverständnis, indem es in solchen Fällen 
zu einer solchen zu kommen pflegt.?) 

5) Einseitige Scheidung durch den Mann (dxoxouxr)) muß natürlich 
Verstoß gegen seine Verpflichtung zum un &yßdAAsıv mit den oben 
(nannten Rechtsnachteilen belegt worden sein; diese Verpflichtung wäre 
> inhaltslos, wenn er sie durch Scheidungserklärung jederzeit illusorisch 
sachen konnte, und damit stimmt es überein, daß die Ehekontrakte von 
aseitiger Scheidung durch den Mann nie weiter sprechen, während eine 
lche durch die Frau wiederholt erwähnt wird. Letzteres geschieht in 
en. 21, 12; Teb. 104, 30 und Oxy. 496, 8. Diese Scheidung durch die 
rau (dreAleyn) gilt nicht als Verletzung ihrer Treupflicht, wird also 
\cht mit dem Verlust der Dos und überhaupt mit keiner Vermögensstrafe 
droht. Nur wird in diesem Fall wie auch bei einverständlicher Schei- 
mg gen Mann eine Frist zur Ara der Mitgift gegeben. Über 


» 
III. DIE GRÄKO-ÄGYPTISCHEN EHEKONTRAKTE 
DER KAISERZEIT.>) 


Bei diesen ist es schwer zu sagen, inwieweit ihr Inhalt auf den Ein- 
ıB des griechischen oder des ägyptischen Eherechts zurückgeht. Einen 


Achst in der Nationalität der Parteien suchen; aber über diese geben die 


1) Ein Rest altgriechischer Sitte; Rubensohn verweist hierzu auf Dittenberger, 
ll. 50; Demosth. c. Apatur. 14; c. Neaer. 45. — Vgl. übrigens auch Schubartt a. O. 
) A. 1, der diese Singularität von Elef. 1 damit erklären will, daß die Söldner auf 
ephantine kein Gericht zur Verfügung hatten. 

F 2) Natürlich sind damit nicht alle Möglichkeiten gedeckt; wie z. B. wenn bei 
jiderseitigem Ehebruch der Mann die Ehe auflöste, die Frau sie beizubehalten 
‚ünschte ? 

| 3) Diese Periodisierung soll nicht die Bedeutung haben, als könnten wir be- 
‚Aupten, daß das römische Recht überall einen direkten Einfluß auf das peregrinische 
'herecht ausgeübt habe; das ist zwar etwa im Punkt der Scheidungsstrafen wahr- 
/heinlich (S. 225), sonst aber derzeit wenigstens anhaltlos. Wenn daher die Ehe- 
Pntrakte der Kaiserzeit hier den ptolemäischen gegenübergestellt werden, rührt es 
ar von dem äußeren Grunde her, daß um jene Zeit die Verschmelzung der ägypti- 
‚hen mit der griechischen Ehe ziemliche Fortschritte gemacht zu haben scheint, 
ıdem auch die Ehe der Ägypter häufig vor dem griechischen Notar geschlossen wird. 


918 Kap. VIII. Eherecht. Mr er. 


namen ist bei der starken Vermischung griechischer und enchori 
Namensgebung, die damals platzgegriffen hat, kein Verlaß (Bd. I 8.2 


Die erhaltenen Urkunden stammen, da wir die der augusteischen 
angehörigen alexandrinischen ovyywenoss BGU 1050—2; 1098 
der reingriechischen Gruppe zuzählen mußten?) (8. 213), aus der i 
insbesondere aus dem Faijüm und Oxyrhynchos.®) Die Form ders: 
ist die des Önudsıog yonuerıoudg; denn wenn zweimal (BGU 7170 
auch vom Ehemann ausgestellte ysıodyo«pe vorkommen, sind das eig 
lich nur Empfangsbestätigungen über die Mitgift; der sr | 
kontrakt widerstreitet kraft seiner Gegenseitigkeit der einseitig ver 
tenden Natur des Cheirographon. [ 


1) Die Faijümer Kontrakte beginnen mit einem Empfangsbeken 
des Mannes über die peovr. Diese fehlt überhaupt in dieser Zeit nieı 
was ganz begreiflich ist, da sie der griechischen Ehe schon von j 
(8.216) charakteristisch und auch in der enchorischen ein Frauengut 
der späteren Ptolemäerzeit ständig (8.211) ist. Zwar ist von dem letz! 
nicht sicher, ob es nicht ursprünglich bloßen Paraphernalcharakter 
habt hat (8. 213 bei A. 2); aber in der Kaiserzeit haben die Ägy 
sicher auch schon eine wahre @sov; im griechischen Sinn gekannt 
Eine Besonderheit der Faijümer Kontrakte liegt nur in der Voranstellun 
des Mitgiftbekenntnisses. Doch ist das auch bloß eine lokale Stileig 
tümlichkeit. Denn die Oxyrhynchitischen Dokumente haben an der Spitz 
die &%dooıg (und zwar anscheinend auch, wenn sie von Ägyptern 
rühren‘); darauf folgt aber auch hier sofort die gsovr. 

2) Dann wird — sowohl im Faijüm wie in Oxyrhynchos — 
ehelichen Lebens Erwähnung getan, mit der konstanten Formel “ovuf 
To0@v o0v dAkyAoıg’, mitunter wird dabei auch die VerpäichE ng 
Mannes zur Alimentation und ehelichen Behandlung, seltener®) d 
Frau zu korrektem Betragen festgestellt. 


1) In manchen Fällen ist es zwar klar, daß man es mit Ägyptern zu tun 
Aber bestimmte Gesetze lassen sich daraus, soviel ich sehe, nirgends ableiten. 
haben natürlich die Besonderheiten des & &ygupos yauos für Ägypter i immer fortgegt 
Aber an dieser Stelle ist nur vom &yyo«pog y&uog mehr die Rede. 

2) Dasselbe ist übrigens auch bezüglich eines Kontrakts aus Oxyı hy 
(Oxy. 496) geschehen (8. 214), der sich seinem Inhalt nach als ein griechi 
repräsentiert. i 

3) Faijüm: CPR 23 fg.; 234fg.; BGU 183; 251—2; 1045; cf. auch Teb. 
Öxyrhynchos: Oxy. 265; 496—7; 795—6 desce.; 905. Hierbei sind nur eig 
und im Original überlieferte Ehekontrakte und nur solche aus den früheren J 
der Kaiserzeit angeführt. £ 

4) Oxy. 905; 372 dese. (vgl. 8. 216). In Oxy. 265 ist der Anfang lädiert; 
es scheint nicht ausgeschlossen, auch hier die &xdosıg zu restituieren. 

5) Aber doch mitunter; so Oxy. 265, 13—14 und Oxy. 372 desc. (nach 1a 
teilung in A. 14 zu Oxy. 265); CPR 27, 13—14. 
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3) Darauf pflegt sofort der Möglichkeit einer Scheidung gedacht zu 
urden. 

nf Diese steht beiden Teilen frei: die in den griechischen Ehekontrakten 
ir Verstoßung seitens des Mannes sich findende Strafe der ywioAle pEovN 
; verschwunden, und ebensowenig findet sich eine Reminiszenz an die 
nedies mehr nur in den älteren demotischen Urkunden vorkommenden 
#yptischen Strafstipulationen (S. 210). 

| Dies erklärt sich wohl sehr einfach daraus, daß das römische Recht 
"arträge über Scheidungsstrafen als contra bonos mores verbietet.') 
“Nur das wird in den Faijümer Urkunden verabredet, daß der sich 
theidende Mann die peovi; sofort zurückgeben muß, während der un- 
uldige 30 Tage Rückstellungsfrist hat. Man hat diesen Satz öfter an 
#yptisches Recht angeknüpft, doch ist bei der unsicheren Übersetzung 
(r bezüglichen enchorischen Urkunden noch Vorsicht geboten.?) Außer- 
m ist diese Fristbestimmung, wie es scheint, nur ein Spezifikum des 
ujüm; in den oxyrhynchitischen Urkunden finden sich andere, zum Teil 
bmplizierte Bestimmungen über die Rückgabe. Vgl. unten $. 222. 
Überhaupt sind manche Kontrakte dieser Zeit sehr einläßlich; außer 
etaillierten güterrechtlichen Bestimmungen werden auch solche über die 
ormundschaft der Kinder getroffen. Außerdem verbinden sich mit den 
ierechtlichen Abmachungen auch erbrechtliche; denn in manchen Kon- 
akten dieser Zeit werden auch Bestimmungen über die Beerbung der 
heleute sowie Übereinkommen mit den Brauteltern über deren Nachlaß 
ıtroffen; dann nennt sich der Vertrag mitunter ovpyoagpodırdijian. Hier- 


ird in Kap. IX und X gesprochen werden. 


IV. VON DER MITGIFT INSBESONDERE. 


1. Bsovn und naoapeova. 

Wie bereits bemerkt wurde, spielt die Mitgift in allen griechischen 
ler gräko-ägyptischen Kontrakten eine prävalierende Rolle: sie empfangen 
| "haben, bekennt der Mann am Eingang des Ehekontraktes, und wie er 
'e rückstellt, wird ausführlich besprochen. Im Gerippe dieser Urkunden 
j det die psovi das Rückgrat, an welches alle anderen Bestimmungen 
‚ch nur anlehnen. 

_ Neben der psovi; werden insbesondere in den Faijümer Kontrakten 
ar Kaiserzeit — eine Beschränkung, die übrigens sicher nur auf Zufall 
ruht — die zapdpsova erwähnt. ?) 


1) D. 45, 1,19; 0. J. 8, 38, 2. Richtig Frese 48. 2) 8. 210 A. 1. 
3) Vgl. noch die Liste der Mitgift- und Paraphernalgegenstände in Teb. 405. 
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Beide empfängt der Ehemann regelmäßig von der Braut; es 
“Fysıv Ev YEovM Tage TI ...., nal Ev mapapegvoıg #tA” Doch istdi 
nicht absolut wesentlich; in Oxy. 496 wird die ganze peov; vom B: 
vater gegeben und soll auch an ihn zurückgegeben werden, falls er 
Ende der Ehe erlebt, andernfalls an die Frau (l.c. lin 9). Ebenso ko 
es vor, daß neben einer von der Braut gegebenen, in Kleidern und Schm 
stücken bestehenden Mitgift noch ein Aszendent eine weitere peovn 
CPR 24, 8fg. gibt die Mutter neben der von der Braut herrührenden Mi 
“v peovn ch Yvyargi” diverse Grundstücke; ähnlich wohl in CPR% 

Welches ist nun der rechtliche Unterschied zwischen geovn 
xüodgsov«e? Man darf ihn gewiß nicht dort suchen, wo ihn das römi 
Recht findet, nämlich darin, daß die Mitgift Eigentum des Mannes 
das Paraphernalgut nicht. Denn nach der Auffassung, die in je 
Rechtsgebiet herrscht, wird auch die Mitgift grundsätzlich nicht Ei 
tum des Mannes. u; 

Man ersieht diesen Satz!) vor allem daraus, daß in CPR 23 nd 2 
zit. die Mutter erklärt, die Grundstücke der Tochter als Mitgift 
geben (nicht dem Mann), wo denn die natürliche Auffassung des gr 
ägyptischen Rechts mit elementarer Gewalt zum Durchbruch koı 
sowie daraus, daß der Mann in einem dieser Fälle zur Bestellung 
Landes besonders verpflichtet wird (CPR 24, 22—26). Damit stimm 
überein, daß in Ägypten der Mann die Mitgift bei Auflösung der 
nicht, wie es im römischen Recht der ursprüngliche Grundsatz ist, lukr 
sondern stets herauszugeben hat, wobei für die Frau öfter noch das R 
festgestellt wird, in Natur vorhandene Gegenstände in Natur zurück 
zunehmen (Oxy. 496, 9. 15; CPR 22, 23; 24, 29; 27, 18). Darum is 
denn nur der Ausdruck der landesrechtlichen Anschauung, wenn das E 
des Tib. Julius Alexander anordnet, daß die Fiskalbeamten wegen Schn 1 
des Mannes nicht auch die Mitgift der Frau mit Beschlag belegen dü 
wofür es die charakteristische und gewiß nicht bloß im bildlichen, son 
im natürlichen Sinn zu nehmende Begründung gibt, daß die ngoinzg sind 
alhörgıcı zul od TÜV eiAmporov dvdo@v.?) 

Um den Unterschied von gsov/j und zeodpeova zu erkennen, 
man vielmehr folgenden Punkt beachten. 


1) Den bezüglichen Beweis habe ich schon Reichs- u. Volksrecht 232 fg. gef 

2) Eine Beschränkung erleidet das im Text Gesagte naturgemäß, wo die 
in barem Geld bestand. Formell mag ja auch dieses nicht ohne weiteres ins 
tum des Mannes gelangt sein, und so mag, wenn er es etwa in der Bank de 
hatte, der Frau auch hier ein quasidingliches Recht am Depositum zuges 
worden sein. Praktisch jedoch läßt sich hier die Konsequenz des Eigentums 
nicht auf die Dauer durchführen, und so wird gewiß der Mann, wo er das Ei 
des Geldes nicht schon durch Vermischung erlangt hatte, doch grundsätzlich be 
gewesen sein, dasselbe zu eigenen Zwecken zu gebrauchen. 
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| Die Mitgift wird, wo sie nicht in Geld oder in Grundstücken be- 
ht, immer in Geld taxiert, resp., soweit es sich um Schmuckstücke 
ıdelt, deren Goldwert genau angegeben. So durchgängig das bei der 
gift ist, so durchgängig fehlt es bei den Paraphernen. Darin liegt 


I a) Bei der Mitgift haftet also der Mann schlechthin für deren Geld- 

tt. Die Frau kann sich ja, wie schon gesagt wurde (S. 220), das Recht 
vrbehalten, das noch vorhandene in Natur zurückzunehmen: aber ver- 
pichtet ist sie dazu, außer bei Grundstücken, wo eine Taxation nicht 
sittfindet, nicht. Der Gedanke ist sehr einfach der: Frauengut soll 
nht wachsen noch schwinden. Die Kleider, welche die Frau in be- 
smmtem Taxwert in das Haus des Mannes mitgebracht hat, mögen längst 
braucht sein: das Haus hat ihr für Bekleidung in dem eingebrachten 
Wert immer aufzukommen. Sie soll nicht ärmer aus der Ehe treten als 


eingetreten ist. Daß bei Grundstücken nicht taxiert wird, begreift 


h dabei vollkommen: diese haben einen stabilen Wert. 

I b) Mit Rücksicht darauf kann aber der Frau auch nicht die Ver- 
u g über ihre Mitgift zugestanden haben. So wenig dieselbe im 
fsentum des Mannes steht und er darüber verfügen kann, so wenig 
hr n aus dem Eigentum der Frau auf ein ihr zustehendes Verfügungs- 
!ht geschlossen werden. Das ist uns zwar nirgends gesagt, ergibt sich 
ar von selbst aus der Haftung des Mannes; diese wäre nicht so streng 
> worden, wenn die Frau solche Objekte einfach verschleudern 
- Ganz anders als mit der Mitgift steht es nun bezüglich der Para- 
ernen. Für diese besteht keineswegs eine absolute Haftung: das In- 
er derselben hat vielmehr nur die Bedeutung, der Frau bei Auflösung 
t Ehe den Eigentumsbeweis zu erleichtern; im übrigen wird der Mann 
or für positive Beschädigung oder auch in dan Fall verantwortlich ge- 
sen sein, wenn ihm. deren Besitz in spezielle Verwahrung gegeben 
yirde. Letzteres geschieht aber regelmäßig nicht. Die Paraphernen sind 
230 das besondere Vorbehaltsgut der Frau. Sie bestehen meistens in 
Jilettegegenständen, welche über das Notwendigste — denn dieses wird 
a, Mitgift bezeichnet — hinausgehen. 

| 2. Daß die Rückstellung der peovn und Ausfolgung der z«p«psgva 
imer geschuldet werden, wurde bereits bemerkt. Dabei bestehen jedoch 
veder zwischen beiden Gegensätze. Die wao«gpeova darf die Frau laut 


1) Zwar hat in den (jüngeren) demotischen Ehekontrakten der Ptolemäerzeit 
> Frau vielleicht ein Verfügungsrecht trotz der Haftung des Mannes (8. 213 A.1). 
Jer hier wird ihre freie Stellung auch von den Griechen als anomal bezeichnet. 
fi der Auslegung der griechischen Kontrakte muß man von der hellenistischen 
Inkweise ausgehen. 
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der Eheverträge bei Auflösung der Ehe stets sofort zurücknehmen. 
gegen wird bei der Mitgift öfter unterschieden, jenachdem eine Sch 
durch Verschulden des Mannes geschieht, für welchen Fall meist so 
Restitution besonders ausgemacht wird, oder ein anderer Auflösung 
eintritt, wo meist eine Restitutionsfrist gegeben wird. Doch gehe 
letzterem Punkt die Bestimmungen der Kontrakte auseinander; die 
haben verschiedene Länge. Mitunter wird sogar für alle Fälle 
scheinend selbst Verschulden des Mannes inbegriffen — eine einheitl 
Frist gesteckt.!) Der Satz, daß in der Kaiserzeit bei jeder Auflösu 
Ehe, die nicht durch Verschulden des Mannes herbeigeführt ist, 
30 Tagen zu restituieren ist, steht ebenso in der Luft wie seine Ableit 
aus dem enchorischen Recht (8.210). Nur im Faijüm scheint eine 
artige Praxis gegolten zu haben (S. 219). f 

Stets wird der Rückstellungsanspruch unter die Exekutivklausel 
stellt. Außerdem genießt die Frau für denselben die zowroxgedie (P 
legium exigendi) vor allen anderen Gläubigern.?) Auch kann natür 
für die Dotalforderung ein Spezialpfandrecht (BGU 970, 16 [242]) 
auch eine Generalhypothek (B@U 1072 I [195]) bestellt werden. D 
daß nach ägyptischem Recht für die Dos eine gesetzliche Generalhypo 
bestand, wie Revillout, Rev. Egypt. 1,122 u.ö. behauptet, finde ich ın 
Urkunden noch keinen Beweis, wenn auch in Oxy. 237 von einem xo& 
dar T& Ündoyovre TOD AvbgOg xard TIva EyY@ELov vOuov gesprochen Y 
s. dazu 8.96 A.2.?) Dunkel bleibt es übrigens, wenn in BGU 1148 
von einer Witwe gesagt wird: mooosAnAvdevan (aurNv) droAoddng. 
tig xaoag vöuoıg woog [en]v x|arjoynv mv (1. Tov?) Avovvolov e 
6VPYyoapTV Alyvazlav; ist hier das Recht aus der Generalhypothek 
ein nach Landesrecht zulässiger Erbvertrag gemeint? 

3. Für die nationalägyptischen Ehekontrakte (sowohl die in d 
tischer als die in griechischer Sprache geschriebenen) ist früher di 
nung vertreten worden?), daß daselbst die psevrj nur eine fiktive Exis 


1) So haben Oxy. 905, Teb. 386 sechzig resp. dreißig Tage für jede & 
ohne Unterscheidung. Doch glaube ich, daß &woxounn, d.h. Verstoßung des 
von jenem Begriff stillschweigend ausgenommen ist. — Anderes Mate 
21, 13: bei Scheidung seitens der Frau 60 Tage; Teb. 104, 32: im gleichen 
10 Tage; in Oxy. 496, 9 ist die entsprechende Stelle zerstört, dafür zeigt der 
60 Tage bei Tod der Frau (l. 14). In den Faijümer Papyri CPR 22fg. bestehi 
dings die konstante Regel: bei Verstoßung durch den Mann sofort, sonst 
30 Tagen. 4 

2) Ed. Tib. Jul. 1. 26; BGU 970, 11. Vgl. auch Oxy. 497, 17: [xowıo]aueen 
U@voög nemrn nv psovnw; dazu richtig de Ruggiero, Nuov. Doc. 321. 

3) Daß man sich dabei für die Zulässigkeit vertragmäßiger General 
theken (auf welche ich Oxy. 237 VIII 34 lieber beziehen möchte) auf den £yye 
vouog beruft, hat seinen guten Sinn. Die Stelle stammt aus dem 1. Jahrh. n.C 
damals hat das römische Recht sicher noch keine Generalhypothek gekannt. 

4) Von Wessely (CPR 1 p. 143) und mir, Reichs- u. Volksr. 274 fg. 
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re und in Wahrheit eine Eheschenkung des Mannes darstelle; derselbe 
ich nämlich Gegenstände oder Geld, was er nie up habe, 


“ der Ehe der Frau eine a har zu machen. Das fiele also 
ite den Begriff der “Donatio ante nuptias in dotem redacta’. Indessen 
» sich herausgestellt, daß die urkundlichen Stützen dieser Theorie trüge- 
Ich waren.‘) Von dieser Seite her kann also die Realität der ägypti- 
en Mitgift nicht bezweifelt werden. 

Auf der anderen Seite jedoch steht es außer allem Zweifel, daß Ehe- 
enkungen, die in die Form einer fingierten Mitgift eingekleidet werden, 
n Altertum sehr wohl bekannt sind?), und daher die Möglichkeit, daß 
‚und zu auch eine der ägyptischen Mitgiften diesen Charakter trägt, 
niht ausgeschlossen ist.?) 

ra Im Verhältnis zu den Eltern endlich gilt die von diesen gegebene 
Ntgi schon nach altgriechischem Recht als eine Erbabfindung der 


—— Ben 


ten) ausschließt.) Dieses Prinzip findet in den Papyri eine über- 
chende Bestätigung; es ist wohl von der herrschenden Bevölkerung 
das Land gebracht und hier von der einheimischen, die ja wohl das 
tut der Mitgift erst von den Griechen rezipiert hat (8. 211), an- 
aommen werden. Es findet sich durch die ganze römische Zeit hin- 


f y Sie baute sich nämlich auf: 1) auf zahlreiche von Revillout in Übersetzung 
"gelogte demotische Ehekontrakte, worin der Mann nach Bestätigung des Empfangs 
}' gsovi der Frau erklärte: Je v’etablirai comme femme, d.h. ich werde dich zu 
iner Frau machen, und Puzußete, er werde ihr diese Mitgift auszahlen ‚binnen 


en eidung. 2) Außerdem fand jene Theorie eine Stütze in CPR 23, welcher nach 
elys ursprünglicher Lesung und Übersetzung sich als eine von der Frau beim 
hluß abgegebene Empfangsbestätigung über die psevn darstellte. Bei Richtig- 
et dieser Prämissen mußte die psevjj in Wahrheit ein Geschenk des Mannes sein, 


t zurückgegeben wurde. Indessen ist Wesselys- Lesung von CPR 23 von Hunt 
-Ber. der Wien. Akad. 1897, 462 fg.) am Original revidiert und danach in 
2 p. 239 ein Text hergestellt worden, der den Papyrus als Scheidungsurkunde 
heinen läßt. Ferner ist Revillouts Übersetzung aller bezüglichen demotischen 
len, nachdem sie schon von Grenfell-Hunt zu Oxy. 2, 266 Einl. p. 240 verdächtigt 
den war, von den jüngeren Demotikern definitiv für unrichtig erklärt worden; 
Siegelberg, Rec. de Trav. 28 S.-A. p. 34 liest jetzt statt „au moment ou je t’etablirai 
cume femme‘: „wenn ich dich verstoße“ (gebe ich dir die Mitgift [binnen 30 Tagen)), 
ul damit stimmen auch die Übersetzungen entsprechender Stellen in den Ryl. Pap. 
-Hunt, 


Ib, 2 p. 240; Frese 2: 44 fg. 

| 2) Vgl. eiche- und Volksr. 284 A. 2. 3; 297; Arch. 1, 347 fg.; Brunner, Berl. 
Sz.-Ber. 1894, 551; Rabel, Sav. Z. 28, 329 fg. 
| 3) Vgl. snch dan Binweis Rabels a.0. 331 A.3 auf P.Libbey (bei Spiegelberg, 
an iften der wissensch. Ges. zu Straßburg 1 [1907] p. 9): „Ich gebe dir — als dein 
Fuengeschenk, welches du in mein Haus gebracht a 

4) Den Nachweis dessen habe ich Reichsr. 236 fg. geführt. 


ji 
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durch. So beklagen sich in einem ümöuvnue vom Jahre 40/41 Lond, 
p. 168 fg. (57) mehrere Brüder anläßlich des Todes ihrer Eltern, daß il 
Schwester väterlichen Nachlaß in Besitz genommen hat, obwohl sie 
‘peovıodsion brd Tod narodg Nubv — xal umdevög aorh; EnıßdAkon 
(Pap. -odang) T&v xeroınov (Pap. unto-) “ei unroeıxöv. In einer Geric h 
verhandlung aus dem 2. Jahrh. n. C. BGU 592 I 7 wird gesagt: "H% 
avridılx]os, Emioteuelvn] os Erooınt[o]9[n] vei oddeule welrjovoie 861 
[eör]j Tov Erslv[ov HovJylav Yyayev. Entsprechend hatten auch in 0x | 
(129 n. C.) die Eltern in einem gemeinschaftlichen Testament der Tochi 
nur eine xoo/& hinterlassen (1. 30), während der Sohn Alleinerbe w 
und noch im 4. Jahrh. n. C. hat laut Lips. 33 II 11 (55) der Vater 
stimmt: “NeusolAlav zul Auovvolav dgxsodHiwaı vers mooıkei, rag Ob Mi 
nüs Hvyarsgag rosig (die unverheirateten) rov üm6Aoımov Eyeıv xAN00D 

Die außerägyptischen Spuren der Fortwirkung dieser Idee s. Reiel 
recht 244 fe. 


V. EHESCHENKUNG. 


Schenkungen des Bräutigams an die Braut, die vor oder bei der Ei 
gehung der Ehe stattfinden, werden in den Papyrusurkunden mehria 
erwähnt. 

a) Zunächst ist daran zu erinnern, daß die demotischen Eheve, rä, 
meist eine Schenkung des Mannes an die Frau aufweisen; allerdings 
dieselbe nicht groß und beträgt, wo sie mit einer Mitgift zusamment | 
stets nur einen geringen Bruchteil von dieser. j 

Über die juristische Bedeutung dieser enchorischen Eheschenkt 
sehen wir nicht klar. Sie muß zwar bei Verstoßung der Frau dieser ste 
verfallen sein; ob es aber ihr ursprünglicher Zweck ist, Scheidungsstrafe: 
sein oder ob sie von Haus aus bloß als Morgengabe gedacht war, ob# 
den Rest eines rudimentär gewordenen Frauenkaufs darstellt, muß dahi 
gestellt bleiben. Ihr geringer Betrag legt eine der beiden letzteren W 
mutungen nahe; für die primäre Funktion der Scheidungsstrafe ist s 
zu gering und ae mehr für eine Witwenversorgung. Auch kommt n neb 
ihr noch eine besondere Scheidungs-Strafstipulation vor. 

b) In den rein griechischen und den gräko-ägyptischen Kontra! 
der Ptolemäer- und vordiokletianischen Römerzeit begegnen wir der 3rau 
schenkung niemals. 

Das wäre nun an sich nicht auffallend. Zwar ist es außer Zweil 
daß den beiden in Betracht kommenden Nationen solche Schenkungen t v 
Haus aus keineswegs fremd waren — für das ägyptische Recht haben w 
soeben gesehen, daß sie sogar ehekontraktlich erwähnt werden und f Bi 
das griechische ist bekannt, daß ihm der Gebrauch von solchen Schenkung: 
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ter dem Namen “Eöva’” von jeher geläufig war.) Doch ist es anderseits 
ich sicher, daß die altgriechischen &öv« keine große Rolle gespielt 
wahrscheinlich auch keinen Bestandteil des schriftlichen Ehekontrakts 
det haben?) und speziell von der einheimischen Eheschenkung kann 
‘an annehmen, daß sie unter dem Einfluß des hellenistischen Notariats 
ch bei den Eheschlüssen der Ägypter nicht mehr errichtet wurde. 

"Aber Befremden erregt es, wenn wir nach jahrhundertelangem Still- 
weigen der Quellen seit Beginn des vierten Jhd. n. C. plötzlich die 
ve sehr deutlich hervortreten sehn. 

Das geschieht zwar nicht in Urkunden über die Eheschließung; 
(nn wir haben aus dieser Zeit solche überhaupt nicht.) Wohl aber wird 
| referierenden Urkunden aus dem vierten Jahrhundert der &öva« öfter 
Da man unmöglich annehmen kann, daß sie um diese Zeit von 
“bst entstanden sind, bleibt nichts übrig, als anzunehmen, daß Ehe- 
ıenkungen, wahrscheinlich schon damals &öv« genannt, schon in der 
heren römischen Zeit vorgekommen sind und nur in den Urkunden nicht 
ähnt werden. 

Was wir nun später von diesen £dv« hören, erweckt den Eindruck 
ner Volkssitte, wonach es üblich war, daß der Bräutigam der Braut schon 
läßlich der Verlobung Geschenke darbrachte. So wird in Lips. 41 (300) 
ählt, es habe einer “ri &övoıs’ um ein Mädchen gefreit. Ja in Flor. 
u (64) hat sogar der Brautvater eine Ehe angefochten, weil er selbst 
&öv« empfangen habe‘) Doch mag normalerweise die Braut sie 
ommen haben; in Grenf. 2,76 (295) erscheint sie deutlich als Subjekt 
selben. In P. Cairo 10474 (Preisigke, Griech. Urk. des äg. Mus. zu 
iro 1911, Nr. 2) endlich stellt der Ehemann die Darbringung von Edve 
% als gesetzliche Pflicht hin: r& &8 &Hovg duösueve airve (1. Eve) 2Ee- 


U... KOT TOVg vouovg TÜV Yyduov. 

"Woher stammte nun die Sitte £öv« zu geben? Ist es die altägyptische 
} altgriechische Volkssitte, die uns hier entgegentritt oder hat sie eine 
ändige Wurzel? 

Ih letzterer Hinsicht hat Frese (a. 0. 48) eine anregende Vermutung 
gesprochen: da das römische Recht die Festsetzung einer Scheidungs- 
fe als den boni mores zuwiderlaufend anulliert (oben 8. 219), seien 
6 Beginn der Kaiserzeit sowohl die demotischen Eheschenkungen, die 


Her Mann bei Verstoßung der Frau einbüßen muß, als auch das nuısAıov 


ii 


| 1) Reichsr. 273—4. 2) Reichsr. 272—3. E 
8) Sie finden sich erst wieder im sechsten Jahrh., wo aber schon die eigentliche 
Diatio propter nuptias ausgebildet ist. 

-) %) Dazu Mitteis, Sav. Z. 27, 343, unter Hinweis auf 0. J. 5, 3, 2. 
 Mitteis-Wilcken, Grundzüge. II. 15 
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(8.219). Einen Ersatz dafür habe man in den &öv« gesucht, w 
bestimmungsgemäß vom Mann einzubüßen gewesen seien, wenn eı 
Scheidung herbeiführte. Eine Unterstützung hiefür findet Frese d: 
daß nach dem syrisch-römischen Rechtsbuch P. 40 die Donatio p 
nuptias „nach der Sitte des Ostens“ die Hälfte der Mitgift 
diese Donatio läßt er eben aus den &öv«a hervorgehn, welche ihrerseits da 
umgewandelte ju6Aıov der Mitgift sind, also, wie er voraussetzt, 
die Hälfte der Mitgift betragen haben Be. In dem Umstand, dat 
spätorientalische Donatio die gleiche Höhe hat, wie das altgriechischäi 
Avov, erblickt er ein Indiz für den geschichtlichen Zusammenhang be 
Institute. 

In der Tat möchte ich Freses Anregung nicht schlechthin ablel 
Insbesondere würde ich nicht das Bedenken haben, daß die Nie 
der Scheidungsstrafe auch die des zur Umgehung der Scheidungsstra 
gegebenen &övov zur Konsequenz hätte haben müssen; denn wenn 
der Frau schon vor Eingehung der Ehe reell Kein er ) 
zwar etwas der Scheidungsstrafe Ähnliches, aber doch kein Strafansprue 
vor. Und jene Theorie hätte den Vorzug, die Entstehung der D, 
propter nuptias durch eine Brücke mit einem anerkannten und feststehende 
Institut, nämlich dem des griechischen nuı6Aıov, zu verbinden. Man wii 
daher die gegebene Anregung in Hinkunft wohl im Auge behalten mi 
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So nenne ich, um sie von vornherein wie ich glaube richti 
charakterisieren, eine Einrichtung, bei welcher viele Papyrologen von 
licher Gütergemeinschaft gesprochen haben. 

Ich lasse es dahingestellt, ob das ältere enchorische Recht eine 
sei es nun totale oder partielle Gütergemeinschaft unter Ehegatten 
hat. In demotischen Papyri scheinen sich ja Stellen zu finden, 
etwa in diesem Sinn gedeutet werden können.?) Doch haben darübe 
Demotiker zu entscheiden. 

Bestimmter läßt sich für das Gebiet der griechischen Papyri urt 

Man hat für das Vorkommen der Gütergemeinschaft darauf 
gewiesen, daß in manchen Ehekontrakten gesagt wird, die Eheleute‘ 
‘augiedsıw xoıwi ov brapysvrov’ (Teb. 104, 15 [285]; Oxy. 265, 
auch in der Urkunde über ä&yo«pog yduoz Par. 13, 12). —Z— 


1) Das hätte freilich für den Mann eine starke Belastung bedeutet, venn d 
£övov die Hälfte der Mitgift erreichte. 
2) So z.B. in einem Papyrus aus dem fünften Jahr des Dareios bei 1 
Preeis 2, 1004; oder im P. Libbey bei Spiegelberg, Schr. d. wiss. Ges. in 8 
1.p.2; oder in P. Cair. 31177 u.a. 
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n an, daß öfter dem Ehemann untersagt wird, ohne Zustimmung der 
Frau etwas‘) zu veräußern (Fragm. Monac. 7 [284]; Oxy. 265, 16; cf. 
‚8 [287]; 497, 3 [ergänzt]; Teb. 104, 23; cf. Teb. 317°); 383, 42; BGU 
[29, 6). 
Dem gegenüber fällt es nun aber, wie ich glaube, entscheidend ins 
vicht, daß in Fr. Monac. 8fg.; Teb. 104 für Kontraventionen des Mannes 
die Rechtsfolge aufgestellt wird, daß er sofort die peovr; herausgeben 
_ und von Teilung eines Gesamtguts gar keine Rede ist; ja es wäre 
haupt unbegreiflich, daß diese Papyri für den Fall der Scheidung 
r sonstigen Auflösung) der Ehe von Herausgabe der Mitgift sprechen, 
rend doch bei Gütergemeinschaft die Teilung des Gesamtvermögens 
lie Konsequenz war. 

Ich kann darum de Ruggiero nur beistimmen, wenn er obige Stellen 
nders auslegt”) und von bloßer enlane — ich ziehe 
ch den Ausdruck „Verfügungsgemeinschaft“ vor — gesprochen wissen 
Diese hatte m. E. die Bedeutung, daß keiner der Ehegatten ohne 
immung des andern über ein Stück seines Vermögens durch Rechts- 
schäfte (unter Lebenden) verfügen konnte. 


Dabei ist übrigens zu beachten, daß in den Ehekontrakten der Ton 
er auf der Mitverfügung der Frau liegt; nur davon wird gesprochen, 
sie den Veräußerungen des Mannes zuzustimmen hat, nicht umgekehrt, 
ohl es klar ist, daß auch sie Vermögen haben kann; ganz abgesehen 
n der peovj und den zagdpeove wird ja ihre Erwerbsfähigkeit durch 
Ehe in keiner Weise gemindert. Der Grund aber, weshalb ein Zu- 
immungsrecht des Mannes nicht besonders ausbedungen wird, ist leicht 
zusehen; nach griechischem Recht ist er ja von Gesetzeswegen der 
seiner Frau und schon aus diesem formalen Moment folgt, daß 
ın Vollwort zu ihren Dispositionen auch ohne weitere Abmachung er- 
erlich ist. 
"Den Zweck, weshalb zu jenen des Mannes die Einwilligung der Frau 
forderlich sein soll, möchte ich aber vor allem im Schutz ihrer dotal- 
chen Ansprüche suchen. Möglicherweise waltet dabei freilich auch 
itere Absicht vor, dem Mann die Verschleuderung des Hausvermögens 
teresse der Kinder und der Alimentation der Frau unmöglich zu 
hen; doch genügt schon jener erstere Gesichtspunkt zu einer voll- 
imenen Erklärung. 


ı 1) Bei einzelnen der nachstehenden Urkunden ist übrigens nicht ganz klar, ob 
th das Veräußerungsverbot nicht bloß auf die Mitgift der Frau bezieht. 

) Hier gibt die Frau dem Mann Zustimmung zur Prozeßführung über ein ihm 
es Grundstück. 

3) Bull. 15 p. 187. 

15* 
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VII. DAS EHERECHT DER BYZANTINISCHEN PAPYRI. 


Aus der byzantinischen Zeit lag bis vor kurzem nur spärliches 1 
terial für das Eherecht vor; in Betracht kamen insbesondere der Heira 
kontrakt CPR 30, sowie einige die Scheidung betreffende Stücke: vor a all 
Oxy. 129 (296); Flor. 93 (297); Lips. 39; Grenf. 2, 76 (295); vgl. eb 
noch Oxy. 903. In der neuesten Zeit ist ee Material durch 
Ausgabe der Kairener Papyri von J. Maspero') wesentlich vermehrt word 
es kommen namentlich Nr. 67006 Verso (ein großer Ehekontrakt), s 
gelegentliche Anspielungen auf Ehefragen in 67003, —5, —28, —88 
Betracht. Teilweise ist hiebei allerdings noch eine Verrollständil ng 
Ausgabe durch Entzifferung mancher vom Herausgeber noch nicht her- 
gestellter Partien in den Urkunden abzuwarten. 

1) Der Stil der Ehekontrakte, von denen wir freilich auch jetz 
nur wenige und trotz großen Take auch nicht ganz vollständ 
Exemplare besitzen, hat sich natürlich vollständig ins Byzantinisc 
wandelt. Das gilt nicht bloß von der äußern Form (8. 87), sondern a 
von dem innern Stil, der den ganzen Schwulst jener Zeit zeigt. 

2) Die leider gerade am Eingang stark lädierten Kontrakte sch 
(nach den üblichen christlichen Einleitungsformeln) mit einer Erw: 
der gegebenen Arrha sponsalicia zu beginnen. So sagt P. Cair. 6 
Verso 9: zig uvnorieg xurd VOREnE ovordong rel yuookeßilov] ze] 
t[eydejvrog uera|EVd wor@v] duporsgov (1. -wv) xal dooußovog Emıron 
ev oro (l. euro) xeıgoiapßio aepeve (l. mepnve) und nach CPR 
hatte der Bräutigam als &ooaßov 14 Solidi gegeben. Diese Arrha sponsa 
licia, welcher bekanntlich auch in späten Rechtsquellen?) und dem syrischer 
Rechtsbuch (P. 46a) Erwähnung geschieht, wird von der Eheschen 
durchaus unterschieden. Nach Cair. eit. 9/10 ist sie &v co yuooAaßia 
geben worden, d.h. wohl beim Verlöbnis.?) Sie bildet ein lucrum ( 
der Frau, OPR 30, 9 (dasselbe scheint auch in P. Cairo 67006 
der Sinn zu sein), bleibt ihr also auf alle Fälle, was von der Ehesche 
nach damaligem Recht keineswegs gilt. 

3) Diese letztere wird in OPR 30, 10 lodmooıxov genannt; das 
offenbar mit Justinians Nov. 97 zusammen, wonach sie der Dos an B 
gleich sein soll. Ob das der Fall ist, läßt sich an der bezeichneten ® 
nicht konstatieren, weil ihre Höhe nicht angegeben wird. | 


1) Catalogue gen. des Antig. Egypt. du Musde duCaire. Papyrus grecs d’Ep 
Heft 1, Le Caire 1910 (dazu Mitteis, Sav. Z. 31,392fg.; Partsch, G.G.Nachr. 19 
2) Voigt, R.-G. 2, 537. Vgl. noch Riccobono in der Festschrift für 
Pepere (mir nicht zugänglich und nur aus dem Aufsatz von Krüger, Sav. Z. 22,% 
bekannt). 3) Mitteis a. O. 
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Daneben kommt in Urkunden des sechsten Jahrh. auch der Ausdruck 
mod yduov (sc. dwged) vor; so in dem Ehekontrakt P. Cairo 67006, 13. 
und einem Sklavenkauf des sechsten Jahrh., Arch. 3 ‚4201.60. Das 
natürlich die lateinische Donatio propter nuptias; 7 wgoyauıaia IwgEd 


'£ ja auch die Justinianischen Novellen. 
| 
Ü 


|  Indessen begegnet uns auch das Wort: rd &öve, wie schon in Papyri 
des vierten Jahrh. (Grenf. 2,76; Lips. 41 [300]), so auch noch unter 
fustinian und später: Flor. 93, 17 (297); Cair. 67006 Verso 11. 33. 112. 


128; 67088, 14. 

Dabei ist es schwierig, das Verhältnis der &öv« zu der zo0 yduov 
)woed festzustellen. Daß es keineswegs Gegensätze sind, zeigt Flor. 93 eit.; 
Henn hier erklären sich die Eheleute in einem Scheidungsakt v. J. 569, 
laß sie gegeneinander keine Ansprüche mehr haben, unire sol yduov 
Tuvapelas (der ehelichen Verbindung) x«i rovrov Eivav zul power. 
‚Der sind die &dv« das Gegenstück zu den zooıxa«, d. h. der Mitgift; da 
lieser sonst immer die Donatio propter nuptias entgegengesetzt wird, 
lürften die &öv« hier unter diesen Begriff fallen (vgl. auch Naber, Arch. 
3,20). Schwierigkeiten bereitet aber Cairo 67006: da gibt zuerst in 1. 19 
ler Arzt Victor, der Vater des heiratenden Aphous, diesem als 00 Yduov 
Noged den ganzen Nachlaß der verstorbenen Mutter des Aphous; sodann 
N - wegen der Lücken der Lesung weiß man nun nicht, ob das folgende 
‚uch aus dem Nachlaß der Mutter stammt — 21 Goldsolidi: davon sind 
ber 12 bestimmt für die junge Frau ‘ünto rov &ödvov [abrijg] tüv ovv- 
bavndevrov Öldoodeı wurd Ev TO xuıe®!) Tov ydumv, 9 dagegen sollen 
jeim Ehemann bleiben eis Aöyov dıaroopov (]. diergdpwv?) «urod. Von 
tsteren 12 Solidi waren wieder 8 das einstige Brautgeschenk der Mutter 
'es Aphous gewesen: dieses wird also jetzt als Donatio propter nuptias 
'ür den Sohn verwendet. Weiter wird aber noch mit einer weiteren mod 
‚@uov Öwosd der väterlichen Großmutter gerechnet, wobei leider der Zu- 
am menhang des Textes vielfach noch nicht hergestellt ist. 

Danach hat es den Anschein, als ob die &öv« eigentlich ein beson- 
'erer Teil der zo0 yduov Öwgsd wäre, der in besonderem Maß für die 
'erson der Frau bestimmt ist; vielleicht hängt es auch damit zusammen, 
aß nach 1.118 von den &dva xal advra va Enididöusva Ev oo|«] (1. &oe) 


duov die Rede ist. Aber Bestimmtes läßt sich nicht sagen und jedenfalls 


erden die &öv« in den meisten Punkten den Bestimmungen über die 
icra nuptialia unterlegen haben, an denen die Gesetzgebung jener Zeit 
> reich ist. 

Von letzteren sieht man übrigens. gerade in den Kairener Papyri 


eh deutliche Spuren. So wird in Nr. 67006, 117fg. in Befolgung einer 


| 1) So ist wohl mit Wilcken, Arch. 5, 444 die üble Orthographie des Papyrus zu 


|rbessern. 
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“Hela didrekıg’ für den Todesfall über das Ehevermögen verfügt: die 
te£ıg ist wahrscheinlich Just. Nov. 98 e.1. Wenn der Mann zu 
stirbt und Kinder vorhanden sind, soll die Witwe die &öva x«l &mudı 
ueva lukrieren, andernfalls das ganze Vermögen des Mannes. D. "- na 
lich: im ersteren Fall sind die Kinder die Erben des sonstigen Vermög 
die £öv« usf. fallen der Mutter zu — aber natürlich nur im Sinn 
Nov. 98, d.h. als Nießbraucherin. Die Bestimmungen für das Überleben 
Mannes sind nur teilweise entziffert; aber auch hier spielt das Dasein 
Fehlen der Kinder eine Rolle. Das entspricht alles der Novelle.t) Ch: 
teristisch ist auch, daß nach 1. 19fg. der Vater des Ehemanns die 
sein mütterliches Vermögen ausfolgt und die &öv« der Mutter für $ 
Ehe stiftet. Das alles entspricht ganz dem Geist der Gesetze: das \ 
mögen der Eltern ist wie eine Stiftung für die Kinder. 
Beachtenswert ist in diesem Zusammenhang auch die (anschei in 
wörtliche Anführung eines (in der bisherigen Überlieferung nicht 
erhaltenen) Stückes des Gesetzes von Leo C. J. 5,9, 6 über den P: 
binubus, welche Cair. 67028 1. 23—25 (370) enhält.?) 
4) Die Bestellung der Mitgift (zoo(&) folgt der Ordnung der ] 
schenkung in den Kontrakten erst nach, enthält übrigens nur das Se 
verständliche. | 
5) Die personenrechtlichen Erklärungen über die Theschließung we 

erst hinter die Ordnung der vermögensrechtlichen gestellt; sie 
nur die selbstverständlichen Zusagen ehelicher Gemeinschaft, Liebe 
Treue. 


1) Einfacher, aber in seiner Art sehr gut äußert sich über die Eventuali 
bei Auflösung der Ehe CPR 30, 23 fg. (290). 
2) Vgl. dazu Mitteis, Sav. Z. 31, 394; Partsch, G. G. Nachr. 1911, 230 fg. 
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I. DAS ENCHORISCHE RECHT. 


1. In diesem scheint, soviel die noch recht dürftige Überlieferung 
ber erbrechtliche Fragen erkennen läßt, das eigentliche Erbrecht gegen- 
ber der allgemeinen Organisation der Familie zurückzutreten. 
- Wenigstens wird von fachmännischer Seite gelehrt, daß das Ver- 
en der Eltern hier zugunsten der Kinder familienmäßig gebunden ist 
bei diesen wieder zugunsten ihrer weiteren Deszendenz, so daß ein 
s Familienvermögen bestanden habe. Es würden also die Eltern 
als Verwalter denn als freie Eigentümer desselben erscheinen. Wirk- 
ndet sich in den demotischen Verträgen über &yyo«gpog yduog ganz 
mäßig die Bestimmung, daß der älteste Sohn oder alle Kinder Erben 
3 Vermögens sein sollen. 

Allerdings bleibt dabei nach den heute vorhandenen Darstellungen 
es ägyptischen Rechts noch manches unklar. Insbesondere erkennen wir 
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nicht, wie sich jene Vertragsbestimmung zum gesetzlichen Recht 
Ist sie nur eine Feststellung dessen, was nach zwingender geset: 
Ordnung einzutreten hatte? Oder ist sie eine Sitte, neben der, 
immer befolgt wird, eine gesetzliche Regel gar nicht besteht?!) 

Wenigstens die Vorliebe dafür, das Vermögen in dieser Art 
Familie vertragsmäßig zu sichern, klingt durch das ägyptische Far 
recht noch bis tief in die Kaiserzeit hinein durch, obwohl in diese 
Testamente der Ägypter keine Seltenheit mehr sind. Es ist noch 
den Römern öfter von einer „Verfangenschaft“ (x«royn, #o«rnoıs) 
lichen Vermögens zugunsten der Kinder die Rede, wobei ich alle 
gleich betonen möchte, daß diese, da die Testierfreiheit eben schon be. 
steht, sicher keine gesetzliche ist, sondern auf den Gesichtspunkt des Erb- 
vertrags (der Eltern) zurückgeht. | 

Die klassische Stelle hierfür ist das Edikt des Marcus Mettiu us, 
Oxy. 237 VIIL34f. (192), wo es bezüglich der Anlegung der Grundbı 
dirorowueare heißt: 

zaperıderooav Öb... rd tenve reis (sc. bmoordessı) Tüv yoveov 
7 uv yolsıs did Ömuoolov Terionteı xomuersußv 7 ÖE #riaıg Weru 
PEvatov Tolg TEXRVOLS KEROKTNTEL. 

Das System wird also hier dahin bezeichnet, daß den Kindern d 
den (Ehe- und) Erbvertrag der Eltern ein Recht an deren V 
eingeräumt wird, wodurch sich das Recht der Eltern auf ein 
‘yensıg’ reduziert. Das wäre wörtlich genommen sogar nur Nutz 
doch wird man vielleicht eher von einem durch die Rechte der 
wärter gebundenen Eigentum sprechen. Denn wie immer man jene 
Verträge auffassen mag (s. sofort): daß beide Eltern ihr Eigen 
durch in bloße Nutznießung verwandelt hätten, ist recht 
scheinlich. 

Dabei wird aber noch die stets übersehene Frage zu stellen 
jene x«royn der Kinder (also die der späteren Zeit)?) ein so starkes 
gewesen ist, daß die Eltern es auch durch Übereinkunft unter 
nicht beseitigen konnten. Selbstverständlich ist dies ja keinesweg 
man vielmehr, wie es hier geschehen ist und für die Zeit zweif 
Testierfreiheit gar nicht anders geschehen konnte, die die x«roy 
gründenden Verabredungen der Eltern als gewöhnliche Erbvertri 
so ist das daraus entspringende Recht der Kinder jedenfalls ı 


v7 


1) Davon will ich ganz absehen zu fragen, ob nicht auch hier aus € 
fälligen Überlieferung verfrühte Regeln abgeleitet werden und also die Th 
Familienvermögens wirklich so gesichert ist als sie sich gibt. Ganz ohne An 
sie ja gewiß nicht. b 

2) Für das ältere ägyptische Recht ist der Punkt vor allem von Ä, 
zu untersuchen. Derzeit lehrt ja Revillout ein allgemeines Verfangenschafts 
Kinder (Preeis 1, 419 u. ö). 
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ntliches „Verfangenschaftsrecht“ in dem bekannten Sinn zu definieren, 
n nur als eine durch den Erbvertrag der Eltern nach dem Tod de 
ns praedefunctus eintretende dingliche Anwartschaft auf das Vermögen 
superstes. Es steht m. E. nichts entgegen, die Stelle in Oxy. 237 in 
esem beschränkenden Sinne auszulegen, vgl. unten S.243b. 
- Daraus folgt von selbst die Erklärung dafür, daß wir einer Zustim- 
ung der Kinder zu Verfügungen der Eltern in den Papyri verhältnis- 
aäßig selten begegnen, während sie sehr häufig zu erwarten wäre, wenn 
chon in währender Ehe ein wahres Va begründet wäre.!) 
iR Wenn das Testament dem älteren ägyptischen Recht im ganzen 
d war, so schließt das System familienmäßiger Bindung doch nach 
| gabe der Demotiker gewisse Verfügungen der Eltern nicht aus. Wir 
Bene solchen im altägyptischen Recht unter dem Namen des „Ampa“, 
ermöge dessen wenigstens über jenes Vermögen verfügt werden konnte, 
velches man nicht von den Eltern her ererbt, sondern von anderer ER 
\rworben hatte.) Doch mag die Errichtung solcher, welche anscheinend 
ine sofortige, also schon bei Lebzeiten des Verfügenden eintretende 
Sukzessionswirkung zur Folge hatten, von der Genehmigung des Königs 
‚bgehangen und soll auch meist nur zugunsten der Ehefrau oder eines 
setzlichen Erben stattgefunden haben.) Außerdem scheinen Stiftungen 
rorgekommen zu sein. 
78. Es ist übrigens ersichtlich, daß diese Grundzüge des altägyptischen 
Rechts lange nicht ausreichen, um alle erbrechtlichen Kombinationen zu 
lecken. Bei kinderlosem Tod einer Person muß die Frage des Erbrechts 
ler Seitenverwandten doch von jeher irgendwie geregelt gewesen sein. 
Ind für die spätere Zeit finden wir für das Vorhandensein eines encho- 
ischen Intestaterbrechts sogar in den griechischen Urkunden direkte An- 
altspunkte. Deutlich weist auf ein solches die in BGU 19 (85) I 20fe. 
geführte kaiserliche Verordnung der Römerzeit, wonach es „auch den 


“ 


4. Im übrigeu darf aus der Wendung der Ehekontrakte, wonach der 
teste Sohn Erbe des Vermögens sein soll (8. 210), nicht geschlossen 
erden, daß er Alleinerbe war. Das wäre ja schon an sich unverständlich 
ıd verträgt sich auch nicht mit der Tatsache, daß öfter von den Eltern 
> „elterliche Teilung“ unter den Kindern vorgenommen wird, 9. 2441g. 
Der älteste wird also nur als Repräsentant der übrigen genannt. 

# 4) Ich muß leider bekennen, daß ich auf diesen Punkt hin nicht gesammelt 
abe; die mir derzeit zur Hand befindlichen Fälle von Zustimmung der Kinder (P. dem, 
Ptraßburg VII [S. 23]; BGB 998 I 5; CPR 19, 18) stehen der Annahme, daß die Ehe 


)ereits durch Tod des parens praedefunctus aufgelöst ist, nicht entgegen. 
| 2) Revillout, Preeis 1, 12fg.; 2, 982. 3) Revillout a. 0. 
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Ein gewisser Vorzug des Erstgeborenen — sei es nun durc 
bei der Teilung befolgte Sitte, sei es kraft gesetzlicher Bestim 
tritt allerdings öfter hervor. So steht in Par. 14, 11’fg. Ei: 
ÜnaoyoVong ydo Bot xgoyovinäg oixtag 7 dene EE, dp’ &v 
Aovol wor miysıs Ente did TO Eivaı ToVv TaTEon WoV zesoPern ” 
und ein ähnliches Vorrecht der Erstgeburt zeigen auch BGU 86: 1 
Lond. 3 p. 8/9 1.18 sowie der in Arch. 1, 479 angeführte Münd 
Papyrus.') 

5. In der ptolemäischen Zeit ist wohl auch den Ägyptern die En 
tung eigentlicher Testamente zugänglich geworden, wenngleich der >acl 
bis, der im Jahre 121 v. ©. laut P. Gizeh 10388 (Arch. 1, 63) vor 
griechischen Agoranomen ein solches errichtet, nicht oh weiteres 
Ägypter angesprochen werden darf. In der Ka sind Testam 
von Ägyptern keine Seltenheit (Oxy. 104. 105. 495; auch BGU 8 
mögen hier gesetzliche Bestimmungen eingegriffen hab von de 
noch keine Kenntnis haben. Ausgeschlossen von dem Recht der Testan 
serrichtung ist jedoch das Kind &£ dyedpov yduov, so lang sein V 
lebt, da dieser das Heimfallsrecht auf dessen Nachlaß besitzt (S. 2 10) 


II. GRIECHISCHES UND GRÄKO-ÄGYPTISCHES RECHT 


Hier ist vor allem davon auszugehen, daß der Begriff der U: 
sukzession in Griechenland nicht in der Schärfe ausgeprägt ist w 
Rom der Fall ist. Der Gedanke, den Nachlaß als eine untrennbar: 
liche Einheit der Aktiven und Passiven aufzufassen, ist den ( 
keineswegs geläufig. 

1. Zwar ist es vielleicht zu weit gegangen, wenn man neuerlich le 
daß eine grundsätzliche persönliche Schuldenhaftung für den E 
griechischen Recht nirgends anerkannt, sondern die Schuldenlas u 
nur als auf dem Nachlaß ruhend as sei. 

Das ist unzweifelhaft der Standpunkt des Rechts von Gortyn (X 
und wird wohl überall der ursprüngliche gewesen sein. Ob aber d 
Recht diesen Standpunkt nicht wenigstens teilweise überwunden hat 
doch fraglich. Es ist Partsch, der das Gegenteil gegen die ältere I 
vertritt?), durchaus zuzugeben, daß die unmittelbaren Beweise der 
teren vielfach nicht durchschlagend sind; und es mag richtig ‚Sell, 


Val. Mitteis, Reichsr. 56 A.2 u. die das. zitt.;, Gradenwitz, Hermes 
Wilcken, Arch. 1, 479. — Griechen stehen in Frage in Petr. 3, 190; use 
mangelhaft überlieferten) Dokument handelt es sich, wenn überhaupt, s 
nur um eine zufällige Begünstigung des ältesten Sohnes. 

2) Bürgsch.-R. 1, 232 fg. in unzweifelhaft bestechender Darstellung, die ı 
dings fast allgemeine” Zustimmung zu finden scheint. 


4 re 
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Aber mindestens bezüglich der Deszendenz des Erblassers weisen 
ch manche Spuren darauf, daß für diese eine persönliche Haftung an- 
nnt wurde!) Es ist z.B. für das attische Recht nicht zu leugnen), 
die Atimie des Staatsschuldners auch dessen oixsio: trifft; daß diese 
dem nicht persönlich gehaftet hätten, auch wenn sie den Nachlaß 
hmen, scheint mir doch eine bedenkliche Voraussetzung. Freilich ist 
de dieser Punkt deshalb wenig praktisch, weil unzweifelhaft den Kin- 
das Ausschlagungsrecht zusteht; liegt aber nicht gerade in diesem 
t die Anerkennung dessen, daß, wenn nicht ausgeschlagen wird, das 
| doch mit mehr als dem Nachlaß haftet? 
Das Recht, die Erbschaft auszuschlagen, ist auch für die Griechen in 
pten bezeugt. Elef. 2, ein Erbvertrag zwischen Eheleuten v. J. 285/4, 
den Söhnen den Nachlaß der Eltern und sagt (1. 13fg.): “’Edv 68 
heinwoıv Awovdorog 1) Kaiklora 980g Tı, EEEorw roig viois un Euße- 
v, Ev un BovAmvra Televrioavrog Arovvolov zul Karilorog’. Daß 
bloß darauf hinzielen sollte, den Erben etwaigen Streit mit den Nach- 
bgläubigern über den Umfang des Nachlasses zu ersparen, halte ich 
ir wenig wahrscheinlich. 
In Flor. 61 (80) haben zwei Söhne sich längere Zeit besonnen, ob 
; die Erbschaft ihrer Väter antreten sollen: “&rei oıroAöyoı N6KV xal 
odvro eig Tov Kalo«oog Adyov’ (II 49). Auch die Art, wie dann der 
hr Sohn gegen den anderen wegen eines unter den Vätern bestandenen 
dverhältnisses mit Selbsthilfe vorgeht und ihn einsperrt, obwohl 
r edoyiumv ist — man bemerke, daß die Zahlungsfähigkeit des 
eben betont wird, nicht des Nachlasses —, scheint mir für persön- 
he Haftung zu sprechen. Und in Oxy. 76 (179 n.C.) wendet sich eine 
au an den oro«ınyög: ihr Vater sei krank; falls er sterbe, sei sie nicht 


2. Indessen, wie immer es sich mit der Schuldenhaftung verhalten 
1ag?), soviel bleibt sicher, daß schon die Sukzession in die Aktiva nicht 
& Begriffsschärfe der römischen Hereditas aufweist. 

Wir sehen das vor allem an den in beträchtlicher Zahl vorliegenden 
amenten der ptolemäischen Soldaten; hier wird, wie in den attischen 


1) Vgl. auch Wenger, GGA 1911, 167. 
2) Und wird auch von Partsch nicht bestritten, a. 0. 2351g. 
3) Außer Betracht bleibt bei diesem Punkt die in Testamenten öfter (z.B. 304, 6) 
hende Anordnung, daß ein bestimmter Bedachter die Schulden bezahlen soll. Das 
onnte nur als Auflage wirken, die Verpflichtungen gegen die Gläubiger aber nicht 
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Philosophentestamenten, der Nachlaß regelmäßig Stück für 
geben, so daß im römischen Sinn nur Kodizille vorliegen würe 
auch wo alles vergeben wird, ist nur von 'xereielno T& Öndoyovre | 
also von einem Vermächtnis der Aktiva die Rede. In der Kaise 
allerdings wird öfter ein xAngovöuog ernannt, was möglicherweise 
auf römischen Einfluß zurückgeht, obwohl das Wort (in weniger prägna 
Bedeutung) natürlich schon dem altgriechischen Recht geläufig ist. 
3. Bezüglich der Berufung zur Erbfolge wäre zunächst die Intestate 
ordnung der ägyptischen Griechen zu erörtern. Doch mangelt es füı 
Frage, welches Erbfolgesystem hier geherrscht hat, noch an den erfo 
lichen Vorarbeiten. Urkunden, in welchen über dasselbe unmittelbaı 
sprochen wird, liegen nicht vor; es muß als Gegenstand künftiger U J 
suchung bezeichnet werden, ob sich aus Vergleichung der in Er 
und sonstigen Vermögens Kaufbriefen und ähnlichem Mat 
enthaltenen Angaben über stattgehabte Intestatsukzession das in 
gestandene System ermitteln läßt. Bis dahin wird man nach 
dessen, was wir über das griechische Erbrecht in anderen Gebiete 
annehmen dürfen, daß die gesetzliche Erbfolge nach dem agnatische 
geordnet war. Aber der Ausbau im einzelnen muß dahingestellt n 
Bezüglich der gewillkürten Erbfolge, wo das Material viel mehr zu 
tage liegt, ist zwischen Testamenten einerseits, Erbverträgen und weor- 
relcı (elterlichen Teilungen) andererseits zu unterscheiden. | 


I. TESTAMENT (AIAOHKH). 


Dieses ist schon in der Ptolemäerzeit sehr häufig und wird, wie be- 
reits gesagt (S. 234), seit dieser Zeit nicht bloß von Griechen, & sondern 
auch von Ägyptern errichtet. | 

a) Die äußere Form der Testamentsurkunden entspricht bei 
Griechen den allgemeinen Regeln der Urkundsformen; es gibt 
graphophylaxtestamente!) und Homologien. Die alexandrinische 
ons freilich ist, schon wegen der üblichen Zweiseitigkeit 
klärungen (neg& tod deivog xal tod deivog, oben 8. 66), auf de 
Natur nach einseitige Testament mindestens nieht in unveränderte 
anwendbar gewesen; jedenfalls konnte man aber in Alexandrien 
auch dort nachweisbaren (8. 65 A. 3) Agoranomen Homologien 
In einem Fall (BGU 1151,7) wird eine solche, aufgenommen für eiı 
chischen Testator von dem doysiov (t&v ’Iovdeiav [?]), erwähnt. — 
öıeyoapal können natürlich für die letztwillige Verfügung nie 3 
tracht kommen; zweifelhafter ist die Zulässigkeit chirographarise E /er 
fügungen. | 


1) Daher vielleicht auch (in der Kaiserzeit) &&&udervoo, (oben S. 
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@ Zeugen würde ja wieder sofort ein &&audervoov (S. 55) geschaffen. 
1% Doch darf man die eigentümliche Bemerkung in Oxy. 494, 25; 495, 15 
jcht übersehen. Dort sagt der Testator in einem notariellen Testament: Was 
»h auf das &x0601u0v dieses Testaments hinzuschreiben werde, soll gültig 
in. Man hat hiernach den Eindruck, daß es mindestens zulässig war, 
'renn der Testator eine solche im notariellen Testament vorbehaltene 
‚olographische Verfügung (also einen Codieillus testamento confirmatus) 
‚auf dem &xö6oıuov selbst?) errichtete. 
Übrigens ist der erstere Papyrus noch dadurch interessant, daß der 
Irblasser in demselben erklärt, er habe das ganze Testament een 
'eschrieben (L 30). Es zeigt dies die Möglichkeit, daß bei letztwilligen 
Terfügungen der Erblasser das Recht hatte, der Notariatsbehörde — 
\enn daß das Testament notariell ist, höhreish das Eydöcıuov in 1.25 — 
inen eigenhändig geschriebenen Aufsatz zur Beurkundung zu über- 
‘eichen, und in der Tat ist dieses Stück subjektiv stilisiert. Das ist 
uch durchaus begreiflich, da es unerträglich gewesen wäre, bloß das 
or nuncupativum“ zuzulassen, bei dem die Urkundspersonen 
en Inhalt notwendig erfahren mußten. Vielmehr konnten Testamente 
edenfalls auch verschlossen präsentiert und von den Zeugen ohne Kenntnis 
Ies Inhalts versiegelt werden. 
| b) Erforderlich scheint die Zuziehung von sechs Zeugen gewesen zu 
ein: sie findet sich nicht bloß bei Syngraphophylaxurkunden, wo sie 
/chon durch das Wesen dieser Urkundenart bedingt ist, sondern sie ist 
uch bei notariellen Homologien, bei denen sonst keine Zeugen zugezogen 
irerden, so regelmäßig"), daß man m. E. annehmen muß, es habe hier eine 
resetzliche Vorschrift bestanden, wonach jedes, auch das notarielle Testa- 
ment, von sechs Zeugen beurkundet sein mußte. Damit stimmt CPR 18, 
1920 (84) gut überein, wo in einem Prozeß gesagt wird: "mv duadnanv 
rien Eysıv TOv TÜV uRgTÜEWV doıduov”. 

€) Unterschrift des Testators findet sich immer in der römischen 
eit, nicht dagegen in der ptolemäischen. Auch Zeugenunterschriften sind 
tst in der römischen Zeit nachweisbar; unter den Ptolemäern wird zwar 
notariellen Testamenten ein Verzeichnis der Zeugen gegeben, aber 
wnscheinend vom Notar hergestellt.) Das Gleiche gilt von den Syn- 
aphophylaxurkunden. 


1) Grenf. 1, 21, wo die Zeugen fehlen, ist sicher Kopie, wie schon der Hg. er- 
xannt hat. Ürigens inden sich vielleicht Reste ihrer Unterschrift in Grenf. 1,44, der 
och wohl ein Exemplar desselben Testaments darstellt (vgl. Naber, Arch. 3, 11). 

2) Vgl. Grenf. 1, 12; P. Giz., Arch. 1, 63 fg. 
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d) Daß die Zeugen, wenigstens bei agoranomischen Testamenter 
Inhalt der Verfügung nicht zu erfahren brauchten, wurde bereits bem 
(s. unter a) g. E.). E 

e) Mit welchem Lebensalter die Testierfähigkeit eintrat, wisse: 
nicht bestimmt; es hängt dies mit der allgemeinen Unsicherheit 
Kenntnisse vom Volljährigkeitstermin zusammen (Kap. X). 

Durch das Vorhandensein von Söhnen wird die Testierfreiheit 
Familienvaters nicht ausgeschlossen‘), wie sie sich auch im j 
(nachsolonischen) Recht Athens findet. Aber daß der Vater vö 
habe verfügen können, wird man nieht annehmen dürfen. Der 
Fall, der sich dafür anführen ließe — das Testament des Pachnub; 
1, 63, wo dieser seiner Frau den gesamten Nachlaß, seinen 
von einer ersten Frau nur je ein Bett hinterläßt — beweist ı 
zuviel; hier müssen anomale Verhältnisse von Familienzwist vorg 
haben, und waren das überhaupt eheliche Söhne und nicht mi 
solche && dyodpmv ydunv? Daß ferner in Oxy. 495 der Nachlaß 
Witwe zufallen soll, aber mit der Verpflichtung, ihn nach ihrem T 
auf die Söhne zu verteilen, beweist zwar, daß ein unmittelbare B8 
erbrecht der Söhne auf den ganzen Nachlaß nicht bestand, schlie Bt 
noch keineswegs die unbedingte Verfügungsfreiheit in sau die 
der Mutter kann ganz wohl an bestimmte Normen Sehnde gewesc 
Fälle endlich, wo neben dem Sohn die Schwester etwas erhält (0x . 
sind nur selbstverständlich. 

Frauen müssen zur Testamentserrichtung einen xvgrog b: 
(Oxy. 104. 490. 492; BGU 719). | 

f) Die Testamenti factio passiva kommt auch Ungebornen zu (Grenf. 
1, 12, 21; Oxy. 490, 5). Wenn dagegen in Oxy. 494, 23; 634 Leg 
gunsten von Sklaven errichtet zu sein scheinen, können diese a le 
auch als bloße Auflagen gedeutet werden. Notwendig ist dies fi 
nicht, da derzeit nicht feststeht, daß der gräko-ägyptische Sklav 
kon vermögensunfähig gewesen sei. 4 

g) Der innere Stil der Testamente kann insofern ein konsta ter 
nannt werden, als sie ganz regelmäßig mit der aus dem altgr. 
Recht stammenden Formel beginnen: Tdde dıdero vo@v xal ı 
Ösive. Dies, wodurch sich das einseitige Testament von der gle 
vorkommenden zweiseitigen Schenkung auf den Todesfall (BGU 99 
stilistisch unterscheidet, wird objektiv gefaßt; im weiteren begji 
Testator in subjektiver Fassung zu sprechen. Beliebt ist hierb 
sich zu Beginn für seine Lebenszeit freie Verfügung vorbehält, 
uEv wor Öyıalvovri ToV Euevröv nögıov eivaı Edv dE Tı mdoy 


1) Arangio-Ruiz 34 fg.; Partsch, Sav. Z. 28, 447. 
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der Thebais, z. B. Grenf. 1,21) oder: ‘&p’ dv utv zeoleıuı yodvov Eysıv 
mw av Idlov Eovaiav 6 E&dv Bovkouaı Emıreisiv usf. (so in Oxy- 
ynchos). 

Im Fortgang ist der Stil wechselnd. Eine bestimmte Formel der 
einsetzung ist, wie schon bemerkt wurde (8. 236), namentlich in der 
denzeit nicht üblich, und auch in der römischen nicht konstant; ob- 
in letzterer öfter von xar«ksino #Anoovguov die Rede ist, kommt doch 
| 6VyyR0& Ta deivı To... (Oxy.104. 489) vor. Da oft nur über be- 
mte Gegenstände verfügt wird, hält es mitunter schwer zu sagen, ob 
"wirkliche Universalsukzession mit heredis institutio ex re certa!) be- 
weckt ist oder nur ein Intestatkodizill vorliegt. 

Daneben finden sich auch deutliche Vermächtnisse einzelner Gegen- 
inde, welche neben einer Erbeinsetzung stehen (z. B. Oxy. 494, 7 fg.). 
ierbei bleibt es zweifelhaft, ob solche dingliche oder bloß persönliche 
Wirkung äußern; doch ist ersteres nach der ganzen Entwicklung des grie- 
hen Testaments, welches ja seinen Ausgang von Singularverfügungen 
immt, das Wahrscheinlichere. Dafür spricht auch, daß der Testator nie 
Verpflichtung des Erben zur Verschaffung fixiert, sondern das Recht 
lirekt verleiht (z. B. Oxy. 494 1. 13 fg.: mv xonoww Efeu). 

Auch Freilassungen von Sklaven kommen vor (Oxy. 494, 5fg.; Petr. 
15) und sehr häufig sind Vormundsernennungen. 

Den eingesetzten Erben werden mitunter Ersatzerben (Oxy. 494,12 u.ö.) 


‘Außerdem findet sich das Verbot an den Erben, über den Nachlaß 
ı testieren, was ein Fideikommiß zugunsten seiner Kinder bedeutet (Oxy. 
,‚10—11). 

- Töchter werden, wo sie mit Söhnen konkurrieren, meist auf die Mit- 
t gesetzt, resp., wenn sie dieselbe schon bekommen haben, als hiermit 
ıbgefunden betrachtet. °) 

- Zum Inhalt der Testamente gehören auch die in Ägypten wiederholt 
achweisbaren Ermennungen von Testamentsvollstreckern (&xirgozor). 0 
es schon in den ptolemäischen Soldatentestamenten durchaus gewöhn- 
daß der König zum Testamentsvollstrecker ernannt wird. Das mag 
freilich eine Kurialphrase sein, deren Sinn mehr dahin geht, den 
en Willen dem besonderen Schutz der höchsten Gewalt anzuempfehlen. 
r die hierbei stereotype Wendung Zxireoxov «igoüucı deutet doch 
uf, daß ein gangbarer Begriff gehandhabt wird. Auch in dem römi- 


; 1) Wortdeutlich liegt eine solche vor in (dem Formular) Oxy. 1034: Kimgovöwovs 

ureheino ııv ubv Huyarege uov Aal TOV Süvrgogo» aurg rıva xai Tıva, Tv uEV TIVa 
oixiag xal adAg, vv ÖE Huyarkoa nal ToP GUVTEOPoV aus... or Eym olnıav [dvoir. 
2) So sent: 92. 3) Vgl. oben 8. 223. 
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schen Testament BGU 326 ist von einem Testamentsvollstrecker die ] 
(s. Lit. zu 316), wieder unter der Bezeichnung "&ziroomog’. 
sind diese Spuren der Testamentsvollstreckung undeutlich, und in 
griechischen Testamenten der Kaiserzeit finden wir sie be nicht; 
das Syr. Rb. (P.11 ef. L.30) und Nov. Leon. 68 erwähnen wieder 
Institut; über die Anklänge an dasselbe in lateinischen Rechtsquelle 
Röm. P.R. 1, 106 A.!) Sicheres läßt sich auf diesem Gebiet derzeit n 
sagen. 
Endlich ist der in den Testamenten vorkommenden Strafklauseln zu 
gedenken. Wir finden sie zur Römerzeit in Oxy. 105; 489; 491749 
—495 und noch in dem byzantinischen Testament des Abraham 
Hermonthis Lond. 1 p. 231, während sie in der Ptolemäerzeit fehlen; d 
die Strafandrohung an die Bahnen in Eleph. 2 hat vertragsmäßigen Charakter, 
da diese dem Erbvertrag der Eltern durch ihre Siegelung beigetreten sind 
(s. Einl. zu 311). Jene Strafklauseln nun richten sich an jedermann, der 
den Bestimmungen des Testaments zuwiderhandeln sollte und ve 
über ihn eine Geldstrafe zugunsten der Erben, die in Oxy. 494 di 
von zwei Silbertalenten (sonst nur 1—3000 Drachmen) erreicht; die 
an den Fiskus, außerdem noch die Verpflichtung zum Schadenersatz 
Strafen sind jedenfalls mit den in Inschriften vorfindlichen Sepulkralm 
irgendwie zusammenzustellen; denn auch deren rechtliche Grundlage 
wohl in dem Testament zu suchen sein, das die Grabstiftung en 
Man wird es auch als sicher annehmen können, daß diese Klauseln 
lich wirksam waren; das aber kann nur auf gesetzlicher Grundl 
Fall gewesen sein. Also werden gesetzliche Bestimmungen (resp. v 
gleichsteht, solche des Provinzialedikts) bestanden haben, welche das Testa- 
ment unter besonderen Schutz stellten. E | 
h) Eine beachtenswerte Eigentümlichkeit des gräko-ägyptischen I 
bildet das gemeinschaftliche Testament von Ehegatten. Daß ein 
zulässig war, zeigte durch Argumentum e contrario schon in einem 
Stadium der Papyruspublikationen BGU 448, 13, wo gesagt wir 
leute hätten testiert “Exaorog xeyweısucvag’, Bi die positive Best 
dessen brachten die Erwähnung gemeinsamer Testamente in Oxy. 
636 desc.?) sowie das Original eines solchen in Oxy. 493. Den 
erstere beiden Urkunden wirkliche Testamente meinen und nicht etw: 
ja in Ägypten auch vorkommt ($. 241), Erbverträge, zeigt der in 
vorkonımende Ausdruck diadrixn; auch in Oxy. 493 ist nd 
"moLeiodeaı ee die Rede (l. 15)°?), während ein Erbvertra 
Svyyoapn xal ÖuoAoyle (Eleph. 2 1. 1/2) nennt. 


1) Außerdem auch Sacchi Cadispeto, Studi Fadda 5 p. 311—340. E 
2) Letzterer in extenso publiziert von Wessely, Stud. pal. 4, 114. a 
3) Daß dem Übertretenden Strafen angedroht werden, bezieht sich Bi cht ai 
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5) Über die Eröffnung der Testamente haben in der Kaiserzeit un- 
eifelhaft genaue Vorschriften des Provinzialedikts bestanden, entsprechend 
on des Edictum praetoris urbani; darauf zielen die Worte in Lips. 
13: "diednan vouluug Avdetoa’”. Die Eröffnung erfolgt beim Stra- 
einerlei ob das Testament ein peregrinisches ist (BGU 592; CPR 
) 102, 11) oder ein römisches (BGU 361 II; Lond. 2 p. 176). Der 

teg ist hierzu ohne weiteres zuständig (Lond. 2 p. 176; BGU 361 eit.; 
ohl auch BGU 135). Wenn in BGU 448 ein römischer Veteran sich 
n den Statthalter wendet, um durch diesen den Strategen zur Eröffnung 
‚u beauftragen, so muß dies besondere Gründe gehabt haben.!) 

‚= k) Die Aufhebung des Testaments geschieht nach dem Recht der 
räko-Ägypter nicht schon wie nach römischem Recht durch jede Errichtung 
neuen. Dafern vielmehr das jüngere Testament inhaltlich dem älteren 
cht widerspricht, können beide nebeneinander bestehen (Grenf.1,211.4/5: 
| 10 duedranv). Natürlich aber hat der en re das che, 


2,35; 636, 12 geht. Testamente, die bei den Agoranomen errichtet 
nd BE iaher Be bei ihnen N sind?), werden durch Rücknahme 
Mi (Oxy. 107, 5: avaAapeiv eis dnvowowwv; vgl. Oxy. 106; 178). 

IR 

' I. ERBVERTRAG UND ELTERLICHE TEILUNG. 

Neben dem Testament stehen in der ägyptischen Praxis verschiedene 
lechtsgeschäfte von offenbar hervorragender Bedeutung, nämlich der Erb- 
Prirag unter Ehegatten und die elterliche Teilung. 

Von Erbverträgen unter Ehegatten kann man zunächst vielleicht 
»hon für das altägyptische Recht sprechen (vgl. oben 8.232). Aber auch 
der späteren Zeit finden wir sie in der gräko-ägyptischen Bevölkerung 
srbreitet. In Oxy. 237 VII 35 (192) und 713 (314) besitzen wir referie- 
'nde Urkunden, welche ihre ausgedehnte Anwendung bezeugen. Hlef. 2 
‚t das Original eines Erbvertrags unter Griechen?); auch Gen. 21 1. 1öfg. 
284) enthält einen mit einem Ehekontrakt verbundenen Erbvertrag; BGU 
| 2} 129 Bee) nimmt einen solchen in Aussicht; a ein solcher 


| ® 3) Der Charakter dieses Stückes als Erbvertrag (nicht korrespektives Testament) 
ht nämlich unwiderleglich aus der für beide Teile imperativischen Fassung in 
‚3—5 sowie aus der Überschrift ‘ovyyoagpn nal ÖuoAoyie?” hervor. 

) 4) Ganz sicher ist dieses deshalb nicht, weil man nach dem Wortlaut in 1. 8f£. 
ıch an ein gemeinschaftliches korrespektives Testament denken kann. — Daß 
Em die Parteien in diesem Papyrus wirklich Ägypter sind, ist außer Frage, 


| Ein mit CPR 28 wohl verwandtes, aber wegen starker Defekte nicht durch- 
‚chtiges Stück ist ferner Oxy. 265. 
Mitteis-Wilcken, Grundzüge. II. 16 

R' 
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unter Ägyptern ist CPR 28 (312). Auch im letzteren Papyrus f fällt 
erbrechtliche Yetitigung mit dem Eheschluß oder richtiger gesagt ı mit 
Abschluß des 2yyo«pog yduog — denn agraphisch hatte das Paar S 
längere Zeit gelebt — zusammen, und es mag oft vorge 
daß Erb- und Ehevertrag verbunden wurden. Notwendig kann dies # 
dings ausweislich von Elef. 2 nicht gewesen sein. 

Die elterliche Teilung dagegen finden wir (bei Ägyptern) wiede er 
(BGU 183. 251— —2) im Anschluß an die Ehe der Kinder. D. h. 
Ehekontrakt dieser schließt sich der Parens so an, daß er an die heir: 
den — mitunter‘) auch seine übrigen — Kinder sein Vermögen verteili 
Begriffsnotwendig wird aber die Verbindung der Teilung mit einem 1 IE 
kontrakt nicht gewesen sein; im Fall Fay. 97 (315) haben wir für di 
Annahme solcher Koinzidenz mindestens keinen Anhalt. F 

In BGU 252 findet sich als Überschrift der Urkunde, welche wie 
sagt Ehevertrag der Kinder mit hinzutretender Teilung des Paren 
das Wort ‘ovyypapodırdıjxn’. An einer zweiten Stelle, CPR 28,1, ; 
man vorgeschlagen, es durch Ergänzung herzustellen.?) Dieses zw 
Stück ist jedoch ein Erbvertrag (oder korrespektives Testament) bei 
Eheschließung der Eltern. Sollte daher obige Ergänzung zutre 
wäre ersichtlich, daß ouvypo@gpodiadrjxn ein Sammelname für alle Ur 
ist, in denen eine Verfügung von Todeswegen mit einem Rechtsg, 
unter Lebenden zusammentrifft. | 

Im einzelnen ist nun folgendes zu sagen: 


I. Der Erbvertrag. 


Ob er der besonderen Form des Testaments, d.h. der sechs Zeı ei 
bedarf, läßt sich nicht feststellen; denn Elef. 2 ist Syngraphopl 
urkunde,’ die hier vorkommenden sechs Zeugen sind also schon ( 
diesen Umstand bedingt gewesen. In dem Notariatsakt CPR 28 ( 
es ein Erbvertrag sein sollte, 8. 241 A. 4) dagegen ist der Schluf 
gerissen, so daß man nicht weiß, ob hier Zeugen zugezogen worden 
Immerhin ist das-Erfordernis der sechs Zeugen an sich wahrsch 

Außerdem sind in Elef.2 dem Erbvertrag auch die Kinder z 
worden. Sie haben mitgesiegelt. Ob Entsprechendes in CPR 28 
Fall war, ist bei der unvollständigen Erhaltung dieses Stücks 
SE Dean auch in Oxy. 237 VII 35 ist die Entscheidung nicht al 


1) Letzteres nicht immer; in Oxy. 713 (314) ist den (älteren) Kindern j 
bei seiner Verheiratung zugeteilt- «worden. — Daß dieses eine Abschichtun 
Hause darstellt, liegt auf der Hand. 

2) Ein anderes Mal findet es sich in Oxy. 1102, 14 (mir zufällig noch 
Publikation zugänglich gewesen); die Art der Urkunde ist hier nicht sicher 
stimmen. 
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her. Doch kann die Zuziehung der Kinder keinesfalls notwendig 
gewesen sein; man pflegt auch, und wohl mit Recht, nach Analogie der 
j motischen Ehekontrakte anzunehmen, daß die Eltern sogar eine noch 
vorhandene Nachkommenschaft vertragsmäßig einzusetzen imstande 
ren, und darauf deutet auch die Ausdrucksweise in Oxy. 713, 16 ‘xer- 
gov ıi) && dAAjkov yeveü” Man müßte ja bei einer anderen Auffassung 
n allen Erbverträgen, die mit dem Eheschluß verbunden waren, an- 
I hmen, daß dem Eyyoagpog yduog ein üyoagpog yauog vorausgegangen 
ar, dem die am Vertrag teilnehmenden Kinder entstammten; eine denn 
doch unmögliche Voraussetzung. 

a) Wurde nun der Erbvertrag mit Zuziehung der Kinder geschlossen, 
so ist nicht zu bezweifeln, daß er diesen sofort eine feste z«@royj am 
erlichen Vermögen gab, also ohne ihre Zustimmung nicht widerruf- 
h war. 

b) Wie aber, wenn die Kinder dem Vertrag nicht beigetreten waren? 
Man pflegt bis jetzt auch hier eine sofortige z«royr anzunehmen, ohne 
ich die grundsätzliche Verschiedenheit dieser Konstellation von der ersten 
genwärtig zu halten. Man ist dazu bestimmt eben durch die Tatsache, 
laß in den Papyri öfter von xuroyrj; der Kinder die Rede ist, wobei man 
ö auch früher ich selbst) nicht bedacht hat, daß diese ganz wohl nur 
ür solche Fälle gemeint sein kann, wo entweder diese am Vertrag teil- 
genommen hatten oder doch ein Elternteil bereits verstorben war (denn 
n diesem Falle konnte natürlich der Superstes einseitig den Vertrag nicht 
ufheben). Ob aber, wenn beide Eltern lebten, sie den ohne Zuziehung 
ler Kinder errichteten Erbvertrag nicht aufheben konnten, ist doch eine 
iene Frage. Man beachte auch in Oxy. 713, 17 fg. die charakteristischen 
Worte moög ro usr& rıhv reAsvrnv Beßalog zivaı av rexvov. Ich bin 
iso sehr geneigt, den Eltern die Freiheit der Aufhebung des Erbvertrags 
n beiderseitigem Einverständnis zuzusprechen und anzunehmen, daß, wo 
ie Kinder dem Erbvertrag nicht beigetreten waren, eine x«royr; zu ihren 
sunsten erst mit dem Tode eines der Eltern eintrat. 

Ad a) und b) Soweit nun aber die zaroyr; eintrat, müssen wir an- 
iehmen, daß sie den Kindern an jedem Bestandteil des elterlichen Ver- 
ögens ein festes, freie Verfügungen des Parens!) ausschließendes Recht 
0b. Also nicht bloß ein festes Erbrecht am Vermögen als Ganzes.?) 
sun nach Oxy. 237 VIII35 soll die Verfangenschaft im Grundbuch ein- 


1) Unter Parens verstehe ich hier und im folgenden den Parens superstes für 
en Fall, daß die Kinder dem Erbvertrag nicht beigetreten waren; für den ent- 
engesetzten Fall dagegen die beiden Eltern der noch nicht durch den Tod auf- 
sten Ehe. 

2) In diesem letzteren Falle wären nämlich Verfügungen unter Lebenden des 
ıs superstes über sein Vermögen keineswegs notwendig ausgeschlossen. Vgl. 


16* 
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getragen werden. Das hatte aber doch nur einen Sinn, wenn 
handene Vermögen des Parens gegen 'VeriguiEs unter Tehendl n 
bunden werden sollte. 

Nach dem Gesagten hat es also zweifellos Fälle wahrer Gebundcil it 
der einzelnen Vermögensstücke gegeben. Diese Tatsache bestärkt n 
aber auch darin, die Bedingungen dieser x«zoyyj nicht schon mit je 
Erbvertrag ohne weiteres als gegeben anzusehen, da wir sonst in K 
und anderen Verträgen viel häufiger eine Zustimmung der Kinder 
Verfügungen der Eltern erwähnt finden würden. 

Zweifelhafter ist folgender Punkt. Gibt die xaroy; jedem Kind glei iches 
Anteilsrecht an jedem einzelnen Vermögensstück oder nur allen zusz n 
ein gemeinsames Recht, wobei der Parens befugt ist, unter ihnen belie 
zu verteilen? 5 

Ein solches Recht der Verteilung durch den Parens superstes 
nämlich in Oxy. 493 in einem wechselseitigen Testament, das die 
als Nacherben des Parens superstes betrachtet, für diesen festgestellt‘ 
tritt auch in Oxy. 713 deutlich hervor. Nach letzterer Urkunde 2 
es allerdings, daß die Verteilung eine gleiche sein mußte. Die Frage 
nur, ob ein solches Teilungsrecht besonders ausbedungen werde mu e 
was wahrscheinlich ist. 

Endlich sei noch bemerkt, was bereits wiederholt vorausgesetzt wurde, 
daß eine ähnliche ««royj der Kinder wie beim Erbvertrag auch 
korrespektive Testamente der Eltern eingetreten sein kann von dem 
blick an, wo ein Elternteil starb. Vielleicht liegt in CPR 28 
Natur als Erbvertrag ja als zweifelhaft bezeichnet wurde (8. 241 A) 
ein solcher Fall vor. Sicher ist er in Oxy. 493 (vgl. S. 240). 


II. Elterliche Teilung. 


Hier ist sofort vorauszuschicken, daß dieser Begriff ein sehr weit 
ist. Man kann ja jede Anordnung unter denselben subsumieren, di 
Zuweisung bestimmter“Vermögensstücke aus dem elterlichen Gut an die 
verschiedenen Deszendenten mit sich bringt. 

a) Darum kann elterliche Teilung schon liegen in einem Ver 
unter Lebenden, der mit den Kindern geschleH wird. 

Solche Vorträge sind schon dem altägyptischen Recht ge 
Der Parens behält sich dabei wohl auf Lebenszeit das Nutzungsrec 
Ein in griechischer Sprache abgefaßtes Dokument dieser Art ist BG 
wo ein Priester eine Verteilung (dxousgißsıv) seines Vermögens zwis 


1) Vgl. Revillout, Precis 1, 600. 
2) Vgl. auch Grenf. 2,71 (190); doch ist daselbst wegen der Defekte des P 
der Tatbestand nicht mit Sicherheit zu übersehen. 
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iner Frau und Tochter “usr« mv Euvroo teAevriiv’ vomimmt. Hierbei 
ahlen die beiden Frauen gleichzeitig die Übertragungssteuer; daraus 
ersichtlich, daß feste, nur durch einen Vorbehalt des lebenslänglichen 
Nutzungsrechts beschränkte Eigentumsübertragung vorliegt.') 

Teilungen unter Lebenden sind aber auch schon dem klassischen 
riechenland bekannt. Von den überlieferten Beispielen enthalten die 
isten Realteilung mit sofortiger Eigentumsübertragung, also wirkliche 
schichtung der Kinder?), wobei der Parens sich nicht einmal das 
utzungsrecht vorbehält.°) 

b) Davon ist der Fall wohl zu unterscheiden, wo der Parens sein 
Vermögen auf seine Kinder für die Zeit nach seinem Tod unter dem 
rbehalt verteilt, darüber inter vivos und mortis causa frei zu verfügen 
U 86; 183; 251—2). Dies ist der Hauptfall der elterlichen Teilung; 
entspricht dem, was man im Erbrecht nach dem Vorgang des roma- 
üstischen Sprachgebrauchs die Divisio parentis inter liberos nennt. Dabei 
erbindet sich in den drei letzten der genannten Dokumente die Teilung 
les Parens mit dem Eheschluß eines Kindes, was bei den Agyptern be- 
'iebt zu sein scheint.*) 

' Es scheint, daß schon das Recht der früheren Kaiserzeit für diesen 
Vorgang eine gegenüber dem gewöhnlichen Testament erleichterte Form 
handhabt. Man sieht das an BGU 183 (bei 251; 252 ist nur der Anfang 
‚ler Urkunde erhalten), wo ein gewöhnliches Notariatsinstrument ohne 
eugen errichtet wird. Auf welcher Rechtsgrundlage es geschieht, daß man 
nier von der bei Testamenten stets vorhandenen (S. 237b)) Zuziehung von 
Nechs Zeugen absieht, wissen wir nicht. Vielleicht wurde von diesen auch 
wur dann dispensiert, wenn wenigstens ein Teil der zu bedenkenden Kinder 
ın dem Rechtsakt teilnahm, so daß der Vorgang wenigstens äußerlich 
len Habitus eines (widerruflichen) Vertrags annahm. 


I 
| 


\ 1) Ygl. Rabel, Elterl. Teilung 534. 
2) Mitteis, Hermes 30, 611; Rabel a. O. 531 fe. 

| r 3) Doch sind in Griechenland auch Schenkungen auf den Todesfall seit alter 
Jeit vorgekommen und haben vielleicht in der Geschichte des griechischen Testa- 
hentes eine bedeutsame Rolle gespielt. Letzteres ist der Grundgedanke der auf 
‚231 angeführten Schriften von Bruck; nach ihm ist die Testamentsform ohne 
| sroinsıs, welche bekanntlich gehäufte Einzelvergabungen darstellt (8. 236 oben), aus 
ir rünglich vertragsmäßigen Schenkungen auf den Todesfall hervorgegangen. 

| % 4) Damit ist der Fall nicht zu verwechseln, daß der Parens einem heiratenden 
find eine Zuwendung uer& zıv TeAsvrijv macht, ohne sich freie Verfügung vor- 
| übehalten; das ist eine unwiderrufliche Schenkung auf den Todesfall (Vermächtnis- 
rtrag). So scheint der Fall in Straßb. Inv. 85 ed. Wilcken, Arch. 3, 130 fg. zu liegen. 
ier haben nach dem Tode des (vor den Eltern verstorbenen) Kindes die Enkel schon 
N n festes Recht an der Zuwendung und die überlebenden Eltern haben dieselbe nur 
Nez ihrem Tod „bei sich“ (Col. II 1.37 fg.): &ml r& raüra dronaraordhveı wer& 


y“ m 
mv Eavrav teAsvriv. 


| F 
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schieht ihrer noch später in den kaiserlichen Gesetzen Erwähnung und 
sie sind hier definitiv von der Testamentsform befreit worden (C. Th,2, 
24, 1; 0.J. 3, 36, 26). ; 
e) Findlich ist als dritter Fall der zu verzeichnen, daß die Verteilı 
an die Kinder auf Grund der durch ein wechselseitiges Testament 
Eltern mit Substitution der Kinder oder durch einen Erbvertr: g 
ersteren für den Parens superstes begründeten Teilungsberechti 
geschieht. Das Besondere ist hier, daß die Kinder schon kraft der 
stitution resp. kraft des Erbvertrags Erbrecht besitzen und nur 
Verteilung innerhalb derselben dem Parens zufällt. Konstellationen di 
Art sehen wir in Oxy. 493, 6 (s. Einl. zu 30%) und 713. Es wurde h 
bemerkt (S. 244), daß obige Teilungsberechtigung des Parens sup 
wahrscheinlich nur dann platzgriff, wenn sie durch das Testament re 
den Erbvertrag besonders vorgesehen war. D 
Die Verteilung ist hier jedenfalls nur ein Recht des Parens supers 
dessen Nichtausübung nur zur Folge gehabt haben kann, daß nun 
Kinder nach Analogie der gesetzlichen Vorschrift teilten. Große Schwie 
keiten bereitet aber die Frage, wie weit dieses Teilungsrecht ging. 
Oxy. 493, 6—8 ist gesagt, der Suhana solle teilen dürfen ‘&g av « 
doxj’. Bedeutet das, daß er auch eine im Endeffekt ungleichmäßige ? 
teilung herbeiführen durfte oder nur, daß er, bei übrigens gleich 
Begünstigung, die Auseinandersetzung in für die Kinder bi ir 
Weise vollziehen durfte? Oxy.713 (s. Einl. dazu) spricht für das letzter 


III. RÖMISCHES ERBRECHT. 


Von diesem ist wenig zu bemerken. Die in Ägypten lebenden Rö 
werden natürlich nach Jus civile beerbt. Demgemäß errichten 
ihre Testamente in ziviler Form, und es ist uns in BGU 326 auch das 
für die Erkenntnis des römischen Testaments nicht bloß als Illu 
nützliche, sondern in einzelnen Punkten auch positiv lehrreiche?) — Testa- 
ment eines römischen Veteranen erhalten. E 

Den Grundsätzen des römischen Rechts entsprechend ist das Te 
ment in lateinischer Sprache abzufassen. Nach der Erstreckung des Bür 


1) Einen so entscheidenden Beweis als es viele tun werden, kann ich alleı 
in dem Stück nicht erblicken; denn es ließe sich auch denken, daß hi 
Pflichtteilsrecht des bisher noch leer ausgegangenen Kindes vorgem 
Ein solches muß ja, auch wenn man dem Superstes freie Verteilung gab, 
kannt worden sein, 

2) Nämlich darin, daß es das Wesen des sogen. Antestatus bei der M 
außer Zweifel gestellt hat (s. den Kommentar von Mommsen ad h.1., zit. 


sowie durch das Vorkommen eines Testamentsvollstreckers (8. Mitteis, R 
106 Anm. Ia). 
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t -hts auf einen großen Teil der Peregrinen, welche Caracalla vollzogen 
it, mußte dieser Grundsatz in den orientalischen Ländern unpraktisch 
scheinen; dementsprechend ist denn wenigstens für Ägypter eine Ver- 


jechischen Sprache in Testamenten erlaubte!) Doch kommt es auch 
äter noch vor, daß Testamente in Agypten lateinisch abgefaßt werden, 
ips. 9, 14; 10 II 12); dann werden sie allenfalls ins Griechische über- 


Die inneren Solennitäten der Testamente (certa et sollennia verba) 
ird man wohl auch in den seit Severus Alexander zulässigen griechi- 
hen Testamenten festzuhalten, d.i. durch Übersetzung der entsprechen- 
lateinischen Termini nachzubilden gesucht haben, wovon noch das 
houcı zul eAedo im Testament des Abraham von Hermonthis (319) 
16 — 6. Jahrh. — einen Nachklang gibt; doch haben daneben auch 
rbeinsetzungen ohne solennia verba stattgefunden (318), die nur als 
odizille gelten konnten, bis endlich Konstantin die Formeln der Erb- 
nsetzung ‘ihres obligatorischen Charakters entkleidete. 

Ein Agnitio bonorum possessionis erwähnt Amh.72,8fg. Die übrigen 
länge an römisches Erbrecht in den Papyri sind zerstreut und be- 
en keiner zusammenfassenden Darstellung; doch mag erwähnt werden, 
sich in Grenf. 1, 62, 12fg. eine Anspielung auf Nov. 131 e. 12 zu 
en scheint. | 


1) Erwähnt in PER 1502 (Wessely, Wien. Stud. 9, 241); vgl. Mitteis, Röm. PR, 
282 A. 60. 
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KAPITEL X. 


VORMUNDSCHAFT. 


Literatur: Ägyptologisch: Revillout, Revue &gyptol. 1, 136-8; Oours 
203 fg.; Chrestom. d&mot., preface 162 fg.; Pröcis 1,5991. 2, 1098 fg. 

Griechisch-römisch: W. Ad. Schmidt, Forschungen 1, 30088.; ; Robiou, 
sur l’&conomie pol. des Lagides (Paris 1875) 235—9; Wessely, Mitt. E.R. 
Mitteis, Reichsrecht 165—6; 107—8; 155; 217—221; Sav. Z. 25, 374—7; 29,39 
Gradenwitz, Einführ. 152—60; Arch. 3, 405—14; Erman, Sav. Z. 15, 
Arangio-Ruiz, La success. test. (Neapel 1905) 31—33; 102—5; P.M. Meye: 
3, 105; Wileken, Arch. 3, 244 fg.; 313; 378; Weiß, Arch. 4, 73-94; Gr 
Hunt, Introd. zu Oxy. 6, 888; Wenger, Stellvertretung im Recht der Papyri 1 
173—186; Gött. G. A. 1907, 292. 296 fe.; Sav. Z. 26, 449-456; 28, 305 —11; 
Wiener Eranos zum 50. Deutschen Philol.-Tag (1909) 270fg.; Kübler, Sa 
154—183; 31, 184—195; Costa, Memor. dell’accad. di Bologna, Ser. 1 I (1908/9) 10 


I. ARTEN UND TERMINOLOGIE DER VORMUNDSCHAFT. 


| Wie das römische, so wird auch das gräko-ägyptische Vormund; ch 
recht von dem Gegensatz zwischen Alterstutel einerseits, Geschleel 
tutel andererseits beherrscht. 

Dieser Gegensatz drückt sich auch in der Terminologie insofe 
als die beiden wichtigsten hierher gehörigen Worte &xtroomos und 
sich nach den beiden Hauptarten der Vormundschaft differenzieren. 
&ltoonog bedeutet immer den Tutor für eine jugendliche, xVorog je 
eine weibliche Person.) 

Allerdings aber ist damit die Terminologie nicht erschöpft 
finden nämlich vor allem noch die Ausdrücke xndsu@v und pgon 

A. Der Sinn des ersteren Ausdrucks ist in den Papyri meistens 1 
zu bestimmen. Wenn z. B. in Oxy. 888 (3.—4. Jahrh.) unter der E 
nung als andesuoveg die Ertroonoı und xovgodrogsg zusammengefaßt 
oder wenn in Teb. 378 xndgsroı« allem Anschein nach soviel 
wie Ouratrix?), so ist beide Male ein Begriff der „Pflege“ in einem 


1) Wo eine solche einen Erirgomos hat (z.B. Mus. de Caire Nr. 29808 
R. hist. 30, 480), handelt es sich immer um ein Kind. Doch kommt auch ° 
Exirgomog vor, BGU 907. Der xögıog für einen Jüngling in BGU 996 IT 11 ist 1: 
zu erklären, daß derselbe auch für eine Frau auktoriert und von dieser Funk 
gemeinsamen Namen erhält. 

2) Vgl. Wenger, Sav. Z. 28, 305 fg. 
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‚die technische Tutela impuberum hinausgehenden Sinne gemeint; 
Weu@v scheint also der Pfleger im weitesten Sinne zu sein. 

B. Schwieriger ist es, den Sinn von goovrıorrg festzustellen. Das 
Nort kann zunächst das bezeichnen, was die Römer einen Prokurator 
inen, also den von einer vollkommen geschäftsfähigen Person durch 
chtsgeschäft bestellten Vertreter. Ein sehr bekanntes Beispiel dafür 
jener Heroneinos, der im 3. Jahrh. n. ©. poovrıorijg für die Dörfer 
eadelphia und Thraso war!), bestellt sei es nun von einem Grundherrn, 
si es von einer Behörde; vgl. Oxy. 727,14 u.a. 

Daneben kommen aber auch poovrıorel von Unmündigen vor, so in 
‚BGU 88; 352; 869; Grenf. 2, 45°); Lond. 3 p. 156 1.6; ebenso aber auch 
olche von Frauen (Gen. 44, 7: eine Frau uerd poovrıoToD). 

- Es wäre offenbar voreilig, in solchen Fällen immer ohne weiteres an 
loBe rechtsgeschäftlich®) bestellte Vertreter im oben bezeichneten Sinne 
ken zu wollen. Allerdings ist es richtig, daß in weitaus den meisten 
ser Fälle es wirklich heißt: das Rechtsgeschäft sei vorgenommen worden 
LG Yoovrıoroü’ — was ja an sich nach Stellvertretung klingt —, und 
: sehr selten gesagt wird: “usr& poovrıorov’*), wie es dem Wesen der 
/ormundschaft entspricht. Indessen kann das dıd nicht als Gegenbeweis 
gen das Vorliegen einer vormundschaftlichen Intervention angesehen 
den. Es läßt sich nämlich mit Sicherheit nachweisen, daß der pro- 
ale Stil öfter unrein ist und das Geschäft mit vormundschaftlicher 
ervention als agere per tutorem bezeichnet wird. So geschieht es in 
Inschrift aus Bingen, CIL 13, 7521, wo von ‘per auctorem tutorem’ 
‚Rede ist.’) Dasselbe ist der Fall bei der Cretio der unmündigen Sara- 
s (Nouv. rev. hist. 30, 480 [327]); diese hat über die Cretio eine Ur- 
ıde errichtet ‘per procuratore(m)’, welcher Prokurator in Wahrheit ihr 
Vormund ist und nur zu ihrer Cretio die Auctoritas gegeben hat; in 


ihren Namen: also errichtet sie selbst die Urkunde, er leistet nur Beistand. 
Aus letzterer Stelle sieht man gleichzeitig, daß Prokurator auch 
Tutor vikariieren kann. Da wir dasselbe auch von der griechischen 


1) Vgl. meine Bem. zu Lips. 107 u. zit.; Comparetti zu P. Flor. II p. 411g. 

2) Unsicher wäre es, BGU 427, 9; 852, 11 hierherzustellen, wo für Unmündig- 
zeit keine Anhaltspunkte bestehen. Auch in BGU 420 ist dprjAınog nur ergänzt. 
3) Nämlich bei den Unmündigen durch ihre Vormünder. 
4) So in Gen. 44 eit. In BGU 76 ist die Wendung uer& xvgiov xal Peovrıoroö 
0ß vom Herausgeber, und zwar in nicht unanfechtbarer Weise (vgl. Gradenwitz, 

h. 3, 413 A. 1) ergänzt, jedenfalls nach griechischen Inschriften (Foucart-le-Bas, 
nser. du P&lop. 2432, Bull. de corr. hell. 22, 132 u. a.). Auch in Lond. 2 Nr. 191 
264) ist die Identifikation von #veıog und Yeovrıornjg unverläßlich und die Funk- 
als poovrıoris von jener als xögıog, obwohl beide sich in derselben Person ver- 
igen, wohl richtiger zu unterscheiden, Wenger, Stellvertr. 184. Vgl. S.250 A. 1 

5) Vgl. Mitteis, Sav. Z. 27, 355. 
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Übersetzung von procurator, nämlich von pgovrıorjg, annehmen m 
so ergibt sich mit ziemlicher Sicherheit, daß wenigstens manche von 
Fällen, wo di& goowrıorod steht, wirklich auf vormundschaftliche I In 
vonkion Bezug haben werden. | 

Müssen wir daher annehmen, daß goovrıorng und ÖdLd Yoovrıo: 
den Vormund und das vormundschaftliche Auktorieren mindesteı 
zeichnen kann, so ist diese Erscheinung auch ganz wohl begre 
denn da der Pupillentutor immer und der Frauentutor wenigstens öf 
(letzterer nämlich kraft speziellen Mandats) Vermögensverwalter se; 
Mündels ist, werden sie häufig wirklich als Stellvertreter gehandelt 
Es ist begreiflich, wenn man die Fälle, wo sie als Stellvertreter und 
sie als Tutor handelten, nicht mehr scharf auseinanderhielt, sondern 
auch dort, wo letzteres der Fall war, öfter als pro resp. 9, 
total Bra si 

C. Im Gebiet des römischen Personalrechts endlich kommt auch 
Wort xovedroe vor, die Hellenisierung des lateinischen Terminus für 
Pfleger, insbesondere bei den Minores viginti quingue annis. Sie ist & 
keineswegs für ganz jung anzusehen; denn in den Digesten ist sie se) 
in einem griechischen Reskript von Hadrian (oder der griechischen 1 
setzung des lateinischen Originals?) bezeugt (D. 5, 1, 48). 

D. Außerdem ist noch des Ausdrucks BER zu gedenk 
Diesen finden wir in der Kaiserzeit und zwar so, daß neben eine 
' stellten männlichen äxiroomog die Mutter des Mündels als Er«xo4o 
desselben erscheint (Amh. 91, 2; Oxy. 909, 4; BGU 1070, 6/7; Oxy. % 
ef. Lips. 9, 6, wo aber die N 1 nähe neh einem Vo 
auftritt, sondern selbst den Kindern Auctoritas erteilt). Da &r«xoA 
mitunter soviel heißt wie kontrollieren ?), denkt man wohl daran, 
Mutter hier neben dem Vormund als Gegenvormünderin funktionie 
ist das Rechtsinstitut der Gegenvormundschaft sonst für diesen 
kreis noch nicht bestimmt bezeugt und es würde auch auffallen, 
eben gesagt, in Lips. 9 die Mutter als &x«xoAovdnjroıe funktionie 
daß ein Vormund überhaupt genannt wird. Da dieser Papyrus ber 


1) In griechischen Inschriften (s. die Zitate 3.249 A.4) kommt es m 
daß eine Frau uer& Avolov nal peovrıoroö tod Ösivog kontrahiert. Für dies 
ist mir jetzt (im Gegensatz zu Reicher. u. Volksr. 156) am wahrscheinlichster 
sich um rechtsgeschäftlich bestellte Vermögensverwalter (peovrıorai) handelt, 
im einzelnen Fall auch als »ögıo: ihrer Prinzipalin funktionieren. Es weı 
ihre beiden Funktionen — die aktuelle eines »öeıog und die habituelle ein 
tıorngs — nebeneinander genannt. ER 

2) Vgl. Wilcken, Ostraka 1, 640; Arch. 4, 543; Rubensohn, P. Elef. p. 45; Bond. 
3 p.1211.2; 122 1.12 u.ö; BGU 156, 3. 4 
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ısiv neben dem römischen Recht erhält. Bekanntlich ist sie schließlich 
h von diesem zugelassen worden. 


 E. Endlich ist in Oxy. 911 (326a) ein Ömoygapevg eines Schwach- 
siehtigen (zu einem Pachtkontrakt) bestellt worden, was unter die Kate- 
ie der römischen Oura debilium (D. 3, 1,4. 5) fällt. 


I. VORAUSSETZUNGEN DER VORMUNDSCHAFT. 


1. Was die Altersvormundschaft betrifft, ist vorauszuschicken, 
3 weder die Griechen noch die Ägypter die eigentümliche römische 
terscheidung zwischen Pupilli und Minores viginti quinque annis, also 
schen Tutela und Cura kennen.') Der Alterspflegling heißt vielmehr 
leehthin &pn48?), und im Gegensatz dazu der Volljährige &vfäı£, die 
olljährigkeit nAıxie. 

Mit welchem Lebensalter die NAızda eintritt, vermögen wir weder für 
ie Griechen in Ägypten noch für die Ägypter selbst bestimmt zu sagen. 
a auch bei den außerägyptischen Griechen der ee 
utarisch verschieden geordnet ist?), haben wir auch für die ersteren 
einen festen Anhaltspunkt. Zwar deutet einzelnes darauf hin, daß er 
efähr um das zwanzigste Jahr gelegen war“); doch bleibt der Punkt 
i Ja man kann überhaupt zweifeln, ob die Altersgrenze eine 
e war. 


- 2. Die Geschlechtsvormundschaft über Frauen soll nach der Be- 
auptung Revillouts dem alten Äoypten unbekannt gewesen und erst durch 


1) Vgl. freilich unten A. 4 (zu Oxy. 487). 

2) In den byzantinischen Rechtsquellen allerdings ist &pjA& der Minor XXV 
nis; der impubes heißt hier &vnßog. Vgl. Girard, Nouv. Rey. hist. 30, 494 A.1. 

1 3) Vgl. Thalheim, R.-Altertümer 1/2. 

4) Dabei gehe ich aus von Heracl. zsol zoAırsıav 40, der dieses Alter für Iassus 
tigt und Philostr. vita Apoll.1 c.13 (Reichsrecht 107 A.7), durch welche Stellen 
es Alter für den außerägyptischen Hellenismus mehrfach als maßgebend bezeugt 
‚ und vergleiche damit die testamentarische Vormundsbestellung bis zum 20. Jahr 
Oxzy. 491, 7—9 (304), s. Einl. dazu, und eine ähnliche Verfügung in Oxy. 495, 10. 
Daß in Oxy. 487, 5fg. ein Vormund für peregrinische Jünglinge [o]ls «irav 
ba06ı mevre. bestellt wird, kann wohl überhaupt nicht als Ausdruck einer so lange 
ernden peregrinischen Unmündigkeit. sondern höchstens auf eine im gegebenen 
stattgehabte Nachahmung der römischen Cura minorum gedeutet werden (die ja 
ı römischer Praxis als Juris gentium betrachtet worden sein könnte), wobei übrigens 
 [ols &r@v besser zu ergänzen wäre [ueilkova)]s Er@v o.ä. Wahrscheinlicher ist 
doch, daß falsche Lesung und Auflösung eines im Entwurf gestandenen Zahl- 
hens durch einen Abschreiber vorliegt; derselbe hat etwa ıs verlesen zu ze. — 
ozulehnen ist die Bemerkung von Grenfell-Hunt zu Oxy. 247 1. 12. 

5) Gelegentlich übrigens sogar auch von Griechinnen. 
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jedenfalls ist seit dem ersten Jahrh. v. 0. die tutela mulierum bei be 
Nationalitäten die Regel.') 

Daß die Römerin den xvorog braucht, ist bekannt; doch ist auch 
Befreiung der Frauen mit Jus liberorum (ausgedrückt durch die For 
ynelg *volov yonuerikovon vexvov Öınalo xard va Pouelov &9m) 
treffen. 

Im vierten Jahrh. schwindet allmählich die Erwähnung des xvo 
und die Formel ywoig xvolov gonuerifovo« aus den Urkunden’), vie 
infolge eines gesetzgeberischen Eingriffs, der die Frauentutel beseit 

Seit dem dritten Jahrh. n. C. tritt statt des xUgsog öfter ein ©v 
auf.*) Er erscheint öfter, wenngleich nicht immer, dort, wo eine I 
kraft ihres Jus liberorum keinen xvVgrog braucht. Vielleicht ist in s 
Fällen die Gewohnheit, einen männlichen Beistand zuzuziehen, der 1 
für die Zuziehung eines ovveorwg gewesen und dann der Ausdruck ge- 
legentlich auch für den echten xUgıog verwendet worden. 


II. FÄHIGKEIT ZUR VORMUNDSCHAFT. 


1. Was die Fähigkeit anlangt, Vörmund zu sein, ist auch für die 
grinen wahrscheinlich, daß der Vormund regelmäßig aus derselben } 
genommen worden sein wird, welcher das Mündel angehörte, wie e: 
auch bei ihnen herrschenden Personalitätsprinzip entspricht. Me 
‘ deuten auch die Namen des Tutor und des Mündels darauf hin, o 
der Schluß aus dem Namen auf die Nation nicht immer verläßlie 


1) Ausnahmen z. B. in BGU 854. 995 III 8. 996 III 8 (vgl. aber IT 11). 1002 wa, 
verzeichnet bei Wenger, Stellv. 173 fg.; vgl. auch Gradenwitz, Berl. phil. Wochen 
1902, 652. Ob man diese Ausnahmen bei vervollständigtem Material auf ein 
wird zurückführen können, muß die Zukunft zeigen. Daß für ganz kleine Ge 
die Zuziehung des xögıog entbehrlich war, ist an sich wahrscheinlich (vgl. aucl 
S. 89). Doch beschränken sich die bezeugten Ausnahmen keineswegs auf sole 

2) Die letztere Formel kommt jedoch noch vor nicht bloß in PER Inv. 
vom J. 318 (im „Führer durch die Ausstellung ER‘ Nr. 312), sondern gelege 
Grenf. 2,85, P. Cair. 67023 — noch im sechsten Jahrh. — Auch der ovvsor& 
zu A. 4) kommt im vierten Jahrh. noch vor; z.B. P. Edmondstone (in Oxy. 
l. 4, a° 354 u.a.; vgl. A. 4. 

3) Als solchen vermuten Savigny, Verm. Schr. 1, 284 und Voigt, RG 3, 
jedoch erst die Bestimmung von Honorius und Theodosius C..Th. 8, 17, 20004 
Nov. Just. 78 c.5. Trifft diese Vermutung zu, so ist allerdings die Frauent 
zu Anfang des fünften Jahrh. gesetzlich beseitigt worden; die in A. 4 ger 
Fälle aus dem vierten Jahrh., wo auf sie angespielt wird, entsprechen dann d 
setzlichen Ordnung, und umgekehrt sind die Fälle aus dem vierten Jahrh., 
ohne »serog auftreten (Wenger, Stellvertret. 181 fg.) für Irregularitäten zu hz 

4) Oxy. 912 (a° 235); Lips. 3 I 16—17 (hier a genannt); CPR 9 (i 
Lips. 4, 8—9, cf. 5 IT 5 (a° 293); Gen. 11 (a° 350); P. Edmondstone (a° 354); ? 
(a° 381). vgl. Wenger, Gött. G. Anz. 1907 p. 293; Stellyerke 179 fg.; Gr 
zu Oxy. 912 1.4. 

5) Vgl. etwa Bd. IS. 23. 


x 
“ 
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4 jesondere für die Römer in Ägypten ist das Prinzip deutlich 
in Lond, 2 p. 212 (328)'), wo die mit einem Peregrinen ver- 
fo Römerin nicht ihren Mann, sondern einen im Besitz der Civität 
n Extraneus als zUg105 gehabt hatte.) 

1 bleibt, soweit es sich nicht um obrigkeitliche Tutel handelt, 
öglichkeit bestehen, daß in der Praxis manchmal laxer verfahren 
2 Daß bei den Peregrinen das weibliche Geschlecht nicht wie bei 
rn vollständig von der Vormundschaft ausgeschlossen ist*), zeigt 
| 1, daß wenigstens die Mutter öfter Vormünderin ihrer Kinder 
Easter IV sowie Oxy. 898); auch die Großmutter Vormünderin des 
1 en 3 p. 156 1,6); die Schwester Curatrix ihres Bruders (326) 
e Tante für Neffen und Nichten (Oxy. 888, 10 fg.). 

{ ser die sonstigen Erfordernisse der Fähigkeit erfahren wir wenig, 
‚gelten natürlich in der römischen Zeit die bekannten Befreiungs- 


de.?) 
IV. BERUFUNG ZUR VORMUNDSCHAFT. 


1. Für Unmündige. Sie geschieht bei peregrinischen Unmtindigen 
a) kraft Testaments des Vaters oder Ehekontrakt der Eltern. 
e können zunächst der Frau die alleinige Führung der Vormundschaft 
Doch kommt es auch vor, daß der Frau die Vormundschaft 
> eingeräumt wird, der Mann ihr oder sich selbst die Ernennung 
rate: zur andern Hälfte vorbehält; dabei kann, falls letzterer stirbt, 
Frau ein Akkreszenzrecht sichert werden.?) Im Testament kann 
Vater auch einem Dritten die Ernennung des Vormunds tüberlassen.”) 
b) Von gesetzlichen Berufungen wird bei Peregrinen nicht aus- 
klich gesprochen. Es ist zwar wahrscheinlich, daß die nächsten 
randten ex lege Vormünder wurden; doch läßt sich m. W. ein ipso 
eintretender Anfall der Vormundschaft nicht bestimmt nachweisen?) 


1 D Vol meine Bemerkung Sar. Z. 25, 376. 

) Zwar war der Mann nicht ihr gesetzlicher wbouog, da dieses nur bei rein 

hen und gräko-ägyptischen Ehen gilt. Aber sie würde ihn doch freiwillig 
ind verwendet haben, wenn das korrekt gewesen wäre. 

) Darauf scheint BGU 472 zu deuten: eine Römerin werk wvolov von dvögbs 

ee; vgl. Weiß a. 0. 85. Namentlich bei der praktisch meist wenig 

ı Frauentutel dürfte das eher vorgekommen sein, als bei der Altersvor- 


4 D) Vgl. besonders Wenger, Sav.Z. 28, 305 fg.; 29,474; Wiener Eranos cit. 271fg, 


5) Vgl. Oxy. 487 (322). 
Über all dies s. Oxy. 265, 27 fg.; 496, 12 fg.; 497, 12. 


7) Oxy. 495, 14. 
8) Insbesondere bilden Teb. 397, 25, Lond. 3 p. 156 1.16 noch keinen sicheren 
In Teb. 326 wird sogar ein Verwandter obrigkeitlich zum Vormund bestellt, 
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Denn daß meistens die &uiroomoı Verwandte sind, könnte sich auch 
Bevorzugung bei der Bestellung erklären; auch die Wendung 
eniroonoı” (BGU 888, 22; Oxy. 485, 30) will nur besagen, daß 
treffenden Vormünder die echte sind und kann nicht ohne we 
als Äquivalent für das römische “tutor legitimus’ betrachtet er 
der Ehemann einer Frau ist sicher ihr gesetzlicher xvouog.?) { 

c) Obrigkeitliche Bestellung tritt in Ermanglung testamen 
scher (und gesetzlicher?) Vormünder ein. 

Kompetent scheint für Peregrine die Lokalbehörde. Die Anwendu 
fälle?) beziehen sich zwar meist auf Frauenvormundschaft, aber eir 
(Oxy. 487) auch auf Tutela impuberum. Als bestellende Behörde ersche 
bald der &&nynm)s rg nölsog (321; 323), bald der PoctresENEE tig 
)so0s (322), wobei unter wöAıg die Gaumetropole zu verstehen ist, bald 
Strateg (320 Einleit.; Oxy. 898 1. 26 fg.). e 

2. Für die er Frauentutel scheinen die Grundsätze i 
fern anders gelautet zu haben, als verheiratete Frauen wenigstens n 
griechischem Recht ihren Mann zum gesetzlichen xvgrog haben (vgl. 1 
Unverheirateten Frauen wird der »dgwog nachweislich oft von der 
hörde bestellt.) Bemerkenswert ist dabei, daß dies mitunter bloß 
ein bestimmtes Rechtsgeschäft (modg uovnv radınv iv olxovou 
schieht, so daß nur ein Tutor ad actum gegeben ist“); doch ist diese 
schränkung nicht immer ersichtlich. u 

3. Für Römer braucht über die Delation testamentarischer und 
setzlicher Vormundschaft nichts Weiteres bemerkt zu werden. Zur ol 
keitlichen Bestellung war in der Zeit vor der Constitutio Antonina ı v 
scheinlich bloß der Statthalter berechtigt, Unterbeamte nur kraft beso nd 
Delegation. Nach Erlassung jenes Gesetzes muß den Lokalbehörden (I 
tanen, Exegeten, Strategen) das selbständige Bestellungsrecht üb 
worden sein, da sie es jetzt auch für die zur Zivität gelangte Bevö 
ausüben; allerdings unter Konkurrenz des Präfekten.) 

4. Terminologisch ist folgendes zu bemerken. In der pas nz 
Rechtssprache wird der Bestellungsakt bald &mıyodpsıw (tov Ente 
oder aögLo) | genannt‘), z. B. Oxy. 56, 16 (320), bald Zmöuddvan, 


1) Wo er selbst ein Rechtsgeschäft mit seiner Frau abzuschließen hat, 
türlich an seiner Stelle ein anderer xderog ein. Vgl. A. 7 zu 848. 

2) Magd. 32 (ptol.); Teb. 329; BGU 1084; Oxy. 487. 485; Teb. 397; Ox 
Lond. 3 p. 126 1.16; Lips. 9, 10/11 (Kaiserzeit). Daß insbesondere in M 
an den König adreasierte Gesuch tatsächlich an den Strategen geht, folgt 
8.2 Gesagten. 

3) Belege in der vorigen Anmerkung. 

4) Oxy.- 56; vgl. Teb. 397, 19; Sav. Z. 29, 402. 

5) Den Nachweis des Gesagten gebe ich Sav. Z. 29, 390 fg. 

6) Daher der bestellte Tutor 6 &mıygageis. Nicht zu verwechseln mit &: 
wevog oder mit einem &mıygapels, das mit &mıygaıbdusvog synonym ist (8. 
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2 oder &mırgezewv (z.B. Lips. 8, 6 [210]; 9, 10 [211]; Lond. 
6 916), bald dxogalveıv (Teb. 326,12 1325]) Die offizielle römische 
iche hat zudıoravaı oder dnozudiordvar (P. Cattaoui [Arch. 3, 
j T Verso 126; II 18) und vor allem ysıgorovstv (P. Cattaoui Verso 
1; Oxy. 888, 2 [329], letzteres Wort auch immer in den griechisch 
E sbenen, die Vormundschaft behandelnden Stellen der Digesten). 


V. FÜHRUNG DER VORMUNDSCHAFT. 


1. Beim zugıog der Frau beschränkt sich diese auf das Auktorieren, 
Inwiefern die Erteilung der Auktoritas in der Zeit der griechischen 
ei ein materielles Recht des Frauenvormunds war, kraft dessen er 
> Geschäfte der Frau auch inhibieren konnte, oder inwiefern der 
E iasch Art des gajanischen Tutor mulieris, Gai. 1, 190) zur Zustim- 
Eerpfichtet war, so daß diese als bloße Formalität erschien, wissen 
= ht. Der ursprüngliche Zustand ist natürlich der erstere ge- 
en; aber es fragt sich eben, ob die jüngere Entwicklung ihn nicht 
@ ınden hat. Doch wird man wenigstens bei der gesetzlichen Vor- 
dschaft des griechischen Ehemannes geneigt sein, ihr fortdauernde 
tät zuzuschreiben. 
Man ist versucht, für letztere Annahme sogar einen direkten Beweis 
in zu finden, daß in einen Scheidungskontrakt unter Gräko-Ägyptern 
R 23 111 [294]) die Frau erklärt, den Mann wegen ungehörig er- 
er Auktoritas nicht zur Verantwortung ziehen zu wollen: 'un ZmeAs- 
1....zeol @v [Eneyodp)ln eüris 6 Zoos zUo1og. 
Der Zxirooxos des Unmündigen dagegen hat auch zu verwalten. 
weit seine Freiheit dabei reicht, ist uns für die Peregrinen nicht im 
einen bekannt. Nur sehen wir, daß mitunter Verpachtungen von 
ndstücken durch den Z&7ynrijsg der Gaumetropole an den Meistbietenden 
fgenommen werden (Amh. 85 [274]. 86);. doch kommen daneben auch 
feihändige Verpachtungen durch den Vormund vor.!) Es ist wahrschein- 
daß bei größeren Verpachtungen und anderen Geschäften Zustimmung 
Behörde notwendig war. 
Wo der Vormund ein Rechtsgeschäft für die Verwaltung angezeigt 
y kann es zunächst vom Mündel usr& rod Zxırgözxov vollzogen werden. 
r heißt es aber auch, daß die Mündel die od Zxıroözov handeln. 
| würde letzteres zunächst immer für einen Fall der Stellvertretung 
egensatz zur Auktoritas halten, und in vielen Fällen wird dies auch 
ffen. Aber es kommt, wie bereits oben (S. 249) bemerkt ist, auch 
3 did statt uerd steht, also doch Auktoritas vorliegt. 


1) BGU 644; Amh. 91; Grenf. 1, 47. 
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Außerdem kann der Vormund natürlich das Rechtsgeschäft au 
als Stellvertreter des Mündels vollziehen; auch dies kann durch 
änıtodrov’ bezeichnet werden. Über die Frage, inwieweit hierbei 
Provinzialrecht direkte Stellvertretung zuläßt, vgl. Kap. XI! 

3. Schließlich ist zu bemerken, daß die Erteilung der Auktorita 
der Sprache der griechischen Urkunden technisch als &zıyodpso 
zeichnet wird. Das hängt mit der im hellenistischen Verkehr üb 
Schriftlichkeit zusammen; nach der Verkehrsauffassung fällt die Ab: 
einer Willenserklärung regelmäßig mit deren Niederschrift zusa 
Gleichzeitig liegt darin auch, was ja selbstverständlich ist, daß der 
freie griechische Rechtsgebrauch das mündliche Sprechen bestimmter Worte 
(wie das römische “auetor sum’) nicht kennt, | 

Vom philologischen Standpunkt ist zu bemerken, daß Emıyodk 80 
in diesem Sinne, wie es scheint, korrekterweise ea gebrauch 
also „sich dazuschreiben“. Doch Kokacde gelegentlich auch die passi 
Form vor; wenn es z.B. in OPR 23,13 heißt: “un &meisvosodea: 7 
[ereyo&p]n (die Ergänzung ist durch 1.22 gesichert) aurng 6 Zoo 
so zeigt die Beziehung auf die konkreten Rechtsgeschäfte (meoi 
denen das &xıyodgsıv stattgefunden hat, daß eben an die Aukto 
dacht ist.!) Das ist deswegen wichtig, weil das passivische &xıyo 
auch das „Bestelltwerden“ des Tutor durch den Magistrat bedeuten kann 

(8. 254 Z. 4). ra 
| Im einzelnen Fall kann es zweifelhaft sein, ob &rıyodpsod«ı die eine 
oder die andere Bedeutung haben soll. Wenn z. B. in Teb. 397, 2 
der Z£nyyriig die Notare anweist, ein Rechtsgeschäft der Frau 
briefen *xvolov Erıyoapousvov Kooviovog’, kann man sowohl über 
„wobei ich den Kronion zum xverog bestelle“ als „wobei Kronion 
#vorog unterschreiben soll.“ R 


> 


1) So wohl auch in Teb. 397, 25 “un &yovoa rov Emıyoapnodusvöov uov [17 


KAPITEL X1 


VERSCHIEDENE RECHTSGESCHÄFTE. 


I. DEPOSITUM. 


Literatur: Revillout, Precis 2, 1019. 1138 fg.; Gradenwitz, Einführ. 3, 
4; 93; Braßloff, Sav. Z. 21, 362 fg., besonders 371, 380; Waszyhski, Boden- 
27fg.; Segre, Bull. dell’ist. 19, 204 fg.; Kübler, Sav. Z. 29, 193 fg. — Vgl. 
jeh Mitteis, Trapezitika, Sav. Z. 19, 209 fg.; 28, 384. 


Das Depositum (z«o«d1j#n*) oder napaxaredrjen, seltener wapddecıg?), 
erbum zaoerideodcu?)) ist in den Papyri oft vertreten; vgl. außer den 
iten folgenden Stücken noch Hib. 51; Grenf. 2, 17; Straßb. 54; BGU 
20. 781 113 (ef. Nachtr. zu BGU II). 941. 1004; Teb. 387; Oxy. 1039. 
Allerdings ist es bei den abgedruckten Stücken, welche sich alle auf 
depots, also dep. irregularia beziehen, teilweise zweifelhaft, ob sich 
b in der Rechtsform des Depositum ein anderer Hergang, insbesondere 
ehen oder Mitgiftbestellung verbirgt. In einzelnen Gerichtsprotokollen 
usdrücklich gesagt, daß man eine unzulässige Mitgiftbestellung — 
B. bei der verbotenen und nichtigen Soldatenehe (Kap. XII) — gern in 
a Depositum verkleidete (P. Cattaoui Recto I 9—10; VI 18—23).t) Ebenso 
jt sich öfter aus dem Inhalt eines Depositenscheines der Verdacht 
verschleierten Darlehens: schon das kann auffallend erscheinen, daß 
so häufig Gelddepositen bei Privatpersonen gemacht finden, während 
doch meist ebenso sicher bei den überall zur Verfügung stehenden 
eziten hinterlegt werden konnten.) Auch das kann nicht unbedingt 


1) Doch kann zae«# en auch das (bewegliche) Faustpfand bedeuten: J.Jur.G.1,4 
1; vgl. CPR 12, 3—4 xaosdEunv Ev£yvoa. Daß umgekehrt örodrjun auch das De- 
3 bezeichnen kann, glaube ich nicht; wenn in Grenf. 2, 17, 4 ein unzweifel- 
Depositum öro®ran genannt ist, wird das Schreibfehler sein. 
2) Straßb. 54, Lond. 3 Nr. 943 p. 175 1.5. 
8) Bei jemandem deponieren: magari#ecd«ı rıvl BGU 781 113 (Nachtr. p.5). 941,8, 
4) Vgl. aus den römischen Quellen D. 16,3, 27; dazu Mitteis, Hermes 30, 584fg.; 
ste a. 0. 232, A. 1; Kübler a. O. 196 fg. — Aus den Papyri gehört hierher noch 
729 (167); vielleicht auch CPR 29; BGU 520; nicht dagegen wie Kübler (offen- 
© nur versehentlich) sagt BGU 856 (331). 
5) In BGU 702 (333) und Lond. 2 p. 206 (332) cf. 337 werden sogar Geld-,‚Depo- 
lem Depositar vom Deponenten durch Bankdiagraphe zugemittelt; schon Kübler 


‚Mitteis-Wilcken: Grundzüge. II. 17 
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als ein Zeichen echten Depositums bezeichnet werden, daß, was allerd 
fast immer der Fall ist, die Urkunde auf jederzeitige Rückzahlun , 
Belieben des Gläubigers lautet; denn bei unverzinslichen Darlehen ist dies 
Klausel nicht unbegreiflich. | 

Andererseits werden gewiß auch manche Gelddepositen ernsthaft 
wesen sein. Insbesondere daraus, daß die Depositenscheine auch 
niertes Geld als "@xivövvov avrog xıvödvov’ bezeichnen, darf man 
ihre Realität noch keinen Zweifel herleiten; denn die Gefahrtragun 
Depositars entspricht ja gerade dem Wesen des Depositum irregu 

Als Grund, weshalb man mitunter auch ein Darlehen in die 
eines Doro eingekleidet haben mag, läßt sich inbesondere der den 
daß das Depositum den Gläubiger günstiger stellte als das Darlehen, 

Denn unzweifelhaft hat nach dem gräko-ägyptischen Provinzia 
der Kaiserzeit (welcher die nachstehenden Originalempfangsschein« 
nahmslos angehören) der Depositar nach besonderen Grundsätzen ge 
Es ergibt sich das aus der öfter vorkommenden Wendung, er soll 
antwortlich sein "zard rov TÜV naoa«dna&v vöuov’ (BGU 856 [331]; 1 
2 p.206 [832]; BGU 729; 637 (336); Lond. 3 p. 175 [330]; Oxy. 1 

Den Inhalt dieses vöuog ueadn&v könnte man vom Stand 
des römischen Rechts schon in der infamierenden Natur der Verwahru 
klage suchen, falls, was wir freilich nicht wissen, das Provinzia 
dieselbe resp. ein entsprechendes Institut auch für Polen anerkaı 1t 
Außerdem aber ist es fast sicher, daß, sei es durch dieses, sei es d 
eine andere, vielleicht noch an vorrömische Ordnungen anknüpfende 
quelle?), den Depositar auch eine Oondemnatio iu das Doppelt 
Denn in BGU 856 und Lond. 2 p. 206 ist ausdrücklich gesagt: &av 


Schließlich ist noch zu bemerken, daß sich in den Depositali 
über Geld noch das Versprechen findet, zurückzugeben "@vvr0Aoyov 


a. 0. 195 hat richtig ‚bemerkt, daß der Deponent hier zur Vornahme eine 
lichen Verwahrungsvertrags gar keinen Anlaß mehr hatte, weil ja sein Geld sel 
bei der Bank lag. Besonders charakteristisch aber ist Teb. 392 (338); s. dieE 
1) Wenigstens nach der herrschenden Lehre. Daß bei unverzinslichen 
siten auch eine andere Auffassung denkbar ist und in den Quellen wenigst 
einer (allerdings zunächst das Mandat behandelnden) Stelle anklingt, habe ich 
R.-A. 19, 209 fg. gezeigt. In dem lateinischen Depotschein über Geld OIL 3, 
(= Bruns, Fo.’ Nr. 155) ist übrigens die Gefahrklausel nicht enthalten. u 
2) Da die Unterschlagung eines Depositums in den griechischen Quellen 
sonders diffamierend gilt (Belege bei Meyer-Schömann-Lipsius? 699fg.; Th 
p. 118; Beauchet 4, 327 fg.; Partsch, Bürgschaft 1, 84), ist wohl an Spez 
darüber zu glauben, wenngleich sie nur selten — so Fr. Gortyn. 2 Col. II 
J. Jar. G. 1 p. 394 — nachweisbar sind. — Außerdem ist zu erinnern, daß auch 
Gesetz des Hammurabi $$ 120. 124 (ed. Müller) und das jüdische Recht (Exo 
die Ableugnung eines Depositum mit dem Doppelten bestraft. 
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A6yov’. Das bedeutet wohl den Ausschluß jeder Kompensation); ob 
ı dabei im Sinn des römischen Rechts der frühklassischen Zeit bloß 
Kompensation ex eadem causa gedacht hat oder ob die gräko-ägyp- 
che Rechtsauffassung auch eine weitergehende Kompensation ex dispari 
a kannte und man diese ausschließen wollte, ist eine bereits $. 198 
anderer Beziehung berührte Streitfrage. 


II. RECEPTUM NAUTARUM.?) 


Eine kleine, aber wichtige Gruppe in den Rechtsgeschäften, welche 
-_Papyri überliefern, bilden die Recepta nautarum. 

_ Für diesen Vertrag hat neuerdings Lusignani?) gezeigt, daß der 
ätor den Schiffer nur dann für jeden Transportverlust verantwortlich 
acht, wenn er durch besondere Garantieabrede ‘salvum fore recepit’; 
dernfalls haftet der Schiffer nach klassischem Recht nur für diligentia 
eustodiendo und außerdem nach den Edikten furti adversus nautas ete. 
wie damni iniuriae adversus nautas etc. für Diebstahl und Sachbeschädi- 
ng, welche von seinem Personal, nicht auch welche von dritten Per- 
nen (Mitreisenden u. a.) ausgehen. Die auch ohne die Clausula 
Ivum fore’ stattfindende Haftung bis zur höheren Gewalt ist justi- 
nianisch. Der Ausdruck Vis maior gleichfalls. 


1) Vgl. im allgemeinen Braßloff, Sav. Z. 21, 362fg. und Kübler, ebenda 29, 197; 
dererseits Segr&, Bull. 19, 205 A. 1; Wenger, Arch. 4, 196, 

- 2) Die nachstehenden Ausführungen sind eine Wiederholung des von mir bereits 
‚den Sitz.-Ber. der sächs. Ges. der Wiss. 1910, 270 fg. Gesagten. Außerdem vgl. 
hburner, The Rhodion sea law (Oxford 1909), wo viel wertvolles Material ver- 
‚arbeitet ist. 

3) Studi sulla responsabilitä per custodia I, Modena 1902, bes. p. 22 fg., welche 
jur in wenigen Exemplaren gedruckte Schrift außerhalb Italiens nicht genügend be- 
‚kannt geworden zu sein scheint. Eine selbstverständliche Voraussetzung L.s ist, daß 
unter der Custodia nichts anderes versteht wie gewöhnliche Diligentia, und dies 
ist durchaus richtig. Die neuerdings wieder von Seckel (v. Custodia bei Heumann- 
Seckel) vertretene Baronsche Theorie, wonach die Pflicht zum Custodiam-praestare 
im klassischer Zeit gleich Haftung für niederen Zufall ist, scheint mir durch L.s Aus- 
rungen, zu denen noch die in seinem Volume II (Parma 1903) hinzukommen, end- 
gültig beseitigt. (Die von Seckel-Heumann a. 0. angenommenen Interpolationen in 
a Digesten sind nach den bei L. enthaltenen Angaben zu revidieren.) Ich füge 
insbesondere hinzu, daß eine scheinbare Stütze, welche man für die Baronsche Theorie 
der sog. Lex horreorum (C. I.L. 6, 4, 33748 — Bruns, Fo.’ Nr. 166) finden könnte, 
r auf unrichtiger Ergänzung durch Mommsen beruht. Denn wenn man dort zu 
en pflegt: [Invectorum in haec horrea cu]stodia non praestabitur, so könnte das 
erdings nur bedeuten, daß damit die Gefahr des Horrearius abgelehnt werden soll. 
Da aber Gefahr regelmäßig periculum heißt, und die supponierte gleiche Bedeutung 
von Custodia den richtig verstandenen Quellen nicht entspricht (ganz abgesehen 
davon, daß der Ausdruck im besten Fall zweideutig gewesen wäre und das Publikum 
abgeschreckt hätte), muß eine andere Ergänzung gesucht werden. Vermutlich war 
gesagt, daß für gewisse in den Speicher eingebrachte Gegenstünde der Horrearius 
jede Verantwortung ablehnt; also etwa: [Auri argentive cu]stodia non praestabitur. 
17* 


un - 
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Mit dieser auf sorgfältige Interpolationenkritik gegründete 
stimmen die in den Papyri erhaltenen Recepta gut überein. 

Von den hier vorgelegten!) stammen vier aus der vorju 
schen Zeit und haben zum Gegenstand den Schiffstransport (auf d 
teils für private (341), teils für staatliche Rechnung: in allen fin 
die Klausel, abzuliefern ‘o60v »«l duoxovgynrov TO Euavrod % 
oder auch bloß eines von beiden. Damit übernimmt der Schiffer 
tung für jedes menschliche Verschulden, also auch für mangelhaf 
schaffenheit des Fahrzeugs, was in Lond. 3 p. 220 (341) treffend beze 
wird als dxaxovoynrov and vavrırjg xanovoyiag. Ein Vorbehalt für 
major wird nicht gemacht, wohl weil man diesen für selbstvers 
erachtete. Umgekehrt lautet die Fassung in einer von den Heraus 1S 
in das 6.—7. Jahrh. angesetzten und sicher nachjustinianischen U: 
hier ist von Salvum recipere keine Rede mehr, dagegen der Vor 
d9sod le (vis maior) gemacht, und dies mag wohl auf den Ei 
justinianischen Gesetzgebung zurückgehen.?) 


III. VOLLMACHTEN UND STELLVERTRETUNG. 


Literatur: Wenger, Die Stellvertretung im Rechte der Papyri (Gra 
darüber Mitteis, Sav. Z. 28,475fg.; Manigk, Berl. phil.Wochenschr. 1908 p 
vgl. ebenda 1909, 1635 fg.); Mitteis, Röm. Priv.-R. 1, 230fg., vgl. auch 215; 
Sav. Z. 29, 216 fg.; Frese, Aus dem "gräko- -ägypt. Rechtsleben 8 fg. 


Die Papyri enthalten eine größere Anzahl von Urkunden, in v 
jemand einem andern die Vollmacht zu einer bestimmten Rechtsha 


Es gehören hierher?): an Vollmachten zu materiellen Rechtsg 


vu 


1) Es sind nicht alle in den Papyri enthaltenen; denn es kommt nocl 


war, der Prätor also einen guten Grund hatte, in seinem Edikt die Bedingung 
dieser Zusage für die strenge Haftung ex recepto zu formulieren. | 

Weggelassen habe ich hier den in den Sitz.-Ber. a.O. mit vorgelegten L 
Ich hatte denselben schon dort nur mit besonderem Vorbehalt in 
eingereiht, mit der Bemerkung, daß die für die Einreihung entscheidend 
To Euo urdnn nur auf einer Konjektur von mir über unsichere Wortreste I 
bezüglich welcher Konjektur Kenyon mir nach dem Original mitgeteilt ha 
keine bestimmte Lesung verifizieren könne; ferner, daß ich nicht wül 
Konjektur zu der mir damals unbekannten Bedeutung des darauffolge 
“deiyuc’ paßt. Nachdem letztere mittlerweile von Wilcken eruiert word: ni 
zu 432), scheidet der Pap. aus der Gruppe aus, zumal W. jetzt nach dem ] 
sich gegen die Möglichkeit von xıvösvo erklärt (Abdruck desselben Bd.I 4% 

2) Der Ausdruck #sod Pix soll ja nach Gai. D. 19, 2, 25, 6 altgriechi 
aber er hat hier wohl nur den einfachen Zufall bedeutet. 

3) BGU 1093 (dazu Wilcken, Arch. 5, 275 u.zitt.) scheint mir nicht } p 
licher Natur zu sein; ebenso Lond. 2 p. 273. 
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fi ) (148 n. C., Generalvollmacht); Oxy. 727 (154 n. C., Generalvollmacht), 
e drei ausgestellt von Römern; BGU 191 (143 n. C., Erneuerung einer 
Vollmacht [durch einen Römer]). Ferner an Prozeßvollmachten: Oxy. 261 
346) (55 n. C.); 97 (347) (115/6 n. C.); 726 (135 n. C.)?), sämtlich aus- 
sestellt von Griechen; sowie Lips. 38 1.5—6 (390 n. C.).?) 

Der offizielle Terminus für Bevollmächtigen und Vollmacht ist in 
ler älteren Zeit ovvıordvaı (oder dnoovvıor«veı BGU 1093), Hauptwort 
oraoıs; ovorarındv (BGU 710; Oxy. 505 u.a.) ist eigentlich die Voll- 
ichtsurkunde. Daneben findet sich, namentlich in späterer Zeit, &vrei- 
aı und EvroAn (Evroiıröv ist wie ovorarıxdv die Vollmachtsurkunde). 
ntlich bezeichnet freilich &vroAr} mehr den Auftrag?) als die Voll- 
ıacht; aber gerade die römischen Quellen wissen ja bekanntlich den 
tzteren Begriff vom ersteren nicht zu unterscheiden. Der Vertreter heißt 
wveorausvog, im Prozeß. insbesondere &xdıxos, in byzantinischen Quellen 
vroAsug (z.B. 0.J.3,2,4, 3) oder EvroAıdgiog (77, 4/5; 78, 10). 

Im Anschluß an diese Vollmachten ist die Frage nach der Stell- 
ftretung bei Rechtsgeschäften zu erörtern. Das römische Recht duldet 
tanntlich bei den meisten Rechtsgeschäften nur indirekte, kennt aber 
direkte Stellvertretung. Im Gegensatz hierzu hat Wenger a. O. die 
uptung aufgestellt, daß das gräko-ägyptische Recht die direkte Ver- 
ng durchaus anerkannt habe, und zwar auch noch in der gesamten 
mischen Zeit. 

Aus seinen mit sehr vollständigem Material und großer Umsicht ge- 
irten Untersuchungen ergibt sich unzweifelhaft, daß der Stellvertreter 
ı Ä gypten ganz regelmäßig direkt auf den Namen seines Prinzipals, also 
\s direkter Stellvertreter den Kontrakt schließt; sehr deutlich wird dies 
B. in Oxy. 501 (349), Verpachtung durch einen Vormund: ’Eulo9o- 
u “Hoaxıelöng nel Avoyeuns dıa "Eguod Enırodnov Apuwöoeı ... dad 
urxapydvrov adrois dgovoöv — ÖuoAoysi Ök 6 ueuodmuevog Öpel- 
toig yeovyoıs.... Eouns osonulelouaı). In Oxy. 505 (350) 
auft ein Stellvertreter &xd r&v Unapydvrov TE GVVEoTaxöTı dgov- 
er beruft sich dabei auch im Eingang des Kontrakts auf sein ovore- 
, das er demselben beilegt. Außerdem sagt die Vollmachtsurkunde 
- 300, 6/7 ausdrücklich, der Vertreter dürfe kontrahieren '&# tod 6vo- 
s des Prinzipals’. Zu den von Wenger weiter zitierten Belegen sind 


)zy. 94 (344) (83 n. C,, Vollmacht zum Verkauf von Sklaven); BGU 300 


1) Teb. 317 (848) enthält nicht sowohl Vollmacht, als Zustimmung zur Prozeß- 
hrung im eigenen Namen des Ermächtigten; s. Einl. dazu. 

2) Vgl. noch die Erwähnung einer Vollmacht in dem Brief Gieß. 25. 

3) Daher in Lips. 38, Lond. 2 p. 273 zitt, die anscheinend stereotype Wendung 
oucl 60r al Zmirofxo. Vgl. Wilcken, Arch. 4, 471. — Bloß £mıreinw hat die 
echische Vollmacht in D. 17, 1, 60, 4. 
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aus den nach dem Erscheinen seiner Schrift erschienenen Papyri ı noc 
zuzufügen Lond. 3 p. 160f) (Verkauf durch die Mutter) und vo 
Lond. 3 p. 153,20 (260 n. C.) (351), wo der Vater für seine Toc 
Stipulation eingeht, was so ausgedrückt wird: &owrm®sioe (sc. die: 
did Tod marodog &uoAdynoe. Das gleiche findet sich auch in 
(Catalog. General ed. J. Maspero) Nr. 67032 (551 n.C.), wo ei 
Bixtogog vertreten ist dia Zevuovdov AmoAASrog NoLovusvov Ti) 
«drod dnovrog 1. 10/11) und dieser Vertreter für ihn eine Stipula 
geht (1.83fg.); dieser Kontrakt ist sogar zu Konstantinopolis mit einem 
dortigen Rechtsgelehrten geschlossen. In CPR 39 (266 n.C.) (275) habe 
die Vertreter der Stadt für diese stipuliert. Vgl. auch 365, 6/7. 

Angesichts dieser Tatsachen wird man zunächst für ir Zeit v 
Constitutio Antonina soviel als sicher ansehen dürfen, daß das p 
nische Recht der Gräko-Ägypter die direkte Stellvertretung 
anerkannt hat.) Bei der Freiheit, welche das griechische Recht 
Dingen an den Tag legt, ist nicht zu bezweifeln, daß es das Ko 
dureh direkte Stellvertretung schon früh als für den Prinzipal 
tigend und verpflichtend angesehen haben wird. 

Viel größere Schwierigkeiten ergeben sich für das römisch 
welches bekanntlich bis in seine letzte Zeit an dem starren Prin 
gehalten hat, daß der Stellvertreter durch den Kontrakt nur sic 
berechtigen und verpflichten kann. Zwar dürfen wir angesicl 
Papyrusmaterials ohne weiteres glauben, daß dieses Prinzip 
römischen Bevölkerung nicht eigentlich in Fleisch und Blu 
hat; denn wir haben auch für Römer Vollmachten gefunden, d 
den Gedanken der direkten Stellvertretung anklingen (S. 261) 
Stipulationen, die an und durch Stellvertreter vollzogen werder 
Aber es bleibt die Frage, wie die Gerichte diese Kontrakte behandel 
haben. . 
- Es ist nicht undenkbar, daß man den Stellvertreter, or 
gerierte wie ein direkter, doch als einen indirekten aufgefaßt 
mit Actiones quasi m gegen den Prinzipal beholfen hat; 
licher Anklang an die Notwendigkeit der indirekten Vertretung fi 
sich noch in P. Bouriant I 10 (vgl. Anm. zu 96 I 10). iM 

Umgekehrt konnte man wenigstens dort, wo ein Spezialm 
einem formlosen Kontrakt vorlag, den Vertreter als bloßen 
den Prinzipal als den eigentlich Erklärenden behandeln. 

Freilich ist es klar, daß dieses letztere Ausku nie 


1) Von den oben 8. 261 angeführten Vollmachten ist zwar ein BR: 701 
ausgestellt; aber natürlich folgen diese hier nur dem landesüblichen Stil, hr 
sind die stellvertretenden Kontrakte Oxy. 501. 505 rein peregrinisch. 

2) Übrigens auf prozessuale Vertretung bezüglich. 
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ausreichte, um alle in Betracht kommenden Fälle zu decken: es versagte, 
zu einem formfreien Kontrakt eine bloße Generalvollmacht vorlag 
(wie z.B. in Oxy. 94) — denn da war eben an bloße Ausrichtung einer 
tschaft nicht zu denken — und ebenso bei Formalkontrakten, wie die 
stipulation, wo es keinen Nuntius geben kann. 

Der erstere Weg — nämlich der, den Stellvertreter für persönlich 
berechtigt und verpflichtet zu halten — würde wohl immer zu einem 
Ziele geführt haben!); aber daß er, weil der Vertreter zunächst als selbst- 
haftend und immer allein berechtigt galt, praktisch sehr große Un- 
illiokeiten mit sich brachte, ist schon an sich klar und wird namentlich 
durch die Papyrusurkunden deutlich, welche zeigen, wie wenig man im 
jraktischen Leben an eine Selbsthaftung des Vertreters dachte. Dennoch 
sehe ich angesichts der überaus bestimmten Ausdrucksweise der Rechts- 
quellen keine Möglichkeit anzunehmen, daß eine korrekte Judikatur in 
römischen Zeit in allen solchen Fällen direkte Stellvertretung aner- 
zannt hätte.) 

7 $ehließlich ist zu erwähnen, daß wir aus spätbyzantinischer Zeit eine 
"Anzahl von Kontrakten haben, welche von Sklaven für ihre Herren er- 
äichtet sind; Oxy. 135—138 (352); 139; Lond. 3 Nr. 774—778 p. 278—281. 
Ihnen allen ist gemeinsam, daß der seinen Herrn vertretende Sklave sich 
zeichnet als oixerng roö Enepwrövrog (stipulantis) x«&l mgoorooLdwv T& 
Ol Ösondrn Tıv ayoyılv ul Evoyrjv. Wir erkennen hierin mit Leichtig- 
keit die Anwendung der Justinianischen Vorschrift in C. J. 5, 37, 14. 
Danach kam es vor, daß bei solchen Kontrakten die Schuldner bestritten, 
‚daß der Vertreter überhaupt ein Unfreier oder auch, daß er Sklave gerade 
m Gläubigers gewesen sei. Um solche Ausflüchte abzuschneiden, wird 
‚bestimmt: “tales scripturas omnifariam esse eredendas et sive adscriptus 
$ erit servus et ad quandam personam dicitur pertinere, credi 
Omnimodo et servum adesse et fecisse stipulationem et eum esse scripto 
domino adquisitum et non dubitari, si servus ipse praesto fuerit vel eius 


1) Schwierigkeiten würden nur dann bestehen, wenn man annähme, daß der in 
‚direkter Vertretung geschlossene Kontrakt von der römischen Judikatur als voll- 
kommen, d.h. auch für den Vertreter nichtig erachtet worden wäre. Daß diese An- 
sicht nicht nötig ist und die sie scheinbar begründenden Quellenaussprüche anders ge- 
deutet werden können, habe ich RPR 1,217 A. 43 gezeigt. 

2) Das ist auch das Resultat meiner $. 260 angeführten Schriften über diese 
Frage; zustimmend Kübler a. O0. 223 (dessen Hinweis auf D. 17, 1, 60, 4 ich jedoch 
nicht beistimme, weil es sich hier nur darum handelt, ob der Prinzipal auch aus 
nicht in die Vollmacht fallenden Geschäften haftet); zustimmend auch Frese a. O,, 
der nur für die nachklassische Zeit annimmt, daß neben der A° quasi institoria gegen 
den Prinzipal die Klage gegen den Vertreter verweigert wurde. (Wie denkt aber 
Frese über die Aktivrechte aus dem Kontrakt?) Manigk schließt sich an Wenger 
an und glaubt, daß die Praxis, entgegen den Äußerungen der Rechtsbücher, direkte 
Stellvertretung für zulässig angesehen habe. 


R 
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dominii fuit is, pro quo scriptus est fecisse stipulationem”. 
Rücksicht auf diese Praesumtio iuris et de iure wird in unger« % 
trakten die ‘Adseriptio’ gemacht, wessen Sklave der Kontrahent ist; 
diese Adscriptio wird die Präsumtion begründet. 


IV. BÜR6SCHAFT. 


Literatur: Wenger, R.-hist. Papyrusstudien 1—60; Braßloff, Zur K 
des Volksrechts in den röm. Ostprovinzen des röm. Kaiserreichs (1902) 169; 
tolueci, La fideiussione nell’ Egitto Greco-Romano, Bull. 17, 265 fg.; Partechä 
chisches "Bürgschaftsrecht I (1909). 


Sehr beträchtlich ist in den Papyri die Zahl der erhaltenen I 
schaftsurkunden. Das kommt daher, daß im Verwaltungs- und Pro 
die Verbürgung im Altertum eine große Rolle spielt. Prozeßk 
werden im griechisch-römischen Agypten (ebenso wie in Rom : 
stets und verwaltungsrechtliche Kautionen in großem Umfang und j 
falls viel häufiger wie heutzutage durch bürgschaftlichen Kredit bes 
der Hypothekenkredit kommt zwar im Verwaltungsrecht vor, läßt 
der Bürgenkaution einen breiten Raum. Außerdem fehlt es auch 
an privatrechtlichen Verbürgungsurkunden. 

Viele dieser Urkunden stehen nun zu dem Typus, den das ka 
römische Privatrecht zeigt, in einem Gegensatz!), welchen in Jün 
Zeit J. Partsch a. O. in bedeutender rechtsvergleichender Darstelln 
herausgearbeitet und auf einen allgemeinen Grundgedanken des 
schen, in weiterer Linie aber auch des germanischen Rechts 
geführt hat.?) 

1. Dieser Gedanke ist folgender. Beim griechischen Bürge | 
zu beobachten, daß er nicht, wie der des römischen Privatrechts 


1) Nur wird man den Gegensatz zwischen griechischem und römischen 
nicht überhöhen dürfen. Ich habe schon früher (Festgabe für E. J. Bekker 11 
Röm. P.-R. 1, 266 fg.) den Standpunkt verfochten, daß auch die römische Bü 
von Haus aus eine nicht akzessorische Geiselstellung ist; das nehme ic 
für die römische Privatbürgschaft an, wo freilich die entgegengesetzte En 
sich im Privatrecht so früh durchgesetzt hat, daß die Spuren des ältesten 
zustandes sehr stark verwischt sind. In den Praedes des Verwaltungs- 
rechts hat dieser Rechtszustand sich vielleicht viel länger erhalten; würd. 
das römische Recht so ausführliche Urkunden über die Prädiatur besitz 
ägyptischen Papyri über verwaltungsrechtliche Bürgschaften sind, so ı 
Gegensatz zwischen griechischer und römischer Rechtsentwicklung sich m. 
viel weniger scharfer darstellen als es heute der Fall ist. 

2) Von dem Inhalt des Werks kann im Nachfolgenden keine volle 
gegeben, sondern nur das zum Verständnis der Papyri Erforderliche kurz 
gefaßt werden, um so mehr als der bis jetzt allein vorliegende erste Ban 
das altgriechische Bürgschaftsrecht behandelt und die Papyri nur verg 
herbeizieht. Die besondere Behandlung derselben, welche wohl auch 
suchung über das ältere ägyptische Bürgschaftsrecht mit sich bringen wir 
zweiten Band zu erwarten. 
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klassischen Zeit tut, seine eigene Leistung verspricht — idem tu quoque 
> spondes? —, sondern nur die eines anderen, das ist dessen, den wir 
te als Hauptschuldner zu bezeichnen gewohnt sind. So leistet in der 
erühmten Stelle Od. 8, 344fg.!) Poseidon für den von Hephaistos im 
bruch mit Aphrodite ertappten Ares Bürgschaft wegen der Bußzahlung 
den Worten: ‘Ey® dE ro aurov ürnloyoucı bg 05 xeisdsıs tiosır 
ou zavre wer’ Kdavdroısı Deolsw’, d.h. er bürgt, daß Ares Genug- 
ng geben wird, und erst als Hephaistos sich mit dieser Art der Bürgschaft 
cht zufrieden geben will, weil er zu schwach sei, um den Poseidon bei 
usbleiben der Genugtuung als Geisel zu fesseln, erklärt dieser: “eimeo 
fo nev Aons yoslog bnakvdag olynreı pedyov, wördg Tor &y& tdds Tin; 
erst weil die „Bürgschaft“ in ihrer eigentlichen Form nicht an- 
nommen wird, gibt er das Versprechen, eventuell selbst Genugtuung 
sten zu wollen. Und so lassen sich denn auch noch im attischen 
htsverkehr Bürgschaftsversprechen dahingehend nachweisen, „daß der 
auptschuldner leisten wird.“ ?) 

Der eben gebrauchte Ausdruck „Hauptschuldner“ ist übrigens nicht. 
tanz korrekt: denn das griechische Recht enthält viel deutlicher als das 
ische noch die Spuren eines Rechtszustandes, wo der Bürgschaft ein 
ptschuldner nicht unbedingt wesentlich ist. Wir besitzen noch aus. 
er späteren Zeit des griechischen Rechts Urkunden, in welchen &yyvn 
hne Hauptschuld geleistet wird.?) 

- Im materiellen Rechtsverkehr freilich ist das ja allmählich selten ge- 


2022 


h in den Papyrusurkunden, der Bürge nur als akzessorischer Schuldner 
en einen wirklichen „Hauptschuldner“ hinzu, er tritt neben ıhn als. 
vog’, wodurch dann der struktive Grundzug der Bürgschaft im späteren 
aellenistischen Recht stark verdunkelt erscheint (vgl. 8. 267). 

Dennoch hat die nicht akzessorische Natur der Bürgschaft sich an 


zeß- und Verwaltungsrechts. Diese sind durchaus so gefaßt, daß der 
ge sich ohne Anlehnung an ein eigenes Gestellungsversprechen des- 
bürgten haftbar macht. Man hat hier den Eindruck, daß infolge der 


ung überhaupt nicht trifft, sondern bloß die Haftung für dieselbe auf 
Bürgen lastet. Der Bürge verspricht also zwar zunächst ein fremdes 
erhalten; aber dieses wird vom Verbürgten selbst nicht eigentlich ge-- 
huldet. Hätte freilich dieser keinen Bürgen stellen können, so hätten 
rom Berechtigten gegen ihn Zwangsmaßregeln ergriffen werden können; 


1) Vol. Partsch 9 fg., der die Bedeutung dieser Stelle zuerst richtig auseinander-. 
esetzt hat. 
2) Partsch 158 fg. 3) Partsch 27 fg. 
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aber nachdem er einen solchen aufgebracht hat, ist er persö lich ni 
Stellungsschuldner.') 

2. Einige von den eben genannten Papyri über Gestellun 
schaften haben noch in einer anderen Richtung einen hohen r 
geschichtlichen Wert. Sie enthalten nämlich die Erklärung des Bü 
daß er die Person des zu stellenden „übernommen“ habe. Das he 
Vorstellung ist die, daß der Stellungsberechtigte den in Anspru h 6 
nommenen nicht eigentlich ganz frei gibt, sondern dem Bürgen 
dessen Verantwortung anvertraut, wobei wohl, wie eben gesagt, für 
Fall, daß kein Bürge gestellt wird, ein Recht der Selbsthilfe (Duktio 
vorausgesetzt ist. j 

Von dieser Übernahme durch den Bürgen, die gewiß uralter 
chischer Rechtsgedanke ist, bieten die obigen Papyri deutlichere Spu 
als die altgriechischen Quellen; so heißt es in Teb. 156 desc. ( 
(91 v.C.)?): ÖuoAoyoöusv napsıılmpevaı dıd oov Akxıuov Aopdauog .... 
Ev de un neguorjoouev usf.?); ebenso Oxy. 785 desc. (1 n.C.) und ( 
259 (23 n.C.) (101): duvvo ..... el unv »ımosodaı (|. -oaodeı) A 
roidzovra Ev aig droxeraorion dv Evyeyimucı wage 600 &4 vg mol 
pvAaxijg. Im letzteren Papyrus bedeutet nämlich &vyeyunucı sovie 
„ich habe mir aushändigen lassen“*), weshalb der Bürge auch sa 
&yovrög uov EEovolav (400v0ov Ers00v xT0Eodaı umdt) werdysıv £ 
eis Eteoav pvAaxıiv. Das heißt, der Bürge soll nicht das Rec 
' den Schuldner in ein anderes Gefängnis zu überführen (und sich 
von der Verantwortung zu befreien). Vgl. auch Hib. 93 (353). 

3. Hält der Bürge seine Verpflichtung nicht ein, die Leistung 
den Verbürgten zu beschaffen, so ist der ursprüngliche Rechtszus 
gewesen, daß sich nun an ihm seine „Haftung“ verwirklicht. 


1) Die materielle (privat- oder verwaltungsrechtliche) Verpflichtung b 
natürlich in der Person des Verbürgten bestehen. Aber die prozeßrechtli 
auf die gegenwärtige Ladung Folge zu leisten, ist durch Bürgenstellu 8 
So ist es im Grunde auch noch im römischen Zivilprozeß in einem Fall, nä, 
der Stellung eines Ladungsvindex; er befreit durch seinen Eintritt den V« 
der Folgepflicht. Aber das ist im römischen Recht eine Singularität; das | 
sein von Parallelfällen (S. 264 A. 1) muß man erraten. Das griechische R 
die Spuren des ursprünglichen Bürgschaftsgedankens unvergleichlich besser 

2) Zu dieser wichtigen Urkunde s. Wenger, Arch. 2, 512; Partsch 
Ar8: 217. 

3) Diese Urkunde ist auch darum merkwürdig, weil der Bürge hie 
auf Geld haftet, sondern eventuell selbst gefangen gesetzt werden soll. 
ziehung auf ein Strafverfahren mit Partsch für wahrscheinlich. 8. Einl. 

4) Vgl. Partsch 8. 93. Das ist übrigens nicht die normale, sond 
übertragene Anwendung des Wortes; denn eigentlich bedeutet &yyvaotaı, 
ee sich selbst dem Gläubiger als Geisel in die Hand (&v-yvio») gib 

. 47 fg. u 

5) &uevrov ist nicht Objekt zu werdysıv, sondern Subjekt; Wenger, R.-hist, 

Pap.-Stud. 46 A. 3 mit dem Zusatz von Partsch 283. f " 
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| also demselben Vorgehen des Gläubigers verfallen sein, das gegen jenen 
flaubt war, bei Delikten vielleicht dem Racherecht. Das klassische Bei- 
spiel dafür bietet die oben (8.265) angeführte Stelle der Od. 8, 344 fg,, 
wo Poseidon sich bei Hephaistos für den im Ehebruch mit Aphrodite 
‚ertappten Ares verbürgt, und gefragt wird, wie Hephaistos den Poseidon 
fesseln könnte, wenn Ares die Buße nicht leistet.!) 

| Allmählich scheint jedoch die Bürgenhaftung in eine reine Haftung 
auf Schadenersatz in Geld für Ausbleiben der garantierten Leistung über- 
gegangen zu sein, vermutlich auf dem Wege, daß der Bürge diesen 
"Schadenersatz gleich von vornherein versprach.?) Insbesondere in den 
Papyrusurkunden verpflichtet er sich sehr oft mit der Wendung ‘Eyyvog 
oder Eypvoueı) eig &xtiow’: darin liegt die Zusage eigener Ersatzleistung.?) 
| Gleichzeitig freilich bedeutet diese einen Prozeß der Umwandlung des 
"alten Bürgschaftsbegriffs-. Namentlich bei Bürgschaft für Privatschulden, 
wo sich — anders als bei der Gestellungsbürgschaft — die Ersatzleistung 
des Bürgen von der Leistung des Verbürgten inhaltlich regelmäßig nicht 
unterschied, trat praktisch der Erfolg eines akzessorischen Versprechens 
‚derselben Leistung ein. Dadurch ist im Endeffekt die Privatbürgschaft 
des hellenischen Rechts dem Bürgschaftsbegriff des römischen Privatrechts 
doch sehr stark angenähert, natürlich nicht jenem der Sponsio, welche 
eine (dem griechischen Recht fremde) Verbalobligation voraussetzt, wohl 
"aber dem der freieren Fidejussio. Über einen trotzdem wahrscheinlich 
durehhaltenden Gegensatz s. unter 4. Wegen seiner Verpflichtung unter- 
liest natürlich der Bürge wie jeder Schuldner der gewöhnlichen Voll- 
streckung, also im ptolemäischen und römischen Ägypten der Personal- 
und Vermögensexekution. 

| 4. Hat der Bürge im Recht der Papyri ein Benefieium excussionis? 
Die Urkunden geben hierauf keine Antwort; aber für das klassische grie- 
chische Recht wird die Frage, wohl mit Recht, verneint.*) Es kann sich 
danach nur noch darum handeln, ob die Behauptung, daß der Verbürgte 
nicht geleistet habe oder gar, daß er im Verzug sei, zum Klagfundament 
‚des Gläubigers gehört. In dieser Beziehung glaube ich zunächst nicht, 
‚daß eigentlicher Verzug des Hauptschuldners erfordert wurde. In Lond. 
2 p. 220 1. 15 fg. (237) versprechen die Söhne, die sich für ihre Mutter 
verbürgt haben, zu zahlen: &&v wi) dnoda 7) wieng Guijoıs Ti nooRwevn 
moodeoulg... &dv ve neo 1 Aal xal wi weoıh. Ihre Zahlungspflicht ist 


S\ 


1) Partsch 10 fg. 2) Nüheres bei Partsch 21 fg.; 168 fg. 

3) Partsch a. 0. 209 fg. Daselbst (214 A.2) auch Nachweise des gleichen Rechts- 
zustandes in Altgriechenland. 

4) Partsch a. 0. 190. Übrigens bleibt bei dieser Frage, der Natur der Sache 
nach, die Gestellungsbürgschaft außer Betracht. Bei dieser hat sich nämlich der im 
Text eben angedeutete Umbildungsprozeß aus einer Garantiepflicht in eine Leistungs- 
‚ "pflicht nie vollziehen können; sie ist immer Garantie geblieben. 


4 
Br. 
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einfach auf die Tatsache der Nichtleistung gestellt, und we 
wenden möchte, daß eben „Nichtleistung in der Frist“ als \ rz 
standen sein könnte, so zeigen die Worte &&v uw negı — auc 
sie gestorben ist —, daß subjektiver Verzug hier nicht erford 
Der Gläubiger tritt also einfach auf mit der Behauptung, der | 
termin sei da und es sei nicht geleistet worden. Wie sich dann di 
weiter entwickelt, wissen wir nicht; möglich ist, daß vom Gläubi 
Beweis erfordert wurde, daß die Zahlung ausgeblieben sei; d.h. 
weis entweder fruchtloser Mahnung (in welchem Fall natürlich au 
erwiesen war) oder der Unauffindbarkeit oder des Todes des Schul, 
Doch könnte der Gläubiger auch noch günstiger gestellt gewe 
indem dem Bürgen lediglich der @egenbeweis erfolgter Zahlu 
eingetretenen Gläubigerverzugs) offen blieb. Auf alle Fälle aber 
nach der ganzen Anlage der hellenistischen Bürgschaft annehmen d 
daß der Bürge nicht primär ohne jede Rücksicht auf die Leistungsl 
schaft des Verbürgten in Anspruch genommen werden konnte 
hierin wird man einen fortdauernden Unterschied des römischen und ; 
chischen Bürgschaftsrechts erblicken dürfen. .. 

5. Was das Verhältnis anbetrifft, welches eintrat, wenn für e 
derung gleichzeitig Bürgschaft und Pfandrecht bestellt war, so 
die Papyri zu zeigen, daß der Gläubiger den Bürgen noch vor de 
in Anspruch nehmen konnte. So wird in Oxy. 270 (236) von 
stellerin einer Hypothek und Bürgschaft dem Bürgen Garantie d 
leistet, daß er vom Gläubiger nicht in Anspruch genommen werden wiı 
sollte dies aber doch der Fall sein, so soll ihm die Hypothek gehör 
Hier ist jedenfalls vorausgesetzt, daß der Bürge noch vor der Hypotl 
in Anspruch genommen werden kann. Auch in Lond. 2 p. 11 
keine Spur davon zu entdecken, daß der hier mit dem Pfand kt 
rende Bürge ein benefieium exeussionis realis besitzt. 

6. Die Frage endlich, ob der zahlende Bürge nach dem R 
Papyri einen gesetzlichen Eintritt in das etwa bestellte Pfand 
nicht sicher zu beantworten; doch spricht der Umstand, daß in 
(236) ihm das-Pfand für diesen Fall vertragsmäßig überlassen 
gegen.t) 

7. In der byzantinischen Zeit mischt sich in den Stil d 


1) An eine Mahnung der Erben wird gar nicht gedacht. H. 
2) Vgl. Einl. zu 71 (8.80). Zu dem auf 8.114 Gesagten vgl. die Nacl 
diesem Buch. 
3) Es braucht übrigens kaum bemerkt zu werden, daß die Bes 
Bürgen neben einer Hypothek keine Instanz gegen die S. 144 fg. auch von 
teidigte Hypothese bildet, wonach durch die Bestellung einer Hypothek di 
baftung des Schuldners regelmäßig beseitigt wird. b- 
4) Vgl. Partsch 272. 
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ürgungen, wie nicht anders zu erwarten ist, das römische Element 
imer stärker ein. Zunächst findet der Terminus mıorıxslsvorig, Zeit- 
wlorı neheVswv, die Übersetzung des römischen Fidejussor, Eingang!); 
neben aber tritt auch der Ausdruck £vroA und &vroinderog auf 
‚ond. 2 p. 317 1.25; 3 p. 232, 35/6 [ef. p. 231, 5/6]). Dieser ist deutlich 
jersetzt aus dem lateinischen Mandatum qualificatum, wobei nur die 
affixbildung &vrorıxdouog auffällt; denn diese würde eigentlich den Man- 
datarius bedeuten ?), während ein Mandator gemeint ist. Durch diesen 
intritt neuer Bezeichnungen wird, da daneben das alte &ypväod«ı keines- 
"wegs verschwindet, die Terminologie eine bunte; manche Urkunden zeigen 
gar eine Häufung der Ausdrücke. Endlich finden wir auch die dvrı- 
&vmsıs (constitutum debiti alieni [Ferrari, Atti del ist. Ven. 67,2 p.1190]). 
| Insbesondere bei Kaufverträgen der späteren römischen Zeit kommt 
es vor, daß neben dem Verkäufer ein Bürge auftritt, der auch die dem 
iechischen Recht entsprechende — in der früheren Papyruszeit stets 
vom Verkäufer allein übernommene (5.189) — Funktion eines evvßsßaun- 
zus oder (einfach) Beßeworijg haben soll. Dadurch entstehen dann Wen- 
dungen wie die in Lips. 4, 6fg. (171): (6 zwAov) |usr& ovvßsßan tod 
‚eiorıneisvorod Tod xul Eyyvousvov rivde mv moäcıv ul mdoug vüg 
Eyyeyoeuusvag ÖwworoAdg; Lond. 3 p. 232, B4fg.: Beßawodvrög uov Tod mw- 
Movvrog xal Tod mooxsıuevov uov Beßawo|rod| T|od zul mıorı reAsvorov 
#0) &vroAzoglov. Ich habe schon früher (Leipziger Papyri 1 p. 17) an- 
genommen, daß die Funktion als Peßauwrig oder ovvBeßuuwrig mit der 
5 &yyvog nicht zusammenfällt, vielmehr eine prinzipale war, welche 
‚Bartsch®) jetzt dahin auffaßt, daß sie auf eventuelle eigene Übernahme 
des Eviktionsprozesses gegangen sei. Allerdings ist die Bedeutung dessen 
gerade in der späteren Kaiserzeit nur eine mehr theoretische, da im Fall 
ß diese Auktoritätsleistung nicht freiwillig erfolgte, doch nur die Klage 
aus der Stipulatio duplae übrig blieb, für welche ja der Beßauwrijg auch 
schon als Bürge haftete. Doch besteht ein wichtiger praktischer Unter- 
schied darin, daß man als Beßawwrijig eben nur wegen der Eviktion, als 
yyvog aber für alle Ansprüche gegen Verkäufer (Mängelgewähr, Liefe- 
rung usf.) haftete. 

= Die geschilderte Verbindung des griechischen &yyvouaı mit den 
römischen Bürgschaftsformularen ist natürlich nur ein Ausdruck und eine 
Folge davon, daß mit der allgemeinen Einführung des römischen Rechts 
das hellenistische Bürgschaftsrecht seinen Boden verloren hatte. In der 
nach Caracalla muß also vor allem das Prinzip durchgedrungen sein, 


1) Lips. 4, 6 (171) u. ö. 
2) Diese Bedeutung habe ich auch oben, Einl. zu 77, für die daselbst und in 78 
auftretende Zvrolındgıoı angenommen. 
3) a. O. 348. 
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daß die Bürgschaft notwendig eine Hauptschuld erfordert unc 
nicht in aliam oder duriorem causam geleistet werden kann; eb 
der Bürge unbedingt primär, nicht subsidiär (8.267 fg.) für die E 
haftet. Dennoch scheint der angestammte Gedanke der helloug 


nämlich in Lips. Inv. Nr. 244 (7U) l.3fg., wenn daselbst ein Bürge se 

beklagt, er sei vom Gläubiger zitiert und eingesperrt worden, 
doch der Hauptschuldner sich stellte und nicht entfloh (Tod za 
dveyyundevrog lorauevov xal u) doaouG Yonoauevov). Und dabei 
es sich nicht etwa um ein Vadimonium, bei dem ja der Bürge imme 
bei Nichtgestellung haftbar wird, sondern um eine Bürgschaft für « 
Geldsehuld (1. 3). Es kann hierbei auch kein ungenauer Ausdruck 
den Prozeß um eine Geldschuld vorliegen; denn die Bürgschaft 
bloß mündlich geleistet worden (]. 3): ein Vadimonium aber wird name 
lich in dieser Zeit stets schriftlich übernommen. 


V. TEILUNGSVERTRÄGE. 


Solche sind in beträchtlicher Zahl vertreten; die wichtigsten 
Teb. 382 (bloße Ömoygapn; 30 v. ©.—1 n. (.); "383 (46 n.0. 
BGU 1037 (47 n.C.); CPR 11 (108 n. C.); BGU 444 (Zeit des Traj 
Lond. 2 p. 187 (114 n. C.); BGU 234 (121 n. C.); BGU 241 (177 n. 
‘'Amh. 99 (179 n. C.); CPR 174 (190/1 n. C.); Teb. 319 8 
Flor. 50 (268 n. C.); Straßb. 29 (289 n. C.); Lond. 3 p. 233 (831 ı 
Lips. 26 (Anfang des 4. Jahrh. n. C.); Lond. 2 p. 329/30; 330/1 ( 
Jahrh. n. C.)! 

In der Stilisierung tritt oft eine gewisse Konstanz hervor; 
einleitenden Formeln folgt die Erklärung, teilen zu wollen (20 
Öieigsoıw zoreiodeaı oder ÖuoAoyodusv ÖinENodeı), sodann die Be 
des Objekts und des Teilungsmodus, endlich die Bekräftigung: 
o0bv Exaorov xoareiv Kal nvgLedew Mg Eiayev usgldog dd co 
rov Ünavra yoovov ÖEonorind dıxaim nal ERodaı al olkovou 
(so nach Lips. eit.) und häufig noch Fixierung von Ersatzp 
Fiskalstrafe für den Zuwiderhandelnden. 

Das juristisch Wichtige an diesen Verträgen ist, worauf Gra 
(Einführ. 5.73) sehr zutreffend aufmerksam gemacht hat, daß hier n 
Eviktionsgarantie übernommen wird.!) Das ist um so wicht 
Ba als das deutsche bürgerliche Gesetzbuch — in unbeda: 


N Nur in Lond. 3 p. 233,16 steht die Klausel: Beßawovvrov Nu@v ( ” 
ndon Peßaıwosı. Aber dies ist schon den Worten nach nicht die eigentliche 
garantie, welche auf das Duplum und Schadenersatz geht (8. 189). Geme: 


daß die Parteien die Teilung anerkennen müssen. 
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nung an die gemeinrechtliche Doktrin!) — bei der Teilung diese 
antie nach Analogie des Kaufs eintreten läßt (8 757; 2042). Es ist 
ichtlich, daß dies der Sachlage vollkommen widerspricht; denn wenn 
'hrere einen gemeinsamen Gegenstand teilen, ist nicht der eine der Ver- 
ufer des andern, auch nicht pro parte, und es würde zu den größten 
gerechtigkeiten führen, wenn er wegen eines Rechtsmangels, der doch 
sprünglich ein gemeinsamer war, allein den andern schadlos halten 
Auch das richtig verstandene römische Recht hat eine solche 
sgelung nicht getroffen.?) 


VI. FREILASSUNG. 


Die Freilassung von Sklaven richtet sich nach dem Personalrecht des 
erm; daher vollzieht sie sich, wenn dieser Peregrine ist, nach peregri- 
schem Recht. 

Die wenigen Freilassungsurkunden°), die uns aus dem griechischen 
echtskreis in Ägypten überliefert sind (Oxy. 722 [358]; P. Edmondstone 
361])*), stellen sich als Dispositivurkunden dar. Das heißt, die Manu- 
ission vollzieht sich durch die schriftliche Erklärung des Herrn, daß er 
em Sklaven die Freiheit schenkt. Von der in Altgriechenland reichlich 
rtretenen Manumission durch Begründung des Hierodulismus dagegen 
aden wir keine Anwendung; dieselbe hat bekanntlich den Inhalt, daß 
er Herr seinen Sklaven um ein (von dem Sklaven zu erstellendes) Löse- 
ld an eine Gottheit verkauft, in deren Schutz dieser nunmehr als Sklave 
es Gottes, d. h. tatsächlich als freier Mann lebt. Sakraler Einschlag ist 
i den gräko-ägyptischen Befreiungsurkunden nur insofern zu vermuten, 
[5 der Sklave freigelassen wird “ünö Ale I7v”Hriov’; Oxy. 122,6 (358); 
9,8 (359); Teb. 407, 5/6; P. Edmonstone 1.7 (361); ef. Oxy. 494, 5/6; 
och ist dies eine reine Phrase (vielleicht historische Reminiszenz), welcher 
ir juristischer Vorgang entspricht. 

Die Form der Freilassungsurkunde ist in der erhaltenen Überlieferung 
ı der Zeit, wo ein Staatsnotariat vorhanden ist, die notarielle (agorano- 
ische), Oxy. 48; 49; 349 desce.; 722; BGU 96 (Fragm.); ob daneben schon 
a dieser Zeit den Peregrinen chirographarische Freilassung möglich war, 
äissen wir nicht. Wenn das Sklavenwesen im allgemeinen der Aufsicht 


- 3) Windscheid-Kipp, Pand.2 8 424 bei A. 24; Dernburg, Pand. 1 $ 197 bei A. 23. 
2) In der Einl. zu Lips. 26 habe ich darauf hingewiesen, daß laut D. 31, 77, 8 
‘ einem ähnlichen Fall (Divisio paterna) im Endeffekt eine Revision der Teilung 
agesirebt wird, und das ist das allein Richtige. — Vgl. im allg. noch die a. O. an- 
eführte Literatur. 

3) Von der testamentarischen Freilassung, die gleichfalls vorkommt (8. 239), 
ird hier abgesehen. 

4) Seymour de Ricei an dem 8. 405 a. 0. p. 20 zitiert noch eine christliche In- 
ift aus Nubien, sowie Spangenberg, Tab. p. 376/7. 
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der Behörden unterstellt gewesen sein sollte (vgl. auch 8. 192), 
es denkbar, daß auch ihre Freilassung einer Vorprüfung durch den A 
nomen unterlag und dann auch stets von ihm beurkundet wurde. 
sind bestimmtere Anhaltspunkte dafür allerdings nicht vorhanden. 
wenn in Oxy. 48; 49 der Agoranom (von den Pächtern des &yxdxA 
zur Errichtung der Freilassungsurkunde mit den Worten ‘dog Ede 
oıw’ aufgefordert wird, kann man das nicht ohne weiteres als Bk 
einer ihm zustehenden Bewilligung der Freilassung betrachten, obs 
es auffällt, daß der Stil solcher Aufforderungen sonst ein anderer 
Darlehn oder Kauf heißt es einfach: dvayoaıov oder xarayocıov (182,2 
und die in der Einleit. dazu zitt. Stücke). Ich möchte dieser Stildif 
kein besonderes Gewicht beilegen. Denn wenn es sich wirklich um 
Bewilligung der Treiksstng handelte, müßte der Inhalt jener | 
ein anderer sein; außerdem wäre nicht, wie es daselbst ersichtlich ist, 
bereits die Freilaunngrstn bezahlt worden. 

In der Mitte des vierten Jahrh. (P. Edmondstone cit.) finden wir 
Freilassung vor bloß privaten Zeugen. Das ist aber auch nur nati türlı 
denn in dieser Zeit gibt es keine öffentlichen Notare mehr. Auß arde 
handelt es sich in der Zeit nach der Constitutio Antonina nicht mehr u 
peregrinisches Recht. Für die Römer aber hat die Manumission int 
amicos schon vorher gegolten.') Ein Beispiel einer solchen ist ı 
einem Diptychon aus Hermupolis erhalten (362); auch in BGU 38 
18fg. u. ö. werden raßeAAuı EAsvdrsonoeng erwähnt, welche mö 
weise bloße Urkunden über manumissiones inter amicos gewesen % 

Eine Eigentümlichkeit des gräko-ägyptischen Rechts ist die, daf x 
der Teileigentümer eines Sklaven für seinen Teil die Freilassung voll 
kann°®); Beispiele dafür geben Oxy. 716; 722 und P. Edmondstone 
steht im direkten Gegensatz zum Fömchen Recht, welches mit R 
vilen Freilassung durch den Teileigentümer nur Ri Wirkung v 
daß derselbe sein Anteilsrecht verwirkt und dasselbe dem Mitei 
akkresziert, während hinwiederum die prätorische Freilassung, ı 
bloß pro parte erfolgt, nach der bei den römischen Juristen übe: 
vertretenen Meinung für nichtig galt. Nur für fideikommissarische 
lassungen — u. zw. ursprünglich wohl nur der Soldaten — haben . 
liche Konstitutionen der severischen Zeit vorgesehen, daß sole] 
wenn vom Teileigentümer vollzogen, durch Enteignung der übrigen An 
teilsberechtigten zur Wirkung gelangen sollten. Doch ist dies von n deı 


1) Doch haben auch Römer, so lange es Staatsnotariate gab, vor die 
gelassen; BGU 96 (3. Jahrh.). 


2) Vgl. Wlassak, Sav.-Z. 26, 420 A.2. Doch kann auch an Urkunden übe =; 
freilassung gedacht werden. 


3) Mitteis, Arch. 3, 252fg.; Bortolucei, Stud. Romanistiei 1 (Padua 1906). 2 
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‚in den Papyri hervortretenden Rechtsgestaltung wesentlich verschieden, 
‚nicht bloß wegen des begrenzten Anwendungsgebiets, als namentlich auch 
;swegen, weil es hier im Endeffekt doch zu einer Totalfreilassung kommt.!) 
Die gräko-ägyptische Ordnung dagegen erstreckt sich einerseits auch auf 
‚die Freilassung unter Lebenden, andererseits geht sie dahin, daß diese 
infach pro parte erfolgt. So wird in Oxy. 722 ein Sklave zum letzten 
‚Drittel freigelassen, nachdem er zu den andern zwei Dritteln schon manu- 
nittiert worden ist; ähnlich in P. Edmondst. Wie in solchen Fällen die 
"Rechtslage des partiell Freien sich gestaltete, wissen wir nicht. In einem 
ierher gehörigen Papyrus, Oxy. 716, bitten zwei Mündel um Versteigerung 
‚eines Sklaven, der ihnen zu zwei Dritteilen gehört, während das letzte 
Jrittel von ihrem Bruder freigelassen worden ist. Doch ist es nicht sehr 
rahrscheinlich, daß die Versteigerung hier etwa zu dem Zwecke erfolgte, 
eine gerechte Lösungssumme für die restierenden Eigentumsquoten 
festzustellen, daß also der Teilfreilasser oder der Teilfreigelassene einen 
‘gesetzlichen Anspruch auf vollständige Durchführung der Manumission 
gegen Entschädigung hatte. Davon ist in dem Papyrus nicht die Rede, 
nd es wäre sonst auch zu erwarten gewesen, daß entweder der Sklave 
‘oder der erste Freilasser die Versteigerung beantragt hätten. Vermutlich 
iandelt es sich daher für die Mündel nur darum, ihr Eigentum, das unter 
solchen Umständen gewissen Einschränkungen unterlegen sein mag, los 
zu werden. 
Für die Freilassung wird, wenn es eine peregrinische ist, laut Oxy. 
22 folgendes gezahlt: 1. eine Summe in doyvgıov Exlonuov (1. 19), so- 
dann: 2. ein aus Silber- und Kupferwährung zusammengesetztes Lösegeld 
l. 24—7). Die Herausgeber (zu 1. 19) machen darauf aufmerksam, daß 
diese zweifache Zahlung sich auch in andern Freilassungsurkunden findet 
(vgl. Oxy. 48; 49 [359]; 50 und einen von ihnen erwähnten unpubli- 
zierten Papyrus). Dabei beträgt die erstere Summe in den vier letzt- 
genannten Urkunden konstant 10 Drachmen in doyvgıov Enlonuov, wes- 
"halb Grenfell-Hunt sie für eine Freilassungssteuer halten, vielleicht an den 
Staat zu zahlen.) 
Bei der römischen Freilassung dagegen wird die — in den peregri- 
‚nischen Papyri nicht genannte — &ixoorı] (vicesima libertatium) entrichtet; 
BGU 326 II 10 (316); 96, 8. 
‚7 Yon dem durch die Freilassung entstehenden Patronatsrecht endlich 
enthalten die Papyri nur geringe Spuren; eine solche ist in Oxy. 706 (81) 
zu finden, eine andere in Oxy. 494, 15 (305), wo die dovAslu zul dmo- 


1) Vgl. Mitteis a. O. 

2) In Oxy. 722 freilich kann die erstere Steuer nicht 10,Drachmen betragen 
haben, wie 1.19—20 (doay|uov ...... ] [rlefr]eoß6Aov) zeigt, was (so G-H) vielleicht 
damit zusammenhängt, daß eben nur eine Teilfreilassung stattfindet. 


Mitteis-Wilcken: Grundzüge. II. 18 
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yooci testamentarisch freigelassener Sklaven der Witwe des Erblasser: 
vermacht werden. Aus letzterem Umstand sieht man gleichzeitig, d 
solchem Fall der Freigelassene dem römischen Libertus oreinus ni 
gleichsteht. . 


VII. ADOPTION. 


Die Adoption (viodsol« Lips. 28, 12)?) ist in den Papyri durch ei 
sehr merkwürdige Urkunde aus dem vierten Jahrh. n. C. vertreten, w: 
wie wenige, den Bestand volks- oder vulgarrechtlicher Gebräuche nebe& 
dem römischen Recht beweist. Es ist das Lips. 28 (363).?) u; 

Dieses ist ein Adoptions- oder richtiger (da es sich um einen ho 
sui iuris handelt) Arrogationsvertrag aus dem Jahr 381, geschlos 
zwischen Aurelia Teeys und ihrem jüngeren Sohn Aurelios Silbanos, 
dessen die erstgenannte als väterliche Großmutter ihren zehnjährigen 
Enkel Paösis, den von beiden Elternteilen her verwaisten Sohn ihres 
verstorbenen Sohnes Papnuthios dem Silbanos an Kindesstatt übergibt 

Die Singularität dieser Urkunde besteht nun darin, daß sie den V 
schriften des für jene Kontrahenten geltend gewesenen römischen Rec s 
in keiner Weise entspricht. Denn als Arrogation, was sie eigentlich i 
würde sie nach dem römischen Recht jener Zeit ein kaiserliches Reskri 
und einen rechtsförmlichen Vorgang vor dem Praeses provinciae vor a 
setzen®); auch müßte der Adrogator Kaution für die Quarta Divi Püi 
- stellen. Von alle dem ist in dem ägyptischen Adoptionsinstrumen: 
Rede; ebensowenig aber entspricht es auch nur den Formen der 
tion eines homo alieni iuris, welche damals ‚noch in dreimaligem V 
kauf und Scheinvindikation une haben würden. Dennoch Ver 
keinen Zweifel, daß unser Papyrus sich als definitive Adoption un 
etwa bloß als ein Präparatorium für einen in Aussicht genommenen sol 
Akt darstellt. Denn von einem solchen ist darin gar nicht die R 
Parteien glauben offenbar, ein perfektes Rechtsgeschäft errichtet zu I 

Es bleibt daher nichts übrig als die Annahme, daß man in A, 
und wohl auch anderwärts damals sich die Adoption wirklich ın ı 
Weise erleichterte, und dies wird auch erhärtet durch das Reskript 1 
kletians C. J. 8, 47,4, welches, offenbar im Hinbliek auf derarti 
kommnisse, belehrend bemerkt: ‘Adoptio non tabulis, licet per ta 
conficiendis, sed sollemni iuris ordine apud praesidem provinciae 
puları’; ef. auch ibid. c. 6. Unsere Urkunde stellt eben ‘solche „tabı 
per tabellionem confectae“ dar. 


1) Das Adoptivkind heißt ®erds, z. B. Lips. 10 II 15. 

2) Dazu Mitteis, Arch. 3, 173fg.; Costa Storia del dir. Rom. priv. (191 ) 62 

3) Dioclet. C. J. 8, 47, 2, 1. Wenn, wie Bonfante Istit.* 138 A. 1 ann 
dieser Stelle etwas interpoliert ist, so "sind es doch jedenfalls nicht die ok 
wähnten Bestimmungen. i 


Bi: 


, 
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Gleichzeitig ersehen wir, daß die für die Emanzipation schon im sy- 
schen Rechtsbuch (L. 3) und später von Justinian auch für die Adop- 
ın sanktionierte Form der Errichtung einer Urkunde vor der Behörde 
im Vulgarrecht ein Vorbild hatte, freilich ein auch im späteren Sinn 
unkorrektes, weil das sehr wesentliche Element der behördlichen Inter- 
ention hier gänzlich fehlt. 

Übrigens ist es den Parteien auch gar nicht um die Herstellung des 
vollen Effekts der römischen Adoption zu tun gewesen. Derselbe besteht 
bekanntlich in der Begründung der väterlichen Gewalt. Von dieser ist in 
Dips. 28 gar nicht die Rede; darauf haben die romanisierten Provinzialen 
eben kein Gewicht gelegt. Worauf es unsern Kontrahenten ankommt, ist 
wielmehr: der Adoptivvater verpflichtet sich, daß Kind zu pflegen und zu 
stziehen, sein väterliches Vermögen getreulich zu verwahren und zu ver- 
ten und ihm seine eigene Erbschaft zu hinterlassen. Es ist also ein 
Gieh- und Erbvertrag, was hier bezweckt wird. Man kann auch nicht 
sagen, daß unser Rechtsgeschäft im Hinblick auf das römische Recht 
nzlich unwirksam war. Der intendierte Erbvertrag konnte freilich, weil 
den römischen Grundsätzen zuwiderlaufend, nicht zustande kommen, aber 
ls Pflegvertrag mag der Kontrakt nach den Grundsätzen der Stipulation 
gewirkt haben. 

= Jedenfalls zeigt unsere Urkunde, wie sehr Justinian den Intentionen 
der Parteien entgegenkam, als er den Gegensatz der Adoptio plena und 
minus plena schuf. Die Wirkungen der letzteren sind es gerade, welche 
gegebenen Fall bezweckt werden, und die justinianische Gesetzgebung 
aat vollkommen das Richtige getroffen, wenn sie es ermöglichte, diese 
Wirkungen durch Vertrag zu erreichen. 


VII. DIVERSES. 


Einige weitere besonders beachtliche Urkunden sind: 

1. eine Auslobung v. J. 145 v. C., betreffend zwei entflohene Sklaven, 
Par.10. Diese sehr bekannte Urkunde ist schon von Tzschirner, De indole 
sromiss. popul. (1869) p. 25 besprochen worden.!) 


1) Diese Urkunde wird, da eine Neuedition derselben von Wilckens bevorstehen- 
ler Ausgabe der Ptolemüertexte zu erwarten ist, hier nicht mitgeteilt. Sie ist zuerst 
ron Letronne, Recompense promise etc. (1833) mit eingehendem Kommentar veröffentlicht 
vorden; später mit diesem Kommentar abgedruckt in Notices et extraits 18, 2 Nr. 10. 
'  Letronne bringt diesen Papyrus mit historischen Ereignissen in Zusammenhang. 
Da der erste der Sklaven als einem xosoßevrijg der karischen Stadt Alabanda gehörig 
yezeichnet ist, nimmt er an, daß nach dem Krieg, den die lykischen und karischen 
dte mit Rhodos zwischen 189—177 um ihre Unabhängigkeit geführt hatten und 
len weiteren erst i. J. 146 beendigten Streitigkeiten über die Regelung der bez. Ver- 
ältnisse die Lykier und Karier i. J. 145 eine Gesandtschaft an den Hof Euergete»’ I. 
ntsendet hätten. Danach gewinnt er auch die (wegen mangelnder Jahresangabe in 
1) fehlende Datierung des Papyrus. j 

18 
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2. Ein Eisernvieh-Vertrag v. J. 176 n. Ö,, Pachtung von Ziegen be 
treffend; Straßb. 30 (364). Die Eisernvieh-Klausel liegt in den Worten 
uodmoaoda ... alyag ... dOavdrovg. Ein verwandtes Stück ist Flor. 
wo 1. 19—22 der Pächter eines Gemüsegartens zum Betrieb des zuge 
hörigen Schöpfwerkes eine Kuh im Wert von 100 Drachmen mit über 
nimmt; offenbar ist diese “venditionis gratia’ aestimiert.') Vgl. dazu ( 
anderer Anwendung) BGU 1058 (170), wo eine Amme gemietet wird mit 
der Maßgabe, daß, wenn der Säugling stirbt, sie einen andern säugen muk 
“dia od A9dvarov abıyv Emidsdeydaı TOOPEVELWV. 

3. Paradigmen von Kompromissen über die Einsetzung von Schie ) 
gerichten (öfewreı) bieten folgende Papyri: Lond. 3 p. 253 (365) (507 n. ( 
2 p. 335 (7. Jahrh., Fragun.); BGU 309 (602 n. C., Fragm.); 315 (I 
Zeit)?). Dazu vgl. noch die Gestellungsbürgschaft zu einem Schiedsgeri 
Grenf. 2, 99a (6.—T. Jahrh.).?) BE 

Die DENADIALE von schiedsgerichtlichen Verhandlungen sind unter { 
98 und 99 gegeben; vgl. noch Lond. 1 p. 200fg. — Erwähnung e 
Schiedsgeriehts in Oxy. 943. 

4. "Evrsväıg v. J. 219 v.C. (P. Magd. 29 [366]) mit Ar waling ag 
Platzmiete auf 99 Jahre (Erbzinsrecht). S. Einl. zu 366. 

5. Schenkung mit Vorbehalt des Ususfruktus aus dem 6. Jahrh. n. 
B, 2 3 p. 254 (367), 

6. Begründung einer Emphyteuse an Klostergrundstücken, Lu d 
Nr. 483 p. 323g. (616 n. C.); dazu Muller, Arch. 1, 437 fg.) 
Stück wird wegen seines großen Umfangs nicht zum Abdara: gebrach 

7. Gesuch der Eltern eines verschwenderischen Jünglings an ( 
Strategen, wie es scheint, um Verlautbarung dessen, daß ihm der Kı 
entzogen werde; Flor. 99 (368). Daß sich der Stratege zu solchen 
ventionen verwenden ließ, ist keineswegs singulär; vgl. 8. 29 A. 6. 


.n 


1) Vgl. Wenger, Yestg. f. E, J. Bekker 81. 

2) Zum Text dieser Urkunde Wilcken, Arch. 4, 559, 

3) Dazu Wilcken, Arch. 3, 126; 4, 559. Die Urkunde ist vielleicht an 
Nov. 134 c. 9, wonach, F rauen in Zivilsachen nicht verhaftet werden sollen; 
spricht von solcher Verhaftung. P. 

4) Ob auch BGU 1020 ein Bruchstück eines emphyteutischen Vertrags ist, I 
trotz dem Ausdruck &upvrsvd£vrog (l. 4) sehr zweifelhaft. 

5) Auf die zahlreichen für die Lehre von der Erbpachtung wichtigen Urku 
ist in diesem Werke geflissentlich nicht eingegangen worden, weil diese Mate 
der trefflichen Untersuchungen von Rostowzew (Z. Gesch. des Kolonats 191 
keineswegs geklärt, ja durch sie erst recht in erneuten Fluß gebracht worden 
weil sie #0 eng mit der Staatsverwaltung zusammenhängt, daß sie mehr in 
sammenhang dieser gehört. — Zur kirchlichen Emphyteuse s. noch Bd. I S 


KAPITEL XU. 


GESETZE. 


Es ist nicht der Zweck dieses Kapitels, eine vollständige Zusammen- 
ellung der in den Papyrusurkunden erhaltenen Überreste von ptolemäi- 
chen und römischen Gesetzen zu bieten. Einerseits ist ein Teil derselben 
waltungsrechtlichen Inhalts, und war daher dem ersten Band der 
"Chrestomathie zu überlassen‘); anderseits sind diejenigen Originalgesetze, 
welche in eine in den früheren Kapiteln behandelte Materie einschlagen, 
‚bereits an der betreffenden Stelle mitgeteilt worden. Die gelegentlichen 
"Anspielungen endlich auf bestimmte gesetzliche Vorschriften, welche sich 
in Eingaben, Verhandlungsprotokollen und sonstigen Aktenstücken finden, 
‘zu sammeln, wäre ein müßiges Unternehmen. 
Die Liste der unter Berücksichtigung des vorstehenden Gesichts- 
junktes noch mitzuteilenden Stücke ist folgende. 


A. PTOLEMÄISCH. 


1. Lille 29 (369). Das ist ein Abschnitt einer königlichen Verord- 
ung?), welcher sich auf das Sklavenrecht bezieht. Es sind davon. auf 
zwei Kolumnen vier deutlich zu unterscheidende Abschnitte erhalten. 

a) (.1—12). Hat jemand einen fremden Sklaven wie einen Freien 
mit Prozeß überzogen und ein siegreiches Urteil erlangt, so hat dessen 
Eigentümer binnen fünf Tagen nach Beginn der Vollstreckung das Recht 
zum dvadırnoeı, d.h. das Recht, Einspruch zu erheben (vgl. noch das 
ttische dvadızd&soduı Meyer-Schömann-Lipsius? 973), wobei er jedoch im 
Unterliegensfall der Sukkumbenzstrafe des &muöxurov (5) oder Emimevrexu- 
Öexerov (4) ausgesetzt ist. 

=») (113—16). Verboten ist es, Sklaven zur Ausfuhr zu verkaufen, 
zu brandmarken oder zu peitschen (?), doch scheinen hierbei Ausnahmen 


1) Damit entfällt insbesondere das meiste aus der erheblichen Zahl ptolemä- 
scher zooordyuore, wie vor allem die Revenue Laws (ed. Grenfell), sowie der größte 
oil der in Teb. 5 erhaltenen Dekrete Euergetes II. Manches von diesen letzteren 
sdoch ist in Kap. I aufgeführt worden. 

2) Ob sie nach I 11/13 dıdyoauue zu nennen ist, bleibt zweifelhaft. Der Aus- 
druck kann sich auch auf das allgemeine Prozeß-didygauue (8. 1) beziehen. 
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vorbehalten zu sein, die wegen Lücken der Urkunde nicht erkenntlich siı 
vgl. auch II 36. b 

ce) (1 17—26). Von der Vernehmung der Sklaven als Zeugen. 
17—20 muß sie irgendwie beschränkt gewesen sein; zu dem in 1. 16 er 
haltenen Wort ]dixeorig will Schubart, Arch. 5,66 A.2 doyıldızaazmg 
ergänzen und vermutet, daß über ihre Vernehmung dieser Beamte zu ent 
scheiden hatte. Wenn aber Sklaven vernommen werden, soll dies 
Folter geschehen, es wäre denn, daß die beigebrachten urkundlicher 
weise!) genügten.?) ö 

d) 127—-II 39 sprechen von der Haftung für Delikte des Sk ave 
leider ist gerade hier der Papyrus stark beschädigt. Der Verletzte} 
das Delikt dem Herrn unter Zuziehung von nicht weniger als zwei Ze 
anzuzeigen, ebenso eine dxoypapn vor einer Behörde zu erstatten. f 
unvollständig erhaltenen Namen der letzteren wollen die Hgg. zu v 
pVAuxsg ergänzen, während Schubart, Arch. 5,78 A.1 [9eo]uop 
vorschlägt.”) Des weiteren ist zu unterscheiden: Wenn das Delikt 4 
gangen ist inscio domino, so steht dem Herrn die Noxae deditio _ ve 
zunehmen in Anwesenheit der [| ]uopvAuxeg — frei, sodann soll der B 
schädigte den Deditus mit nicht weniger als 100 Hieben peitschen, auß 
dem auf der Stirn brandmarken. Hat dagegen der Herr um das 
gewußt oder es anbefohlen, so scheint er direkt verantwortlich zu sein 
doch sind die betreffenden Regeln (II 11fg.) fast ganz zerstört. 

Die Sache selbst ist keineswegs überraschend. Daß bei Sklaven 
delikten unterschieden wird je nachdem sie mit oder ohne Vorwissen d 
Herrn begangen sind, ist nicht bloß dem römischen Recht geläufig, 
dern auch im altgriechischen nachweisbar.*) In noch viel weiterem 
fang tritt uns hier überall die Prügelstrafe gegen den Sklaven en 
Selbst daß, wie in Lille lin. 33fg., die Zahl der Hiebe im Minimum 
ist, findet seine Analogie) } 

Etwas einseitig erscheint es mir nach alledem, wenn die Herat 


1) ee genannt; dazu 31 III 23. E 
2) Der Passus ist nicht klar gefaßt; er klingt, als ob die Urkunden d 
nehmung der Sklaven überhaupt als überflüssig erscheinen ließen. Das 
ein Widerspruch zu den Worten ‘r@v Ö2 dovlmv TV ucervenodvrav’”. Gemeint i 
wohl, daß die einfache Aussage des Sklaven im Zusammenhalt mit den Url 
den Richter überzeugt. j 
3) Vgl. für das attische Recht die entsprechende Tätigkeit der Berneh 0 
welchen Aristot. 48nv. oA. 59, 5 sagt: siodyovoı d* (oi Peouohkreı) wo 
(dinas) &v rıg Tov Elsbdeoov narög Akysı. Vgl. auch Hitzig, Injuria 86. 
4) Astynomeninschrift von Pergamon, Dittenberger, Syll.I. Or. 2 Nr. 4831. I 
dazu Kolbe, Mitteil. des arch. Inst. zu Ath. 27, 47; Dittenberger a. 0. 
Hitzig, Sav.-Z. 26, 447; Glotz, Compt. rend. de ’’Ac. des Inser. 1908 p. 584, 
— für den xoraxsiusvog — das 2. Gortyner Fragm. V Afg. (Recueil des Insc. J 
1, 395). Vgl. noch Wilhelm, Österr. Jahreshefte f. Arch. 12, 128. 7 
5) Hitzig, Sav.-Z. 26, 446. u. 
v 
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ı ihrem Kommentar die sachliche Übereinstimmung der Vorschriften mit 
em attischen Recht allein besonders betonen. Rs ist allerdings richtig, 
daß manche andere griechische Gemeindeordnungen, die mit der attischen 
chlich übereinstimmen, auch ihrerseits von dieser abgeleitet sein können. 
er die Annahme einer direkten Entlehnung aus dem attischen Recht, 
Iche den Hgg. naheliegt, wird einer ihrer Stützen beraubt, wenn man 
rwägt, daß es sich hier um weit verbreitete Normen Bande Nach An- 
gabe der Editoren ist freilich Bouch&-Leclereg geneigt, noch weiter zu 
hn und sogar die Person ermitteln zu wollen, welche hier die Über- 
gung des attischen Rechts nach Ägypten bewirkt hat; er vermutet 
e in Demetrios von Phaleron, der nach Aelian (V.H. 3, 17) am Hof des 
olemaios Soter eine gesetzgeberische Tätigkeit entfaltet hat. Das stärkste 
diz hierfür ist ihm der Umstand, daß unser Papyrus die dem Aristoteles 
‚in seiner Politik und danach jedenfalls auch dem Demetrios geläufigen 
[poluopvArxes erwähnen soll. Da jedoch an den bezüglichen Stellen 
ensogut [Beo]uopvArxes ergänzt werden kann (s. o.), ist dieses Argu- 
ment hinfällig, so sehr es natürlich möglich bleibt, daß die Vermutung 
nnoch das Richtige trifft. 


B. RÖMISCH.!) 


2. BGU 611 (370) enthält Fragmente von zwei Orationes prineipis 
‚in senatu habitae Da in dem ersten die fünf Richterdekurien genannt, 
dem zweiten dagegen die Bestimmungen des Sc. Turpillianum noch 


‚gegen Ende der Regierung des Nero zu setzen sein. 
Die erstere Oratio (Col. I1—7) scheint zu bestimmen, daß zur Funk- 
‚tion eines Recuperator ein Minimalalter von vierundzwanzig Jahren er- 


1) Einer Erwähnung bedürfen hier noch die Fragmente juristischer Literatur, 
ie in Ägypten gefunden worden sind, übrigens nicht auf Papyrus, sondern auf Per- 
gament geschrieben. Es sind dies: 1) P. Grenf. 2, 107 Recto und Verso; das Recto 
übereinstimmend mit Paul. ad Ed. 32 D. 17, 2, 65, 16 und nur im Schlußsatz einige 
Worte mehr enthaltend, welche sich bei Pomp 13 ad Sab. D. 17, 2, 62 wiederfinden; 
las Verso übereinstimmend mit Paul. 1.1. D. 17, 2, 67,1, nur im Schluß darüber 
hinausgehend. Das Stück ist nach Revision durch Seymour de Ricci neugedruckt 
ei Girard, Textes de droit Rom.’ p. 435, woselbst Literaturangaben. 2) Die teilweise 

anz neue Texte enthaltenden, teilweise (aber auch da nicht ganz) mit dem Inhalt 
n D. 15, 1, 32 pr. übereinstimmenden Straßburger Fragmente aus Ulpians Disputa- 
"tionen; mit Kommentar herausgegeben von Lenel, Berl. Sitz.-Ber. 1903, 922 fg.; 1904, 

IH156fg.; dazu noch Lenel, Sav. Z. 24, 416 fg.; 25, 368 fg. 

Endlich ist in Fay.10 eine allerdings sehr fragmentierte, auf Papyrus geschriebene 
Kopie des in D. 29, 1, 1 pr. erhaltenen Mandats von Trajan über die Soldatentesta- 
mente zu nennen, welche vom Digestentext nur zum Schluß abweicht. Die Identität 
nit diesem haben Ferrini, Rendie. del R. Ist. Lomb. Serie II vol. 35 p. 1087 fg. und 
‚Plasberg, Wochenschr. f. klass. Phil. 1901 Sp. 141 unabhängig voneinander erkannt. 
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forderlich ist.‘) Wenn das richtig ist, so ist doch die beigegebene FH 
gründung sonderbar; denn sie geht dahin, daß man nur denjenig: 2 
Entscheidung über Freiheitsprozesse zulassen kann, der bei seinen eig 
Geschäften nicht die Wohltat des Lätorischen Gesetzes anrufen darf 
Auffallend ist dies nämlich gegenüber dem Alter von vierundzwanzig 
Jahren; denn der Hinweis auf das Lätorische Gesetz würde zu 
Minimalalter von fünfundzwanzig zu führen scheinen. 

Brassloff?) sucht nachzuweisen, daß dies mit der in mehrfach 
scheinungen hervortretenden Gewohnheit der republikanischen und frü 
kaiserlichen Zeit zusammenhängt, wonach das begonnene Lebensjahr d 
vollendeten gleichgesetzt wird; er nimmt hierbei an, daß man das intı 
uterine Leben als Nasciturus schon mitgezählt und dabei auf ein Jah 
(= 300 Tage) berechnet habe. Letztere Hypothese hat freilich etwas Be 
fremdendes, und man würde jene Erscheinung wohl besser mit der R« 
“dies ultimus coeptus pro completo habetur” zusammenstellen. Abg 
davon ist der Hinweis Brassloffs gewiß zu beachten; man vgl. z. B 
XI ad Ed. D. 50, 4, 8 (die honores municipales betreffend): Annus 
vicensimus quintus coeptus pro pleno habetur: hoc enim in honoril 
favoris causa constitutum est. 

Trotzdem bleibt dabei der Hinweis unserer Oratio auf die lex Laeto: 
recht unglücklich; denn diese spricht eben vom fünfundzwanzigsten 
mag man selbst, wie Brassloff behauptet, in älterer Zeit dessen Beginn 
‘Ende des Schutzes angesehen haben. Man kann das auch dahin aı 
drücken: wenn die Oratio von jenem eigentümlichen Berechnungs 
ausgeht, warum ist ihr Wortlaut so gefaßt, wie es der natürliche 
rechnungsweise entspricht? Denn daß sie mit ihren vierundzwanzig « 
das vollendete vierundzwanzigste Jahr meint, nimmt doch selbst Bra 
loff an. | 

Der Rest des Papyrus bezieht sich auf die Anklage im Strafp 
und die hierbei stattfindende Tergiversatio des Anklägers und bes 
daß bei Ausbleiben desselben der Prätor nach geschlossener Inquisit 
vozieren, bei unentschuldigtem Ausbleiben die Akkusation als fa 
lassen oder vielleicht, wenn die unten mitgeteilte Ergänzung zZ 
zutrifft, als Khlieniehe gelten soll. 

3. BGU 628 (371) enthält ein kaiserliches Edikt über die Er pell 
tion im Strafprozeß.”) Es bezieht sich auf eine ältere, von dem 
Parens des Edizenten herrührende Verfügung, welche für die in 


Re, 
1) Dabei ist die Ergänzung der abgerissenen Zeilenanfänge und da: 
Wortlaut im einzelnen zweifelhaft. Aber der Inhalt der Bestimmung steht 
2) Sav. Z. 22, 169 fe. | 
3) Lit.: Mitteis, Harımaz 32, 630; Dareste, Nouv. R. Hist. 22, 689 1g.; ( uq eb 

23, 111fg.; Mommsen, Röm. Strafr. 472 A. 5. “2 
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aus den Provinzen (arg. 19) an den Kaiser gerichteten Appella- 
n Fristen bestimmte, innerhalb deren sich beide Teile zur Verhandlung 
ı kaiserlichen Gericht zu stellen hatten, wobei gegen den Ausblei- 
Eis u ennistoige festgesetzt war Dieses ältere Edikt war aber, 
geben wird, nicht ordentlich befolgt worden; es wird darum neu 
und dabei auch inhaltlich etwas abgeändert, Neu ist ins- 
er daß auch für Appellationen aus Italien eine Frist zum Er- 
Br wird; dieses kann im früheren, wie gesagt, bloß auf 
Pre 1 bezüglich gewesenen Edikt nicht gestanden haben. Außer- 
sind. die Fristen für Appellationen in Kapitalsachen verlängert 
den, wie Col. II 9 zeigt. 
Wer ist der Urheber des Edikts? Ich habe es ursprünglich dem 
# zugeschrieben; Dareste und Uug dem Nero; Mommsen erklärte 
„daß es „aus sprachlichen und sachlichen Gründen“ sicher erst dem 
n Jahrh. angehöre, Die sachlichen Gründe hat Mommsen jedoch 
t namhaft gemacht; ich halte es umgekehrt für sachlich geraten, das 
ikt der frühen Kaiserzeit zuzuschreiben. Denn wir haben doch den 
Jruck, daB die Bestimmungen tiber Verhandlungszeit und Kontumaz 
als ganz neue waren; sie werden dem Divus Parens des Edizenten 
eine überhaupt erst von ihm herrührende Einführung zugeschrieben. 
n kann man aber schwer annehmen, daß während der ganzen zwei 
a Jahrhunderte die Kriminalappellation in diesen Beziehungen keine 
zg erfahren haben sollte. Was die sprachliche Frage anbetrifft, so 
eröine der bedeutendsten Ineleganzen vielleicht auf den Abschreiber 
ückzuführen; so das aliquid alu]zilium II 3 (obwohl die Juristen, 
e jetzt ee abularium Jurisprud. I p. 349 zeigt, aliquid als Adjektiv 
migstens im zweiten Jahrh. schon häufig gebrauchen); ebenso I 10: "nee 
tt ne) discederent’, falls dies überhaupt als inkorrekt festzustellen ist. — 
ir beachtenswert aber ist der Hinweis von Cuq auf Dio 60, 28 und 
Apoeoloeynt. 12, 19sq., wonach Claudius für den Prozeß vor dem 
ein Versäumnisverfahren eingeführt haben soll. Ich bin geneigt, 
mnehmen, daß hiermit wirklich das Edietum divi parentis mei gemeint 
, welches unser Papyrus erwähnt. Demnach wäre das in ihm erhal- 
je zweite Edikt von Nero. 
4. P. Cattaoui Beeto (372). Dieses sehr wichtige Stück enthält eine 
mmlung von Entscheidungen, welche mit dem Verbot der Soldatenehe') 
imenhängen. 
1) ) Dieser Gegenstand hat eine große aber noch keineswegs abgeklärte Literatur. 


m dem Verbot im allgemeinen handeln: Mommsen CIL 3, Suppl. 2011fg.; Mispoulet, 
des d’instit. Rom. (Paris 1887) 227fg.; Wilmasnuns, Comment. in hon. Mommsenii, 
„ W1fg.; Seialoja, Bull. 7, 155fg.; P. Meyer, D. röm. Konkubinst 100fg. (darüber 
Bi , Bar: Z. 17. 362 1g.); Tassistro, il matrim. dei sold. Bom. (Bom 1901 — Stud, 
lo di stor. e dir. 22; darüber Erman, Sav. Z. 22, 234fg); Seeck, Gesch. 1°, 
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Dieses Verbot!) datiert seit dom Beginn der Kaiserzeit; die Repu 
kennt zwar bereits das militär-disziplinarische Verbot, Weiber ins La 
aufzunehmen, hat jedoch, soviel wir wissen, privatrechtliche Konsequen 
desselben nicht ausdrücklich ausgesprochen.?) 


Von dem in der Kaiserzeit bestehenden Verbot ist die Quelle jed 
falls in kaiserlichen Mandaten zu suchen, nicht etwa in einem V 
gesetze. Allerdings aber enthalten jene Mandate keine völlige Neuschöpfi 
sondern lediglich eine schärfere Durchführung des, wie oben gesagt, sc 
in republikanischer Zeit bestandenen Grundsatzes, daß die Frau 
Militärquartier nicht betreten dürfen. Aus diesem Grundsatz erga 
die Nullität der von einem Soldaten geschlossenen Ehe eigentlich h 
Rechtskonsequenz. Man brauchte nur den Satz auszusprechen, der 
Grunde selbstverständlich war, daß der Soldat in seinem Standlager st 
ist, um sofort zu der Folgerung zu gelangen, daß ihm während 
Dienstzeit die Eheschließung unmöglich ist. Denn die Ehe beruht ı 
auf dem bloßen Konsens, sondern auf dem durch den Beginn dauern 
Zusammenlebens (in domum deductio) realisierten: diese Realisation a 
ist dem Soldaten eben wegen des obigen Grundsatzes unmöglich. Iı 
fern enthalten jene Mandate nur eine authentische Interpretation über 
Wesen der Ehe in spezieller Anwendung. 


n 
. 
‚D% 


Eine Verschärfung kann man nur darin erblicken, daß auch eine 

_ dem Eintritt in den Militärdienst geschlossene Ehe als durch diesen 
gehoben?) gilt (BGU 140, 10fg. [373]). Dieser Satz, der zu republi 
nischer Zeit wegen der damaligen Militärverfassung undenkbar 
aber nur eine allerdings strenge Konsequenz der jetzt eintretenden 
den Kasernierung. Aus ihm wird die Folgerung gezogen, daß die mit 


r 
Anhang p. 588fg.; Stroppolatini, matrim. dei militari nella storia del dir 
(Parma 1902); Nietzold, Ehe in Ägypten (Leipzig 1908) 82f.; P. Meyer, Arch 3, 68 
Costa, Storia del dir. Rom. (1911) 48fg. 

1) Wie man auf die Autorität Mommsens hin annimmt, besteht dasselbe 
für Bürgersoldaten. Daran ist jedenfalls richtig, daß sich das Reichsrecht ı 
Gültigkeit der von den peregrinischen Auxiliarsoldaten geschlossenen Ehen 
kümmert haben wird. Ob aber das Verbot direkt nur für Bürgersoldate 
war, hängt davon ab, wie man seinen Charakter auffaßt. Versteht man e 
geschieht (s. das im Text Folgende), nur als eine für die ‚römischen Ehen ; 
Konsegnenz aus der Lagerdisziplin, so kann man, da diese letztere auch für . 
soldaten gilt, nicht sagen, daß dieselben als solche vom Verbot nicht getroffe 
sondern nur, daß die Rückwirkung der Disziplinarvorschrift auf ihre E 
reichsrechtlich geordnet war. 

2) Das ist bei einem Milizheer auch begreiflich. 

3) Man kann allerdings zweifeln, ob dies der richtige Ausdruck ist 
bloß von interimistischer Suspension der Ehe gesprochen werden muß. Ab 
blick darauf, daß auch die Ehe des Captivus trotz möglichem Postliminium a 
lich aufgehoben gilt (Röm. PR 1, 131/2), halte ich die Fassung des Tex! 
richtige. 


B. Römisch, 283 


iheren Ehegattin während des Soldatenstandes erzeugten Kinder unehe- 
je sind (BGU 140 cit.). 

F Die historische Dauer des Verbots ist bestritten. Während manche 
lehrte wie Mommsen und früher P. Meyer dasselbe bis ins vierte Jahrh. 
Iten lassen, wird von andern wie Seeck und Kübler, jetzt auch P. Meyer!), 
genommen, daß Septimius Severus es für die Landsoldaten aufgehoben 
erodian 3, 8,4) und nur für die Marine in Geltung belassen hätte, 
ußerdem besteht das Eheverbot bleibend wohl nur für Milites gregales, 
ihrend es jedenfalls und von jeher für die Angehörigen der Militia 
uestris, in späterer Zeit auch für die Subalternoffiziere entfällt.?) Hierauf 
rd es zurückgehn, wenn in den Rechtsquellen mitunter von einer gül- 
sen Ehe eines Miles gesprochen wird.?) 

Übrigens ist die Regel, daß die Soldatenehe‘verboten und nichtig ist, 
der Praxis nicht immer mit gleicher ‘Schärfe gehandhabt worden. Am 
Prinzip zwar hat man, so lange es galt, stets festgehalten. Doch hat 
adrian i. J. 119 den Soldatenkindern, obwohl sie, wie er betont, nicht 
-ehelich sind, doch die Sukzession in den Nachlaß ihrer Väter in der prü- 
‚orischen Erbklasse Unde cognati verstattet (BGU 140 [373]). 

Der Papyrus Cattaoui Recto nun, der sich auf unsere Verhältnisse 
zieht, bildet eine von einem unbekannten Verfasser wohl zur Orientie- 
zung und dem gerichtlichen Gebrauch der Praktiker hergestellte Präjudi- 
ensammlung. 
' Allen seinen Entscheidungen ist gemeinsam, daß es sich um nichtige 
Boldatenehen handelt; die Abwechslung liegt nur in den Rechtsfragen, 
elche durch die Nichtigkeit bedingt sind. 

Es liegen folgende Entscheidungen vor, sämtlich in Verhandlungs- 
‚protokollen enthalten. 

| a) Col. I 1—4: Schlußstück einer Verhandlung. Der Praefeetus Aeg, 
‚ Rutilius Lupus bestellt den orgarmyog rg wöhsng (d.h. von Alexan- 
‚drien) zum xourig. 

b) Col. 15—13: Entscheidung desselben Präfekten.‘) Lucia Macrina 
‘hebt gegen den Nachlaß des verstorbenen Bürgersoldaten Antonius Ger- 
manus eine Depositalklage. Der Präfekt erklärt, er nehme an, daß das 
(Depositum eine verschleierte Mitgiftbestellung enthält. Auf solches Be- 
gehren gebe er keinen Richter, denn Soldaten dürfen nicht heiraten. 
ehr umstritten war die Bedeutung der folgenden Worte: "Ei Ö& mooix« 
teıreis now Öldoulı], d6En merstode wouuov sivar Tvov yduov. 


1) Arch. 3, 71, der nur über den Umfang der Maßregel keine Entscheidung 
effen will, 

2) Vgl. P. Meyer, Konkubinat 93; 103/4. 

8) Pap. D. 23, 2, 35; 49, 17, 16 pr. 

4) Datum: 5. Januar 117. 
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Ich habe das, Hermes 30,580 dahin gedeutet, daß Lupus geneigt sei, weni 
die Klägerin direkt ihre Dos verlange, eine fiktizische Quasiformel ($. 
zu gewähren, auf Rückgabe der Dos, „als ob die Ehe gültig wäre“.\) 
hätte sachlich eine gute Rechtfertigung gehabt; denn gegenüber de 
gierten Actio rei uxoriae genoß der Beklagte, resp. da er tot ist, sen 
Rechtsnachfolger, die Restitutionstermine und Dotalretentionen, die beim 
Depositum entfielen. Doch neigt sich nach ursprünglich teilweiser Zu.| 
stimmung heute die Mehrheit der Ausleger der von mir bestritten ge 
wesenen Auslegung von Dareste zu, daß Lupus jeden Anspruch zurü 
weist und die obigen Worte zu fassen sind: Wenn du die x00/& verlang 
und ich einen Richter gebe, so muß man mir die (irrige) Meinung ; 1- 
schreiben, daß die Ehe gültig sei. Sprachlich sind wohl beide Aus. 
legungen möglich, obwohl bei der zweiten m. E. hinter eÖ der Opt 
(öfdosuı) stehen sollte. Für die zweite spricht, wie ich nach der 
öffentlichung der mir ursprünglich nicht bekannt gewesenen weite 
Kolumnen des Papyrus zugebe, daß die Praxis in späterer Zeit konstan 
auf Versagung auch der Dotalklage geht; unter Severus ist die Kaduzität 
derselben bestimmt sanktioniert worden.) Doch ist nicht ausgeschlos: 
daß die Praxis zu verschiedenen Zeiten eine ungleiche war, wie wir 
auch in der Epistula Hadriani BGU 140 (373) eine sehr milde Behaı 
lung der Soldatenkinder angewendet sehen. i 

e) Col. I 14—Ill 10: Entscheidung des doyıdızaorng Ulpius Ascil 
des vom 25. Februar 134 auf Delegation des Praefeetus Aegypti M. 
tronius Mamertinus. u 

Die Chthinbois verlangt von dem Bürgersoldaten Cassius Gemellus, 
mit dem sie eine Verbindung eingegangen hatte, kraft zweier Bank-diey, 
440 + 260 Drachmen zurück; es wird erwidert, das sei verkappte Mit- 
gift. Der deyidıraorng kan letzteres bezüglich der 260 Drachmer on an 
und weist darum diese Forderung wegen Nichtigkeit der Ehe ab, wä 
er die 440 Drachmen als ernstliches Darlehn der Chthinbois zu 
Die Gründe, auf die sich seine tatsächliche Feststellung stützt, 
nicht mitgeteilt, aber der Rechtspunkt tritt deutlich hervor. — N 
spielt eine der Klägerin vorgeworfene Unterschlagung von Sachen 
Gemellus eine Rolle in der Verhandlung, doch ist der Papyrus an der 
bezüglichen Stelle (II 4—14) zu zerstört, um diesen Punkt erkennen ZU. 
lassen. ‚ 

d) Col. II 11—22: Entscheidung desselben Präfekten vom 24 
tober 114: Ein Bürgerveteran bittet seinen mit einer Römerin während der 


1) Ich übersetzte also: Wenn du eine wooi& (als solche) verlangst, E 
ich einen Richter; ich werde (dann) zu glauben scheinen (d.h. fingieren), 
Ehe gültig ist. 
2) C. Gregor. V 1 (Collect. ‘libr. jur. antejust. 3, 239); cf. Paul. Sent. 2, 19,11. 

| u 
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enstzeit erzeugten Kindern die &rixousıs (Bd. I Kap. V und Kap. XI) 
teil werden zu lassen; es handelt sich dabei um die bürgerliche, nicht 
a die militärische &xtxoıcıs. Der Präfekt bewilligt dies, aber nur, weil 
sie von einer Römerin (wenn auch unehelich) geboren sind: dagegen 
‚könne er durch die &xtxgıoıg nicht bewirken, daß nun die Söhne auch 
; ehelich gelten. 

 e) Col. IV 1—15: Entscheidung desselben Prüfekten vom 4. Juni 115. 
ie Frau Chrotis hatte einen Peregrinen, Isidoros, zum Gatten; dieser trat 
äter in die Kohorte ein, wobei er den Bürgernamen Julius Martialis 
kam. Während der Dienstzeit erzeugte er mit der Chrotis einen Sohn, 
den er testamentarisch zum Erben einsetzte. Sie bittet, dem Kind die 
@nooyn; (Erbsteuer) zu erlassen; denn es sei ein leiblicher Sohn, was 
schon aus der Tatsache hervorgehe, daß Martialis ihn eingesetzt habe. 
Bierbei stützt sie sich stillschweigend auf die Regel, daß die zdvv 000- 
maovres (Dio 77, 9) von der Erbsteuer befreit sind. Dekret: „Martialis 
konnte während der Dienstzeit keinen ehelichen Sohn bekommen (der un- 
@heliche ist, wie selbstverständlich, kein Kognat des Vaters); doch ist die 
(Erbeinsetzung gültig.“ Letzteres obwohl das Kind Peregrinus ist; denn 
las folgt aus den Privilegien der Militärtestamente (Gai 2, 110). 

= f) Col. IV 16—V 26: Entscheidung des Praefectus Aegypti Valerius 
Eudaimon vom 26. August 142. Der Soldat Octavius Valens besitzt 
‚(außer dem römischen, das er jedenfalls erst durch den Dienst erlangt 
hat) noch sein ursprüngliches alexandrinisches Bürgerrecht und bittet, 
len ältesten seiner drei während der Dienstzeit mit der Cassia Secunda 
erzeugten Knaben als alexandrinischen Bürger (Bd.I Kap. I 8. 15) einzu- 
ragen. Das wird abgelehnt: alle drei sind unehelich und können die Rechts- 
stellung des Vaters nicht erwerben. 

g) Col. VI 1—23: Entscheidung des iösog Adyog Olaudius Julianus 
‘vom 22. November 136. Es handelt sich um einen Delatorenprozeß: Cor- 
elia wird angezeigt wegen sieben Sklaven, die sie von dem erblos ver- 
'storbenen Soldaten Acutianus erworben haben soll. Die Delatorenpartei 
‚behauptete jedenfalls, die Erwerbsverträge seien Donationes inter virum et 
| ixorem, also nichtig, sonach, da Acutianus erblos gestorben war, als bona 
"Yacantia zum Fiskus zu ziehen. Cornelia produziert wegen eines Teils 
sr Sklaven Urkunden, wonach Acutianus ihr dieselben nicht geschenkt, 
‘sondern verkauft hat; von andern weist sie nach, daß sie in ihrem Haus 
geboren sind. Nur von einem Sklaven weiß sie keinen Erwerbstitel an- 
zugeben. Den Standpunkt der Delatoren erkennt nun auch der Idios 
‚0808 grundsätzlich an, wenn er folgendermaßen entscheidet: Soweit eine 
{aufurkunde nach Beendigung der Dienstzeit errichtet ist (was wohl bei 
‚einer Sklavin, Daphne, 1. 11, zutrifft) und bezüglich des Sklaven, für den 
it berhaupt kein Besitztitel vorgebracht wird, ist der Fiskus der Berechtigte; 
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nr, 
die übrigen bleiben der Cornelia. Offenbar ist der Gedanke dieser. N; 
Austritt aus dem Militärstand gilt das Zusammenleben zwischen Corne 
und dem Veteranen als Ehe; was sie in dieser Zeit von ihm erworben hat 
— wie die angeblich gekaufte Sklavin und der Sklave, für den kein 4 
werbstitel produziert werden kann —, ist sicher in verbotener Weise 
schenkt. Anders verhält es sich, wenn er ihr während der Dienstzeit 
Zuwendung gemacht hat. Denn da bestand nur Konkubinat. Schenkunger 
an die Konkubine aber sind erlaubt. 

5. BGU 140 (373) enthält eine Epistola Hadriani an den Praefect 
Aegypti C. Rammius Martialis. Dieselbe verleiht den Soldatenki 
obwohl sie eigentlich unehelich sind, doch gegenüber ihren Vätern 
Intestaterbrecht (Bonorum possessio intestati) in der prätorischen Klasse 
Unde cognatı. 

6. P. Straßb. 22 Verso (374) enthält, wie der P. Cattaoui (8. 281 
eine private Zusammenstellung von Materialien, u. zw. für die Ersitzun 
lehre; an erster Stelle ein kaiserliches Reskript, sodann zwei Statthal 
Sehen #) E 

Das — im Original natürlich lateinisch gewesene und nur ins @ 
chische (amtlich) übersetzte — Reskript ist von Severus und Cara 
und betrifft die longae possessionis praescriptio. Wir besaßen 
schon vor der Veröffentlichung des Straßburger Papyrus ein Exem 
BGU 267, welches, abgesehen von kleinen wohl durch die Nachlä 
der Abschrift entstandenen Fehlern, eine wichtige Abweichung ze: 
hat nämlich das ‘Proposita’ vom 3. Tybi des 8. Jahres (29. Dezembe 
während dieses in der Straßburger Ausfertigung vom 24. Pha 
(19. April 200) lautet. Man kann annehmen, daß ersteres das Dat 
Proposition in Rom ist (obwohl es heißt: mposredn Ev AAsEauvdoeio 
vermutlich standen auf dem alexandrinischen Exemplar beide Pro 
und sind bei der Abschrift des Berliner Stückes verwechselt wort 
(Nicht zu identifizieren mit der hier besprochenen Doppelpropositic 
übrigens andere Fälle, wo neben dem Aushang in Alexandrien 2 auch 
in der Gaumetropole ich findet. °)) 

Sachlich sagt das Reskript folgendes: Zur longae BE. 
scriptio (uexgäg voung ragayoepy) gehört 

a) eine dıxaia airle. Darunter ist aber nicht bloß eine iust: 
(= Her) possessionis zu verstehen, sondern es ist darin das Erford 


1) Val auch die die gleiche Materie betreffende Äußerung eines. 
(v. J. 232) in Par. 69 Col. C 1. 20fg. (neu ediert von Wileken, Philol. 53 p- 
dem Nachtrag Arch. 4, 216). 
2) So Mitteis, P. Straßb. p. 85. Vgl. die Doppelproposition in Giss. 40 
dazu auch Wenger, Vjschr. f. Sozial- u. Wirtsch.-Gesch. 1911 p. 192. % 
3) Vgl. Wenger a. 0. 
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r bona fides inbegriffen. Dies zeigt, wenn es irgendwie bezweifelt wer- 
len könnte, eine auf demselben Papyrus sofort folgende Prozeßentschei- 
lung vom J. 207, wo das Ersitzungserfordernis bezeichnet wird als Zysıv 
apopunv n&v Poayeiav dınaiav xaroyiig’, d.h. einen wenn auch kurzen 
gerechten Beginn des Besitzes haben. Da der Titel immer schon seiner 
\atur nach in einen einzigen Moment fällt, konnte der abgelehnte Skrupel 
er die Dauer der dıx«l« &poourn sich nur auf die bona fides des Be- 
ätzers beziehen; d. h. auf die Frage, ob mala fides superveniens nocet. 
ie Entscheidung lautet: es muß die bona fides nicht während der ganzen 
Besitzzeit angehalten haben, mala fides superveniens non nocet. 

= b) Eırfordert wird ferner unbestrittener Besitz, d. h. die Erhebung 
ler Klage unterbricht den Lauf der Praescriptio (während die zivile 
sukapion auch während des Prozesses weiterläuft). 

c) Das Reskript verlangt zehn- oder zwanzigjährigen Besitz, je nach- 
iem der Kläger in derselben mö4ıs war, wo das Grundstück liegt oder 
Mcht. Nach Justinian 0. J. 7, 33,12 haben freilich die Veteres gestritten, 
b Identität der Civitas oder der Provincia das Entscheidende ist. Daraus 
ölot, daß die Reskriptengesetzgebung keine einheitliche gewesen sein 
inn; es müssen Entscheidungen bestanden haben, welche auf die Iden- 
ität der Provinz abstellten. 

7 Von 1. 10-24 wird eine Prozeßentscheidung des Praefectus Aegypti 
Jubatianus v. J. 207 wiedergegeben, welche die 1. p. praescriptio in einem 
zonkreten Fall anerkennt. Das Wichtigste an ihr ist der Ausspruch: 
vrekeig Elolv TOVv xvolwv neol Tov Ev rolg Edveoıv olxovvrov sg. Das 
jestätigt nicht bloß, was man schon längst annahm, daß die 1. p. pr. ur- 
prünglich nur für Grundstücke eingeführt wurde — denn bei Mobilien 
war es undurchführbar, ihre Geltung örtlich auf die &9vn zu beschränken —, 
ndern auch, daß um jene Zeit schon mehrere diardäsıg über das In- 
fitut bestanden. Erwägt man noch, daß das Reskript v. J. 199 dasselbe 
inscheinend schon als bekannt voraussetzt, so wird man seinen Ursprung 


Endlich enthält der Papyrus von 1. 26—33 einen Spruch des Mettius 
ıfus vom 20. November 90 in einem Prozeß unter Römern. Derselbe 
sagt nur das Selbstverständliche: Es wird unter diesen auch die ein- 
ährige Mobiliarusukapion anerkannt. 

71. BGU 473 (375). Fragmentiertes Reskript von Severus und Cara- 
alla 200 n. C., die Zxorasıg (Üessio bonorum) betreffend. Dasselbe ist 
Einleitung einer Eingabe an den orgarmydg vorgeschrieben; also wohl 
Is Präjudiz für eine Verwaltungssache verwendet. Näheres, als der 
lbstverständliche Satz, daß man durch Cessio bonorum jeder öffentlichen 
ind privaten Verpflichtung entgeht, ist übrigens den erhaltenen Resten 
t zu entnehmen. Dabei läßt sich das Reskript nicht auf die Besonder- 
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heiten der verwaltungsrechtlichen Oessio bonorum ein, bei der m Z 
von Liturgien schon durch Abtretung von zwei Dritteln des Vern mö 
frei wird (Mitteis, OPR 1, 107 fg.). 

8. P. Amh. 63 (376). Zwei fragmentierte Reskripte von Sererus. 
Caracalla, mit dem unter 7 genannten etwa gleichalterig. Das erste 
zeichnet eine Beschwerde des Supplikanten als unzulässig, da er sich ; 
irgend einem nicht näher ersichtlichen Vorgang einverstanden erklärt t 
Der Inhalt des zweiten ist nicht mehr verständlich. 


9. Zwei Reskripte von Severus und Caracalla enthalten die Y 
Stifter erbetene Genehmigung von Stiftungen zugunsten der Ephel 
spiele und der Liturgiepflichtigen von Oxyrhynchos. Der Text di 
Papyri ist in Bd. I (153 und 40%) mitgeteilt und erläutert. 

10, Von weittragender Bedeutung ist der P. Giss. 40, wele 
P. Meyer i. J. 1910 herausgegeben hat. Er enthält drei Rdikte des C 
calla; das erste davon ist die Oonstitutio Antonina (377) und in d 
liegt natürlich sein Schwergewicht.') Daneben steht auf einer zwe 
Kolumne eine Novelle (378) zu dem Amnestieerlaß, den der Kaiser 
der Ermordung des Geta publiziert hat (Cassius ii: 77, 3); dieselbe 
identisch mit ©. J. 10, 61 (59), 1 und die Grundlage zu Ulp. D 50, 2,3 
jedoch sind letztere Stellen stark überarbeitet und generalisiert. Tina od 
Kolumne enthält sodann ein Mandat von Caracalla v. J. 215 über die 
. weisung der Alydarıoı aus Alexandrien; dieselbe ist in Bd I (22) 
geteilt. 

Die Öonstitutio Antonina ist nicht unversehrt erhalten; doch sel 
das Überlieferte den wichtigsten Teil der Dispositive darzustellen. 
Wortlaut geht hierbei dahin: didowı roilg ojuvdna[oıw Eevorg roig : 
t|mv olxovulınv n|oAır]eiev "Poualov, [u]evovrog [mavrög yEvovg 
uldrov xwolis] r&v [dsöleırınov. Damit ist die Grenze au: 
welche die Bürgerrechtsverleihung des Jahres 212 gehabt hat. 
solche Grenze bestanden hat und der Ausspruch Ulpians über d 
der Konstitution D 1,5, 17: “In orbe Romano qui sunt ex con 
imperatoris Antonini cives Romani effeeti sunt’ irgendwie übera 
wußte man schon lange.?) Aber daß es die Deditizier als solcl 


yı Dazu Wilcken Bd. I 8. 55 fg. und Arch. 5, 427—480. 

2) Vgl. P. Meyer zu P. Giss. II p. 35. , 

3) Vgl. Mommsen, Hermes 16, 475 (= Histor. Schr. 2, 419), der es für 
ansah, „daß beispielsweise bloß die Bürger von Alexandreis, nicht aber 
überhaupt das Bürgerrecht erlangten“. Dem Richtigen noch viel näh 
hatte später P. M. Meyer (Heerwesen der Ptolemüer und Römer [1900 
auf Grund sorgfültiger Statistik über die Führung des römischen Bürge 
Alexandrinern noch eine Anzahl von Honoratioren in den wnreomdäsıg d 
den Komen, die isgsig der Tempel, sämtliche Gaubeamte bis zu den x 
sowie die Katöken zugezählt und damit alle von der Kopfsteuer befreiter 


a 
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Iche der Kaiser ausgenommen hat, ist neu. Wer Dediticius ist, sagen 
ili h die Quellen nicht bestimmt. Das Wort kommt in der gesamten 
'htjuristischen Literatur, wie der Thesaurus 1. 1. zeigt, nur 25 mal vor, 
stets in sehr verschwommener Bedeutung, das unterworfene Volk 
die Kriegsgefangenen bezeichnend. Die Juristen dagegen gebrauchen 
als Terminus für die libertini deditieii; von seiner staatsrechtlichen 
sdeutung sprechen sie nicht eingehend, sondern setzen sie als bekannt 
aus. Nach den Untersuchungen von P. M. Meyer?) fällt der staats- 
chtliche Begriff des Deditiziers mit der Kopfsteuerpflicht zusammen, 
d dem schließt sich Wilcken (bei Rostowzew, Kolonat 220 fg. und Bd. I 
56fg.) mit der Vermutung an, daß die in den Quellen erscheinenden 
1640y01?) eben unsere Deditizier seien, indem öu6Aoyog die griechische 
I: ing von Deditieius bilde. Bestätigt sich dies, so ist die Zahl 
r Deditizier nicht bloß in Ägypten, sondern auch in andern Provinzen 
ie außerordentlich große gewesen; denn die Kopfsteuer ist für eine 
eihe von Provinzen bezeugt, wobei allerdings gewisse privilegierte 
lassen stets ausgenommen, die Angehörigen der niederen, insbesondere 
ländlichen Bevölkerung dagegen ihr unterworfen sind. Man müßte, 
ın jene Auffassung sich definitiv bestätigt, ohne weiteres annehmen, 
3 der größere Teil der im römischen Reich lebenden Menschen Dedi- 
ier waren, und eben auch noch nach Caracalla. Den Kreis der Per- 
men, welche in Ägypten durch diesen Regenten die Zivität erlangten, 
icht Wilcken Bd. 1 5. 57 annähernd zu bestimmen. Jedenfalls gewinnt 
irch die neu gewonnene Erkenntnis auch der Hinweis Diokletians (. J. 
‚5,2 (a 285) auf diejenigen ‘qui sub dieione Romani nominis sunt’ 
völlig neues Licht. 
Es ist natürlich, daß die durch den Gießener Papyrus erlangte 
me Erkenntnis auch neue Probleme in sich schließt. Das Wichtigste 
avon ist wohl das, wann die Verleihung des Bürgerrechts an die nach- 
Antoninischen Dediticii stattgefunden hat. Justinian setzt ja bei ihnen die 
ivität als vorhanden voraus; ob er hiermit nur einen langsamen Prozeß 
r Verschmelzung stillschweigend vollendet oder schon vorher be- 
immte Änderungen platzgegriffen haben, ist die Aufgabe weiterer 
nters schung. 


fvoı” (I 8.196) im Gegensatz zu der kopfsteuerpflichtigen (eoygayoduzvoı) niederen 
wölkerung als von der Konstitution berührt bezeichnet. 

1) Zu Giess. 40 eit., womit seine $. 288 A.3 genannten Ausführungen noch ver- 
Ilständigt werden. 
2) Aufzählung der Papyruszeugnisse Bd.1 8.60. Die meisten fallen noch in 
e Zeit vor der C. Antonina; in BGU 618 jedoch werden öuöloyoı noch für das 
r 213/4 genannt. Der C. Th. 11, 24, 6 gedenkt ihrer noch zum J. 415. Mag man 
dies selbst mit Zulueta, De patrocin. vie. (Oxf. Stud. in soc. and legal hist. ed. Vino- 
adoff 1, 1909) II p. 59 für eine Interpolation ansehen, so würde auch diese das 
rtleben des Ausdrucks beweisen. 

Mitteis-Wilcken: Grundzüge. II. 19 
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nicht unehelich macht, noch umgekehrt ein uneheliches Kind 
falsche Geburtsanzeige ehelich wird. Dasselbe, in sehr ähnlicher 
steht auch bei Diokletian-Maximian 0. J. 7, 16; 15. Es läßt sich 
haupt öfter beobachten, daß jüngere Reskripte ältere zur Vorlage | 
haben.!) = 
12. P. Amh. 27 (380) enthält Reste von zwei Reskripten. Vom 1S 
ist nur soviel erhalten, daß man auf ein Datum der diokletianische 
schließen darf (s. Einl. zu 380). Auch das zweite ist stark zerstört, 
ist es das wahrscheinliche, daß es an die Klagepartei in einer Z 
gerichtet ist und sie dahin belehrt, daß ein vom Beklagten erwir 
skript, wenn es erschlichen ist, durch die ‘Narratio falsi’, die m. E 
als Inzidentpunkt im Zivilprozeß gedacht ist, entkräftet werden kanı 
aber andererseits der Kläger, wenn er (wegen mißlungenen Beweis 
Erschleichung) vom Prozeß zurücktritt, einem Judieium calumn 
gesetzt ist. Doch bleibt sowohl die Gesamtauffassung als die = 
im einzelnen sehr unsicher. 
13. Lips. 44 (381) enthält ein Reskript von Diokletian und Ma ıxim 
an eine Synodus xysticorum et thymelicorum, wahrscheinlich jene v 
Alexandrien. Das Reskript bildet die zweite und dritte Kolumne des 
pyrus und ist jedenfalls nur Beilage zur ersten; in dieser ist von 
‘wie es scheint, das Protokoll einer amtlichen Verhandlung m 
darauf folgen einige Worte, deren Deutung ich in der Ausgabe : 
sicher bezeichnet habe.?) Anscheinend ist das Ganze eine zu 
Zwecken gemachte Zusammenstellung. Das Reskript stellt die Bedi 
fest, unter welchen die Athleten die Immunität genießen?); e 
dabei sehr an 0. J. 10, 54, 1, enthält aber gewisse Abweichungen 
meine Einl. zu P. Lips. 44 p- 151). Die Abschrift ist äußerst korrı 
14. Endlich.sind neuestens durch das erste Heft von J.- 
Ausgabe der byzantinischen Papyri von Kairo einige ein 
skripte bekannt geworden (P. Cairo 67024—29).%) Von ihnen 
sich ein Teil auf Verwaltungssachen; einzelne dagegen behandeln 
rechtliche Fragen, nämlich die zwei auf die Erbansprüche zweieı 


ns 


1) Vgl. Mitteis, Sav. Z. 28, 385 fg.; dazu noch Lips. 44 Col. II vgl. mit 0 J 
54,1; 0.1.4, 7,1 vgl. mit 0.7.4, 80, 8. 
9) Seymour de Ricei macht mir hierzu sowie zu den sonstigen Lacken 
pyrus auf Grund seiner Revision des Originals einige Vorschläge, deren . Pub, 
ich seiner geplanten Ausgabe der lateinischen Papyri überlassen möchte. 
3) Vgl. zu den Athletenprivilegien jetzt BGU 1074 cf. 1073 (198) sowie Lonc 
p- 1651. j 
4) Hierüber Näheres bei Partsch, Gött. 1911, 201—253, dessen Unter: 
eine über den unmittelbaren Gegenstand noch hinausgehende Beisein be 
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züglichen Stücke Nr. 67026 und 67028.°) Von ihnen wird das letzt- 
enannte unter 382 mitgeteilt. Es ist auch dadurch bemerkenswert, daß 
"zum Schluß (1. 23—25) einen bisher unbekannten Teil des Leoninischen 
esetzes 0. J. 5, 9, 6 wörtlich anführt; diesen Teil haben die Kompilatoren 
so weggelassen. 

Zu beachten ist allerdings, daß Maspero die Echtheit dieser beiden 
eskripte anzweifelt und behauptet, sie enthielten nur private Stilübungen 
= juristischen Darstellung. Doch kann ich derzeit wenigstens ebenso- 
renig wie Partsch einen entscheidenden Grund für diese Behauptung an- 


1) Nr. 67027 ist nur ein zweites Exemplar von 67026. 
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I. WÖRTERVERZEICHNIS. 


A. DEUTSCH-LATEINISCH. 


Abdicatio tutelae 169 Einl. 
Abstrakte Versprechen 116 
Adoption 274 
Agoranomenurkunden 58fg. 
Alienatio in fraudem credi- 
torum 199 Einl. 
Altersberechnung, römische 
280 
Appellation 280 fg.; 371 
Auflassung 169 fg. 


Barkauf 171 
Bürgschaft 264 fg. 


Calumnia(?) 370 II 8 
Chrematisten 3 fg.; 15; 17 


Dediticii 288 

Defensor eivitatis 31 
Delatorenprozeß 372 VI 
Delikte (der Sklaven) 278 
Demetrios von Phaleron 279 
Depositum 257 fg. 
Destitutoria formula 380 
Dic(asterium?) 97 I 14 


Editio actionis 18; 42 

Ehe 199—230; s. auch Sol- 
datenehe 

Eid (des Verkäufers und 
Käufers) 184 

— in droyoapali 100 

— Reinigungseid 121 

— Schiedseid 40; Einl. 
8. XVI A. 2 

— zur Bekräftigung von 
Urkunden 319 A. 52 

Emphyteuse 69 Einl.; 95 
A. 17 


Erstgeburtsrecht 234; 86 

Evokation 37; 41; 74—78 

Exekutivurkunde 119 fg. 

Extraordinaria judicia 380, 
lin. 16 


Freilassung 271 fg. 
Gewährleistung 170 


Hineinvermächtnisse 367 
Impetratio actionis 42 


Judices pedanei 43 
JuristischeLiteratur279 A.1 


Kaduzität der Mitgift 284 

Katökengrundstücke 111 

Kirchliche Gerichtsbarkeit 
32 

König (Gerichtsherr) 2 

Konventionalstrafen 14,30; 
166, 18 

Korrealität 113 fg. 

Kontumaz 16; 18 


Ladung 16 fg.; 41 
Laokriten 3 fg. 

lex Laetoria 280; 370 I 
litis denunciatio 36 ; 50—56 


Mitgift s. ggeevrj und zeol& 


Noxae deditio 278 
Nutzungspfand 153 


Patronatsrecht 273; 81 
Personalexekution 19 fg.; 
44 fg. 

Pignus 
154 fg. 

Pignus in causa judicati 
captum 241 A. 14 

Praescriptio longae posses- 
sionis 286 fg. 

Probeehe 200 fg. 

Probejahr 201 fg. 

Procurator im Zivilprozeß 
42 

Proposition (von Reskrip- 
ten) 286 

Prügelstrafe 278 

Ptolemais 2 A.1 

Pulvini 339 A. 10/11 


Realexekution 20; 45 
Receptum nautarum 259 fg. 
Recuperatores 370 
Responsum Celsinum 347 


Gordianum 130; 


Sklaven 95; 263; : 


. Testamente 236 fg. 


Sanch 117 A,.7 
Schuldenhaftung der Erk 
234 fe. 
Scripturs interior u 
terior 77 fg. 
Siegelung 53 5 
Signalement der P 
75 ] 


vgl.auch Freilassun 
Patronatsrecht 
Soldatenehe 281 
Soldatenkinder 286 
Stellvertretung 260 fg. 
Stipulation 76 r 
StrafprozeßB 21; 2 
370—1 ’ 
Synodus xysticoru: 
melicorum 290; 


Teilbau 197 

Teilung 1) von 
stücken 270; 152 
153 Einl.; 2) eli 
244 fg. r 

Tergiversatio 280 


— gemeinschaftlic 
Testamentsvollstre: 
239 fg. 


Vadimonium 35 
Verfangenschaft2 
Verfügungsgemeir 
der Ehegatten 2 
Verjährung 80 - 
Einl. 
Volljährigkeit 251; 
377 B 
Vollmacht 260fg. 
R 
Zehnmännergerich 0 
15 f 
Zession (von Ford. 
115 
Zinsen 118 


T 8g.; 


Boros 276, 22 
dyysiov 16; 81 II 6 
&ysıv 1) im Prozeß 41 A.2; 
2) &. öAunv 282 A. 24 
üynuc 158 A. 3 
yvıd 61 A. 4 

‚oyınog 20; 46; 121; 103 
.—108 

Adeıavn Pıßlodien 84 
deinagdevog 98 A. 4 
e9avaros 108 A. 25; 364, 
we6 und 19. 

aitie 374 14; 377,2 
naxovgynros (End vavrı- 
_ as nanovoylag) 260 
ivdvvog 198 
KAhmkavadoyoı 114 A. 3 
eMııov Eyyvoı 113 fg. 
ausdeorarog 274, 22 
 Auweradrerog 241 

&ve (distributiv) 150 A. 9 
u. 6. 
avayıyvaorn 29, 26 
dvayodpsıv 51; 79 fg.; 177 
A. 3; = vererbpachten 
251, 11 
avaypayı 64 
vadıreiv 277 
 Avanguoıs 192; 171 IA.15 
 @vaveocıs 91 A. 3; 163 
Gvanaveıv und Ableitungen 
134 A.22; 149 A. 15/16. 
Avantunesıv, vanounn (De- 
legation eines Prozesses) 
35,1uö. 
Gvanöpıpog 185 A. 5; 192 
&vapegsıv 191,4 und Einl. 
&vsv Ölung nal noloeog 120; 
62 Einl.; 132 Einl. 
&vnßos 251 A. 2 
\ dvriyoapov 63 
ı — Ensoreuuevov 64 A. 1; 
159 Einl.; 166 Einl. 
 &vriponcıg 127 
&wunokoyos 198 
ümaoyn 285; 

m 872 IV 7 
emın on 192 
Omsıneiv NV Enırgomeiav 

‚169, 8 

\&noyoapnh 97 A. 3; 99 fg.; 
103 A. 26 

generelle 105 fg. 

bei der Eheschließung 
_ und Scheidung 214 

bei Sklavendelikten 278 
oyoagpeotaı 31 VI 11 
knödos 99, 37; 310, 31 
Inonadıoravar (Erirgomov) 
255 


31 VI 10; 


I. Wörterverzeichnis. 


B. GRIECHISCH. 


&nöxoırog 284 A. 9 
anokoysioheaı 21, 38 
Amousoiseıv 244 
anoordoıov 167 fg.; 
176; 222 A.1 


173: 


L) 


&noranrog (pooos) 134 A.15 

drropalvsıv (Enitoomov) 255 

«ouögsıv (= competere) 97 
1774 


cooaßov 184 fg. 

Goyatov 23, 15 

Goyeiov (Koyn) 60; 35, 7 

Goyidinaoıens 8 fg.; 27; 
124 fg.; 278; 66; 67, 6; 
74 

&oyav 26 A. 1 

&orög 158 A. 6 

&0yolodusvor Todg narako- 
xıouoög 111 

&pnle 251 

&pioracdheı 176 


Paoıırol yenpyoi 11; 18; 20 

Bspßaimoıs 188 

Beßaıarng 188; 269 

Psinos (Pinos) 243 A. 4 

Bıßkuodnan Ömuooiov Ao- 
yav 94 

— £ynrjosov 90 fg. 

— £nl tov rönov 94 A.1 

— yoeınn 94 A. 1; 185 

BıßAiov 93 Ein]. und A.5 

BıßAopdianss Eyaroewv 93 


yduos, &youpos 200—208; 
64 Einl.; 84, 10. 26 

— Eyyoapos 209 fg. 

ysousrela 276, 17 

yn 1) idiorn) 95 A. 3; 
2) idıöarnrosg Nachträge 
zu 95 A.3; 3) naromınn 
111; 4) fjnsıoog 153 Einl. 

yıvöousva 18; 38, 33 

yvogiio 354, 14; vgl. auch 
yv@orneo 

yvoorne 51 A.2; 287 A. 16; 
358, 31; vgl. auch yvo- 
oldo 

yoruuaropviaxiov 94 A. 1 

yoapsiov 59 fg. 

yöns 145 A. 3; 251, 14 

ddvsıov (fingiertes) 117; 
171; 187 

dsdsırinıog 288 

Ösnaddoyns 30 

Önuociwoıs 82fg.; 126 


293 


dıayoruue Einl. S.XII; 0. 
(über das ptolemäische 
Prozeßrecht) 1; 5, 11; 
23, 22; über Verzugs- 
zinsen 103 Einl. 

dieygapn) 24,13; 31 VI 2; 
32 II 30 

dıryoayn roaneins 68 

dıadoyoı 319 A. 43 

dıednan Ss. Testament 

dic 32 

diendroyoı 319 A. 3 

dıareiche, 101 

diaheysıv 14, 27 

dıckoyn 1) im Prozeß 18; 
2) oi moög ri) d. Tod de- 
yuöınadorod 85; 125 A. 3 

dıiekoyıowog 25; 36; 50, 22; 
52,19; 68, 13. 

diworelisın 16, 20 

dıaoroAn) 287 A.15; cf. 172 
#5 

dinorolınov 124 fg. 

diaorgwua 92; 102 

Öldgayuoı 8. TonoL 

dıeyyväv 131 

drerßoAn TO 

dıraia airie 286; 374 IA 

dinauodorns 26; 60; 61 

dinaıoAoyle 97 II 4 

dixaioue 21,39; 31123; 
369 125 

diogtou« Einl. S. XIII 

Öwesd (mooyauıaia) 229 


Eyyaıa nal vavrınd 283 A.13 

Eyyvaodcı 266 A. 4 

Eyyvog sig Errıoıv 267 

Eyrönkıov T8fg.; 142; 151 
A. 3; 183 

&yyaoıog vOuog Einl. S. XH 

Edvov 225; 64,11; 338 

eidos 103 A. 1 

sinovigew 81 

sinov 290 

siodusvov 63; 72 

eioayoysug 4 

&* (distributiv) = je 226,7 

&rarovrdoyns 30 

&xßonsıs 319, 45 

Kudinos 31; 70—178 

dndscıuov 63; 85 A.1; 237 
347 

Indocıs 215 fg. 

&uhoyn (ausnahmsweise — 
Aufzahlung) 146 A. 14 

Kuoracıs 287; 71,8 

Kurıcıs 113 A. 2 

&up6eıov 151 Einl. 

Zußadsi« 161 fg. 
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Zvsyvowola 143 fg.; 159; 161 

Evijlu& 251 

ivriihsodaı (nal Emirokmeıv) 
261 

tvrevkıg 18 fg. 

£vroistg 261 

£vrolm 261; 269 

Evrolındgiog 261; 269; 77 
Einl.; 78 

£Eoiosrov (= Prüzipuum) 
151 A. 14; 317,10 

EEaudorvoog 8. OvyYyoapN) 

£Eavıoravaı 21,10 

eEloysodcı 81; 89, 86. 42; 
372 VA 

ebloraodeı 31 IV 10 

8Eodıdksıv 68 A. 8 

ZEoonlko 71,11 

inayyehslo 245 Einl. 

£nanokovdrrgia 250 

Enagyog 25 

enogpn 198 fg. 

imıyıwoonsıw 277, 14/15 

inıyodpsıvr (vom #6guog) 
254—6 

&midinorov 277 

emıudnule 25 A.8 

imidıdbvaı (Eiroonov) 254 

inideun 196 A 1; 274 Einl, 

enınaraßoAn) 151A.8;1641g.; 
215 A. 31 

inineıoıg 285 

erwol« 819, 25 

Enımevrenaudinarov 277 

enioralue 97 fg.; 80, 25 

&miordeng 1) tod vouod 9; 
18 A.4; 29; 2) ig nob- 
uns 9; 18 A.4; 14; 21; 
130 A. 8. 

&muoroAn 87 fg. 

&miorodenyog 9; 28; 100 
Einl. 

enirıuov TT A.1 

Enırokmeıw 255; 261 

&nirgonog 1) Vormund 
248 fg.; 2) Testaments- 
vollstrecker 239 fg.; 301, 
27; 816 II 17; 3) — roü 
lölov Adyov 30; 68; 
4) — meiovdeng 196, 6/7 

en) rov nenoıulvov 88 VI; 
89,2 

&nıp£gsıv 116 

&mrıyogıog vdwog Einl.S. XU 

goydkeodaı 355 

&pnusolg 67 


Nysubv 25 
hırla 251 
widArov 118 

novxjj 154 A. 10 


Veod Pla 260 


I. Wörterverzeichnis, 


Heowopbhuneg (?) 278; 369 
Herög (vlög) 274 


ldiog Abyos 830 

isoodoraı 214 fg. 

Inav& moga0yeiv 31 
’Jovula Leßaorn 287 A.1 
lodrooıxov 290, 10) 


nadıoravaı (Enireomov) 255 

nafrohını, Ennimole 98 Einl. 

Kausdosioı 348,3; 395 

nurayodpsıv 82 A.2;176fg.; 
372 VI 5; 260 A. 28 

narayoaypı) 176 fg. 

nareyyvav 27,18 

norahoysiov 67 

noroymolksıv 355 

naraywoıoudg 83 

»uroımındgs. Katökengrund- 
stücke. 

naroyn 96; 131; 232; 242 1g.; 
217 

nndsumv 248 fg. 

nndtoroıa 248 

Rn 260; 158 Einl, 

#Amoovöuoı 7) dıddogoı N 
Öiendrogoı 319 A. 48 

nAfjoog 111 

rowodixıov 6 

»olen 150 A.9 

novodıwoo 248 fg. 

»oarsiodu 212 A. 84/6 

nodrnoıg 232 

reinen 8 fg. 

noırng (nal weoleng) B1 

nrnrinög (doölog) 171 I 6 

»ricoe 192 Einl. 

nborog 248 fg., bes. 251/2 

ouoyoauuerebg 24 Einl. 


kaum Bonds 105 II A. 10 
Aaoxolraı 8. Laokriten 
Aeineodcı (ri nolosı) 1 
VI 35, vgl. Anm. zu 33 
Arrovoyla« 129 Einl. 
Aoysl& 129 Einl. 
koyıorjoeıov tig -oroäg 98 
koyowreole 21 


udyaır) (ulodıog) 297, 8/9 

ueveıw En) yooaug 312, 7; 
313 A.9 

uecwdıdo 16, 22 

weoıredo 131 

weoıria 131 

weoleng 81 

ueraAaußevsıw 31 112; 206, 
6; 246, 20/1 u. Einl. 

ueranaparıdever 247 Einl. 

ueraninteıv 184 

uerapfosıv 193 Einl. 

weremiyodpew 112; 
Einl, 


218 


ueriogog (olnov 
mehren, olnov. 
uvnwovss 60 
non BIT 31 
uovoygdpog 52; 129; 


5 


Nuvoiov 84 
vounög 66A.T 
vöuıue: volg v. yonodeı 
vouoyodpog N 56 A. 

2) (@yogäs) 61,1 
vöuog tüv magah 
vouopdhunss(?) 278 


olnoyevsın 872 VI 11! 
olnovoula TB A. 
olg nadımeı 6 A.2; 18 
öuoAoyla Tafg. 

öudAoyog 289; 31 III 12 


| 


nagayyehlo 86; 40; 50 
mogayoapn 97 UI 
— uongüg vowig 
nagdheoıg 1) gru 
liche 108 fg.; 2) = 
positum 257° 
nagadıun 257 
nopanarediun 2 
nagpansiodeı 1) ir 
buch 101;) = 
Yevaı 31 II 1 ; 
nogakaußdveıw 18; 20. 
36, 222; 23 
wagauov) 6TA.6 
roodpsova 220 f; 
nogaywgeiv 112 
maoaynonoıg 17 
naroößovAog 95 
nedavdyun 22 
mweginoinoıs 348, 
395 
mıorınehsdsın (- 
alorıg I) (= 
26 A. 8i; 
2) (= fides) 2 
15 


1.9 
D5; 
li ai 


nırrdnıov 67,1 

nwolrrevowsvor 2 

mokırınol vöwoı F 
31 V19 


molvyooviog 80 II 
13 j 


nodnrwg Esvınov 19; 


nodfıg 19fg. 
— nork 6 dıdyocu 
— og rodg Pa 

120; 86 


noüog 167° 
meLodern BE 
rgoßoAr 36, 22 
moosorag 361 
neol& 283 fg.; 
s. auch gegvı 


Eros 159 A. 10 
5 heyevos 196, 8 
jusvog 30; 56, 2; 


ji zyelia 1) im Grund- 
= Ä uhren 5; 2) in 
Bor 0A 

ev (6 fiuen) 


; -f. 36 
uimsıg 168g. 

torosög 91 Einl, 

rue Einl. 8. XI 
77A1 

mocklie 9% A.3; 158 


; 242 
8; 129 Einl.; 152 
—155; 179; 180 


Lan 108 4.34 
ori 2m, 12 341 4.12 
m tem) 9; 11; 


ie 18; 


y7 = 65; 311 11 
Er 2 

veroouorınas AV A. 2 
welcher 293 Einl. 


P. dem. Berol. 3078 
209; 212 

, dem, Brit. Mus, bei Grif- 

fith, Byl. pap. 3 p.116: 

P. dem. (Cairo 

IT 204; 313 

989 204 


II, Quellenverzeichnis, 


ovvohhoyuar 0g53A.5; 
reg ü 
suvßeßauorig 269 
suviordvan 261 
ovvoızloıov 213 

oborusız 261 

ovorarındv 261 

opouyig 149 A. 10 
oyohaorınds 31 
soperıouös 66 A. 2 

ooog 260 


Er rVeens 153 Einl. 


eg 372 VI 15 
Fipmne eis ding 17 
ı (Verzugszinsen) (di- 
0) 118; 103— 106; 


rbnog (dal tüv ronov — 
außerhalb des Konvents- 
ortes, in der Heimat) 
59,16 u. 5, 

zoo ootro (beim Kauf) 
192 

rgLunovrirhewov 18815 

roıunouv 319 A. 73 

Tooplrız 8. 0vy700GN 

— von 206 

vorog 1) = Sententia 99,1; 
2) = Bescriptum 319, 47 


viodeoiu 274 
dbrunobew 240 A.16 
tadhhuyue 141 fg. 
breoßdihhew 29, 25 
Gangkıns 31 


56; 2) 
(röm.) 38fg.; 3) = Urteil 
(ptol.) 19 A.1; 31 VII33 


1. PAPYBI. 


A. Demotische. 
P. dem. Libbey 209 


210 A.2 
P, dem. Byl. 
16 209; 210 
17 (Griffith p.142/3) 206 
20 209 
22 209 
28 209 


295 
eo id Div "Hnmov 305 


Wa 1)—=Pfand 141 fg, 
2) = nogunorAren 1 8 
A, 3/4 

ünbwrnua 13fg.; 37; 67 


Drowvnuaroyodpog 83, 15 
bmoreheig 11; 20 


yuvsobv yolog Nachträge 
und Beriehtigungen zu 
71,3; vgl.78,4; — zeyd- 
Anov 365,11 

yeorn 205; 218 fg.; s. auch 
oolE 

p6oog 151 Einl, 

Yoovrıormgıov 97114 

yerivig 249 1g. 

ur wbouog 249 A,A; 250 

1 


yehooue 15% Einl, 

yepadrnaorng 29 A.10 

goeyua 80 

zeıobyoayov 55 fg. 

zeıgorovslv (inirgomov) 255 

zug 89 

yoaybraı 31 1 21 

98a (oi moös ralg yoslaıg) 
9 A.1; 7,2 

yonwerikew 15; 15, 28; 1 
li3 I 32; — ywaolg woolov ‚252 

yenpariospög 73 A.4 

zog 9 

zoo 8, pıßmodien. 

naRls HVQLOD yonnurlkovoe 
252 


viguoue Einl. 8, XII A.4 


vn 174 
— iv nina 135 Sg. 


IL QUELLEN VERZEICHNIS. 


P. dem, Byl. 
30 209 
4 180 A.1 
45 180 A.1 


P. dem. Straßh. 
7 255 4.1 
56 210 


296 II. Quellenverzeichnis. 


B. Eriechtscne, 


P. Amherst Berliner griechische Berliner griechische 
27 380 Urkunden Urkunden 
32 140 260 137; 55 1053 105 
833 2 A.4;5 267 286 1055 104 
63 8376 272 143 1057 8356 
12 247 300 345; 261 1058 170 
78 123 308 278 1070 323; 250 
81 54; 36 316 271 1072 195; 222 
8 274; 196 A.1 321 114 1073 198 
86 274Einl.; 196 322 124 1084 208 A.1 
Ai 326 316; 240 1093 260 A.4 
88 150 327 6] 10987215 
91 250 339 250 1100 215 
98 65 A.1; 86 361 I 1—9 92, 347 1101 215 
138 342 364 279 1106 108 
141 126 378 60 1113 169 
142 69 379 219 1117 107 
146 76 8388 91; 272 1127 290; 93 
147 117 A.3 413 263 1129 254; 227 
1517115 415 ne 1131 290 
A 446 2 1138 100 
r 448 310; 240 1145 168 
453 144 1146 106 
P. Basel 455 247 A.1 1147 108 
7 245; 130 472 161; 253 A.3 1151 236 
473 875 1155 67 
Berliner griechische 527 262 1158 234; 136 
Urkunden 578 227; 84; 123 1167 149 
2 113 581 354 1171 136 
13 265 611 370; 279 1177 258 
19 85; 233 613 89; 45 A.3 F 
36 125 614 39 P. Bouriant 
46 112 628 871; 280 fg. 96; 8; 262 
50 205 637 336 
69 142 651 111 P. Cairo graec. 
70 175 702 8333; 257 A.5 10474 225 
73 207 TITIRETART 67006 228 fe. 
86 306; 234 729 167; 257 A.4 67028 38%; 230 
87 260 741 244; 115; 130 67032 262 
101 249 813 55 i 
112 214 856 331; 257 A.4 P. Cattaoui 
11411 117 887 272 1 88;372;379A1; 
136 86; 234 888 239; 254 281—6 
140 378; 282; 283; 907 97A.7;248A1; 2 Nachträge u. Be- 
284; 286 250 richtigungen zu 
153 261 959 194 2 S. 33 A. 2 
161 s. BGU 448 970 242; 222 : 
168 121 987 269 P. Chicago 
174 64 A.2 989 136;55;64A2 2 217; 103 
i77 258 993 136; 238 
183 8313; 201; 245 996 248 A.1 Corpus Papyrorum 
184 202 998 252; 173; 233 Raineri (s. auch Pap. 
189 226;64A.2;117 An Erzherzog Rainer) 
191 261 1004 33 ı 220 
193 II 268 1019 27A.3;39 AA 4A 159 
196 163 10386 118 6 158 
226 50 1038 240 9 2592 AA 
242 116 1045 282; 2025207 10 145 
243 216; 103 1047 69 A.4 18 84; 2005 208; 
251 201; 245; 350 1050 286; 214; 241 237 


252 242; 245 1052 215 19 69; 233 A.1 


P. Giess. 
214 

206; 98; 110 
75 


173; 206 
206 

Col.II 8378 
P. Gizeh 


A.b; 234 


P. Goodspeed 
260 A.1 


I; Pe 

32 

341 

- 802; 237 
156; 178 A.5 
155 

25 


237 
247 


u 
157 
138; 257 A.1 


154 


#2 Hamburg 
16 103 


P. Hawara 


-  P. Heidelb. 
1278 233; 135 


P. Leyd, 
167 
P. Lille 
48 
369 


Col. I 877; 288 


388 Einl. S. XV 


18 A.4; 14 A.3 


II. Quellenverzeichnis. 


P. Lips. 

3 172; 252 A.4 

4 171; 59 A.6; 
95 A. 2; 192; 
269 

5 171 

8 210 

9 211; 247; 250 

10 189; 85; 130; 
156; 247 

19 276 

22 277 

27 293 

28 868; 252 A.4 


33 55; 40; 224 

86 77 

88 97; 42; 261 

39 127; 228 

41 300; 225 
98 


44 381; 290 
120 230 

Inv. 244 71; 270 
Inv. 348 78 

Inv. 508 196 


P. Lond, 
I 


129 
2A.A 
147 

148 
319; 247 


II 
6 35 
18; 341 
204; 95 A.2 
87; 157 
351; 262 
253 A.8 
57, 224 
52; 117A.2; 
122 
309 
181; 180 A.1 
255 
149 
160 
177 
176 
176 A.1; 185 
A.1 


p- 46 
p- 60 
p. 214 
p: 215 
p. 241 


p- 
p-. 13 
p-151 
p.152 
p.153 
p- 156 
p-168 
p-172 


p-176 
p-177 
p-178 
p-189 
p-195 
p-198 
p-199 
p- 204 
p.-206 332; 257 A.5 
p.208 334 

p-211 

p.212 #28; 253 
p. 215 
p.219/20 237; 266 
p.221 174 
p.256 340 


p- 264 
p: 281 
p-317 


p- 4 
p. 8/9 234 
p-10/11 152 

p. 12 158 

p. 13 154 
p-111 199 
BA111007 
p.117/8 209 
p-128 95 
p.132 229 
p.148—50 69 A.6 
p-151 256 
p.153 851 
p.160f) 262 
p.166k) 69 A: 6 
p.169—70 8837 
p.171 162 
p.175 330 
p.220 341; 260 
p.233 270 
p.250 73 
p.253 365 
p.254 367 
P.278—81 263 


P. Magl. 
12 130; 53 
14 224; 117 
18 11 
21 10 
23 9 
29 366 
81 91 A.2 
3 839 


P. Melanges Nicole 
8, 3 A.2 


P. München 


(Arch. 1,479) 2834 
P, 19. 

34 188; 85 

37 79; 44 

383 58 

45 222 

48 273 


49 359; 273 
50 403; 273 
56 320 

67 56 

68 228 

71 62 

73 184 

75 224 

76 235 

94 344; 261 
95 267 
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P, Oxy. 
1 y 


97 8347; 261 
100 184 

105 308; 240 
106 308 

129 296; 228 
133—37 263 
138 352; 263 
144 843 


ul 
287 V 37 39 

VI6/7 27; 38 
VII 12 — VII 7 

208 
VIL89 27 A.1 
VIIL 21 fg. 202 

A.3 


VIII 27-43 192; 
222; 232 fg. 
213 
182 
101; 266 
74; 337 
346; 261 
95 A.2; 184 
266 
227 
292 
281; 202 A.2 
290 
236; 268 
221 
193 
165 

281 66 

117 

232; 124 

216 


286 
327 desc, 


III 
235; 135 
203 
246; 148 A.1 
59; 135 
322; 251 A.4 
240 
304; 240; 251 
A.4; 273 
240 
307 
305; 238—9 
345; 251 A 4 
287; 214 fg.; 
227 
222 A, 2 
349; 261 
350; 261 
248: 99 A. 3; 
148; 155 
636 134 
650 135 
653 desc. 90 


472 
483 
485 
486 
487 
489 
491 


492 
493 
494 
495 
496 


497 
501 
505 
506 
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706 81; 273 


709 

712 231 

713 314; 242g. 

715 212 

716 360; 272 

“7191247. Als 86 
720 324 

722 358; 271-3 

726 261 fg. 

727 261 

730 273 

785 266 


888 
893 
901 
902 72 
905 
907 
909 
911 
912 


250 
326a; 251 
252 A.A 


vu 
1027 199a; 110 


P. Par. 
7 225; 117 
82 117 
TI0 FTD 


Cassius Dio 
60, 28 281 


Cod. Gregorianus 
V1ı1 284A.2 


Codex Justinianus 
5,5,2 289 

5,9,6 291 

5, 37,14 263 
7,83. 12.2987 

10, 54,1 290 

10, 61(59), 1 288 


Corp. Inse. Graee. 
4957 1.15—17 102 


I. Quellenverzeichnis. 


P. Par. 
13 280; 13;201fg.; 
205; 207fg.; 226 
14 234 
65 8 


P. Petr. 
I 


19 301 


II 
2(2) 22% 
12 (3) “ 
ee (d) 28 
21 C 
N 135 


I 
21(b)und (f) 3; 8 
21(g) 21 
25 830 
28(e) 45 
29(e) 13 
36 (a) Verso 5 


P. Reinach 
716 


P. Straßb. . 


20 94 

22 Verso 374; 286 

30 364; 276 

4 9 

Inv. 85 (Arch. 3, 130) 
245 A.A 


P. Teb. 
I 


5,207fg. 1; 7; 11 
ww 


5, 221-247 36 
5,255 —264 36 


54 17 

285; 214; 226 
— 227 

134 

141 

110 11T A 

145 desc. 266 

156 desc. 47 


2. ANDERE QUELLEN. 


Corpus Inse. Lat. 


6,4, 33748 259A.3 
13, 7521 249 


Damaseius 


bei Photius bibl. 
242 p. 338 214fg. 


Digesta 
1,5, 7 288 


18,1,81,1 236Einl. 


50, 2,3, 1 288 
50, 4, 8 280 


Diodor 
1,27.28212 


Diptycha 
Amherst 362 
Kairo 29808 327; 

249 


Foncart- Le Bas, 
Insc. du Pelop. 
243a 249 A.4 


Gaius 
2,110 285 


Heraclit zeol moAı- 
Taov 
40 251 AA ı 


Homer 0d. 
8, 344 265; 267 


279 


434 dese. 
444 SM 


Verlag von B. G. Teubner in Leipzig und Berlin 


Einleitung in die Altertumswissenschaft. Herausgegeben von A. Gercke 
und E. Norden. 3 Bände. Lex.-8. 


I. Band. 1. Methodik (A. Gercke). 2. Sprache (P. Kretschmer). 3. Antike Metrik 
(E. Bickel). 4. Griechische und römische Literatur (E. Bethe, P. Wendland und 
E. Norden). [XII u. 588 S.] 1910. Geh. #. 13.—, in Leinwand geb. A 15.— 
II. Band. 1. Griechisches und römisches Privatleben (E. Pernice). 2. Griechische 
Kunst (F. Winter). 3. Griechische und römische Religion (S. Wide). 4. Geschichte 
der Philosophie (A. Gercke). 5. Exakte Wissenschaften und Medizin (J. L. Heiberg). 
[VII u.432 S.] Geh. #.9.—, in Leinw. geb. .N. 10.50. 
III. Band. 1. Griechische Geschichte (C. F. Lehmann-Haupt). 2. Hellenistisch- 
römische Geschichte (G. Beloch). 3. Geschichte der Kaiserzeit (E. Kornemann). 
4. Griechische Staatsaltertümer (B. Keil). 5. Römische Staatsaltertümer (K. J. 
Neumann). 6. Epigraphik, Papyrologie, Paläographie (B. Keil). [ca. 20 Bogen.] 
Geh. ca. M.8.—, in Leinwand geb. ca. #. 9.50. [Unter der Presse.] 
Bei Bezug aller 3 Bände ermäßigt sich der Preis auf ca. M.25.— (geheftet) und 
ca. fM. 30.— (gebunden). 


Das Werk will zunächst dem Studenten, aber auch jüngeren Mitforschern an 
Universitäten und Gymnasien ein Wegweiser durch die verschlungenen Pfade der weiten 
Gebiete der Altertumswissenschaft sein. Den Blick auf das Große und Ganze unserer 
Wissenschaft zu lenken, ihr die möglichst gesichert erscheinenden Resultate der ein- 
zelnen Disziplinen sowie gelegentlich die Wege, auf denen dazu gelangt wurde, in 
knappen Übersichten zu zeigen, die besten Ausgaben wichtiger Autoren und hervor- 
ragende moderne Werke der Lektüre zu empfehlen, auf Probleme, die der Lösung noch 
harren, aufmerksam zu machen und somit ein Gesamtbild unserer Wissenschaft, ihrer 
Hilfsmittel und Aufgaben zu liefern: das sind die Ziele des Werkes, das durch die Mit- 
arbeit von Gelehrten, die sich einen Namen in der Wissenschaft erworben haben, zu dem 
Haupt- und Grundbuche der klassischen Altertumswissenschaft werden dürfte und das 
als Führer und Berater nicht bloß während der Studienzeit, sondern auch im praktischen 
Lehrberuf dazu beitragen wird, die sich leider immer vergrößernde Kluft zwischen 
Wissenschaft und Schule zu verringern. 

Zu dem Werk wird nach Drucklegung aller 3 Bände ein General-Register 
hergestellt, das jedem der Bände unberechnet beigegeben werden soll. Für die Bände 
I und II wird dieses Register den Besitzern gratis nachgeliefert; die Bände erhalten 
einen Falz angefügt, in den das Register leicht eingehangen werden kann. 


Die hellenische Kultur. Dargestellt von F. Baumgarten, F. Poland, 
R. Wagner. 2., vermehrte Auflage. Mit 7 farbigen Tafeln, 2 Karten 
und gegen 400 Abbildungen im Text und auf 2 Doppeltafeln. [X u. 
491 S.] gr. 8. 1907. Geh. # 10.—, in Leinwand geb. #. 12.— 


„Denn es sei nur gleich herausgesagt, daß es ein ganz ausgezeichnetes Buch ist, das 
uns die drei Verfasser als Frucht ihrer gemeinsamen Arbeit geschenkt haben. Was das 
Buch auszeichnet, ist die weise Beschränkung auf die charakteristischen Erscheinungen 
in den verschiedenen Gebieten des kulturellen Lebens, das Geschick, mit dem diese zu 
sauberen Einzeldarstellungen verarbeitet wurden, die sich gegenseitig ergänzen und 
schließlich zu einem wirkungsvollen Gesamtbilde zusammenschließen. Denn glücklicher- 
weise wurde nicht über Einzelheiten vergessen, den inneren Zusammenhang der Er- 
scheinungen klarzulegen. Hierzu kommt, daß die Verfasser es auch verstehen, was sie 
sagen wollen, klar und in fesselnder Weise zum Ausdruck zu bringen. Besonders rühmend 
sei hier jener Partien gedacht, die die Kunst behandeln. Es ist ein wahres Vergnügen, 
den Ausführungen des Verfassers zu folgen: nirgends Phrasen, nirgends Flunkern mit 
Gelehrsamkeit, nirgends unsicheres Hin- und Herschwanken im Urteil, vielmehr überall 
liebevolles Versenken in den Gegenstand, sichere, klare Anleitung, das Wesentliche in 
den Gebilden der Kunst und ihrer Entwicklung zu erfassen, wie sie eben nur auf dem 
Boden wissenschaftlicher Tüchtigkeit wachsen kann, die aufs glücklichste mit feinem 
Kunstsinn gepaart ist. Beides beweist auch die ganz vortreffliche Auswahl des Bilder- 
schmuckes.“ (Zeitschrift für die ös'erreichischen Gymnasien.) 


Geschichte des hellenistischen Zeitalters. Von J. Kaerst. gr. 8. 
3 Bände. I. Band: Die Grundlegung des Hellenismus. [X u. 434 8.] 
1901. Geh. #. 12 —, in Halbfranz geb. # 14.—. I. Band, 1. Hälfte: 
Das Wesen des Hellenismus. [XII u. 430 S.] 1909. Geh. M. 12.—-, 
in Halbfranz geb. # 14.— 


„Kaerst geht nirgends einer Schwierigkeit aus dem Wege, umsichtig hat er vor 
seiner Entscheidung stets die Möglichkeiten erwogen. Daß sein Werk ganz ausgereift 
ist, zeigt mit am deutlichsten sein Maßhalten. Es ist ein gefährliches Gebiet, die Ge- 
schichte Alexanders, wo jeder leicht zeigen kann, was er nicht kann; mit dem Mute der 
Jugend ist Kaerst an diese Aufgabe gegangen, um in der Kraft der Mannesjahre sie zu 
lösen. Das Urteil über sein Werk, das völlig hat ausreifen können, darf einen hohen 
Maßstab anlegen, aber diese Geschichte Alexanders enttäuscht auch die Leser nicht, die 
viel erwarten: in Forschung und Darstellung, nach Form und Inhalt ist sie die be- 
deutendste, die durchdachteste seit J. G.Droysen.* (K. J. Neumann im Literar. Zentralblatt.) 
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Die griechische und lateinische Literatur und Sprache. (Kultur der 
Gegenwart, Teil I, Abt. 8.) Bearbeitet von U. v. Wilamowitz-Moellen- 
dorff, K. Krumbacher, J. Wackernagel, Fr. Leo, E. Norden, 
F. Skutsch. 3. Auflage. [ca. 500 8.] Lex.-8. 1911. Geh. ca. # 10.—, 
in Leinwand geb. ca. M 12.— 


„In großen Zügen wird uns die griechisch-römische Kultur als eine kontinuierliche 
Entwicklung vorgeführt, die uns zu den Grundlagen der modernen Kultur führt. Helle- 
nistische und christliche, mittelgriechische und lateinische Literatur erscheinen als Glieder 
dieser großen Entwicklung, und die Sprachgeschichte eröffnet uns einen Blick in die un- | 
geheuren Weiten, die rückwärts durch die vergleichende Sprachwissenschaft, vorwärts 
durch die Betrachtung des Fortlebens der antiken Sprachen im Mittel- und Neugriechischen 
und in den romanischen Sprachen erschlossen sind. Die Darstellung der antiken Literaturen # 
hat vor den verbreiteten Handbüchern, deren Nutzen nicht herabgesetzt werden soll, den | 
Vorzug, daß die treibenden Kräfte, die herrschenden Strömungen, die Charakterbilder der 
bedeutenden Persönlichkeiten schärfer herausgearbeitet sind, daß das Nachsprechen antiker 
Werturteile, die doch nur den Geschmack einer Zeit widerspiegeln, aufgehört hat.“ 

(P. Wendland in der deutschen Literaturzeitung.) 


Staat und Gesellschaft der Griechen und Römer. (Kultur der Gegen- 
wart, Teil II, Abt. 4, 1.) Bearbeitet von U. v. Wilamowitz-Moellen- 
dorff und B. Niese. [VI u. 280 8.] Lex.-8. 1910. Geh. # 8.—, 
in Leinwand geb. #4 10.— 


Die Darstellung von Staat und Gesellschaft der Griechen gliedert sich entsprechend 
dem allgemeinen Gange der Geschichte in die hellenische, attische und hellenistische 
Periode. Vorausgeschickt ist eine knappe Übersicht über die Griechen und ihre Nachbar- 
stämme. In der hellenischen Periode soll wesentlich die typische Form des griechischen 
Gemeinwesens als Stammstaat anschaulich werden, danach die entwickelte athenische 
Demokratie, endlich das makedonische Königtum und neben und unter diesem die griechi- 
sche Freistadt. Die Gesellschaft kommt wesentlich nur so weit zur Darstellung, als sie die 
politischen Bildungen erzeugt und trägt. — Der Abschnitt über den Staat und die Gesell- 
schaft Roms schildert den in drei Perioden: Republik, Revolutionszeit und Kaiserzeit sich 
vollziehenden Entwicklungsprozeß der kleinen Stadtgemeinde zu dem weltbeherrschenden 
Imperium Romanum sowie dessen allmählichen Verfall und Untergang. k 


Allgemeine Volkswirtschaftslehre. (Kultur der Gegenwart, Teil II, 
Abt. 10.) Bearbeitet von W. Lexis. [VI u. 259 S.] Lex.-8. 1910. 
Geh. M. 7T.—, in Leinwand geb. M 9.— 


y... Sorgsam durchdacht, stellt das Werk die gereifte Frucht eines langen Gelehrten- 
lebens dar. Ausgezeichnet durch Klarheit und Kürze der Definitionen, wird die ‚Allge- 
meine Volkswirtschaftslehre‘ von Lexis sicher zu einem der beliebtesten Einführungs- 
bücher in die Volkswirtschaftslehre für Studenten wie auch für Praktiker werden. Kein 
Einführungsbuch im Sinne von ‚Leitfaden‘, sondern eine zum selbständigen Studium der 
Volkswirtschaftstheorie völlig ausreichende, den Leser zum Nachdenken anregende Schrift... 
Das Werk können wir allen volkswirtschaftlich-theoretisch interessierten Lesern warm 
empfehlen.“ (Zeitschritt des Vereins der deutschen Zuekerindustrie.) 


Geschichte des griechischen Vereinswesens. Von F. Poland. [VII 
u. 655 8.] Lex.-8. 1909. Geh. # 24.— 


Der Verfasser hat sich die Aufgabe gestellt, unter Benutzung des weit zerstreuten 
umfangreichen Materials den mannigfaltigen Vereinsbildungen Griechenlands in ihrer 
Wirksamkeit und ihrer Stellung in der geschichtlichen Entwicklung des Altertums nach- 
zugehen. So kommen zunächst die verschiedeneu Arten der Vereinsbezeichnung Griechen- 
lands, wie Gattungsnamen, Individualnamen, allgemeine genossenschaftliche Bezeichnungen | 
zur eingehenden Besprechung; hierauf untersucht Verfasser das Verhältnis des Vereins 
zur Gottheit, seine Beziehungen zur Familie und sozialen Gliederung der Bevölkerung, 
die Bedeutung des Staates als Vorbild der Vereinsorganisationen, sowie die wirtschaft- 
liche und sittliche Seite des griechischen Vereinslebens und gibt zum Schluß einen zu- 
sammenfassenden Überblick über die Entwicklung des gesamten Vereinswesens. Die 
mannigfaltigen Streiflichter, die diese Untersuchungen auf religiöse, politischeundwirtschaft- 
liche Fragen allgemeiner Art fallen lassen, verleihen dem Werke als wertvollen Beitrag zur 
griechischen Allgemeingeschichte weitgehendes Interesse. 


Aus den griechischen Papyrusurkunden. Von L. Mitteis. [50 8.] 
8. 1900. Geh. M. 1.20. 


„Es war ein verdienstvolles Unternehmen von Ludwig Mitteis, in einem Vortrage 
auf dem diesjährigen deutschen Historikertag zu Halle einem weiteren Kreise von Histo- 
rikern die neueren Ergebnisse der griechischen Papyrusurkunden vorzuführen.... Dieser 
Überblick über die inhaltsreiche Schrift dürfte zum Beweise dessen genügen, wie viele 
wichtige Probleme der antiken Geschichte auf Grund der Papyruskunde der Lösung näher # 
gebracht werden. Allen Historikern und Altertumsforschern sei daher die Schrift zur 
Einführung in die Papyruskunde aufs dringendste empfohlen.“ (Dtsch. Literatur-Ztg.) 
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Griechische Papyri im Museum des Öberhessischen Geschichtsvereins 
zu Gießen. Im Verein mit Otto Eger herausgegeben und erklärt 
von E. Kornemann und P. M. Meyer. I. Band. 3 Hefte. 4. I. Heft. 
Von Ernst Kornemann und Otto Eger. Urkunden 1—35. Mit 
4 Lichtilrucktafeln. [91 S.] 1910. Geh. # 7.—. 2. Heft. Von 
Paul M.Meyer. Urkunden 36—57. Mit 3 Lichtdrucktafeln. [104 S.] 
1910. Geh. M 8.—. 3. Heft. [In Vorbereitung.] 


Aus der kleinen, aber an interessanten Stücken reichen Sammlung der Gießener 
Papyri werden im ersten Heft 35, im zweiten 22 Urkunden veröffentlicht. Im Mittelpunkt 
des ersten Heftes stehen die für das Ende der traianischen und den Anfang der hadria- 
nischen Regierung, ungemein wichtigen Urkunden aus Heptakomia. Daneben enthält 
dieses Heft Urkunden von der Ptolemäer-Zeit bis ins 3. nachchristliche Jahrhundert von 
verschiedenster Herkunft. Die ptolemäische Zeit ist vertreten durch einen eigenartigen 
Ehevertrag vom Jahre 173 v. Chr., die Römerzeit durch juristisch sehr wertvolle Stücke. 
Das zweite Heft bringt nur bisher unveröffentlichtes Material. Für Gräzisten und Ägypto- 
logen gleich wichtig sind vier Papyri, die griechische Übersetzungen demotischer Vertrags- 
urkunden aus der Zeit Euergetes II. enthalten und z. T. vollkommen neue Typen bieten. 
Das Hauptstück der ganzen Sammlung aber sind drei Erlasse Caracallas vom Jahre 212, 
an der Spitze Reste der bisher von der wissenschaftlichen Forschung schmerzlich ver- 
mißten constitutio Antoniniana, denen ein längerer Kommentar beigegeben ist. Hinzu 
kommen Varia aus Oxyrynchos, Hermupolis, Aphrodito, dem Antaiopolites und anderen 
Gauen, die bis ins 7. nachchristliche Jahrhundert herabgehen. 


Griechische Papyrusurkunden der Hamburger Stadtbibliothek. Heraus- 
gegeben von P. M. Meyer. Band I, Heft 1. Mit 7 Lichtdrucktafeln. 
[100 8.] 4. 1911. Geh. 4. 8.— 


Die Papyrussammlung der Hamburger Stadtbibliothek, meist Urkunden des täglichen 
Lebens, die uns Handel und Wandel aller Klassen der Bevölkerung, den Betrieb auf den 
verschiedenen Gebieten der Verwaltung bis ins kleinste Detail vor Augen führen, diese 
Urkunden zählen zu den besten ihrer Gattung. Das hier vorgelegte erste Heft umfaßt 
Urkunden vom ersten bis sechsten nachchristlichen Jahrhundert Unter ihnen befinden 
sich die Faijum-Papyri bei weitem in der Mehrzahl Das zweite Heft wird u. a. Ptolemäer- 
Papyri des dritten vorchristlichen Jahrhunderts und eine ganze Serie von libelli libella- 
ticorum aus der Decianischen Christenverfolgung enthalten, das dritte Heft, das den ersten 
Band zum Abschluß bringt, weitere Urkunden und die Indices. 


Grammatik der griechischen Papyri aus der Ptolemäerzeit. Mit Ein- 
schluß der gleichzeitigen Ostraka und der in Ägypten verfaßten In- 
schriften. Laut- und Wortlehre. Von E. Mayser. [XIV u. 538 S.] 
gr. 8. 1906. Geh. M. 14.—, in Halbfranz geb. M. 17.— 


Das Buch, dem ein zweiter, die Syntax enthaltender Teil folgen soll, will zu- 
nächst eine geordnete, vollständige und auf den besten bisher publizierten, zudem vom 
Verfasser an Faksimiles nachgeprüften Lesungen beruhende Sammlung des sprachlichen 
Materials für die erste Periode unserer nichtliterarischen Papyrustexte bieten und damit 
die Geschichte der griechischen Umgangs- und Kanzleisprache im griechischen Agypten 
der vorrömischen Zeit auf eine sichere Grundlage stellen. Wo verschiedene Erklärungen 
der vorliegenden Spracherscheinungen möglich sind, ist auf die Vieldeutigkeit ausdrück- 
lich hingewiesen und vorschnelle Entscheidung für eine bestimmte Möglichkeit ver- 
mieden worden. Nach allen bisher gemachten Erfahrungen kann behauptet werden, daß 
aus der Periode, die das Werk umfaßt, alle vorkommenden und zu erwartenden Typen 
sprachlicher Erscheinungen schon aus dem bisher publizierten Material ersichtlich und 
demnach in diesem Buche verzeichnet sind; auch die Proportionen in der Frequenz der 
Erscheinungen werden durch fernere Funde schwerlich stark verändert werden. Daß 
auch das sonst stiefmütterlich behandelte Gebiet der Wortbildungslehre ausführlich be- 
sprochen und in geschichtliche Beleuchtung gestellt ist, dürfte vielen erwünscht sein. 


Studien zur Geschichte des römischen Kolonates. Von M. Rostowzew. 
[X u. 452 8.] gr. 8. 1910. Geh. AM 14.— 


Das Buch sucht die an die Entstehung des römischen Kolonates anknüpfenden ver- 
wickelten Fragen durch Heranziehung des uns gerade in letzter Zeit in so reicher Fülle 
geschenkten Urkundenmaterials zur agrarischen Entwicklung des Ostens zu lösen. Von 
den Verhältnissen des Grund- und Bodenbesitzes unter den Ptolemäern sowie namentlich 
den Verhältnissen zwischen der Regierung und den verschiedenen Klassen der ackerbau- 
treibenden Bevölkerung Ägyptens ausgehend, gelingt es ihm, die Entwicklungsformen des 
Kolonates in den verschiedenen Provinzen des römischen Weltreiches verständlich zu machen, 
deren Darstellung der Hauptteil des Werkes gewidmet ist, wobei die verschiedenartigen 
Verbindungslinien zwischen der Entwicklung des Ostens und Westens klargelegt werden. 
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Priester und Tempel im hellenistischen Ägypten. Ein Beitrag zur 
Kulturgeschichte des Hellenismus. Von W. Otto. 2 Bände. gr. 8. 
I. Band. [XIV u. 418 8.] 1904. II. Band. [VIu. 4178.) 1908. Geh. 
je M. 14.—, in Halbfranz geb. je 4. 17.— 


„Je mehr die Papyruspublikationen sich häufen, desto notwendiger wird es, das 
Material für einzelne Gebiete übersichtlich zusammenzustellen, auch dann, wenn nicht 
überall feste Ergebnisse gewonnen werden können. Deshalb halte ich den Versuch des 
Verfassers, nach dem, was bisher über den Kultus, seine Vertreter und seine Stätten im 
Ägypten der griechisch-römischen Zeit bekannt geworden ist, ein klares Bild zu entwerfen, 
für einen glücklichen Gedanken. In ausführlicher Darstellung erörtert er alle wesentlichen 
Fragen, ohne Unlösbares lösen zu wollen, und bringt in die Fülle überlieferter Einzel- 
heiten eine Ordnung, die jeder weiteren Forschung die Wege ebnet und jede neue Eint- 
deckung einzureihen hilft... Der Leser wird genug gute Beobachtungen und viel ver- 
ständiges Urteil in dem Buche finden.* (Literarisches Zentralblatt.) 


Die Strafklauseln in den Papyrusurkunden. Ein Beitrag zum grüko- 
ägyptischen Obligationenrecht. Von A. Berger. [VIu. 246 S.] gr. 8. 
1910. Geh. #4 .8.— 


Im ersten Kapitel wir& das Sprachliche der Strafklauseln untersucht, im zweiten 
eine rechtsgeschichtlich-dogmatische Darstellung der gräko-ägyptischen Konventional- 
strafe und im letzten und umfangreichsten eine Betrachtung der Strafklauseln der einzelnen 
Vertragsarten gegeben. Besondere Aufmerksamkeit wird der geschichtlichen Entwicklung 
auf den einzelnen Gebieten zugewendet und zwecks Erforschung der älteren Einflüsse 
auch das demotische Papyrusmaterial herangezogen. Andererseits wird auch sehr oft auf 
das römische Recht zurückgegriffen und auf die wechselseitige Einwirkung der beiden, 
des gräko-ägyptischen und des römischen, hingewiesen. 


Zum ägyptischen Grundbuchwesen in römischer Zeit. Untersuchungen 
auf Grund der griechischen Papyri. Von 0. Eger. [VII u. 212 $.] 
gr.8. 1909. Geh. # 7.—, geb. M. 8.—, in Halbfranz geb. MX 9.50. 


Der Verfasser führt zunächst den Nachweis des Vorhandenseins einer Grundbuch- 
behörde, Pu3Aıo9nzn &yzrıjosov genannt, deren Aufgabe vorzugsweise die Verbuchung 
des Privatgrundbesitzes und der auf ihm ruhenden dinglichen Rechte bildete, und ver- 
folgt dann im einzelnen den regelmäßigen Geschäftsgang bei diesem Amte: Anzeige der 
beabsichtigten Verfügung, Erlaubnis der Grundbuchführer zur Beurkundung an den 
Notar, Anmeldung von stattgehabten Änderungen in der Rechtslage, Verfügungen der 
Grundbuchführer, Verfügungen in den dıeoreosuare, um zum Schlusse die heute noch 
nicht spruchreife Frage zu erörtern, inwieweit diese Verbuchung über ihre privatrecht- 
liche Bedeutung hinaus auch staatlichen Interessen diente, d. h. als Kataster fungierte, 


Hypothek und Hypallagma. Beitrag zum Pfand- und Vollstreckungs- 


recht der griechischen Papyri. Von A. B. Schwarz. [VILu. 152 S.] 
gr. 8. 1911. Geh. M 6.—, geb. 4. T7.— 

Diese Arbeit, ein beachtenswerter Beitrag zur Aufklärung hellenistischer Rechts- 

verhältnisse, versucht an der Hand des in letzter Zeit in so großer Fülle veröffentlichten 


Urkundenmaterials das Verhältnis der beiden Hauptformen des gräko-ägyptischen Pfand- 
rechts, der Hypothek und des Hypallagma, zu bestimmen. In Verbindung damit gelangen 


Fragen der Vermögenspfändung, der Gewährleistungspflicht und Verfügungsbeschränkungen 


des Verpfänders, des staatlichen Pfandrechts, der Pfandsteuer und der grundbücherlichen 
Wahrung des Pfandrechts zur Erörterung. Weiterhin wird der Unterschied in der Reali- 
sierung der beiden Pfandformen dargelegt, wobei hauptsächlich die Lehre von den exeku- 
tiven Urkunden, vom Mahn- und Pfändungsverfahren, vom Eigentumszuschlag im 
Exekutionswege und die vielfach noch ungewissen Fragen, die die Realisierung des 
Verfallpfandes betreffen, besprochen werden. Im letzten Kapitel wird das Verhältnis der 
Hypothek und des Hypallagma zu den übrigen Sachhaftungsformen der Papyri erörtert. 


Aus dem griechischen Schulwesen. Eudemos von Milet und Verwandtes,. 
Von E. Ziebarth. [VII u. 150 S.] 8. 1909. Geh. # 4.—, in Halb- 
franz geb. M. 5.— 


„Ziebarths Buch ist eine sehr hübsche und geschickt geschriebene Sammlung dessen, 
was uns die Inschriften über die altgriechischen Schulen erzählen. Das auf den Steinen 
gebotene Material, an sich betrachtet oft so trocken, so zerrissen und zusammenhanglos, 
ist von Z. in einer Weise verbunden und dadurch lesbar gemacht, die eine große Be- 
herrschung des Stoffs voraussetzt. .. Unentbehrlich ist das Buch für jeden, der sich mit 
Geschichte der Pädagogik befaßt; wer dies bisher nur nach literarischen Quellen getan 
hat, wird mit Staunen bemerken, welche Fülle neuer und wichtiger Kenntnis wir den 
Steinen entnehmen. Vollends wird derjenige Ziebarth Dank wissen, der selbst das Glück 
hatte, in antiken Gymnasien zu weilen, sei es, daß er dortin einer verträumten Stunde die 
öden Räume mit seiner Phantasie belebte, oder daß er sich philologisch mit den Gymnasial- 
inschriften beschäftigte, er wird bei der Lektüre von Ziebarths Buch angenehme Stunden 
des Aufenthalts im Süden gern in der Erinnerung neu durchleben, und auch für die Arbeit 
am Schreibtische wird er manche Ausbeute davontragen.“ (Nene Jahrbücher.) 
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